
 

 
 
 
 
 

 
      
 
 
 
       
 
 

 

 
 
 

Zu 8947. Kampfflugzeuge Mirage. Zusatzkredit (Abklärung) 
 

Dokumentationsdienst 
3003 Bern 
Tel.  031 322 97 44 
Fax  031 322 82 97 
doc@pd.admin.ch 

  



A vions de combat Mirage 

Nachmittagssitzung vom 16. Juni 1964 

Seance du 16 juin 1964 

Vorsitz Pre~idence: Hr. Danioth 

Zu 8947. Kampfflugzeuge :Mirage. 
Zusatzkredit (Abklärung) 

Avions de combat Mirage. 
Credit complementaire (Enquete) 

Verhandlungen de1· Nationalrates 
vom 9. und 10. Juni 1964 

Delihha1ions du Conseil national du 9 et 10 iuin 1964 

Anträge siehe Seite 141 hienach 

Propositions voir page 141 ci-apres 

Dietschi, Präsident der Geschäftsprüfungskom­
mission: Vorgängig der Berichterstattung über das Mi­
litärdepartement sehe ich mich als Präsident der Ge­
,chäftsprüfungskommission veranlasst, eine allgemeine 
Bemerkung zur Mirage-Angelegenheit vorauszuschicken. 

Schon im letzten Jahr beschäftigte sich die Ge­
schäftsprüfungskommission mit der Mirage-Flugzeug­
beschaffung. und die Ständeräte Vaterlaus und Oder­
matt verlangten in den Kommissionsberatungen Aus­
kunft über den Stand der Produktion, den zeitlichen 
Ablauf der Beschaffung und über die Gründe der Ver­
zögerung in der Ablieferung. Es ist uns letztes Jahr vom 
Militärdepartement folgende Antwort zugekommen: 
«In der Mirage-Botschaft wurde ausgeführt, dass es vor­
teilhaft erscheine. mit der endgültigen Wahl der elek­
tronischen Ausrüstung sowie von Teilen der Bewaff. 
nung und Navigation noch zuzuwarten. Der auf Ende 
des Jahres 1961 getroffene Entscheid über das Elek­
tronik-Sy~tem für das Mirage hatte eine grössere Zahl 
von Aenderungen und Anpassungsarbeiten an der 
Zelle zur Folge. Deshalb werden die Lizenzunterlagen für 
die Zelle erst im Frühjahr 1964 fertig ausgeliefert sein. 
Hier liegt der wichtigste Grund für die Verzögerung in 
der Ablieferung der Serie-Flugzeuge. Sie beträgt rund 
ein Jahr gegenüber dem in der Botschaft genannten 
Termin.» Soweit die Antwort, die die Geschäftsprü­
fungskommission letztes Jahr erhielt. 

l!nsere Kommission hat anlässlich der diesjährigen 
Beratungen beim jetzigen Stand davon abgesehen, sich 
neuerdings einzuschalten, da inzwischen die Nachtrags­
Botschaft erschienen ist und den Militärkommissionen 
zur Behandlung überwiesen wurde. Nach den letzte 
Woche gefassten Beschlüssen des Nationalrates wird sich 
unser Rat in dieser Session nicht mehr im Ratsplenum 
mit diesem Geschäft zu beschäftigen haben. 

Es scheint mir aber von Bedeutung, dass auch unser 
Rat jetzt ~chon bekunden sollte, dass er die Unter­
~uchung für notwendig und dringend hält. Der Natio· 
nalrat hat einem von Herrn Dr. Furgler eingereichten 
Ordnungsantrag zugestimmt, eine Sonderkommission 
einzusetzen zur Abklärung der ganzen Angelegenheit. 
Sie wird dem Nationalrat einen schriftlichen Bericht 
über das Ergebnis ihrer Untersuchungen einreichen, die 
es diesem ermöglichen soll, die Vorlage weiter zu bera­
ten und seine Ent~cheidungen in genauer Kenntnis der 
Sachverhalte zu treffen. Der Beschluss des National-
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rates lässt natürlich die Frage offen, ob auch der 
Ständerat eine Kommi~sion mit entsprechender Ziel­
\etzung ein~etzen will. rn Punkt 5 des vom Nationalrat 
angenommenen Furgler hei5~t es: «Sofern 
auch der Ständerat eine Kommi,sion mit einer ent· 
,prechenden Aufgabe betraut. i,t eine Zusammenar­
heit der beiden Kommissionen anzmtrehen.» Das i\t 

heschlossen worden im Nationalrat. lch halte es für not­
wendig, dass jetzt ,chon auch un,er Rat handelt und 
entweder der Militärkommission oder dann 
1ialkommission den formulierten erteilt, eine 
lintcrsuchung durchzuführen, die sich auf alle finan­
ziellen. technischen und militärischen Fragen der Mi­
rage-Flugzeugbeschaffung und ihrer massiven Kredit. 
überschreitung erstrecken mu;;;s. Eine Zusammenarbeit 
mit der vom Nationalrat nun beschlossenen Unter­
,uchungskommission wäre anzustreben. 

Wie ich gehört habe, hat eben jetzt die Militärkom­
mi,~ion eine Sitzung abgehalten. Es wäre wertvoll, von 
der Militärkommission zu vernehmen, wie sie sich das 
weitere Vorgehen vorstellt. Ich stelle persönlich nur fest. 
dass es mir richtig scheint. dass wir eine Kommission 
einzusetzen haben ; ich möchte aber vorerst von einem 
Antrag ah~ehen, bevor ich weiss. was die Militärkorn· 
mission heute beschlossen hat. 

Prlisident: Ich glaube, dass Sie mit mir einverstan­
den sind, wenn wir dieses Thema auf die morgige Sit­
zung als Traktandum vorsehen. Ich nehme an. dass bis 
dahin uns auch der Präsident der Militärkommission 
die Beschlüsse der Militärkommission bekanntgeben 
wird, und dann kann darüber geredet werden. 

fch hätte also vorgesehen, dieses Traktandum mor­
gen zu behandeln. 

Dietschi, Präsident der Geschäftsprüfungskommis­
\ion: Einverstanden! 

Zu.l'fimmung -· Adhesion. 
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Antrag der Militärkommission 
(vom 16. Juni 1964) 

Bundesbeschluss 

betreffend die Einsetzung einer ständerätlichen 
Kommission zur Untersuchung des Geschäftes 

«Kampfflugzeuge Mirage Hh. 

Die Bundesversammlung der Schweizerischen Eid­
genossenschaft, gestützt auf Art. 85, Ziff. 1 und 11, 89bis 
und 93 der Bundesverfassung, 

beschliesst: 

Art. 1 

Zur Abklärung aller Vorgänge bei der Vorberei­
tung und Erstellung der bundesrätlichen Botschaft vom 
25. April 1961 betreffend die Beschaffung der «Mirage»­
Flugzeuge sowie beim Vollzug des Bundesbeschlusses 
vom 21. Juni 1961 und bei der Vorbereitung und Er­
stellung der Botschaft vom 24. April 1964 betreffend 
den Zusatzkredit wird die auf 12 Mitglieder erweiterte 
Militärkommission des Ständerates eingesetzt. Die Kom­
mission hat ausserdem die Auswirkungen des « Mirage» 
Geschäftes unter den Gesichtspunkten der demokrati­
schen Ordnung der Landesverteidigung und des Finanz­
haushaltes de<; Bundes zu untersuchen. 

Art. 2 

Die Kommi,sion kann mit der Durchführung einzel­
ner Untersuchungsaufgaben Subkommissionen betrauen, 
die aus zwei oder mehreren ihrer Mitglieder bestehen. 

Die Kommission kann das erforderliche Personal 
vorn Bundesrat anfordern oder anstellen. 

Art. J 
Zur Abklärung des Tatbestandes und zur Ermitt­

lung der Verantwortlichkeiten kann die Kommissilln 
Zeugen einvernehmen, Sachverständige beiziehen. die 
Vorlegung von Urkunden verlangen und Augenscheine 
vornehmen. Hierbei finden die Art. 42 ff. des Bundt:s­
gesetzes über den Bundeszivilprozess vom 4. Dezem­
ber 1947 sinngemäss Anwendung. 

Einschränkende Vorschriften des Bundesverwaltungs­
rechtes über die Herausgabe von Urkunden sowie über 
die Zeugnispflicht von Beamten hinsichtlich von Wahr­
nehmungen, die sie in Ausübung ihres Amte~ gemacht 
haben, finden keine Anwendung. 
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Art. 4 

Wer vor der Untersuchungskommission oder ihren 
Subkommissionen als Zeuge, Sachverständiger, Ueber­
\etzer oder Dolmetscher zur Sache falsch aussagt, cmen 
falschen Befund oder ein falsches Gutachten ,ider 
falsch übersetzt. wird nach Art. 307 des ~chwei7A:risdii:n 
Strafgesetzbuches be,t raft. 

Art. 5 

Widerhandlungen gegen die-en Bundesbe~chluss un­
terstehen der Bundesgerichtsbarkeit. Sie konnen von der 
Kommission zur Verfolgung und Beurteilung den Kan­
tonen überwie~en \\erden. 

Art. 6 

Bundes- und Kantonsbehorden sind verpflichtet, der 
Kommis,ion die erforderliche Rechtshilfe zu leisten. 

Art. 7 

Dieser Beschluss wird als dringlich i:rklärt. Er tritt 
mit -einer Annahme in Kraft. 

Ordnungsantrag Mäder 
(vom 17. Juni 1964) 

1. Zur Abklärung aller Vorgänge bei der Vorbe­
ri:itung und Erstellung der bundesrätlichen Botschaft 
vom 25. April 1961 betreffend die Beschaffung der 
Mirage-Flugzeuge, sowie beim Vollzug des Bundesbe­
schlusses vom 21. Juni 1961 und bei der Vorbereitung 
und Erstellung der Botschaft vom 24. April 1964 be­
treffend den Zusatzkredit wird die auf 12 Mitglieder 
erweiterte Militärkommission des Ständerates eingesetzt. 
Diese Kommission hat das Recht, zur Abklärung des 
Tatbestandes und zur Ermittlung der Verantwortlich­
keiten alle beteiligten Verwaltungsinstanzen einzuver­
nehmen, in alle erforderlichen Unterlagen Einsicht zu 
verlangen und Experten beizuziehen. Die Kommis­
sion hat ausserdem die Auswirkungen des Mirage-Ge­
schäftes unter den Gesichtspunkten der demokratischen 
Ordnung, der Landesverteidigung und des Finanzhaus­
haltes des Bundes zu untersuchen. 

2. Die Kommission hat dem Ständerat einen schrift­
lichen Bericht zu erstatten. 

3. Es ist eine Zusammenarbeit mit der entsprechen­
den Kommission des Nationalrates anzustreben. 

Proposition de 1a commlssion des affaires militaires 
(du 16 juin 1964) 

Arrete federal 

Concernant la nomination d'une commission d'enquete 
du Conseil des Etats pour l'affaire 
«Avions de combat Mirage nr». 

L 'Assemblee federale de la Confederation suis~e. vu 
les articles 85, eh. 1 et 11. 89 bis et 93 de la Constitution 
federale, arrete: 

Arlicle premier 

Pour eclaircir tout ce qui s'est passe lors de la pre­
paration et de la redaction du message du Conseil fe­
deral du 25 avril 1961 concernant l'acquisition d'avions 
de combat Mirage et lors de l'execution de l'arrete fe­
deral du 21 juin 1961 de merne que lors de la prepara­
tion et de la redaction du message du 24 avril 1964 con­
cernant le credit complementaire, il est fait appel a la 
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cornrni,sion rnilitaire du Conseil des Etats qui est elargie 
a 12 rnernbres. 

La comrnis,ion exarninera en outre les consequences 
de !"affaire Mirage ,ou, !'angle des institutions demo­
cratique,, de la defen~e nationale et des finances de 
la Confederation. 

Art. 2 

La commi,sion peut deleguer l'execution de diffe­
rentes tiiches d't·nquete a des sous-commissions, com-
po,ecs de 2 ou de de ses membres. 

La commis,ion peut exiger du Conseil federal qu'il 
rnctte le nece,saire a ,a disposition. 

Art .. t 
Pour etablir !es faits et deterrniner les responsa­

bilites, la commission peut c:ntendre des ternoins, 
i:assurer la collaboration d'experts, reclamer la produc­
tion de docurnents et proceder a des inspections. Les 
articles 42 et ,uivants de la loi du 4 decembre 1947 
,ur la procedure civile federale sont applicables par 
ana!ogie. 

Les dispositions restrictives du droit administratif fe. 
deral sur la publication de documents ainsi que sur 
l'obligation des fonctionnaires de temoigner sur des af­
faires dont ils ont pris connaissance dans rexercice de 
leurs fonctions, ne ~ont pas applicables. 

Art. 4 
Celui qui, etant temoin, expert, traducteur ou inter­

prete aura fait une fausse deposition devant la cornmis­
sion d'enquete ou ses sous-commissions sur l'affaire en 
cause. foumit un constat ou un rapport faux ou fait 
une traduction fau~se, sera puni conformement a l'ar­
ticle 307 du CPS. 

Art. 5 

Les contraventions au present arrete sont soumises 
a la juridiction penale federale. La commission peut 
en deleguer la poursuite et Je jugement aux cantons. 

Art. 6 

Les autorites federales et cantonales sont tenues de 
preter leur assistance juridique a la commission. 

Art. 7 

Le pre~ent arrete est declare urgent. H entre en 
vigueur de~ son adoption. 

Motion d'ordre Mäder 
du 17 juin 1964 

1. Pour eclairsir tout ce qui ~·est passe Jors de la 
preparation et de la redaction du message du Conseil 
federal du 25 avril 1961 concernant l'acquisition d'avions 
de combat Mirage et lors de rexecution de l'arrete 
federal du 21 juin 1961 de meme que lors de la prepara­
tion et de la redaction du message du 24 avril 1964 con­
cernant le credit complementaire, il est fait appel a la 
cnrnmission rnilitaire du Conseil des Etats qui est elar­
gie a 12 rnembres. La commission aura le droit pour 
etablir les faits et determiner les responsabilites d'en­
tcndre tous !es services administratifs qui sont en cause, 
de reclamer Ja production de toutes !es pieces neces­
\aircs et de faire appel a des experts. Elle examinera 
en outre les consequences de l'affaire du Mirage sous 
!'angle de nos institutions democratiques, de la defense 
nationale et des finances de la Confederation. 
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2. La cornrnis,ion 
Conseil des Etas. 

presentera un rapport ecrit au 

3. Une collahoration avec la cornrnission du Cnn,eil 
national devra etre recherchee. 

Darms, Berichterstatter der Militärkommission: Der 
Nationalrat hat dem SUnderat von seinen ßt.::schltissen 
in der Angelegenheit betrdfrnd Mi­
rage Kenntni;; Diese Beschlüs,e ,ind Ihnen 
hekannt. In Ziffer 4 des nationalrätlichen 
trages wird u. a. ge,agt: «Sofern der Ständerat eine 
Kornrnissi,m mit einer ent,prechenden Aufgabe betraut, 
ist eine Zusammenarbeit der beiden Kornmis,ionen an­
zustreben.» Im Hinblick auf diese Anregung des Na­
tionalrates und auf die Tatsache, da~s der Ständerat 
unsere Militärkornmission mit der Vorbereitung de, 
Geschäftes betreffend den Zusatzkredit für die Kampf­
flugzeuge Mirage betraut hat, hat die ,tänderätliche 
Kommission gestern getagt und zur Frage bezüglich 
der Einsetzung einer lJntersuchungskomrnission Stellung 
genommen. 

Die erste zur Bc:antwortung stehende Frage war die, 
ob unser Rat bei der vom Nationalrat beschlossenen 
näheren Untersuchung der Angelegenheit mitwirken oder 
ob er zuwarten soll, bis ihm das Geschäft überwiesen 
wird ; denn Sie wissen, dass der Nationalrat der Prio­
ritätsrat ist. Die Meinung in der Kommission ging bei 
dieser Frage einheitlich dahin, dass der Ständerat sich 
nicht passiv verhalten solle und dürfe ; er müsse unter 
allen Umständen die Gelegenheit wahrnehmen, um auch 
seinerseits die Angelegenheit jetzt abzuklären, damit 
ihm nicht der Vorwurf des Verschleppens gemacht und 
damit diese Untersuchung in einem Arbeitsgang erledigt 
werden könne. Ein Doppelverfahren wäre vom Par­
lament und von der Verwaltung aus gesehen nicht trag­
bar. 

fn der Kommission wurde sodann die Frage ein­
lässlich behandelt und besprochen, ob eine parlamen­
tarische Kommission, d. h. eine gemeinsame Kommission 
der beiden Räte eingesetzt werden solle. Dieser Weg 
wäre an sich wohl denkbar gewesen, wenn schon der 
Nationalrat in diesem Sinne Beschluss gefasst hätte. 
Nachdem der Nationalrat aber seine Beschlüsse be­
reits gefasst und auch schon beschlossen hat, eine Kom­
mission von 20 Mitgliedern zu bilden, hätte ihm nicht 
mehr zugemutet werden dürfen. auf seine Beschlüsse 
zurückzukommen und diese abzuändern, ganz abge· 
sehen davon, dass ein solches Vorgehen nach aussen 
den Eindruck der Unsicherheit und der Unentschlossen­
heit gemacht hätte, was wir uns nicht leisten dürfen. Aus 
diesem Grunde sah unsere Kommission von einem sol· 
chen Vorgehen ab. Sie beschloss in der Folge, Ihnen 
zu beantragen, die ständerätliche Militärkommission mit 
der Untersuchungsaufgabe zu betrauen und die Kom· 
rnission auf 12 Mitglieder zu erweitern. Der Militär­
kornmission sollten gemäss diesem Antrag noch ange­
hören: der Präsident unserer Finanzkommission, der 
Präsident der Geschäftsprüfungskommission und ein 
Mitglied der demokrati~chen Fraktion, die in der Mili­
tärkommission nicht vertreten ist. Bei diesem Geschäfte 
ist es \icher mehr als geboten. dass alle Fraktionen ver­
treten sind. 

Gewisse Schwierigkeiten bot die Frage der Priorität 
und der Behandlung des Geschäftes in unserem Rate. 
Artikel 9 des Geschäftsverkehrsgesetzes sagt: «Die von 
den beiden Räten gesondert zu behandelnden Geschäfte 
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vverden dem einen oder anderen Rat zur Erstbehand­
lung zugcwie,en.» Der Nationalrat hat das Geschäft 
materiell noch nicht behandelt. Er hat nur einem Ord­
nung,antrag laut welchem die Beratung 
ausgesetzt wird. Das Geschäft figuriert infolgedessen 
noch nicht auf der Traktandenl iste des Ständerates. Nun 
hätte man ,ich auf den Standpunkt stellen können, dass 
un,ere Militärkommission, dit: mit dt:r Vorberatung die­
w, (k,chäftei betraut worden ist. auch mit des"en Ab· 

im Sinne des nationa!ratlichen Beschlusses be­
werden könne. Dieser Standpunkt wurde in 

der Kommission auch mit allem Nachdruck vertreten. 
F~ bei diesen 1 :ntersuchungen um Feststellungen 
von Tatsachen, nicht um die Fassung von Beschlüssen. 
Da die Militärkommissionen der bt:iden Räte schon 
oft aus gemeinsame Besich­
tigungen zur Vorbereitung eines Geschäftes vorgenom­
mt:n haben, hätte man wohl keine Bedenken haben müs­
,en, der Militärkommission den genannten Auftrag zu 
erteilen. Dieses Vorgehen hätte den grossen Vorteil ge­
habt. dass der Ständerat von sich aus, ohne Begrüssung 
des Nationalrates. hätte beschliessen können. 

Die Mehrheit der Kommission konnte sich damit 
aber nicht befreunden. Sie ist der Auffassung, dass eine 
genügende gesetzliche Grundlage für die Kommission 
als solche wie auch für ihre Arbeiten geschaffen werden 
~oll. Aus diesem Grunde unterbreitet sie Ihnen die Vor­
~chfäge, die heute morgen ausgeteilt worden sind. Dabei 
möchte ich nochmals ausdrücklich betonen, dass es sich 
hier nicht um eine gemeinsame Kommission beider Räte 
handelt. Ferner ist die Meinung die, dass beide Kom­
missionen, die Kommission des Nationalrates und jene 
des Ständerates, zusammenarbeiten sollen und dass na­
mentlich von Artikel 3 des dringlichen Bundesratsbe­
schlusses, wie er vorgeschlagen wird. nur Gebrauch ge­
macht wird, wo die Ermittlung des Sachverhaltes dies 
unbedingt erfordert. 

Wir bc,rntragen Ihnen infolgedessen, 
Traktandum einzutreten. Ueber dem 
Bundesbeschluss wäre eine Detailberatung 
ren, sofern Sie dieser Form zustimmen. 

auf diese,; 
dringlichen 

durchzufüh-

Wir beantragen also in diesem Sinne Eintreten auf 
diese Frage. 

Präsident: Zu die~em Gesehäft liegt ein Ordnungs­
antrag Mäder vor. 

Mlider: Das Ziel, das durch die heutigen Verhand­
lungen des Ständerates erreicht werden soll, ist offen­
~ichtlich unbestritten. Es besteht in der Einsetzung einer 
parlamentarischen Kommission zur Abklärung der Vor­
gänge um den Mirage in allen ihren Belangen. Diese 
Kommission soll die Gründe des Versagens und die 
Verantwortlichkeiten der beteiligten Verwaltungsinstan­
zen ermitteln. Sie wird noch weitergreifen und das Ver­
hältnis von Bundesrat und Parlament unter dem Ge­
\ichtspunkt der Kontrollpflicht der Volksvertretung ge­
genüber der Exekutive überdenken. Daraus werden viel­
leicht Erkenntnisse über den ganzen prinzipiellen Fragen­
komplex erwachsen, die zu konkreten neuen Einrich­
tungen führen können. 

Nicht so unbestritten wie das anzustrebende Ziel 
ist der formelle Weg, auf dem es erreicht werden soll. 
Während der Nationalrat die Bestellung einer Kommis­
\ion auf dem Wege der Annahme eines Ordnungsan­
trages Furgler vornahm, ,chlägt unsere Militärkommis-
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sion den Erlass eines allgemeinverbindlichen dringlichen 
Bundesbe,chlusses vor. Leider ist der Antrag erst heute 
n1ge~tellt worden. so dass die Zeit nicht reicht. den gan­
zen Fragenkomplex mit der nötigen Musse zu über­
prüfen. Meine Ueberlegungen führen aber zunächst zur 

Warum soll dieser umständliche Weg beschrit­
ten werden in einer Frage, die einen raschen Entscheid 
verlangt? Der umständliche Weg eines dringlichen 
Bundesbe,chlusses ware dann zu be~chreiten. »enn keine 
andere Möglichkeit bestünde. zu einer raschen Ein­
,ctzung der an sich unbestrittenen Kommission zu ge­
langen. Diese Möglichkeit einer einfachen formellen Lö­
~ung besteht zweifelsohne. Artikel 85 der Bundesver­
fassung zählt unter den Gegenständen, die in den Ge­
,chäftskreis der beiden Räte fallen, in Ziffer 11 die 
Oberaufsicht über die eidgenössische Verwaltung und 
Rechtspflege auf. Auf diese Bestimmung kann der 
Beschluss über die Einsetzung einer Kommission direkt 
abgestützt werden. 

Wenn der Bundesversammlung die Oberaufsicht über 
die eidgenössische Verwaltung zusteht, ist sie auch be­
fugt, über die Mittel und Methoden zu befinden, mit 
denen diese Aufsicht ausgeübt werden soll. Es ist keines­
wegs notwendig, diese Aufsicht, welche verfassungs­
mässig festgelegt ist, noch durch ein Bundesgesetz oder 
einen allgemein-verbindlichen dringlichen Bundesbe­
~chluss zu untermauern. 

Uebrigens ist auch die Frage berechtigt, ob der Vor­
schlag der Kommission inhaltlich überhaupt einen all· 
gemeinverbindlichen Bundesbeschluss darstellt. Das Cha­
rakteristikum eines solchen Beschlusses ist nach Arti­
kel 6 des Geschäftsverkehrsgesetzes die rechtsetzende 
Norm. Der Vorschlag der Kommission enthält jedoch 
hauptsächlich organisatorische Bestimmungen, z. B. in 
Artikel 2, wonach die Kommission mit der Durchfüh­
rung einzelner Untersuchungsaufgaben Subkommissio­
nen betrauen kann, ferner wonach die Kommission das 
erforderliche Personal vom Bundesrat anfordern oder 
anstellen kann usw. 

Die Konzeption, die uns die Militärkommission vor­
schlägt, bringt nach meiner Auffassung eine gewisse 
Denaturierung der Kommission, wie sie ursprünglich 
gedacht worden ist. Es handelt sich doch um eine par­
lamentarisch-politische Kommission, nicht um eine Kom­
mission, die eine Untersuchung im Sinne des Strafrech­
tes durchzuführen hat. Die Konzeption der Militärkom­
mission »ürde vielleicht einem Kriminalisten alle Ehre 
machen, sie wird aber der Situation, in der wir uns 
heute befinden und aus der wir herauskommen sollen, 
nicht gerecht. 

Es ist auch ein staatsrechtliches Unikum, dass der 
Nationalrat eine entsprechende Kommission in eigener 
Kompetenz einsetzen konnte, dass aber ausgerechnet 
der Ständerat für die Einsetzung einer solchen stände­
rätlichen Kommission eines allgemeinverbindlichen 
dringlichen Bundesbeschlusses bedarf und dieser Bundes­
beschluss ~einerseits wieder der Zustimmung des Na­
tionalrates erfordert. Das scheint mir ein staatsrecht­
liches Unikum zu 'iein, dem ich niemals zustimmen 
könnte. 

Das Geschäftsverkehrsgesetz verbietet es nicht, in 
der Weise vorzugehen, wie es nun meinem Antrage 
entspricht. Wenn Sie den Antrag, der leider erst vor 
kurzem ausgeteilt werden konnte, zur Hand nehmen, 
werden Sie -;ehen, dass ich mit Bezug auf die Umschrei­
bung der Aufgabe der Kommission mich an Artikel 1 
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des Antrages der Militärkommission gehalten habe, und 
dieser Antrag stimmt im "'esentlichen mit dem Antrag 
Furgler. der im Nationalrat mit 156:3 Stimmen ange· 
nomrnen \~orden ist, überein. Der Cnterschied besteht 
nur in der Konzeption mit Bezug auf die Durchführung 
der l ntersuchung. Hier wird z.B. in Artikel 4 gesagt: 
~Wtr vor der l 'ntersuchungskommis~ion oder ihren Sub­
kommi,,ionen als Sachver,tändiger, Uebersetzer 
,idtr Doimet,cher in der Sache falsch aussagt, einen 
fal\chtn Bdund üder tin fal,ches Gutachten abgibt oder 

ird nach Artikel 307 des Schweizeri· 
,chen btstraft.>> Diese Vorschrift ent· 
,pricht dtm Charakter einer ,trafrechtl ichen C ntersu­
chung, nicht aber einer parlamentarisch-politischen Un­
ter-;uchungskommission. Man macht ja als Anwalt oder 
als Richter die Erfahrung, dass, wenn ein Zeuge unter 
Straffolge aussagen sollte, wenn ihm die Bestimmungen 
des Strafgesetzes für falsches Zeugnis vorgetragen wer· 
den, dann ,ein Gedächtnis plötzlich schwach wird, und 
er ,ich an nichts mehr erinnert. Wir wollen ein mög­
lichst freies Verfahren, in dem die Kommission nach 
eigenem Gutfinden Leute befragen, Experten einsetzen 
und Erhebungen machen kann. Wir wollen aber nicht 
den Charakter der Kommission. wie er unbestrittener­
massen konzipiert worden ist und wie er sicher auch 
nach der Auffassung des Ständerates sein soll, denatu­
rieren. 

kh möchte Sie aus diesen Gründen bitten, meinem 
Antrage zuzustimmen, zumal das Geschäftsverkehrsge­
setz es nicht verbietet, in der Weise vorzugehen, wie es 
mein Antrag anstrebt. Der Weg, den die Kommission 
beantragt, führt zu unnötigen Schwierigkeiten, deren 
Heraufbeschwörung in der Oeffentlichkeit sicher einen 
unglinstigen Eindruck machen würde. Das möchte ich 
mit meinem Ordnungsantrag vermeiden. 

Ich bitte Sie, dem Ordnungsantrage beizupflichten. 

Präsident: Ich betrachte den Ordnungsantrag Mäder 
als einen Gegenantrag zum Antrag der Militärkommis­
sion. Das erlaubt uns. zu beiden Anträgen Stellung 
zu nehmen und das Wort zu ergreifen. Ich halte dies 
für richtiger. Sind Sie damit einverstanden? (Zustim-
mung Adlufaion.) 

M. Guisan: Le chiffre 4 de Ja motion d'ordre de 
M. Furgler, conseiller national, contient une invitation 
a radresse de notre Conseil: si le Conseil des Etats 
nomrne une commission en lui donnant un mandat 
analogue a celui du Conseil national, une collaboration 
des deux organismes devra etre recherchee. L'invitation 
qui nous est ainsi adre,see merite une reponse. 

Quelle doit 11tre la forme de cette reponse? fl est 
po~sible d'en visager un certain nombre de solutions. 
L'un de nos collegues a ,onge ii. une commission com­
mune de, deux Chambres, qui serait instituee par la 
voie d'un arrete federal. II me parait qu'une teile com· 
mission nous exposerait a de~ difficultes de procedure 
4uasi insurmontables. Devrait-elle presenter simplement 
un rapport d'en4uete ou devrait·elle aboutir ii. des pro­
pmitions qui ~eraient ~oumises ii. l'une et l'autre 
< 'hambre\ ou encore a f'Assemblee federale? En de­
finitive, quel \erait l'organe parlementaire qui devrait 
prendre acte de~ conclusions, rapports ou propositions 
de deci,ions, presentes par la commission commune? 
l'<>ur ce\ motif,. il me parait heureux que la solution 
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d'une commission commune aux deux Chambres ne 
soit pas repri,e au sein de notre Cünseil. 

Devons·nous alors - ce serait la deuxiemc ,olu-
tion nornmer une commi,sion speciale qui ,erait 
analogue a celle du Con,eil national. mai, 
c·est·a-dire indepcndante de celle.ci? II ne nous appar· 
tient pas dt discuter la deci;.ion du l onseil national 
,finstituer une commis,1on rnais II est inc()n. 
ttstable qu'une Chamhre designant une commission 
ciale pour examiner un objet qui est de la 
normale d'une wmmission de ladite Chambre 
exprime un certain ,entiment de mefiance a 
de la commission normalement saisie de 1\ibjet. Je 
crois pouvoir affirmer 4ue cette mefiance ,erait in­
justifiee a l'egard de la commission militaire du Con,eil 
des Etats et qu'il est peu heureux que, meme ,ous cette 
forme peut-etre pas tres apparente de Ja designation 
d'une commission ,peciale, les parlementaires mani­
festent qu'ils n'ont peut-etre pas entiere confiance dans 
Je travail qu'ont pu faire certains de leurs collegues. 

La troisieme solution, soit le renvoi de l'affaire a Ja 
commission militaire, est celle qui me parait normale. 
En effet, la question du credit complementaire pour 
les «Mirage» et aussi celle du credit primitif sont nor­
malement du ressort de notre commission des affaire~ 
militaires. Le renvoi a cette commission est d'autant 
plus opportun que c'est bien, en definitive, eile qui 
devra presenter un rapport au Conseil des Etats et 
qui devra lui proposer une solution. Elle aura la meme 
competence que celle de la commission speciale du 
Conseil national. En effet, la motion d'ordre Furgler 
prevoit que la commission speciale aura Je droit, pour 
etablir les faits et determiner les responsabilites, d'en­
tendre tous les services administratifs qui sont en cause, 
de reclamer Ia production de toutes les pieces necessaires 
et de faire appel a des experts. Je suis bien certain 
que le Departement militaire federal traitera la com­
mission des affaires militaires du Conseil des Etats 
exactement de la meme fac;:on que la commission spe­
ciale du Conseil national. La mission de la commission 
Furgler est d'examiner les consequences de l'affaire 
du «Mirage» sous l'angle de nos institutions democra­
tiques, de Ja defense nationale et des finances de Ja 
Confederation. Cest Ja mission normale de Ja commis­
~ion des affaires militaires. Je vois encore, dans Ja 
mise en ceuvre de la comrnission des affaires militaires. 
l'avantage de donner a cette commission une täche 
4ui est a ,a mesure. Nous ne pouvons pas, nous parle­
mentaires. faire a double Je travail de la commission 
Dänzer. Cette commission a ete mise en ceuvre le 
23 mars, il y a trois mois, eile a presente un premier 
rapport le ler juin et die annonce d'ores et deja qu'elle 
ne pourra pas presenter son rapport final avant la fin 
de l'annee. 

Les questions a resoudre par le Parlement et \es 
commissions ne sont pas les memes que celles qui in­
cornbent a la commis~ion Dänzer. fl me parait que !es 
questions ont ete parfaitement posees dans Ja motion 
,fordre Furgler. Le cadre de la mission supplementaire 
de notre commission militaire est ainsi defini. II s'agira 
de savoir si Je message du 25 avril 1961 a mal rtn· 
\eigne Je Parlement et si le Conseil federal, le Depar· 
tement militaire federal ou ,es organes ont outrepasse 
les competences donnees par le Parlement. II s'agira 
enfin de decider si l'on peut revenir en arriere et annuler 
tout ou partie de la fabrication des Mirage ou au 
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contraire s'il convient de perseverer dans cette fabrica­
tion, quelles que soient les difficultes et les depenses 
qu'elle apporte. 

La commission militaire du Conseil des Etats 
ainsi normalement sa täche, il convicnt 

de decider si nous voulons proceder. comme le propose 
la cornmission des affaires militaires, par la voie d'un 
arrete federaL Je dois dire ici que je la 
rninorite n'a pas pu se ranger a cette proposition. 

La voie d'un arrete federal me parait 
d'abord parce que la täche assumee par la 

eommi,~ion des affaires militaires est sa täche normale 
et que nous obtit:ndrons, comme je l'ai dit, tous les 

donnes a la commission speciale du 
Const:il national. Ct:tte voit: me parait encore inoppor· 
tune parce qu'elle irnplique qut: nous obtenions l'appro­
bation du Conseil national. Or ii n'est ni necessaire. ni 
opportun que le Conseil des Etats recherche en une 
teile matiere I'approbation du Conseil national. Nous 
avons a regler nous-memes !es questions qui nous 
incombent et cette approbation du Conseil national, 
necessaire pour un arrete federal, peut entrainer des 
longueurs aujourd'hui imprevisibles. 

Enfin et surtout car cela touche au principe -· il 
nous parait que la voie d'un arrete federal est une 
voie incertaine a longue echeance, car nous introduisons 
-~ peut-etre pas tres apparemment en fait la no­
tion d'une commission d'enquete surtout avec les com­
plements de procedure penale que vient de souligner 
tout a !'heure M. Mäder. Nous nous engageons ainsi 
dans une sorte de confusion des pouvoirs entre le gou­
vernement, d'une part, les Chambres federales, d'autre 
part, qui me parait creer une situation dont tous !es 
developpements ne peuvent etre prevus aujourd'hui. Le 
Conseil federal ne s'est pa~ oppose a la proposition de 
M. Furgler au Conseil national. Cette attitude etait 
sans doute opportune. Mais je dirai que l'absence meme 
d'opposition du Conseil federal eveille en soi une cer­
taine reserve et que je n'aimerais pas que par !a voie 
d'une commission plus ou moins d'enquete, plus ou 
moins penale, nous relevions le Conseil federal de ses 
responsabilites et que le Parlement se mette peu a peu 
a assumer, t:n tout ou en partie, les charges qui sont nor­
malement celles du pouvoir gouvernemental. 

Je ne puis donc me rallier a Ja proposition de 
l'arrete federal presente par la commission des affaires 
militaires. Je conviens parfaitement que l'affaire des 
« Mirage» demande une etude approfondie. Jl convient 
de marquer notre volonte de participer a cette etude 
en adoptant la motion d'ordre de M. Mäder, que je 
recommande a votre JI 
normal que nous la comrnission des af· 
faires militaires a l'effectif de douze membres, ce qui 
est de la de notre bureau. Je crois pouvoir 

bicn que ce soit dit au chiffre 3, qu'il est 
rarfaitement normal que la collaboration des deux 
commissions soit recherchee en ce sens que tout au 
moins dans la phase d'audition des de 
radmini,tration federale elles siegent ensemble. 

La de la est aimi nn"'"'""" 
la motion d'ordre Mäder n'enlevera rien ni 

ni notre determination de 
clair et d'obtenir les decisions 

par la voie est la 
et notre determination 

plus nettement. 
Ständerat - Conseil de• Etats Hl64 
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Präsident: Herr Guisan unterstützt den Ordnungs­
antrag Mäder. 

Zellweger: Ich beantrage Ihnen. den Antrag von 
Herrn Kollega Mäder abzulehnen. Zunächst irrt er, 
wenn er der ist, das 
setz widersetze sich der Einsetzung einer stände­
rätlichen Untersuchungskommission auf dem Wege eines 
einfachen Ratsbeschlusses nicht. kh teile durchaus die 

die von Herrn Kollega Darms vertreten wor­
den ist. dass ,ich nämlich der Ständerat in einem Zeit· 

da das Geschäft bei ihm nicht anhängig ist, mit 
diesem grundsätzlich nicht befassen kann. Die Militär· 
kommission kann sich dabei auf Fleiner/Giacometti 
stützen, der ausdrücklich sagt: «Die Räte dürfen jedoch 
die Geschäfte, die ihnen gleichzeitig vorgelegt werden, 
nicht zur gleichen Zeit behandeln. Jedes Geschäft der 
Bundesversammlung muss zunächst von einem Rat er­
ledigt werden, bevor der andere Rat darüber beraten 
und Beschluss fassen kann.» Das scheint mir unwider­
legbar zu sein. Infolgedessen ist der einfache Weg, den 
Herr Kollega Mäder wies, nicht gangbar. 

Welches ist eigentlich der Kernpunkt? Wollen wir 
eine richtige Untersuchungskommission oder nicht? Aus 
dem Votum von Herrn Kollega Guisan entnehme ich, 
dass hier gewisse Zweifel bestehen. Ich war bisher der 
Auffassung, dass auch mit Rücksicht auf die Stim-
mung im Volke eine eigentliche Untersuchungskom-
m1ss1on geplant sei. Will man eine solche, so soll man 
sie mit den Befugnissen ausstatten, deren sie bedarf, 
um die Wahrheit zu finden. Die entscheidende Frage 
lautet also: Wollen wir die Wahrheit finden, oder wollen 
wir die Wahrheit nicht finden? Wenn wir die Wahrheit 
finden wollen, dann müssen zum Beispiel die Zeugen, 
die von der Kommission einvernommen werden -
das werden nicht nur Verwaltungsbeamte sein, ich kann 
mir vorstellen, dass ein Bedürfnis besteht, auch natürli­
che Personen, die nicht der Verwaltung angehören, ein­
zuvernehmen, zum Beispiel die Mitglieder der Kommis­
sion Daenzer unter Wahrheitspflicht stellen. (Eine Be­
fragung der Mitglieder der Kommission Daenzer wird 
nicht erfasst durch den nationalrätlichen Beschluss.) Und 
da wir eine rechtssetzende Behörde sind, steht es uns 
an, diese Wahrheitspflicht als Rechtspflicht zu statuieren. 
Und wenn diese Wahrheitspflicht eine Rechtspflicht sein 
soll, dann muss an die Verletzung dieser Pflicht eine 
Sanktion geknüpft werden, z. B. eine Straffolge. Das 
kann aber nur auf dem Wege eines Gesetzes oder eines 
Gesetzessurrogates, nämlich eines allgemein verbindli· 
chen Bundesbeschlusses Tch wundere mich, 

Herr Mäder meint, der Entwurf, der [hnen 
von der Militärkommission vorgelegt wird, enthalte 
keine Rechtssätze. Ist denn ein Artikel, der die Be­
,trafung des falschen Zeugnisses vorsieht, kein Rechts­
satz? Ich denke doch! Wie gesagt, wenn wir die Wahr· 
heitspflicht rechtlich sanktionieren wollen, kommen wir 
um eine Bestrafung des falschen Zeugnisses nicht herum, 
und nach dem Grundsatz nullum crüne nulla poene sine 

der unserem Strafrecht verankert ist, bedarf 
einer solchen Strafbestimmung 

verbindlichen Bundesbeschlusses. Nun hat 
diese Un· 

als eine straf· 
rechtliche Kommission aufzuziehen. Davon ist ja keine 
Rede ; es ist lediglich dass natürliche Per· 
sonen, die wissentlich die Unwahrheit sagen, bestraft 
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,verden können. Aber das ist nicht ein Kennzeichen de~ 
S1rafprnze,ses. Der flasche wird auch bestraft. 
v.rnn er im Zivilprozess oder im 
fal\ch au,sagt. Wenn immer man. um die Wahrheit zu 
erfahn.:n, den unter Wahrheitspflicht ,teilt. muss 
für die Verletzung dieser Pflicht eine l 

werden. 

Ich kann auch nicht sehen, \\arum die Annahme des 
Bt:,chlusse,entwurfes •wiche bereiten 
,ollte. Es ist ja ein sehr einfacher Beschluss. er halt sich 

auf die der Bev.:eismittel. mit 
auf die l )mschreibung der und 

US\V. an erprobtes Recht. Wir können ihn 
ohne Schwierigkeit heute beraten, der Nationalrat kann 
ihn morgen beraten. kh ,ehe also nicht, dass eine Ver­
Logerung, die unter allen Umstanden zu vermeiden ist, 
drohen würde. 

Aus diesen Gründen beantrage ich Ihnen. den Ord· 
nungsantrag ,nn Herrn Kollega Mäder abzulehnen. 

Obrecht: Es wird uns heute morgen hei Sitzungs. 
beginn ein Antrag auf den Tisch gelegt. der etwas 
grundsätzlich Neues in unser Staatsrecht hereinbringen 
würde und zu dem wir nun ohne eigentliche Vorbe­
reitung Stellung nehmen sollten. Das ist etwas merk­
würdig und bedauerlich, aber nur aus der Zeitnot zu 
erklären. 

Es war selbstverständlich nicht moglich, in dieser 
kurzen Zeit, gleichsam ambulant, dieser wichtigen staats­
rechtlichen Frage die Gründlichkeit angedeihen zu las­
,en. die sie verdienen würde. fch muss gleichsam aus 
dem gesunden Menschenverstand heraus diese Lage be­
trachten; der gesunde Menschenverstand ist ja auch bei 
einem Juristen gelegentlich noch in einigen Restbestän­
den vorhanden! Wenn ich nun an den gesunden Men­
,chenverstand appelliere. so scheint es mir eine politi­
,che Faustregel zu geben. dass, wenn eine Sache an sich 
<;chon kompliziert ist, man sie nicht selber noch kom­
plizierter machen sollte. Und ich glaube, mit der An­
nahme des Antrages der Militärkommission würden wir 
nun diese komplizierte Mirage-Angelegenheit von uns 
,dber aus noch ganz wesentlich komplizieren. 

Der Nationalrat hat einen sehr einfachen Vorschlag 
gemacht. Er hat sich auf Artikel 85. Ziffer 11, der 
Bundesverfassung. nämlich auf das Oberaufsichtsrecht 
der Bundesversammlung über die Geschäftsführung des 
Bundesrates und über die Verwaltung gestützt; er hat 
da, in einer etwas verstärkten, aber nicht in einer grund­
,ätz!ich neuen Form tun wollen, indem er einfach eine 
Kommission eingesetzt hat -- wie man sonst Kommis­
~ionen einsetzt in den beiden Räten -·-· für diesen spe-
1.iellen Untersuchungsauftrag. Dieses Vorgehen des Na­
t innalrates genügt absolut und ist staatsrechtlich in jeder 
Hinsicht haltbar. Wenn man eine Kompetenz bis heute 
nicht au~genützt hat -- wir haben noch nie eine derartige 
l :ntersuchungskommission geschaffen so heis~t das 
noch nicht, dass diese Kompetenz nicht vorhanden ist. 
Ich halte dafür, dass uns nach Artikel 85, Ziffer 11 BV 
das Recht gegeben ist, zu entscheiden, in welcher Weise 
wir unser Oberaufsichtsrecht ausüben wollen. Auch das 
Cieschäftsverkehrsgesetz steht dem nicht entgegen. Es 
,agt nur, dass Kommissionen bestimmt werden können, 
aber e~ limitiert die Art dieser Kommissionen in keiner 
Weise. Ich glaube, wir könnten nach Verfassung und 
Geschäftsverkehrsgesetz durch einfache Beschlüsse der 
heiden Räte nicht eine gemeinsame Kommission einset-
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zcn. Da, würde der Aufgahentrennung 1.wischen den 
beiden Räten wider,prechen. Aber es kann jeder Rat 
eine Kommission einsetzen. und diese beiden 
Kommissionen können zu,ammcnarbeiten. wie wir da, 
,chon sehr oft in ,peziellen getan haben. 

Herrn mus, ich in einem recht 
werden mit diesen Knmmissinnen natürlich nicht 
ein,ernehmen können unter und die'le 

nachher dem Strafrichter rnführen, wenn sie 
falsches ablegen ,ollten. Aber ist denn das no­
tig in diesem Falle'! Der Bundesrat hat ja hereits im 
Nationalrat erklärt. er entbinde alle Beamten von der 

und verpflichte sie. den Kommissionen 
Wir mü,sen doch nicht annehmen, 

wir konnten diese l nicht durchführen und 
hekämen nicht richtige Auskunft. wenn wir nicht jeden 
Bundesbeamten. der .:invernommen werden muss. unter 
Strafandrohung einvernehmen könnten. 

Ich kann die Auffas,ung von Herrn Kollege Zell­
weger auch nicht teilen, dass es ohne diesen Bundes­
beschluss nicht möglich wäre, die Kommi~sion Daenzer 
einzuvernehmen. Wir wollen doch die Dinge nicht kom­
plizieren. E, ist ,elbstverständlich, dass diese Kommis­
,ionen die Kommission Daenzer einladen können. ihnen 
Auskunft zu geben. und ich ,ehe nicht ein, aus welchen 
Gründen die Kommission Daenzer diesem Ansuchen 
keine Folge geben sollte. Ich glaube, die Mitglieder 
der Kommmission Daenzer hrauchen wir dann nicht 
auch noch unter Strafandrohung einzuvernehmen! 

Tch habe etwas Bedenken, wenn wir nach dem Vor­
schlag der Militärkommission vorgehen sollten. Wenn 
wir für ein einzelnes Geschäft einen Bundesbeschluss 
erlassen, ihn dringlich erklären und eine besondere Kom­
mission in der Art einer Untersuchungskommission, mit 
dem Auftrag eines Untersuchungsrichters, bestellen. so 
treten wir aus dem Rahmen heraus. der bisher der 
Bundesversammlung gesetzt war. Wir demonstrieren 
auch nach aussen, dass wir damit etwas ganz Neues 
tun. was bis jetzt niemals geschehen ist und was durch 
das heutige Recht nicht gedeckt wäre. Hier habe ich nun 
,chon, wie Herr Kollege Guisan. ernsthafte Bedenken, 
wo das Ende dieses Beginnes sein wird. Wir können 
nachher in jedem Falle, wo wir mit dem Bundesrat 
nicht einiggehen. durch dringlichen Bundesbeschluss eine 
solche Sonderkommission einsetzen und damit das 
Grundprinzip unserer Bundesverfassung, die Gewalten­
trennung. aus den Angeln heben. Hier, glaube ich, müs· 
,en wir uns doch ,or den Anfängen hüten. 

fch finde es auch etwas seltsam, dass man in einem 
ßundesbeschluss nur eine ständerätliche Kommission er• 
nennen will. Ich würde es verstehen, wenn wir sagten, 
wir seien mit dem Vorgehen des Nationalrates nicht 
einverstanden ; es brauche dazu einen Bundesbeschluss. 
und wenn wir dann 1:ine gemeinsame Kommission der 
beiden Räte oder zwei Kommissionen durch den Bun­
desbeschluss vorsähen. Aber wir können doch nicht an· 
nehmen, dass uns der Nationalrat zustimmt zu einem 
dringlichen Bundesbeschluss, der nur die Ernennung ei• 
ner ständerätlichen Kommission vorsieht. Wahrschein· 
lieh i~t der Hintergedanke, dass wir den Nationalrat ver· 
anlassen, ebenfalls durch diesen Bundesbeschluss seine 
Kommission einsetzen zu lassen. Aber wir haben gar 
keine Garantie, dass der Nationalrat die~er Lösung zu· 
stimmt. Ich glaube nicht, dass er ihr zustimmen wird.< 
Wir geraten in die Situation, dass das Ende der Session,· 
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herannaht und wir dann gar nicht, getan haben, weil 
wir uns nicht einigen konnten. 

Man \vei'>t im lngn.:,, die,es Runde,be,chlus,es auf 
Artikel 89bi, RV hin. Aber auch Herr Kollege Zellweger 
hat ver-,chämt ob es ,ich im Artikel 89bis 
um Ah,atz I oder um Ab,atz 3 handdn wird, ob es 
,,ich nämlich um einen Bundesbe,chluss im Rahmen der 

handeln sollte oder um einen Rundesbe· 
,chlm,. der ühcr die Ueber diese 

wäre natürlich auch noch zu ,prechen. 'Nenn man 
einen Rundc,beschluss zu haben, so sagt 

man: Artikel 85. Ziffer 11 RV genügt nicht. Also müsste 
c, ein Bunde,be,chlm, ,ein. der durch die Verfassung 
nicht wäre und innert eine, Jahres obligatorisch 
dem Referendum unter,tellt werden müsste. 

Was der Antrag der Militärkommission will, ist eine 
ganz unnötige Komplizierung. Wir können diese Unter­
'mchung, diese gründlichere Prüfung der Mirage-Kredit­
frage durchführen, ohne dass wir einen solchen Bundes­
he,chluss nötig haben. Es scheint mir fast so etwas wie 
eine ,taatsrechtliche Spitzfindigkeit zu sein, dass man 
glaubt, ohne einen dring! ichen Bundesbeschluss in die­
,er Frage nicht auszukommen. Jedenfalls schiesst dieser 
Antrag der Militärkommission weit über das Ziel hin­
aus. 

Ich bin genau der gleichen Meinung wie Herr Kol­
lege Guisan: Die Prüfung dieses Geschäftes, auch wenn 
es sich einmal um eine gründlichere Prüfung handelt, 
als wir sie ordentlicherweise vornehmen, ist eigentlich 
Sache unserer Militärkommission. Wir können aber für 
dieses wichtige Geschäft die Militärkommission ver­
stärken, wie wir das schon oft getan haben : ich er­
innere an die Armeereform. an die grossen Rüstungs­
vorlagen, wo wir die ordentliche Militärkommission 
durch Zuzug weiterer Mitglieder, z. B. der Finanzkom­
mission, verstärkt haben. Ich glaube, das ist das richtige 
Vorgehen. Zu diesem Vorgehen haben wir absolut die 
Kompetenz. Wir brauchen dazu nicht da,; komplizierte, 
im Rahmen der Zu,ammenarheit der beiden Räte gese· 
hen, schwierige Verfahren eines Bundesbeschlusses über 
die Einsetzung einer Kommission. Der Antrag der Mi­
litärkommission wäre für mich nicht annehmbar, dage­
gen werde ich mit Ueberzeugung dem Ordnungsantrag 
Mäder zustimmen. 

Dietschi: Ich hätte für das Vorgehen von Herrn Zell­
weger Verständnis, wenn der Bundesbeschluss für eine 
gemeinsame Kommission der beiden Räte gefasst 
würde; aber nur für eine Kommission des Ständerates 
scheint mir das Vorgehen unmöglich zu sein. 

Noch eine Bemerkung als Präsident der Geschäfts­
prüfungskommission: fch habe den Eindruck, dass, 
wenn wir für einen Bundesbeschluss entscheiden würden, 
dies einer Abwertung der Arbeit der Geschäftsprü­
fungskommission gleichkommen müsste. Die Geschäfts­
prüfungskommission i~t jetzt bestrebt, ihr Kontrollrecht 
auszubauen. Wenn sie künftighin bei einer einigermassen 
umstrittenen Frage einzugreifen gezwungen wäre, müsste 
\ie zwangsläufig wer<;t einen eigenen Bundesbeschluss 
provozieren. Das ,cheint mir eine unmögliche Belastung. 
Wenn wir so vorgehen wollten, würde die Arbeit der 
Geschäftsprüfungskommission und der Ausbau des Kon­
trollrechts geschädigt. Ich kann mich deshalb dem An­
trag der Militärkommission nicht anschliessen und 
stimme dem Antrag Mäder zu. 
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Präsident: Ich denke so ,orzugehen, dass ich über 
Eintreten auf die einzelnen Anträge abstimmen lasse ; 
je nachdem. wenn Sie auf den einen oder andern ein· 
zutrcten be,chlie,sen. können Sie dann auch noch Ab­
änderung,anträge ,teilen. Sind Sie damit einver,tanden? 
Das i~t der Fall. 

Für Eintreten auf den Antrag 
der Militärkommission 

Vme 

Für Eintreten auf den Antrag Mäder: 
7 Stimmen 

27 Stimmen 

Präsident: Damit gehen wir über zur Detailberatung 
des Antrages Mäder. ,ofem das notwendig ist. Wün­
,chen Sie zu diesem Antrag Ahänderung,anträge zu stel­
len? 

Darms. Berichterstatter: Nur eine ganz kleine Be­
merkung redaktioneller Natur. Es heisst hier: Zur Ab­
klärung ... wird die erweiterte Militärkommission des 
Ständerates eingesetzt. Es wäre eleganter zu ,agen: Mit 
der Abklärung wird die erweiterte Militärkommission 
des Ständerates betraut. also «betraut» statt «einge­
setzt»; das entspricht auch besser der rechtlichen Situa­
tion. 

Mäder: Einverstanden. 

Präsident: Herr Mäder ist mit dieser redaktionellen 
Bereinigung einverstanden; wird ihr vom Rate oppo­
niert? Das ist nicht der Fall, sie ist genehmigt. - Eine 
Abstimmung scheint mir nicht mehr notwendig zu sein. 

Clavadet~her: Zu Ziffer 3 eine kleine Bemerkung: 
Es heisst hier, es sei eine Zusammenarbeit mit der Kom­
mission des Nationalrates anzustreben. Es ist mir klar, 
dass wir das nicht befehlen können. Jedenfalls aber ist 
es ausserordentlich wichtig, dass diese beiden Kommis­
sionen zusammenarbeiten, schon aus Gründen der Zeit­
ökonomie; denn wenn die militärischen Stellen beiden 
Räten Auskunft geben müssen, ginge das viel zu lange. 
fch glaube also, dass diese beiden Kommissionen sich 
einigen sollten, damit es unter allen Umständen zu einer 
erspriesslichen Zusammenarbeit kommt. 

Präsident: Ich denke. dass das 'ielbstverständlich ist. 
Soviel ich weiss. steht das übrigens auch im Antrag Furg­
ler. so dass dem nichts entgegensteht. Wir nehmen in 
die'iem Sinne die Anregung des Herrn Clavadetscher 
als gegeben an. 

Darms: Nach meinem Dafürhalten sollte doch noch 
abgestimmt werden. damit wir das Ge<samtbild haben. 

Ge.wmtabstimmung ...... Vote .wr l'ensemble 

Für Annahme des bereinigten Antrages 
Mäder: 33 Stimmen 

(Einstimmigkeit) 

Odermatt: Nachdem der Nationalrat die Verhand­
lungen über die Mirage-Angelegenheit ins Stenogra­
phische Bulletin aufnehmen liess, halte ich es für an­
gezeigt, auch diese kurze, aber sehr interessante Dis­
kussion ins Stenographische Bulletin aufnehmen zu las· 
sen. Diese Diskussion ist ja wahrscheinlich erstmalig 
und einzigartig, da es sich ja vor allem um die fnterpre­
tation von Artikel 85 unserer Bundesverfassung handelt. 
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Ich glaube, auch unsere Nachkommen werden einmal, 
wenn wieder eine solche Frage auftauchen ,ollte was 
wir aber nicht erwarten und nicht hoffen mit Inter· 
.:,se diese Diskussion nachlesen. In diesem Sinne möchte 
ich Antrag ,teilen. 

Präsident: Wird zu diesem Antrag ein Gegenantrag 
ge,tellt? Das i,t nicht der Fall. Sie haben somit in die­
,em Sinne beschlossen. 

Bikhtold: Erlauben Sie mir. da wir ja noch Zeit 
haben, nach dieser juristischen Klarstellung noch eine 
ganz kurze Bemerkung zu einem anderen Aspekt 

Eine Unklarheit oder Ungewissheit scheint mir noch 
zu bestehen hinsichtlich der Termine, mit denen zu rech­
nen ist. Man erwartet ja von dieser parlamentarischen 
Untersuchungskommission Wunderdinge und hat ihr 
eine Aufgabe überbürdet. die in ihrer Polyvalenz nahe­
zu an die Mirage-Angelegenheit heranreicht. Die Kom­
mission soll nicht nur die Vorgeschichte der Augzeug­
beschaf fung untersuchen. sondern sich auch Gedanken 
machen über das Verhältnis des Parlamentes zur Ver­
waltung. über die Verwaltungskontrolle und darüber, ob 
gewisse demokratische Einrichtungen, die aus dem letz­
ten Jahrhundert stammen. zur Meisterung der Probleme 
unserer Zeit überhaupt noch genügen. Im Nationalrat 
war sogar von einer eigentlichen Parlamentsreform die 
Rede. Jedenfalls sind staatsrechtliche und staatspoli· 
tische Probleme ersten Ranges aufgeworfen. 

Die Aufgabe, welche diese Kommission zu bewäl­
tigen hat, erinnert mich ein wenig an den Herakles in 
der griechischen Sage, der am Scheideweg zum Wohle 
des Landes die Tugend wählte und zehn Aufgaben 
übernahm: die Hydra zu erschlagen, einen Eber und 
Löwen zu töten, Zwingburgen zu brechen, den Hof des 
Augias zu reinigen usw. Während aber Herakles im­
merhin manche Jahre zur Verfügung standen, sind unse­
rer Kommission ja nur einige Monate eingeräumt. Zwar 
nennt der Antrag Furgler und auch der Antrag unseres 
verehrten Kol1egen Mäder, den wir jetzt angenommen 
haben, vorsichtigerweise keinen Termin, doch besteht of­
fenbar da und dort und vor allem in der Oeffentlichkeit 
die Vorstellung, dass dieses herkulische Pensum schon 
bis zur Herbstsession oder bis zur Wintersession erle­
digt werden könnte. Es hiesse sich aber sicher Illusionen 
hingeben, wollte man glauben, dass die Untersuchungs­
kommission allen Wünschen, die ihr das Parlament mit 
auf den Weg gab, in dieser kurzen Zeit gerecht zu wer­
den vermöchte. Selbst wenn die Kommissionsmitglieder 
ihre Sommerferien opfern, müssen sie wohl vorerst wich· 
tige Fragen ausklammern und sich auf kurzfristige be­
schränken. Und wir sollten Ihnen eigentlich heute schon 
oder doch möglichst bald sagen können, von welchen 
Ergebnissen wir den Entscheid über die Fortsetzung 
oder die Liquidation der Mirage-Beschaffung abhängig 
machen wollen, ob zum Beispiel von der Bekanntgabe 
der Verantwortlichkeiten oder der schliesslichen End· 
~umme. die aber nur sehr schwer zu ermitteln ist. Wir 

148 17 juin 1964 

müssen uns meines Erachtens auch darüber klar sein, 
dass die Hauptarbeit erst später kommen wird, denn es 
i~t ja mit Recht erkannt worden, dass die Probleme 
tiefer wurzeln und dass diese Mirage-Angelegenheit 
nur das Symptom einer Krankheit ist, deren Diagnose 
und Therapie uns noch lange beschäftigen muss. Es wird 
nicht auf die Fähigkeit ankommen, hier eindrückliche 
Anklagereden zu halten, sondern auf die stille und feste 
Beharrlichkeit, mit der wir das Ziel weiter 
und ein Alarm-System ,chaffen. das solche Unfälle für 
immer verhindert, und zwar nicht nur im Bereiche des 
Militärdepartementes, sondern in der Verwaltung über­
haupt. Wir müssen uns klar sein, dass in der Landesver­
teidigung eine Lücke offen bleiben wird, für welche das 
Parlament eine Mitverantwortung trägt. Das ist ein As­
pekt, der uns Sorge bereiten muss, wenn wir die Ver­
antwortung für eine längere Verschiebung in der Flug­
zeugbeschaffung übernehmen. Wir stossen hier wieder· 
um auf das Zeitproblem, das wir, abgesehen von den 
materiellen Verlusten, die eintreten, nicht ganz von ei­
nem Blick auf die Weltlage loslösen können. Es ist of· 
fenkundig, dass eine Verzögerung etwa im Jahre 1938 
fatale Folgen gehabt hätte. Heute darf man aber in 
vorsichtiger Beurteilung sagen, dass sich die Weltlage 
zum Guten verändert hat. Weil im Jahre 1914 der erste 
und im Jahre 1939 der zweite Weltkrieg ausbrach, ist 
befürchtet worden, dass 1964, nach abermals 25 Jahren, 
der dritte komme. Zum Glück scheinen diese Befürch­
tungen nicht berechtigt Am Beginn der beiden Welt· 
kriege stand überall die Hoffnung, den Krieg rasch zu 
gewinnen, eine Erwartung, die heute beide Weltmächte 
nicht haben. lch bin nun weit davon entfernt, und das soll 
der Sinn meiner Rede sein, daraus den Schluss zu zie­
hen, dass wir die Landesverteidigung vernachlässigen 
dürften. Ich möchte damit nur zum Ausdruck bringen, 
dass wir unter diesem Gesichtspunkt - und es ist doch 
auch ein wesentlicher - die nötigen Abklärungen mit 
Ruhe und Gründlichkeit vornehmen dürfen, auch mit 
dem Blick auf das Ganze und darauf, dass sich der 
Schwerpunkt unserer Landespolitik mit allen finanziel­
len Folgen in den nächsten Jahren offensichtlich auf die 
Kulturpolitik verschieben wird (Ausbau von Hochschu­
len, Forschung und Suchen nach neuen Formen und 
Inhalten der wissenschaftlichen Bildung). 

Mit diesen kurzen Bemerkungen begrüsse ich die 
Konstituierung der Untersuchungskommission und wün­
~che ihr viel Kraft und Ausdauer für ihre ausserordent­
lich bedeutsame Arbeit. 

Präsident: Es ist ausserordentlich wichtig, dass die­
ser Bericht innert vernünftiger Frist erstellt wird, sonst 
hat das ganze Verfahren ja keinen Sinn. Wenn der Na· 
tionalrat im September seinen Beschluss fasst, wird die 
Frage auftauchen, ob der Ständerat bis zum Dezember 
warten könne oder ob er nicht schon im September oder 
in einer ausserordentlichen Session zu dieser Frage Stel­
lung nehmen müsse. Aher das bleibt vorläufig dahin­
gestellt. 

Schhtss des amtlichen Bulletins der Sommersession 1964 
Fin du Bulletin officiel de la session d'ete /964 

P,!r ,II• Redaktion verantwortlich: W. Boaahard - Druck und Expedition der v,rbandsdrucker,•i A H Bern 
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Abstimmung Vote 

Für den Antrag Akeret 

' Der jährliche Zahlungsbedarf ist im Voranschlag 
106 Stimmen einzustellen. 

Dagegen 10 Stimmen Art. 4 
Hier wird die Beratung abgebrochen 

lci, le debat est imerrompu 

Vormittagssitzung vom 23. September 1964 
Seance du 23 septembre 1964, matin 

Vorsitz- Presidence: Herr lless 

Zu 8947. Mirage-Angelegenheit. Abklärung 
Affaire « l\rlirage » • Enquete 

Siehe Seite 309 hiervor - Voir page 309 ci-devant 

Bericht und Anträge der vom Nationalrat und vom Ständerat 
eingesetzten Kommissionen (BBI II, 273) 

Rapport et propositions presentes par !es commissions 
constituees par le Conseil national et le Conseil des Etats 

{FF II, 289) 

Eintretens/rage - Entree en matiere 

Anträge der Kommission 

Bundesbeschluss 
über 

die Beschaffung von Kampfflugzeugen Mirage III 

Die Bundesversammlung 
der Schweizerischen Eidgenossenschaft, 

nach Einsicht in den Bericht der Kommissionen des 
Nationalrates und des Ständerates zur Untersuchung der 
Mirage-Angelegenheit vom 1. September 1964, 

be schl iess t: 

Art. l 
Die vom Bundesrat mit Botschaft vom 24. April 1964 

angeforderten Zusatzkredite von 356 und 220 Millionen 
Franken werden abgelehnt. 

Art. 2 

Der Beschaffung von 18 Aufklärungsflugzeugen vom 
Typ Mirage III RS, 36 Kampfflugzeugen vom Typ Mirage 
III S, 2 Doppelsitzern Mirage III BS, 1 Jagdflugzeug 
Mirage III C einschliesslich Zubehör, Ersatzteilen und 
Munitionsausrüstung wird zugestimmt. 

Art. 3 
1 Der mit Bundesbeschluss vom 21. Juni 1961, Artikel 1, 

Absatz 2, Ziffer 1-3, für die Beschaffung von 100 Kampf­
flugzeugen Mirage III S bewilligte Kredit von 827 ,9 Mil­
lionen Franken steht für die Beschaffung der in Artikel 2 
bezeichneten Flugzeuge zur Verfügung. 

2 Der Bundesrat wird beauftragt, den Eidgenössischen 
Räten so bald als möglich Bericht und Antrag über die 
Gewährung des erforderlichen Zusatzkredites zu dem im 
Bundesbeschluss vom 21.Juni 1961, Artikel !, Absatz 2, 
Ziffer 1-3, bewilligten Kredit von 827,9 Millionen Franken 
zu unterbreiten. 

3 Um einen Unterbruch in der Beschaffung zu vermeiden, 
wird ein Überbrückungskredit von 200 Millionen Franken 
bewilligt. 

Der Bundesrat wird beauftragt, den Eidgenössischen 
Räten bis zur Ablieferung der in Artikel 2 genannten 
Flugzeuge je auf die und Herbstsession über 
den Stand der Beschaffung zu berichten. 

Art. 5 
1 Dieser Beschluss ist nicht allgemein verbindlich und 

tritt sofort in Kraft. 
2 Der Bundesrat wird mit dem Vollzug beauftragt. 

Jlotione11 

I. 
Der Bundesrat wird beauftragt, die Reorganisation des 

Eidgenössischen Militärdepartements innerhalb zweier 
fahre im Sinne der Anträge der Arbeitsgemeinschaft 
<< ~1irage » vorzubereiten und den Eidgenössischen Räten 
die erforderliche Revision der Militärorganisation der 
Schweizerischen Eidgenossenschaft vorzulegen. 

Die Reorganisation hat folgende Punkte zu umfassen: 
- Ernennung eines Rüstungschefs, der stimmberechtigtes 

Mitglied der Landesverteidigungskommission ist; 
- Bildung eines hauptsächlich aus Vertretern der Wissen­

schaft, Industrie und übrigen Wirtschaft zusammen­
gesetzten beratenden Fachausschusses für Rüstungs­
fragen; 

- klare Grenzziehung zwischen Entwicklung und Be­
schaffung von Rüstungsmaterial; 

- Sicherstellung der Termin- und Kostenermittlung sowie 
der technischen und kaufmännischen Auftragsüber­
wachung. 

II. 
Der Bundesrat wird beauftragt, den Räten binnen 

Jahresfrist eine Vorlage über den Ausbau der Verwaltungs­
gerichtsbarkeit im Bunde zu unterbreiten. 

Antrag 
Die Geschäftsprüfungskommission wird beauftragt, dem 

Rat im Sinne des Berichtes der Arbeitsgemeinschaft 
«Mirage» vom 1. September 1964 über den Ausbau der 
parlamentarischen Kontrolle der Verwaltung Bericht zu 
erstatten und Anträge zu stellen. Sie wird sich zu diesem 
Zwecke mit der Geschäftsprüfungskommission des andern 
Rates sowie mit den Finanzkommissionen ins Benehmen 
setzen. 

Antrag Forel 
Ablehnung der Mirage-Beschaffung. 

Anträge Götscb 
I. 

1. Die Mirage-Beschaffung ist endgültig einzustellen. 
2. Der Bundesrat wird eingeladen, den eidgenössischen 

Räten baldmöglichst eine Botschaft über die Luft­
verteidigungskonzeption, die Stellung der Luftwaffe im 
Konzept der Landesverteidigung, sowie die entspre­
chenden Beschaffungsanträge vorzulegen. 

II. 
1. Zur Überprüfung der Stellung und der Arbeitsmethoden 

der eidgenössischen Räte setzt der Nationalrat eine 
Spezialkommission (entsprechend Art. 49, Abs. 2, des 
Geschäftsreglementes) ein. 
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2. Diese Kommission hat insbesondere die folgenden 
Probleme zu überprüfen: 
a) Systematisierung der bisherigen und Ergänzung 

durch neue ständige Kommissionen. 
b) Ausdehnung der rechtlichen Kompetenzen und tech­

nischen Möglichkeiten der Kommissionen. 
c) Einführung der Institutionen der und der 

Untersuchungskommissionen für beide Räte. 
d) Neuordnung des 
e) der Information der 
f) Ausbau der parlamentarischen Kontrolle. 

3. Sofern der Ständerat eine ähnliche Kommission ein­
setzt, ist eine Zusammenarbeit analog der Arbeits­
gemeinschaft « Mirage» anzustreben. 

Propositions de la commissioo 

Arrete federn! 

concernant 

l'acquisition d'avions de combat Mirage III 

L'Assemblee /Merale de Ja Co11/Meration suisse, 

vu le rapport depose le l er septembre 1964 par !es 
commissions du Conseil national et du Conseil des Etats 
chargees d'examiner l'affaire du Mirage, 

arrete: 

Article premier 

La demande de credits additionnels de 356 et 220 mil­
lions de francs presentee par le Conseil federal dans son 
message du 24 avril 1964 est refusee. 

Art. 2 

L'acquisition de 18 avions de reconnajssance du type 
Mirage III RS, de 36 avions de combat du type Mirage 
lll S, de 2 biplaces Mirage III BS ainsi que d'un chasseur 
Mirage III C, y compris les accessoires, les pieces de 
rechange et les munitions, est autorisee. 

Art. 3 

1 Le credit de 827,9 millions de francs ouvert par 
l'arrete federal du 21 juin 1961, article premier, alinea 2, 
chiffres 1 a 3, pour l'acquisition de 100 avions de combat 
Mirage III S est a la disposition pour l'acquisition des 
avions indiques a l'article 2. 

• Le Conseil federal est charge de presenter Ie plus töt 
possible aux conseils legislatifs un rapport et des propo­
sitions concernant J'ouverture d'un credit additionnel 
necessaire pour completer le credit de 827,9 millions de 
francs ouvert par l'arrete federal du 21 juin 1961, article 
premier, alinea 2, chiffres 1 a 3. 

a Pour empecher une interruption de l'acquisition, il est 
ouvert un credit de transition de 200 millions de francs. 

' Les sommes annuellement necessaires pour les paie­
ments seront inscrites au budget. 

Art. 4 

Jusqu'au moment de la livraison des avions indiques 
a l'article 2, le Conseil federal est invite a presenter au 
conseil legislatifs, pour les sessions de printemps et d'au­
tomne de chaque annee, un rapport sur l'etat de l'acqui­
sition. 

Art. 5 
1 Le present arrete, qui n'est pas de portee generale, 

entre immediatement en vigueur. 
• Le Conseil federal est charge de l'execution. 

lvfotions 

I. 
Le Conseil federn! est charge de preparer dans un delai 

de deux ans la reorganisation du departement militaire 
federn! conformement aux recommandations de la commu­
naute de travail « et de proposer aux chambres la 
revision necessaire de I' organisation militaire de la Con· 
federation. 

La portera sur les points suivants: 
- Nomination d'un chef de l'armcment, 

commission de defense nationale avec voix 
Institution d'un comite consultatif pour !es 
d'armement, compose surtout de 

de l'industrie et des autres secteurs de 
- Nette separation entre le et 

de materiel d'armement; 
- Mesures propres a assurer le planning des delais et des 

frais ainsi que le contröle technique et commercial 
des commandes. 

II. 

Le Conseil federal est charge de soumettre aux conseils 
legislatifs dans le delai d'une annee un projet tendant a 
developper la juridiction administrative en matiere 
federale. 

Proposition 

La commission de gestion est invitee a presenter au 
conseil un rapport et des propositions comme le recom­
mande le rapport de la communaute de travail Mirage» 
du 1er septembre 1964 sur le renforcement du contröle 
parlementaire de l'administration. A cet effet, eile prendra 
contact avec la commission de gestion de l'autre conseil 
ainsi qu'avec !es commissions des finances. 

Proposition Forel 
Refus de l'acquisition des Mirage. 

Propositions Götsch 
1. 

1. L'acquisition d'avions Mirage doit etre definitivement 
interrompue. 

2. Le Conseil föderal est invite a presenter le plus töt 
possible aux conseils legislatifs un message concemant 
la conception de la defense de l'espace aerien et la place 
de l'aviation dans la conception de la defense nationale 
et de faire des propositions relatives aux acquisitions 
a faire en consequence. 

II. 

1. Le Conseil national nomme (conformement il l'art. 49, 
al. 2 de son reglement) une commission spcciale pour 
etudier la situation juridique et les 1n.~thodes de travail 
des conseils legislatifs. 

2. Cette commission devra s'occuper en particulier des 
questions suivantes: 
a) Instauration d'un systeme pour !es commissions 

permanentes et augmentation du nombre de ces 
commissions. 

b) Extension des attributions juridiques et des possi­
bilites techniques des conunissions. 

c) Institution des « Hearings » et des commissions 
d'enquete pour les deux: conseils. 

d) Reforme de la procedure legislative. 
e) Amelioration de l'information des membres des 

conseils. 
f) Developpement du contröle parlementaire. 
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3. Si le Conseil des Etats nomme une commission sem­
blable, il y aura lieu de rechercher une collaboration 
analogue a celle qui a ete assuree par la communaute 
de travail instauree dans l'affaire du Mirage. 

Präsident: Bevor ich den Herren Berichterstattern der 
Kommission das Wort erteile, möchte ich 

wie ich bei dieser Debatte 
die Anträge der Kommission sowohl 

Geschäft als auch die daraus zu ziehenden 
die Zukunft betreffen, hätte ich die Diskussion gerne etwas 
kanalisiert. Dies scheint nun aber nicht zu sein, da 
man nicht das Eine vom Anderen trennen kann. Im Ein­
\ernehmen mit dem Herrn Kommissionspräsidenten werde 
ich daher eine einzige Eintretensdebatte über den gesamten 
Bericht der Kommission durchführen. Nach den beiden 
Kommissionsberichterstattern werde ich Herrn Bundes­
nr,,,:i,c1 ... 11 von Moos und Herrn Bundesrat Chaudet un­
verzüglich das Wort erteilen. Es scheint mir nützlich zu 
sein, dass der Rat die Stellungnahme des Bundesrates 
kennt, wenn er die Debatte eröffnet. Nach den Vertretern 
des Bundesrates werde ich den Antragstellern sowie den 
übrigen Rednern in der Reihenfolge ihrer Anmeldung das 
Wort erteilen. Sind Sie mit diesem Vorgehen einverstanden? 
Das ist der Fall. 

Furgler: Berichterstatter: Das Parlament hat im ver­
gangenen Juni die Beratungen ausgesetzt und in beiden 
Räten Kommissionen mit der einlässlichen Untersuchung 
der ganzen Mirage-Angelegenheit beauftragt. 

In Würdigung der Ergebnisse, die am Ende der einzelnen 
Kapitel des Berichtes dargestellt sind, haben die Kommis­
sionen des Nationalrates und des Ständerates, die vom 
19. Juni bis zum l. September 1964 als Arbeitsgemeinschaft 
die Untersuchung durchführten, ohne Gegenstimme be­
schlossen, den eidgenössischen Räten den Entwurf zu 
einem Bundesbeschluss über die Beschaffung von Kampf­
flugzeugen Mirage III, eine Motion über die Reorganisation 
des Eidgenössischen Militärdepartementes, eine Motion 
über den Ausbau der Verwaltungsgerichtsbarkeit im Bunde 
und einen Antrag zum Ausbau der parlamentarischen Kon­
trolle der Verwaltung zu unterbreiten. Sie haben nun 
darüber zu befinden, ob Sie Bericht und Anträge der Ar­
beitsgemeinschaft übernehmen oder den Anträgen des 
Bundesrates laut Botschaft vom 24. April 1964 zustimmen, 
oder aber völlig neue Schlüsse ziehen wollen. 

Nachdem ein schriftlicher Bericht vorliegt, erachte ich 
es nicht als zweckmässig, hier einen « Bericht zum Bericht>> 
abzugeben, der nur Wiederholungen mit sich brächte. Da­
gegen scheint es mir wertvoll, vor Beginn unserer Aus­
sprache die wesentlichen staatspolitischen Aspekte aufzu­
zeigen, denen alle Mitglieder der Arbeitsgemeinschaft - ich 
wiederhole: alle Mitglieder der Arbeitsgemeinschaft -
Rechnung zu tragen suchten. Es galt, die Frage der Be­
schaffung von Mirage-Kampfflugzeugen endgültig zu be­
reinigen; die Vertrauenskrise, die im Zusammenhang mit 
der Mirage-Beschaffung entstanden war, zu beseitigen; 
Wege aufzuzeigen, um derartige Vorfälle in Zukunft zu ver­
meiden. Unbeschadet Ihres Entscheides erachte ich es als 
meine Pflicht, meinen Herren Kollegen in der Arbeitsge­
meinschaft, insbesondere den Präsidenten und Sekretären 
der Subkommissionen, dem Generalsekretär Herrn 
Dr. Brühwiler und seinen Mitarbeitern und allen Hilfs­
kräften dafür zu danken, dass sie während Monaten eine 
tägliche Arbeitslast auf sich nahmen, die bis an die äusserste 
Grenze des Zumutbaren ging. Die Arbeitsgemeinschaft 
nahm keine Rücksicht auf parteipolitische Richtungen. Sie 
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betrachtete ihre Tätigkeit als ein nobile officium, geeignet, 
der staatlichen Gemeinschaft zu dienen. 

Und nun: Warum nicht 100, warum nicht O Flugzeuge? 
Oder: Die Militärpolitik als Funktion der Staatspolitik. 
Zwei Gruppen sind vom Beschaffungsantrag enttäuscht. 
Die erste will 100 Flugzeuge trotz der Mehrkosten, die 
durch erhärtet wurden. Sie spricht apodiktisch 
von militärischer Notwendigkeit, die jedes andere Argu­
ment überschatte. Einzelne behaupten, die Schlagkraft 
unserer Armee sinke, die 1961 werde in 

wenn nicht 100 an-
würden. 100 Flugzeuge seien auch finanziell trag-

bar. Beweis: Der für die restlichen 43 Apparate 
nur 4 bis 6 Millionen Franken. ~fü andern Worten: 

:::oo \1illionen Mehrausgaben für die Flugwaffe brächten 
einen grossen Zuwachs an Kampffähigkeit für relativ 
wenig mehr Geld ein. 

Die zweite Gruppe will keine Flugzeuge. Sie akzeptiert 
850 Millionen Verlust oder den « teuersten Schrotthaufen 
der Welt», von dem so viel geschrieben wurde. Mit beiden 
Gruppen möchte ich mich kurz auseinandersetzen. 

Vorerst verweise ich auf die Sachdarstellung in den 
Kapiteln « Militärische Problematik» und « Finanzielle 
Überlegungen» des Berichtes, die ich im Namen der 
Arbeitsgemeinschaft Satz für Satz unterstreiche. Ergänzend 
füge ich bei: Die Militärpolitik unseres Staates steht in 
einem be!,\timmten Zusammenhang zur Staatspolitik im 
allgemeinen. Ihre Zielsetzung beinhaltet einen wichtigen 
Teil der in Artikel 2 der Bundesverfassung umschriebenen 
Staatszwecke. Die Erhaltung von Freiheit und Unabhän­
gigkeit unseres Staates, Voraussetzung der übrigen Staats­
zwecke, ist die vornehmste Aufgabe der Armee. Sie kann 
nur solange erfüllt werden, als die im Artikel 18 der Ver­
fassung umschriebene persönliche Wehrpflicht jedes 
Schweizers tragender Staatsgedanke bleibt. Max Huber 
sagte im Jahre 1915, während des Ersten Weltkrieges in 
einem Referat vor der Neuen Helvetischen Gesellschaft: 
«In der allgemeinen Wehrpflicht, in dem Anspruch auf 
Gesundheit und Leben des Bürgers zeigt sich die Stärke des 
Staatsgedankens. Wo dieser Anspruch nicht anerkannt 
ist, bleibt der Staat die dem Individuum nachgeordnete 
Einrichtung, mag ein Volk noch so sehr an den Wert 
seines Staates glauben. Nur das, wofür wir letzten Endes 
das Leben hinzugeben bereit sind, hat einen wirklichen 
Wert für uns. Jeder Bürger ist bei uns Soldat. Wie in keiner 
andern Armee der Welt, ist das Vertrauen des Bürgers im 
Wehrkleid in die Militärpolitik unerlässliche Voraus­
setzung für die Wirksamkeit des Heeres.» Dieses Vertrauen 
ist heute erschüttert. Der Schweizer hat dann Vertrauen in 
die Militärpolitik der Regierung, wenn bestimmte perso­
nelle und materielle Voraussetzungen erfüllt sind. 

Personelle Voraussetzungen: Die für die Armee verant­
wortlichen Personen müssen über hervorragende charakter­
liche, intellektuelle und fachliche Eigenschaften verfügen 
und mit Hilfe einer erstklassigen Stabsorganisation in der 
Lage sein, zweckmässige Entschlüsse zu fassen und zu ver­
wirklichen. Weisungen des Parlamentes und der Regierung 
müssen als verbindliche Aufträge gewertet und erfüllt 
werden. 

Materiell müssen Militärorganisation und Truppen­
ordnung eine zweckmässige Verfassung des Heeres garan­
tieren. Der finanzielle Aufwand für die Armee im Rahmen 
des gesamten Staatshaushaltes muss tragbar sein, wobei 
der Entwicklung des Nettosozialproduktes Rechnung zu 
tragen ist. Die Bedürfnisse der verschiedenen Waffen­
gattungen sind im Interesse des Ganzen zu berücksichtigen. 
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\Venn wir die heutige Vertrauenslage in Kenntnis dieser 
Anforderungen des Schweizer Bürgers als Soldat an eine 
gesunde Militärpolitik beurteilen, dann stellen wir fest: 
Den für die Beschaffung der Mirage-Kampfflugzeuge ver­
antv. ortlichen Personen sind schwern iegende Mängel 
unterlaufen, über die bei der Behandlung der Verantwort­
lichkeit noch zu reden sein v.ird. Soweit es sich um 
im handelt, sind diese so rasch wie 
lieh zu beheben. Personelle haben dort Platz 
zu wo bisherige Amtsträger nicht mehr 
erscheinen. die vom Parlament und von der 
beschlossene Militärpolitik zu verwirklichen. 

Materiell ist zu sagen, dass und 
Truppenordnung im wesentlichen den geschilderten Anfor-
derungen genügen, doch sind strukturelle im 
Rüstungssektor dringend. Sie finden in den der 
Arbeitsgemeinschaft ihren Niederschlag. 

Der finanzielle Aufwand für die Armee, der in den letz­
ten vier Jahren rund 1225 Millionen Franken jährlich 
ausgemacht hat, reicht für die Zukunft nicht mehr aus. 
Die langfristige Rüstungsplanung rechnet mit 8,3 Milliarden 
Franken für die Jahre 1965 bis 1969. Diese Summe trägt 
den vom Finanz- und Zolldepartement als tragbar erach­
teten Anteilprozenten von 3,3 bis 3, 77 ° ~ auf das künftige 
Nettosozialprodukt Rechnung. Unter Ausschluss der geld­
wertmässigen Teuerung und unter dem Vorbehalt der im 
Zuge der Teuerungsbekämpfung vorzunehmenden Kür­
zungen werden von diesem Gesamtbetrag zirka 4420 Mil­
lionen Franken für laufende Ausgaben und zirka 1920 
Millionen Franken als Zahlungsbedarf für heute bereits 
bewilligte Beschaffungen und Bauten beansprucht. Der ver­
bleibende Betrag von rund 1960 Millionen Franken soll für 
neue Beschaffungen und Bauten in der Zeit von 1965 bis 
1969 verfügbar bleiben. Mit Rücksicht auf den dringenden 
Nachholbedarf an militärischen Bauten, vor allem im 
Dienste der Ausbildung, wird dafür in der Planung ein 
Anteil von zirka 330 Millionen Franken ausgeschieden, so 
dass bis 1969 rund 1630 Millionen Franken für neue 
Materialbeschaffungen verfügbar bleiben, was gegenüber 
den Dienstabteilungen und deren Wünschen ein Minimum 
bedeutet. Von diesen 1630 Millionen Franken können 
nach Auffassung des Militärdepartements höchstens 750 
Millionen Franken für die Flieger- und die Fliegerabwehr­
truppen ausgeschieden werden, was zur Folge hätte, dass 
für die übrigen Waffengattungen noch 880 Millionen 
Franken verblieben. 

In diesen 8,3 Milliarden, oder auf das Jahr umgerechnet 
1,66 Milliarden Franken, haben die 100 Mirages nicht mehr 
Platz, sofern nicht negative Auswirkungen für die 
Waffengattungen in Kauf genommen werden sollen. Ich 
verweise auf die Seite 45 des Berichtes, wo unter Ziffer 2 
die Aufwendungen für Flugwaffe und Fliegerabwehr 
detailliert dargestellt sind. Ich frage nun diejenigen Per· 
sonen, welche die 100 Mirages als conditio sine qua non für 
unsere militärische Bereitschaft darstellen, ob für diesen 
Preis der rasche Ausbau unserer Flab, unserer Artillerie 
und weiterer Waffengattungen geopfert oder doch sehr 
stark reduziert werden soll? Es gilt abzuwägen. Noch 
weiss ich nicht, welches Budget die eidgenössischen Räte 
in drei Monaten gutheisscn werden. Sicher ist, dass nur 
dann einer um mehrere Hundert Millionen mehr kostenden 
Militärpolitik zugestimmt werden wird, wenn Volk und 
Parlament die Überzeugung gewinnen, dass nur Wesent· 
liches angeschafft wird, dass jede Sparmassnahme voll 
ausgeschöpft wird, dass die dringend notwendigen Reor­
ganisationen materieller und personeller Art verwirklicht 
werden, und dass im Widerstreit mehrerer dringender 

Anschaffungsbedürfnisse die berechtigten 
verschiedenen Waffengattungen gerecht 
abgewogen werden. 

Interessen der 
gegeneinander 

Die Armeereform 
Feuerkraft und eine 

brachte uns eine Steigerung der 
Beweglichkeit des Heeres, 

und damit eine an die moderne 
Sie unsere 

Staaten 
schauer-Paktes. Sie \\erden feststellen, dass unsere Heeres­
einheiten nach Zahl und Ausrüstung 
so Gott will, ihre zu 
unerschütterlichen Wehrn illcn 
kleid getragen werden. 

In Kenntnis der dass unser Land in einem 
auch aus der Luft wird, hat unser 

Parlament im Jahre 196 l verlangt, dass auch die Luft­
verteidigung werde. Dazu gehören und das 
wird in der Diskussion immer wieder vergessen - die 
Flugwaffe und die Flab! Der Ausbau muss den schwei­
zerischen Gegebenheiten Rechnung tragen. Vergleichen Sie 
unsere Flugwaffe mit den Flugwaffen der vorerwähnten 
Mächte. Sie erkennen, dass ein Zahlenverhältnis besteht, 
das uns die typische Eigenart unseres Kleinstaates mit 
seinen räumlichen Mindestmassen klar zum Bewusstsein 
bringt. Das hat nichts mit Defaitismus zu tun. Das Parla­
ment hat bei der Behandlung der Armeereform mitgehol­
fen, dass anstelle der vom Bundesrat beantragten 300 Flug­
zeuge auf geraume Zeit 400 Flugzeuge beibehalten werden 
konnten. Dieser Flugzeugbestand, der sich aus Vampire-, 
Venom- und Hunter-Apparaten zusammensetzt, wird im 
laufe der nächsten zehn Jahre auf eine noch zu bestim­
mende Zahl absinken, die entgegen den Schwarzsehern 
nicht unbedingt 150 zu sein braucht, weil das Ausscheiden 
der Venom und der Hunter terminlich noch etwas hinaus­
geschoben werden kann, und weil der Bundesrat vom 
Parlament den Auftrag erhält, innert nützlicher Zeit, das 
heisst bis spätestens zum Ablauf der langfristigen Rü­
stungsperiode 1965-1969, dem Parlament Bericht und 
Antrag über die Weiterentwicklung unserer Luftvertei­
digung, über die Zukunft von Flugwaffe und Flab zu unter­
breiten. 

Die Bestandesentwicklung der Flugwaffe darf nicht 
isoliert betrachtet werden. Sie kann, nur im Rahmen 
unserer ganzen Luftraumverteidigung sinnvoll beurteilt 
werden. Diesem Erfordernis tragen jene Kritiker nicht 
Rechnung, die den Beschaffungsantrag ihrer Kommission 
ablehnend bewerten. Sie verkennen die Bedeutung der 
Flab für unsere Luftraumverteidigung und für unsere 
12 Divisionen. 

Der Arbeitsgemeinschaft fiel der Entscheid, ob, und 
wenn ja, wieviele Hochleistungsflugzeuge beschafft werden 
sollten, nicht leicht. Dass es militärisch zweckmässig und 
demzufolge wünschbar wäre, möglichst viele Flugzeuge zu 
besitzen, blieb unbestritten. Angesichts der ungeheuren 
finanziellen Aufwendungen für die modernen Hoch· 
leistungsflugzeuge, angesichts der Erfahrungen im Zusam· 
menhang mit der Mirage-Beschaffung und der dort zutage 
getretenen Kreditüberschreitungen war die Kommission 
jedoch zu einer Überprüfung der im Jahre 1961 gefassten . 
Beschlilsse verpflichtet. Das hat wiederum mit Defaitismus 
nichts zu tun. Jeder normal denkende Mensch und dem· , 
zufolge auch jede Gemeinschaft von Menschen wird eine 
Lage dann neu überprüfen, wenn sie feststellt, dass !00 
Apparate, für deren Anschaffung vor drei Jahren 827,9 
Millionen Franken errechnet worden waren, heute mehr 
als das Doppelte kosten. Es wäre eine Lüge, hier so zu tun, 
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als ob das finanzielle Element bei der heutigen Lage­
beurteilung nur geringe Bedeutung hätte, eine lüge, die 
letLten Endes die Wehrbereitschaft des Soldaten mehr 

als die Reduktion der von l 00 

auf 57. 
:,.;och einmal verweise ich auf die \Vaffen-

in denen die grosse Zahl der Dienst 
leistet und die in WK Bedürfnisse die bei 
der Bemessung der nicht unberück-

bleiben können. Ich denke an die Soldaten. die an 
Dienst leisten. Ich denke an die 

der Reichweite durch neue Munition letzten 
Endes nur durch die Einführung der 

werden können. Vor allem ist für mich befremdend, 
dass die Stimmen der Kritiker nie von der Integration 
unserer Flug- und Flabwaffe sprechen und die Nachhol­
bedürfnisse der Flab bagatellisieren. 

Es ist undenkbar. dass ein Kleinstaat die Flugwaffe und 
die Fliegerabwehr voneinander isoliert betrachten und wei­
ter ent" iekeln könnte. Leider ist es ein offenes Geheimnis. 
dass trotz der Kommandoordnung. die an und für sich 
eine sinnvolle Koordination beider Waffengattungen im 
Interesse einer wirksamen Luftraumverteidigung ermög­
lichte. der Waffenchef der Flieger- und Fliegerabwehr­
truppen nicht jedem seiner Kinder die gleiche Wertschät­
zung entgegenbringt. Die Arbeitsgemeinschaft konnte sich 
davon überzeugen. 

Der Beschluss Ihrer Kommission, wenigstens 200 
:vfillionen Franken nicht für die Flugwaffe zu veraus­
gaben. hat nicht zuletzt darin seinen Grund. dass auf diese 
Weise die Möglichkeit geschaffen werden soll, den andern 
Träger der Luftraumverteidigung, die Flab. sofort weiter 
zu modernisieren. Die von der Armeeleitung und vom 
Bundesrat vorgesehene Pause bis zum Jahre 1969 ist zu 
lang. Ich frage Sie. ob das nicht auch militärpolitisch 
bedeutsame Gesichtspunkte sind. Nachdem feststand, dass 
infolge der enormen Kostenüberschreitungen 100 Kampf­
flugzeuge selbst in einem wesentlich erhöhten Militär­
budget keinen Platz mehr finden. wurde der Reduktions­
bcschluss gefasst. Es sei nicht verschwiegen. dass in diesem 
Zusammenhang der Einsatzdoktrin unserer Flugwaffe 
grösste Aufmerksamkeit geschenkt wurde. Ich verweise auf 
die Seiten 53 bis 60 des Berichtes. Die Schlussfolgerungen 
auf Seite 60 geben die Meinung der Arbeitsgemeinschaft 
über die möglichen Einsätze eindeutig wieder. Der Einsatz 
gegen frontnahe Ziele verlangt auch in Zukunft typische 
Frdkampff!ugzeuge. Hochleistungsflugzeuge können bei 
dieser Einsatzform ihre wertvollsten Eigenschaften nur 
beschränkt zur Geltung bringen. Der als fragwürdig ge­

Einsatz gegen Fern-Erdziele kann nur in Aus­
nahmefällen durchgeführt werden. 

\Venn nun behauptet wird, durch den Reduktions­
heschluss entstünde ein Missverhältnis zwischen Aufgaben 
und Mitteln, so ist demgegenüber festzuhalten, dass der 
Einsatz für den Neutralitätsschutz mit angemessenen 
\ 1 itteln gewährleistet wird und die für die Armeeleitung 
h,~,onders bedeutsame Aufklärung durch die Staffel mit 
18 \lirage-III-RS-Flugzeugen geflogen werden kann. Die 
36 Kampfflugzeuge Mirage III S (2 Staffeln a 18), werden 
selbstverständlich nicht gleich viele Aufgaben erfüllen 
können. wie dies vier Staffeln hätten tun können. Diese 
Sdmiichung muss aber nach Auffassung der Arbeits• 
genwinschaft aus den bereits geschilderten Gründen in 
Kduf genommen werden. Ihr steht eine Stärkung auf dem 
Cid~ictc der Flab gegenüber. die sonst nicht möglich 
würde. 

Es wird behauptet. der Beschaffungsantrag stelle keinen 
sachlichen Entscheid. sondern einen negativ zu wertenden 
Kompromiss dar, weil dessen Gegenstand ein \Vaffen­
system sei. ein Instrument der Landesverteidigung. das in 
der Stunde der Gefahr nicht den « '.\tilitärs >> oder den 

sondern dem ganzen Land. der 
ganzen Armee. der ganzen Diese \\'orte 
können erst sinnvoll v.erden. wenn ein wei-
terer Satz als wird: Andere Waffen-
systeme. v.ie die Flab. die Artillerie und die 

werden. Sie 
der Freiheit und 

unseres Landes. und sie dürfen aus diesem 
Grunde ebenfalls nicht vernachlässigt werden. Der Anlass 
ist zu ernst. um mit zu fechten. 

Ich hielt es für angebracht. denjenigen Kreisen einige 
Sätze zu widmen. die der irrigen Auffassung sind. die 
Arbeitsgemeinschaft hätte die militärpolitischen 
legungen zu kurz kommen lassen. um unter allen Umstän­
den einen Kompromiss zu erzielen. Wahr ist. dass sie bei 
der militärpolitischen Lagebeurteilung die Flugwaffe und 
deren Bedürfnisse nicht turmhoch über die andern Waffen­
gattungen stellte. Wahr ist. dass sie die ~1ilitärpolitik in den 
Rahmen der gesamten Staatspolitik hineinstellte und dabei 
zur Überzeugung kam. dass industrielle und Führungs­
krisen behoben werden müssen. um eine wirksame und vom 
ganzen Volk getragene Militärpolitik zu ermöglichen. 

Aus all diesen Gründen konnte sich unsere Kommission 
aber auch nicht entschliessen. auf die Beschaffung von 100 
Kampfflugzeugen zu verzichten. Der Verlust von 850 Mil­
lionen Franken kann aus wirtschaftlichen und militär­
politischen Überlegungen nicht verantwortet werden. 
Wirtschaftlich qualifiziert sich der Tatbestand des teuersten 
Schrotts selbst. In militärischer Sicht muss betont werden, 
dass trotz der ungeheuren Entwicklung der Raketen­
technik der Zeitpunkt noch nicht gekommen ist. um auf 
Flugzeuge zu verzichten. wenn auch zu sagen ist. dass die 
Flugwaffe eher sinkende. die Raketenflab eher steigende 
Tendenz aufweist. Es wird sich am Schlusse der Diskussion 
Gelegenheit bieten, in Kenntnis der Ausführungen der­
jenigen Kollegen. die auf null Flugzeuge plädieren. zu ein­
zelnen Problemen Stellung zu nehmen. 

Mit Nachdruck trete ich der Meinung entgegen. die 
Kommission habe der Regierung die Verantwortung für 
die Zukunft von Flugwaffe und Flab abgenommen. Es 
galt und gilt, eine Situation zu bereinigen. an deren Zu­
standekommen nicht das Parlament. sondern jene Instanzen 
verantwortlich sind, die den Bundesbeschluss vom 21.Juni 
1961 zur Beschaffung von l 00 Kampfflugzeugen '.I irage 
HI S nicht auftragsgemäss erfüllt haben. Es bleibt Sache des 
Bundesrates ich wiederhole diese Feststellung den 
eidgenössischen Räten für die übernächste langfristige 
Rüstungsperiode, also für die Zeit von 1970 bis 1974. 
Bericht und Antrag über die Zukunft unserer Flugwaffe. 
unter besonderer Berücksichtigung des Erdkampfes und 
über den Ausbau der Flab zu unterbreiten. wobei es sich 
empfehlen dürfte, in naher Zukunft eine Kommission von 
Fachleuten mit der Prüfung der damit zusammenhängenden 
Fragen zu beauftragen. Ich denke nicht an eine AGF. 
sondern viel eher an eine ähnlich Instanz wie die frühere 
KMF. 

Ein Wort zur Elektronik, ein heisses Eisen in der 
Mirage-Diskussion. Der Bundesrat schrieb auf Seite 14 der 
Zusatzkredit-Botschaft: "Die Konsequenzen der Wahl der 
Elektronik und der Lenkwaffen durchziehen beinahe jedes 
Teilgeschäft des Mirage-Projektes.» Ihre Konunission hat 
in einlässlicher Weise die Gründe untersucht, die zur Wahl 

:i2 
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der Taran-Elektronik führten und die daraus resultierenden 
Kostenüberschreitungen offen dargestellt. In technischer 
Hinsicht konnte sie sich jedoch überzeugen, dass die Taran­
Elektronik gegenüber den Systemen Cyrano oder Airpass 
bedeutsame Vorteile aufweist, die zu einer Verbesserung 
des Rendements des führen. Der 
Stand der von Elektronik und 

zur Annahme, dass die in den USA 
werden kann. Ich bitte Sie zu 

entschuldigen, ""enn ich Ihnen in diesem .<.u:,uu,u .... w 

aus Gründen der Geheimhaltung nicht tous les details 
schildern kann. Trotzdem wir also von der technischen 
Bedeutung des Tarans überzeugt worden sind, fühlte sich 
die Kommission verpflichtet, auch noch abzuklären, ob 
nicht aus Kostengründen der Taran durch den Cyrano 
ersetzt werden könnte. Die diesbezüglichen Untersuchun­
gen ergaben, dass ein Ersatz der Taran-Elektronik durch 
die Cyrano-Elektronik auch einen Ersatz der Lenkwaffen 
mit sich brächte. Rein technisch betrachtet wäre es möglich, 
die amerikanische Lenkwaffe mit der französischen Elek­
tronik zu integrieren. Praktisch stehen jedoch der Durch­
führung einer solchen Integration im heutigen Zeitpunkt 
schwerste Hindernisse entgegen. So ergäben sich erneut 
Veränderungen an der Flugzeugzelle, also neue zeitliche 
und kostenseitige Unsicherheitsfaktoren, die als uner­
wünscht bewertet werden müssen. Auch erwähne ich die 
Geheimhaltungsprobleme, die sich schon im bisherigen 
Geschäftsablauf ausserordentlich hemmend ausgewirkt 
haben - sie wurden von den Beschaffungsinstanzen unter­
schätzt - und die bei jeder neuen Änderung zusätzliche 
Schwierigkeiten mit sich brächten. Wie ich Ihnen bereits im 
Bericht auf Seite 40 mitteilen konnte, käme die Beschaffung 
des Mirage III, ausgerüstet mit der Elektronik Cyrano II, 
nicht billiger ru stehen als die Beschaffung der Mirage III S 
mit der Taran-Elektronik. Auch der Wunsch einzelner 
Kritiker nach einem Wechsel auf Cyrano I, integriert im 
Mirage III C, vermag nicht zu überzeugen, weil dessen Ver­
wirklichung die Überwindung der soeben geschilderten 
technischen und zwischenstaatlichen Schwierigkeiten er­
fordern würde. 

Ein Wort zu den Verantwortlichkeiten. Das menschliche 
Versagen wird im zweiten Kapitel des Mirage-Berichtes 
dargestellt. Zwei Gruppen handelnder Behörden oder Per­
sonen wurden unterschieden: solche mit formellen Kompe­
tenzen auf Grund gesetzlicher oder verwaltungsinterner 
Vorschriften, die Kraft ihrer Stellung Verantwortlichkeit 
tragen; solche, die als vorbereitende oder ausführende 
Stellen bei Vorkehren und Entscheiden der ersten Gruppe 
mitbeteiligt waren. Dementsprechend wurde zwischen for­
meller und materieller Verantwortlichkeit unterschieden. 
Wie ein roter Faden durchzieht die AGF die ganze Evalua­
tionsphase. Dass dieser Arbeitsgruppe für Flugzeugbe­
schaffung eine derart zentrale Stellung eingeräumt wurde, 
muss als klassischer Fall einer culpa in eligendo sowohl in 
bezug auf die Institution als auch in bezug auf den Chef der 
Arbeitsgruppe bezeichnet werden. Die personelle Zusam­
mensetzung war insoweit problematisch, als die AGF keine 
Fachleute aus Industrie und Wissenschaft umfasste, ob­
schon sie die frühere Kommission filr militärische Flug­
zeugbeschaffung ersetzte, in der solche Persönlichkeiten 
massgebend beteiligt gewesen waren. Die Zusammen­
setzung war auch insofern ungeschickt, als sie von Anfang 
an zu Spannungen mit der KT A führte, die sich in ihren 
Rechten verkürzt fühlte. 

Die unklaren Kompetenzausscheidungen im Zusam­
menhang mit der Kostenermittlung taten ein übriges, um 
die Addition von sicheren Werten mit Schätzungen zu 

ermöglichen, was zu jener Scheingenauigkeit führte, die 
das Kennzeichen der Beschaffungsbotschaft ist. Die Unter­
suchung hat ergeben, dass weder die Zahlen der Beschaf. 
fungsbotschaft noch die Zusatzkredit- Botschaft einer 
näheren Prüfung standhalten konnten. Ich verweise auf die 
Seiten 46 und 47 des Berichtes. 

Der harte Vorwurf, das Parlament sei 
den, fand leider seine Bestätigung. Ich verweise als 
für alle auf den 
zwischen den Botschaftstexten 1961 und 1964, die auf den 
Seiten 48 bis 52 des Berichtes sind. Dieser 
Vergleich für sich selbst. Solche dürfen sich 
nicht wiederholen. 

Das Abweichen vom Auftrag, der im Bundesbeschluss 
vom 21. Juni 1961 enthalten war und in der Beschaffung 
einer besonderen Aufklärerversion III RS sieht• 
baren Ausdruck findet, zeigte sehr deutlich, dass die Be­
schaffungsinstanzen den Willen des Parlamentes miss­
achteten. Wie sehr kleine Ursachen grosse Wirkung haben 
können, bewies die Zusammenlegung der Objektkredite, 
die entgegen der klaren Rechtslage vom Bundesrat veran­
lasst wurden. Wäre sie unterblieben, so hätte der Bundesrat 
schon im Jahre 1962 an die Bundesversammlung gelangen 
müssen, zu einem Zeitpunkt also, da für das Parlament in 
mancher Richtung noch weit mehr Entscheidungsfreiheit 
bestand, als dies heute der Fall ist. 

Es versteht sich von selbst, dass in diesem Zusammen­
hang auch eine allfällige Mitverantwortung derjenigen par­
lamentarischen Kommissionen untersucht \vurde, die vom 
Chef des Militärdepartements zu Beginn des Jahres 1962 
über die damals bekannten Mehrkosten von rund 95 Mil· 
lionen Franken orientiert wurden. Sowohl in der Militär· 
kommission als auch in der Finanzkommission wurde 
jedoch die Zusammenlegung der drei Objektkredite als 
« une solution temporaire » bezeichnet und das Kredit­
begehren bereits für die Frühjahrssession 1963 in Aussicht 
gestellt. Auch wurde versichert, dass die zu erwartenden 
Mehrkosten insgesamt bis zur Ablieferung der Flugzeuge 
die erwähnte Summe nicht übersteigen würden. Heute 
steht fest, dass die Kommissionen in bagatellisierender 
Weise orientiert worden sind, dass sie aber keinen Anlass 
hatten, den Ausführungen des Chefs des Militärdeparte­
mentes, der von diesen Zahlen selbst überzeugt war, nicht 
Glauben zu schenken. Die Tatsache, dass der Chef des 
Departements selbst von jener Zeit an bis weit in das Jahr 
1963 hinein nicht über die finanzielle Entwicklung des 
Mirage-Geschäftes orientiert war, weist auf schwerwiegende 
Mängel in seiner Stabsorganisation hin und beweist die 
ungenügende Kostenermittlung und Kostenüberwachung 
in der Mirage-Angelegenheit. 

Nachdem feststeht, dass das Parlament in der Be· 
schaffungsbotschaft 1961 und im Zusammenhang mit dem 
Mirage-Geschäft überhaupt getäuscht worden ist, filhlto. 
sich die Arbeitsgemeinschaft verpflichtet, in ihrem Bericht 
daran zu erinnern, dass der Respekt vor der Entscheidungs- . 
freiheit und den Beschlüssen des Parlaments zu den Dienst- · 
pflichten jedes Trägers von Verwaltungsaufgaben gehört .. 
Der Bundesrat seinerseits hat dafür zu sorgen, dass die 
Glaubwürdigkeit bundesrätlicher Botschaften unter allen 
Umständen sichergestellt ist. 

Die Hauptergebnisse über die Untersuchung der Ver· , 
antwortlichkeitsfragen sind auf Seite 33, Ziffer 4, des Be· ,, 
richtes wiedergegeben. Ich verzichte darauf, sie zu wieder­
holen. 

In der Demokratie können Schwierigkeiten nicht da· 
durch gemeistert werden, dass die Verantwortlichkeiten 
anderer ermittelt werden. Vielmehr ist es Aufgabe eines 
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la 
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jeden Bürgers. mehr noch eines jeden Mitgliedes des Par­
lamentes. l\littel und Wege für die Behebung der Mängel 

In dieser Absicht entstanden die Reorgani­
die Ihnen im Bericht dargestellt wurden. 

mit dem Rüstungssektor. Damit die tech­
nische Entwicklung überhaupt aufgefangen und die in 

und Beschaffungsfragen unentbehrliche 
Führung geschaffen werden kann, muss inskünftig 

bestehenden Organisationsform für die mili­
der Kriegsbereitschaft im engeren 

des Heeres. Ausbildung, Einsatz­
eine neue Organisationsform für die Entwicklung 

und Beschaffung von Kriegsmaterial gefunden werden. 
Diese muss Gewähr bieten. dass die neuesten wissenschaft­
lichen und technischen Erkenntnisse der Landesverteidi­
gung dienstbar gemacht werden. Sie muss eine kompetente 
industrielle Stelle enthalten. die anspruchsvolle Entwick­
lungs- und Beschaffungsprojekte bewältigen kann. Im 
Sinne dieser Überlegungen schlägt Ihnen die Arbeitsgemein­
schaft vor: die Schaffung einer Gruppe für Rüstungsdienste; 
die Trennung zwischen Entwicklung- und Beschaffung; 
die Sicherstellung der industriellen Planung und die Über­
wachung der Auftragsabwicklung; die Zusammenarbeit 
mit der Wissenschaft. der Industrie und der übrigen Wirt­
schaft. Die Arbeitsgemeinschaft ist überzeugt, dass mit 
diesen Neuerungen die Generalstabsabteilung entlastet und 
die materielle Kriegsbereitschaft zweckmässiger sicherge­
stellt werden kann. 

Unter den konstruktiven Massnahmen, mit denen sich 
die Arbeitsgemeinschaft befasste, verdient die parlamen­
tarische Kontrolle der Verwaltung besondere Erwähnung. 
Es hat sich gezeigt, dass unsere Demokratie daran krankt, 
dass das Parlament in den letzten Jahren langsam aber 
sicher an Wirkkraft verlor. dass die Macht der Verwaltung 
sich immer stärker auswirkt. In Auswertung der Mirage­
Erfahrungen unterbreitet die Arbeitsgemeinschaft dem Par­
lament Anträge, die dazu dienen sollen, Garantien zu 
schaffen, um die Verwaltung besser als bisher zur Respek­
tierung der politischen Oberaufsichtsbehörde anzuhalten. 
Zu diesem Zweck ist das in der Bundesverfassung (Art. 85, 
Ziff. 11) verankerte Oberaufsichtsrecht der Bundesver­
sammlung wirksamer zu gestalten. Der Ausbau der parla­
mentarischen Kontrolle soll durch den Ausbau der Ge­
schäftsprüfungskommissionen und die Koordination der 
Tätigkeiten von Geschäftsprüfungskommissionen und 
Finanzkommissionen gewährleistet werden. Parlamen­
tarische Hilfsinstitutionen sind sodann unerlässlich. um 
den Mitgliedern des Parlamentes die gründliche. selbstän-

Beurteilung der ihnen vom Bundesrat unterbreiteten 
Vorlagen zu erleichtern. Nicht jeder verfügt über ein pri­
vates Sekretariat. Wir müssen hier neuzeitlich denken und 
entsprechende Beschlüsse fassen. Selbständigkeit und Wir-

Parlamentes sich erhöhen, wenn es den 
einzelnen Mitgliedern möglich gemacht wird, sich ohne 
grosse Mühe Zugang zu den tatsächlichen, gegebenenfalls 
auch wissenschaftlichen und technischen Unterlagen für die 
Beurteilung wichtiger Probleme des öffentlichen Lebens 

verschaffen. In diesem Zusammenhang rechtfertigt sich 
die Schaffung eines parlamentseigenen Dokumentations­
und Rechtsdienstes. Alle Massnahmen sollen mithelfen, die 
Verlagerung des politischen Schwergewichtes vom Paria­

auf die Exekutive, vor allem aber auf die 
und dem Parlament den 

dargestellt. Es steht fest, dass bei besonders schwierigen 
Fragenkomplexen Hearings geeignet sein können, um 
wichtige zusätzliche Gesichtspunkte für die Beurteilung 
einer Vorlage zutage zu fördern. An sich würde die Auto­
nomie des Parlamentes heute schon die Befragung von 
Sachverständigen gestatten, die ausserhalb der Verwaltung 
stehen. Für die Befragung von Bundesbediensteten müsste 
die rechtliche Grundlage erst noch werden. 

·~~1,nnt"n_ wie sie 
nun erstmals zur der Mirage-Angelegenheit ein­
gesetzt worden sind. sollen inskünftig zur Abklärung 
schwerwiegender in der öffentlichen Verwaltung 
als wirksame Institution der Kontrolle des 
Parlamentes über die Regierung im Geschäftsverkehrs­
gesetz normiert werden. BV -Artikel 85, Ziffer 11. bietet 
auch in Zukunft die einwandfreie 
Grundlage. 

Sie waren vielleicht überrascht. als Sie im Bericht zur 
Kenntnis nahmen, dass zu den konstruktiven Lösungen 
nach Auffassung der Arbeitsgemeinschaft auch der Ausbau 
der Verwaltungsgerichtsbarkeit gehört. Die Arbeits­
gemeinschaft hat diesen Fragenkomplex lange geprüft. Sie 
ist überzeugt, dass die Tätigkeit der Verwaltung einerseits 
einen staatspolitischen Aspekt hat, indem die Verwaltung 
der Förderung des Gesamtinteresses dient; sie ist aber 
ebenso überzeugt. dass sie andererseits die Sphäre des 
Bürgers, der ihr als Träger von Rechten und Pflichten 
gegenübertritt, sehr stark berührt. Sowohl in bezug auf die 
Wahrung der Gemeinschaftsinteressen, als auch in den 
Beziehungen zum einzelnen Bürger kann das Tun oder 
Lassen der Verwaltung unvollkommen oder fehlerhaft sein, 
Eine Beaufsichtigung der Verwaltung durch von ihr un­
abhängige Instanzen ist daher unerlässlich, 

Der Ausbau der Verwaltungsgerichtsbarkeit entlastet 
das Parlament und gibt ihm die Möglichkeit, sich vermehrt 
jenen Kontrollaufgaben zu widmen, für die es wesens­
gemäss besonders gut geeignet ist. Eine weitere erfreuliche 
Nebenwirkung des Ausbaues der Verwaltungsgerichtsbar­
keit besteht in der Entlastung des Bundesrates selbst, als 
letzter Instanz der verwaltungsinternen Verwaltungs­
rechtspflege. Der Bundesrat als Behörde und seine Mitglie­
der gewinnen dadurch Zeit für die eigentliche Staats­
führung. Die Regierungsgeschäfte können gründlicher 
überlegt und das Kollegialsystem wieder wirksamer ge­
staltet werden. 

Aus diesen Überlegungen kam die Arbeitsgemeinschaft 
zum Schluss, dass im Zuge der Verstärkung der Kontrolle 
über die Bundesverwaltung auch die Verwaltungsgerichts­
barkeit ausgebaut werden muss. 

Ich fasse zusammen: Die Arbeitsgemeinschaft hat in 
dieser monatelangen Arbeit den Tatbestand der Mirage­
Angelegenheit analysiert. Sie hat erkannt, dass die Gross-
zahl der Vorwürfe, die der vergangenen Juni-Session 
die Adresse der betroffenen Instanzen gerichtet wurde. be­
wiesen werden konnte. Sie hat sich nicht damit begnügt. 
solche Feststellungen zu treffen. sondern sie versuchte. 
Konsequenzen zu ziehen, Die erste Konsequenz besteht im 
Beschaffungsantrag selbst. Sie finden ihn im Beschluss­
entwurf. Aus finanziellen Überlegungen - ich habe sie 
einlässlich geschildert - kam die Arbeitsgemeinschaft zur 
Überzeugung, dass die Beschaffung der ursprünglich vor­
""''"n"'m·n 100 Kampfflugzeugen heute nicht mehr 
ist, ohne schwerste in Kauf zu nehmen, die 

und die 
betreffen. Sie kam auch zum Schluss, 

rungen im Gebiete der 
sind, um Vorkommnisse in Zukunft zu vermeiden. 

michael.tellenbach
Textfeld



Affaire <Mirage> 

Die Arbeitsgemeinschaft ist überzeugt. dass die vor­
geschlagenen Massnahmen das Vertrauen wieder herstellen 
und der Regierung ermöglichen. in den Departementen 
,\ irksamer als bisher zu führen. « Perioden des langen 
Schweigens ». wie wir sie während anderthalb Jahren im 
Finanzsektor in der Mirage-Angelegenheit feststellen 
mussten. dürfen nicht mehr vorkommen. 

Bericht und Anträge können nur gewürdigt werden. 
wenn wir uns an den zwischen Militär-
politik und erinnern. Als wir hier 
die Armeereform behandelten. habe ich den Staatsrechts­
lehrer H ilty zitiert. mit einem Satz. den ich heute wiederhole 
weil er seine volle auch in diesem Zusammenhang 
behält. Ich zitiere: 

<< Ein Heerwesen bleibt unverständlich. wenn es 
nicht mit dem gesamten Staatsleben, mit all seinen inneren 
und äusseren Erscheinungen als Ganzes und in seinen 
Wechselwirkungen zu den übrigen Funktionen des Staates 
beurteilt wird.>> 

Ich bitte Sie. den Anträgen der Kommission zuzu­
stimmen. 

M. Graber: rapporteur: Le rapport que j'ai I'honneur 
de vous presenter, je le dis d'emblee, ne sera pas propor­
tionne a la veritable irnportance des sujets qu'il traite 
successivement. 

C'est pour ne pas repeter en langue fran~aise ce que 
le distingue president de la cornmission vient d'exposer, 
mais dans le dessein d'une espece de division du travail 
qui me fera rn'arreter plus longuernent en particulier sur 
les problernes des responsabilites. Ce n'est pas par pre­
dilection, je vous l'assure, pour le röle d'accusateur, le plus 
souvent facile et toujours detestable. 

L 'affaire des «Mirage» demeurera sans doute l'une 
des plus difficiles, a certains egards, l'une des plus penibles 
et des plus delicates dont I' Assemblee federale aura du 
connaitre. Pour cela, il faut s'appliquer a en parler sans 
passion mais aussi sans detours. 

C'est dans cet esprit que la communaute de travail a 
elabore, puis redige son rapport, un rapport qu'il ne 
s'agit pas aujourd'hui de paraphraser. L "importance et 
l'interet de la matiere laissent a penser qu'il aura ete lu 
par chacun avec la plus grande attention. 

Mon propos est plutöt d'insister sur quelques points 
juges esscntiels et d'apporter aussi quelques elements 
inedits et quelques commentaires propres a faciliter l'effort 
d'appreciation personnelle auquel vous etes convies, de­
pouille de tout prejuge favorable ou defavorable. 

Ce qui rend l'affaire difficile, ce qui lui confere son 
caractere en quelque sorte extraordinaire, c'est que nous 
sommes en presence d'un fait accornpli jusqu'a concur­
rence d'au moins 800 a 850 millions; c'est que, des lors, 
la liberte de decision du parlement est extremement rela­
tive, d'un parlement «qui n'aurait jamais vote la propo­
sition du Conseil federal en 1961 s'il avait connu le mon­
tant definitif de la depense », pour reprendre les termes 
memes, incontcstables et d'ailleurs incontestes du rapport. 
C'est surtout que la situation parait fourvoyee au point 
qu'il n'y a plus de solutions possibles qui soient totalement 
satisfaisantes. C'est bien pourquoi ceux qui portent, a des 
titres divers, la responsabilite de cette situation portent en 
vcrite une responsabilite particulierement lourde. On vou­
drait souhaiter qu'ils en soient parfaitement conscients. 
On n'en est pas sür. Certains propos publics recents in­
citeraient plutöt a penser le contraire. 

Je voudrais precisement me permettre certaines re­
marques se rapportant d'abord - ne serait-ce que pour 
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suivre l'ordonnance du rapport - a ce chapitre des respon­
sabilites. On conviendra sans peine, je crois, que !es com­
rnissions l"ont aborde avec les egards dus a chacun, mais 
aussi sans faiblesse. Je m'emploierai a faire de meme, en 
respectant a mon tour la regle qui oblige a s'en tenir aux 
seuls faits etablis au cours de l'enquete a pleine satis­
faction de droit. 

J"ose dire a ce propos que !es membres de la commu­
naute de travail qui ont trouve le temps de lire, de 
d'annoter la masse des documents mis a 
leur disposition, de confronter les resultats de ce travail 
de benedictin avec !es auditions """A"i"'"'""" 
cipe ou dont ils ont consulte !es f ose dire 
que ceux-!a ont une connaissance de raffaire des « » 
que ne peut necessairement ni ne pourra jamais avoir 
aucun membre du gouvernement. Je voudrais ajouter 
qu'il faut savoir gre aux departements et services inte­
resses d'avoir livre toutes les pieces utiles sans guere se 
faire prier, a la rare exception pres de quelques documents, 
d'ailleurs non essentiels, demeures introuvables. 11 faut 
dire aussi que la generalite des personnes entendues ont 
donne l'impression de repondre sans reticcnce aux ques­
tions posees, toutes ne beneficiaient pas, bien sur, d'une 
egale memoire. 

Ma premiere remarque concernera la constitution du 
Groupe de travail pour l'acquisition d'avions, que j'ap­
pellerai desormais, pour abreger, le GTAA. Cette creation 
s'explique par deux ordres de difficultes: celles qui avaient 
deteriore les relations entre la commission pour l'acqui­
sition d'avions et Je service de l'EMG au point que le 
president, le professeur Akeret, avait demissionne apres 
l'abandon du P-16 et que la commission, des lors, avait 
ete en fait mise hors service; celles aussi qui avaient cree 
un grave etat de tension entre le departement et le service 
technique militaire, lequel avait rnene a chef a satisfaction 
!es precedentes operations d'acquisition d'avions sous 
licence. C'est dire que le GTAA n'etait pas ne sous !es 
meilleurs auspices et que !es ecueils etaient previsibles. On 
n'a pas su les eviter. 

Les membres du GT AA ont cru devoir faire la de­
monstration qu'on pouvait se dispenser desormais des 
lumieres de Ia science et de l'economie. Ce fut leur premier 
faux calcul. 

Ils ne se sont pas davantage ingenies a structurer d'une 
maniere satisfaisante leurs relations avec le service tech­
nique militaire. L'absence d'une organisation rationne!le 
et efficace a eu des consequences desastreuses, en parti­
culier dans le domaine des calculs. Personne ne semble 
guere s'en etre jamais soucie. 

Individuellement et successivement, ccrtains fonction­
naires du STM ont ete appeles a foumir des donnees 
fragmentaires au GT AA, tandis que leur chef ressentait 
sa mise a l'ecart virtuelle comme une maniere d'injuste 
sanction, a tout le moins comme la manifestation d'une 
mefiance immeritee a son endroit. 

Quoi qu'il en soit, le GTAA ne parvint jamais a assurer 
la coordination dont il etait expressement charge et a re­
partir clairement les competences. 

Le service responsable, celui de l'EMG, ne parait pas 
y avoir pris garde suffisamment. En fait, il a fait confiance 
et laisse une tres grande autonomie au G T AA. 

Le risque ainsi encouru etait d'autant plus grand que 
le departement n'avait pas eu la main absoluml!nt heureuse 
lors de la composition de ce nouvel organe. II y avait, 
bien sur, un representant des troupes d'aviation, dyna· 
mique et sachant d'emblee ou il voulait en venir; il y avait 
ensuite un technicien, savoir un ingenieur du STM, mais 
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·hoisi sans J'agrement de son chef et non point parmi 
~eux qui avaient participe aux precedentes acquisitions 
d'avions. II y avait enfin, en tant que president et premier 

un representant du senice de l'EMG, artilleur 
i1 qui on pretait des qualites d'autorite et de 

notre enquete n·a pas donne !'occasion 
de se reveler. r Rires.J 

[n realite, ce sont les :niateurs qui ont conduit !es 
Ce sont eux qui ont litteralement le 

choix du en imputant au Draken suedois des 
defauts pwpres a mettre en ia vie des pilotes. En 

de la qu'il en avait, pour des raisons 
que chacun connait, le Conseil 

federal s'est trouve moralement comraint de ratifier le 
choix des aviateurs. Aujourd'hui, il serait a tout Je moins 
temeraire d'affirmer que suedoise ait demontre 
que !es craintes de nos pilotes etaient pleinement fondees. 

Ce est certain, en revanche, c'est que ce sont de 
nouveau !es aviateurs qui ont force la decision, le mot est 
de leur chef d'arme, en faveur de l'electronique systeme 
Taran. 

II ne s'agit pas de contester les qualites rernarquables 
de l'avion fran~ais non plus que de l'electronique ameri­
caine en soi, mais simplernent d'illustrer la realite du röle 
decisif joue par les aviateurs, et la responsabilite parti­
culiere qu'ils encourent de ce fait. 

Quant a l'absence du cahier des charges que le chef 
d'arme des troupes d'aviation avait mission d'elaborer a 
l'intention du GT AA, eile ne fait que confirrner le !arge 
pouvoir attribue a cet organe. De surcroit, eile a permis 
jusqu',\ aujourd'hui de singulieres variations s'agissant des 
missions assignees au nouvel avion et des variations plus 
surprenantes encore a propos de la notion de polyvalence. 
La täche de notre commission ne s'en est pas trouvee 
facilitee lorsqu'il s'est agi d'apprecier !es donnees rnilitaires 
du probleme. 

Ce que j'ai expose jusqu'ici fera mieux cornprendre 
sans doute la maniere inadmissible dont des reductions 
importantes furent apportees aux chiffres primitifs du 
GTAA. 

On sait que celui-ci, dans son rapport d'octobre 1959, 
avait fixe a 1077 rnillions Je credit necessaire, plus 43 
millions pour un autre rnateriel destine a l'aviation. Le 
milliard que Ja commission de defense nationale conside­
rait comme Je maximum que pouvait supporter le plan 
financier d'ensemble se trouvait donc depasse de 121 
millions. Aussi, cette commission prit-elle connaissance 
avec la plus grande satisfaction des suggestions du chef 
d'arme des troupes d'aviation tendant a reduire le credit 
d'un montant de 100 a 150 millions. L'economie devait 
porter essentiellement et d'abord sur le materiel de re­
change et sur une partie des ateliers et hangars. Elle im­
pliquait aussi l'abandon des installations au so! destinees 
au dccollage et a l'atterrissage sur de courtes distances, 
ce que l'on designe dans le rapport sous le nom de STOL 
(Short Taking Off and Landing) et l'abandon aussi des 
modifications qui devaient etre apportees a l'avion lui­
mcme dans le meme but. Ce dont la commission de de­
fcnse nationale ne pouvait se douter, en revanche, c'est 
que sous l'impulsion du chef d'arrne le GTAA allait 
operer ces reductions de Ja maniere la plus sommaire 
il faut le dire. Quel que fOt sa nature, Ie materiel de re­
change fut reduit assez uniformement d'un tiers environ, 
sans meme consulter le directeur du service responsable 
des aerodromes militaires, dont l'experience aurait permis 
sans aucun doute d'eviter des bevues qu'il faut bien se 
resigner aujourd'hui a reparer en prevoyant !es credits 

necessaires. Pas davantage la commission de defense na­
tionale n'avait de raison de penser a ce moment-lfl que 
les modifications indispensables a l'utilisation du STOL 
seraient quand meme apportees a l'avion, de teile sorte 
qu'il faudra bien des lors que les installations au so! 
suivent. La commission de defense nationale n'avait en-

que des economies reelles et 

avait de limiter la 
a un montant avec le plan financier 
m'incite a ouvrir une relative au choix 
qu'elle a fait de la fabrication sous licence. Sans doute 
!es arguments et connus auront joue un certain 

savoir la plus relative a 
de l'etranger et Je maintien dans l'industrie suisse de 
cadres techniques utiles aux travaux de revision des 
appareils. Mais ce ne sont pas ces elements-!a, d'ailleurs 
controverses, qui ont emporte la decision de la com­
mission de defense nationale. C'est une consideration 
financiere, aussi etonnant que cela puisse paraitre de 
prime abord. L'achat direct des Mirage en effet aurait 
oblige a payer un tiers a la commande, ce qui aurait 
creve a un moment determine Je plafond des depenses 
militaires. Ainsi la commission de defense nationale, par 
respect d'un plafond institue en vue de limiter les depenses, 
fut amenee a opter paradoxalement pour une solution 
considerablement plus couteuse mais qui devait permettre 
d'etaler plus opportunement les rnontants a payer. 

Ce que j'ai dit du röte reel de chacun vous expliquera 
aussi pourquoi !es objections formulees par le chef du 
service technique militaire a propos des chiffres que l'on 
s'appretait a inscrire dans Ie message de 1961 furent 
ecartees sans avoir fait l'objet reellement d'une discussion 
serieuse. C'est alors que Je chef du service technique 
rnilitaire, pour soulager sa conscience, s'en ouvrit au chef 
du departement en reclamant une conference au niveau 
des principaux chefs de service. Sa lettre du 11 janvier 
fut confiee au chef de l'etat-major general, lequel s'opposa 
a une conference qui aurait pu donner l'impression que 
son autorite etait mise en cause et se borna a transmettre 
Ja lettre au GTAA dont on peut bien penser qu'il n'en 
fit guere de cas. Le GTAA ne sernble pas avoir accorde 
davantage d'importance aux avertissements repetes en 
1960 et 1961 du directeur de la fabrique d'armes d'Emmen 
concernant la portee des modifications a l'avion succes­
sivement envisagees, puis decidees, sans qu'il fflt possible 
d'en supputer serieusement !es consequences financieres. 
Ces avis auraient du d'autant plus etre pris au serieux 
qu'il etait le seul a posseder une assez grande experience 
industrielle. 

C'est dans ce climat que fut redige Je message de 
1961, avec !es chiffres et !es assurances fallacieuses qui 
ne pouvaient manquer d'induire en erreur les Chambres 
federales. Sur ce point le rapport s'exprime sans ambages 
et je m'en voudrais d'insister. Si j'en parle, c'est pour dire 
qu'en verite il fallait avoir, au debut de 1961, la connais­
sance intime d'un dossier deja volumineux pour etre 
reellement en mesure d'apprecier le texte, ses affirrnations 
tendancieuses et ses omissions impardonnables. Cette 
connaissance intime du dossier, il est bien clair que les 
membres du Conseil federal, chef du departemcnt mili­
taire inclus, ne l'avaient ni ne pouvaient l'avoir. 

Le chef responsable des 1958 de I'acquisition d'avions, 
soit le chef de l'etat-major general lui-meme, n'avait ras 
cette connaissance. Si les multiples autres täches qui 
l'absorbaient et qui lui ctaient plus familieres lui avaient 
laisse le loisir de lire n'eut-ce cte que Ja liasse des proces-
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verbaux des seanccs du GTAA, alors il aurait pris con­
naissance des mises en gardc du directeur d'Emmen. II 
aurait pris conscience de Ia valcur extremement relative 
des chiffres comme surs et de reelle 
des inconnucs qui subsist.licnt. II aurait constate aussi 
par avait a du 
scntant mal de la direction de l'administration 
militaire, de camou!ler lc montant cn soi derisoire de 
20 millions en compte pour IO 
millions au de '.\fanifestement la 
volonte existait qui püt 
eveiller la curiosite susciter le moindre 
doute. La est grave de cetLx savaient 
reellement de quoi il retoumait. Au niveau gouverne­
mental, en revanche, la ici est de !'ordre 
forme!. Elle est essentiellement du mcme ordre d'ailleurs 
en ce qui concerne !e chef de l'etat-major general. 

Ce qu'il faut regretter sans doute c'est que le chef du 
departement non plus que celui de l'etat-major general 
ne se soient laisses troubJer dans leur quietude par l'inter­
vention pressante du chef du service technique rnilitaire. 
Certes, celui-ci etait un peu considere cornme un geneur, 
par certains merne cornrne un empeeheur de danser en 
rond. Son experience et sa loyaute auraient quand meme 
du alerter !es hauts responsables. L 'insistance qu'il rnettait 
a preconiser un credit de 1125 millions et a reclamer une 
conference au sommet aurait du !es inciter a examiner 
d'un peu plus pres !es abatternents que le GT AA avait 
entrepris avec une certaine legerete, il faut le dire. 

A propos du rnontant absolument insuffisant inscrit 
au titre des « imprevus », dont il faut d'ailleurs reconnaitre 
que les Charnbres et leurs commissions auraient ete bien 
inspirees de s'inquieter spontanernent; a propos de ce 
montant d'autant plus insuffisant que le chef du service 
technique militaire insistait sur J'absence de donnees süres, 
Je chef du departement s'est expJique ici en juin dernier 
avec une franchise a laquelle il faut rendre hommage, 
reconnaissant le double souci qu'on avait eu d'une part 
de ne pas laisser une marge trop grande aux executants 
mais aussi, d'autre part, d'alleger le projet. 

II faut Je dire, au risque de deplaire: le Departement 
militaire semble avoir erige en quelque sorte en systeme Ja 
methode qui consiste a reduire artificiellement et a differer 
une partie des depenses afferentes a un projet determine. 
Devant la sous-commission «Finances» de la communaute 
de travail. le vice-directeur de l'administration des finances 
a tenu a cet egard des propos desabuses mais non equi­
voques, citant notamment en exemple l'acquisition des 
Venoms et celle des chars. actuellement en cours et dont on 
reparlera eneore. Il me faut ajouter l'exemple de l'organi­
sation des troupes de 1961 temporairement allegee de 
certains elements pour franchir 
tacle pas donner raison aux adversaires 

projetee excederait les 
moyens financiers Ces elements. on se pro­
posait de les retablir dans le cadre du nouveau plan finan­
cier actue!lement en gestation. Le depassement provoque 
par l'acquisition des Mirage semble compromettre cette 
solution. Les hauts responsables militaires ne peuvent 
solliciter des credits encore le plan financier pour 

de ces elements pro-

points importants et seize points d'interct moindre qui 
n'etaient pas eclaircis et qui devaient. selon !ui. s'iis ne 
l'etaient rapidement. interdire la conclusion des contrats 
avec Dassault prevue pour fin Pas plus que les 

cette manicre d'avcrtissement ne pan int a 
modifier le cours des evenements. L 'operation 
mentaire etait et fut menee ii chef en 
on le sait. Les Chambres etaient 

d'un avion existant. au 
ment termine. sous reserve de 
d'execution et du choix definitif de 
quelque füt ce choix. le cout etait 
dans le credit global. II faut remarquer que la commission 
de defense nationale informee de mcme maniere 
la conviction du parlement et se plaint 
mcmes raisons. Elle non ne qu'on 
a!Iait en realite se lancer dans le developpement d'un 
nouveau prototype dont la maquette, c'est-a-dire la d.:fi­
nition technique complete. ne devait etre realisee que plus 
d'un an apres le vote du credit. Plus exactement, il faudrait 
parler de deux prototypes: Ie second a propos de ravion 
de reconnaissance et en derogation au mandat par 
les Chambres. 

A peine l'arrete federal etait-il vote que s'annoncerent 
ou plutöt que l'on annorn;a !es prernieres surprises; huit 
jours apres ce vote, le GT AA decidait officiellement 
d'opter pour l'electronique systeme Taran que les aviateurs 
avaient choisi depuis de longs mois deja. C'est ici que se 
situe un incident particulierement revelateur de la realite 
des responsabilites: alors que l'ingenieur Lüthi. specialiste 
de l'electronique du service technique militaire, repoussait 
un choix selon lui lourd d'inconnues techniques. c'est Je 
representant de l'aviation qui declara saus ambages que Ja 
troupe exigeait ce ehoix, en prenait la responsabilite et 
degageait celle du major Lüthi. 

Rapidement. il fallut se rendre a l'evidence que l'alliance 
de l'avion frarn;ais et de l'electronique americaine n'irait pas 
sans frais supplementaires importants, estirnes d'abord de 
43 a 48 millions. puis, apres discussion avec Dassault, a 
85 millions. Nanti de cette mauvaise nouvelle, le chef du 
departement se proposa d'abord et tout naturellement de 
faire partager au Conseil federal la responsabilite d'une 
decision qui pressait puisque l'option DassauJt venait a 
echeance a fin juillet. S'il y renorn;a ensuite, ce fut au 
premier chef parce qu'on etait entre dans la periode des 
vacances (abscnt pour cette raison. Je chef de rctat-major 
general ne participa pas lui-meme a cette phase capitale 
de l'affaire) et qu'il ne s'agissait encore que d'une pro­
messe de mariage. Une clause fut en effet introduite dans le 
contrat passe avec Dassault qui reservait le choix definitif 
de l'electronique. C'est le 20 octobre 1961 que le chef du 
departement decida definitivement de choisir le systeme 

20 ,l,',.,;,rrt h,c,> 

le rapport concemant cette affaire qu'i! dut mmcher le 26. 
l'option venant a echeance le 31 decembre. Ainsi fut 
celebre un mariagc franco-americain dont personne ne 

dire a coup sur a ce moment-la si. quand et com­
ment il pourrait etre consomme un Aujourd'hui 
encore. avec !es essais en cours aux Etats-Unis. on cn est en 
realite au stade d'une maniere de consultation 
ment Ce qu'il faut ajouter c'est 
de la decision on 
federn! - chef du 
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Le rapport du 20 decembre n'avait pas trait seulement 
. depassemcnt du a l'elcctronique. ramene d'ailleurs de 
:~ a 43 millions selon la meme methode deja appliquee 

a l'avion lui-meme, savoir la diminution 
des de rechange. II annon;;ait aussi un 
de 52 millions rapportant aux. modifi-

de structure en vue de realiser la version 
du Mirage. Ainsi mis en quclques mois 
rntc des Chambres d'un de 95 millions, 

federal ecarta l'idee du militaire 
cte1:i1ace1nents entre les trois credits „u, ..... ,UA 

Jecida bicn au debut de 1962 de !es grouper, 
sous condition que !es commissions des Chambres en 
fussent informees et qu'un message fut adresse a !'Assem­
blee federale au debut de 1963 pour solliciter !es credits 

necessaires. Le Conseil federal connaissait la 
solution de que le chef du Departement militaire 
a,ait fait etudier, soit une reduction a 80 du nombre des 
avions. qui eut permis assez exactement de compenser le 
dei;,a~.seinent suppute. Cette Solution possible en revanche 
ne fut pas soumise aux commissions parlementaires. Leur 
reaction ne fut pas jugee suffisamment vive pour que Je 
chef de departement la sortit de son dossier. Quelques 
membres de la commission des finances de notre Conseil 
exprimerent nettement leur opposition au groupement des 
credits. La commission, tout en desapprouvant Ie principe 
d'un tel groupement, n'en donna pas moins son accord 
provisoire au benefice des assurances qui lui furent 
prodiguees comme d'ailleurs aux. commissions des finances 
et militaires des deux Chambres, savoir qu'un message 
presente dans un delai raisonnable permettrait de regler 
cette question de forme et surtout que le depassement, 
meme si des inconnues subsistaient, n'attendrait en aucun 
cas au total le montant de 120 millions porte en reserve au 
programme des depenses militaires pour !es annees 1968 
et 1969. soit precisement au moment ou Je depassement 
devrait etre absorbe. Les memes apaisements avaient deja 
dissipe l'inquietude du Conseil federal. Si Je chef du 
departement !es a prodigues si nettement, c'est manifeste­
ment qu'il croyait pouvoir le faire en toute bonne foi. Le 
chef de l'etat-major general, du reste present aux seances 
des commissions, l'avait certainement informe dans ce 
sens. C'est qu'une fois de plus, iI n'avait pas pris suffi­
samment garde, pas pris suffisamment au serieux !es don­
nees fournics par le chef du service technique militaire. 
Celui-ci, dans son rapport tres fouille du 15 novembre 
1961, avait en effet assorti le montant de 95 millions 
du depassement suppute des reserves les plus expresses, 
expliquant sur une demi-page pourquoi !es chiffres in-

subiraient fatalement d'importantes variations, 
greves qu'ils etaient de nombreuses inconnues. II citait 
egalement !es principaux postes sur lesquels il n'y avait 
pas encore de possibilites du tout de se determiner. 

II est bien clair que si !es circonstances avaient amene 
le chef du departement a jeter un coup d'reil personnel sur 
ce document - mais pourquoi? - il n'aurait jamais donne 
au Conseil federal d'abord et ensuite aux. commissions les 
assurances optimistes et categoriques que l'on sait. II est 
bien evident aussi qu'a ce moment-la personne ne pouvait 
se douter au sommet militaire de la realite et de l'ampleur 
de l'aventure dans laquelle on s'etait lance avec la version 
suisse du Mirage et avec l'integration de l'electronique 
americaine. 

Ce qu'on s'explique en revanche beaucoup moins bien. 
c'est ce qui s'est passe, je devrais dire plutöt ce qui ne s'est 
pas passe durant deux ans, du printemps 1962 au prin­
tcmps 1964 en matiere d'information du parlement et 

meme du gouvernement. J'aborde ici un des chapitres !es 
plus deplaisants de l'affaire. 

En mars 1962 deja, alerte en fait par les communi­
cations faites a la comrnission des finances de notre con­
seil, notre ancien collegue Huber avait pose une 
dans !aquelle il rappelait que le parlernent, en raison de 
l'urgence dont on avait fait etat, s'attendait a une liHaison 
acceleree des Mirage a la troupe et dans laque!le il s'in­
quietait en particulier de l'importance des modifications 
dont on entendait parler. 

Le chef du STM un projet de rp""""'"' 
adressa le 30 mai au service de I'EMG avec une lcttre 
d'accompagnement qu'il vaut Ja de citer 
La voici: 

« En realite, !es principales raisons du depassement qu'ii 
faut reconnaitre aujourd'hui sont !es suivantes: 

- Mauvaise estimation de l'etat de developpement des 
avions a haute performance au moment de l'arret des 
travaux du P 16 (2. 6. 1958). 

- Conditions peu claires de subordination en raison de 
J'organisation et des methodes de travail du GT AA. 
Elimination des fonctionnaires disposant d'une grande 
experience. 

Obligation de ne pas differer davantage le projet 
d'acquisition d'avions apres trois ans d'attente et quand 
meme beaucoup de choses n'etaient pas encore eclaircies. 

- Volonte, dans ce projet. de ne depasser en aucun cas 
la limite du milliard et, si possible, de ne pas demander de 
credit depassant le double de celui prevu pour le P 16. 

- Reserves insuffisantes sur tous !es postes du credit en 
raison de cette volonte de limiter le montant du credit 
global. 

II est clair pour nous aussi - concluait l'auteur - qu'il 
ne saurait etre question de donner connaissance d'une 
justification aussi crue. » 

Au moins Je chef du STM proposait-il une reponse 
complete et detaillee dans laquelle il justifiait notamment 
le depassement de 95 millions. puis ex.posait pourquoi i1 
fallait s'attendre encore a d'autres frais supplementaires 
importants. 

Au lieu de cela, c'est la reponse suivante qui fut adressee 
au Conseil national en semptembre 1962 seulement: 

«Une question ecrite teile que la pose M. Huber, con­
seiller national, ne peut appeler qu'une reponse tres som­
maire aux differents points qu'elle souleve. Le probleme 
etant d'une grande complex.ite, nous relevons pour l'essen­
tiel ce qui suit: 

Dans le message du 25 avril 1961 et la documentation 
technique concernant I'acquisition des avions de combat 
Mirage, on a signale que Ie choix. des engins guides et de 
l'equipement electronique ne pouvait pas encore etre 
arrete et que divers travaux d'adaptation de l'avion 
devraient etre executes par la suite. Depuis lors. les pro­
blemes principaux ont ete resolus et les commandes en 
grande partie deja passees. Les commissions des atfaires 
militaires et des finances ont re~u sur ce point des infor­
mations detaillees. Elles connaissent notamment !es 
consequences du choix des engins guides et de l'eouipement 
electronique, le coüt de ces acquisitions et des travaux 
d'adaptation. ainsi que !es delais de livraison auxquels il 
faut s'attendre. Les conseils legislatifs seront renseignes sur 
cet objet sitöt que le departement militaire federal aura en 
mains tous !es elements pour le faire.» 

En realite. les conseils legislatifs ne furent renseignes que 
par le message du 24 avril 1964. 

En juillet 1962, le STM signala au chef de l'EMG un 
depassement de 13 millions concernant les propulseurs. On 
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ignore pourquoi le chef du departement n'en fut informe 
qu'en janvier 1963. II reagit aussitöt en exigeant que tout 
nouveau depassement lui füt immediatement communique. 
Cette semonce ne semble guere avoir exerce d'effet. 

A ce moment-la. le STM supputait le depassement a 
220 millions abstraction faite du rencherissement. S'il 
n·y eut pas de communication officielle a !'adresse du 
serviee de l'EMG. au moins y eut-il des le printemps des 
informations orales. Cest ainsi que le service de t'EMG 
inscrivit dans son de nouveau plan financier un 
montant de 200 mlllions. On ne sait pas exactement quand 
ni comment le chef du en fut informe. Quoi 
qu'il en soit, sous sa presidence. Ja CDN debattit de ce 
montant lors de sa seance du 3 juillet. En le 
STM informa le serviee de l'EMG qu'il fallait compter 
avec au moins 250 millions. toujours sans le rencherisse­
ment. En octobre. une note fut remise au chef du departe­
ment. II est uti!e, a plusieurs egards, de connaitre ce 
document. Le voici. dans son texte frarn;ais federal: 
<< Etant donne que le donneur de licence, la Generale 
Aeronautique Marcel Dassault. fut forcee pour nos besoins 
de construire des prototypes demandant une longue 
periode de developpement et d'essais, les livraisons des 
avions Mirage seront ajournees d'une annee environ. A la 
reserve du developpement de la conjoncture generale et 
deroulement methodique des programmes d'essais et de 
developpement, ils pourront etre livres a la troupe a partir 
de l'automne 1965-1968. 

De considerables frais supplementaires se presenteront 
principalement pour les raisons suivantes: 

l. Choix du systeme electronique Taran. 
2. Modifications importantes de la structure de l'avion 

qui en resultent dans la fabrication de serie. 
3. Travaux de developpement et d'essais qui en resultent. 
4. Modifications continues du reacteur Atar plus impor­

tantes que prevues. 
5. Investissements pour machines, outillages et installa­

tions plus grandes que prevues. 
6. Necessite de construire une version de reconnaissance 

Mirage different de l'avion de base, le chasseur-bom­
bardier. deja dans sa structure. 
Nous sommes occupes a etablir un compte detaille des 

frais supplementaires base sur Ja situation actuelle des 
affaires. II ne nous sera pourtant pas possible de fixer deja 
aujourd'hui definitivement les frais supplementaires en vue 
dans tous les details, n'etant pas en mesure de prevoir !es 
problemes qui nous seront imposes encore par la phase de 
developpement et d'essais, et quelles seront !es conse­
quences des resultats definitifs au point de vue des frais 
sur la fabrication de serie. 

Nous estimons que le resultat du campte des frais 
supplementaires s'elevera de 280 a 330 millions de francs 
environ. Dans ce montant ne sont pas inclus !es supplements 
imposes par !es rencherissements a partir du Jer 1. 1962 qui 
sont a considerer dans !es contrats principaux munis de 
clauses d'indice. » 

C'est alors que furent engages !es travaux preparatoires 
en vue du message aux Chambres, lesquels firent apparaitre. 
en decembre, un depassement non plus de 280 a 330 mil­
lions, mais de 356 millions, toujours rencherissement non 
compris. 

Le Conseil federal en fut informe en fevrier de l'annee 
suivantc et !es chambres a fin avril. 

Ce qui demeure inexplique et ,\ proprement parler in­
explicable, c'est cette longue carence dans l'information du 
parlement et du gouvernement. ce long silence qui recou­
vrait necessairement une evolution acceleree vers le fait 

quasi accompli. On ne pouvait pas ignorer. pourtant. que 
chaque semaine qui passait. des le debut de 1963, venait 
ajouter de nouvelles depenses aux sommes deja payees et 
de nouveaux engagements aux er.gagements finar.ciers 

La r~side de toute evidence une responsabilite qui n'est 
pas mince. 

II est meme difficile de pourquoi. une fois 
connus !es chiffres de decembre, chiffres d'ailleurs non plus 
definitifs que ceux d'octobre. on ne s'est pas cru de 
nantir les Chambres dans le delai leur aurait de 
traiter l'affaire lors de la session de mars. Trois mois de plus 
ou de moins dans le deroulement des travaux en cours 
modifient singulierement !es donnees numeriques du pro­
bleme. C'est d'abord pour eela que la commission d'en­
quete que vous avez designee en juin a ressenti aussitöt la 
necessite absolue qu'il y avait de rapporter lors de la 
sente session. 

II nous faut en venir maintenant d'abord a la nn,n,,<:1. 

tion principale du projet d'arrete que vous soumet la com­
mission, a savoir l'acquisition de 57 avions du type Mirage, 
dont une escadrille de 18 avions de reconnaissance type 
3 RS, 2 escadri!les, soit 36 avions de combat du type S 
plus 3 avions, en fait deja acquis. soit un chasseur Mir::ige 
3 C et deux biplaces Mirage 3 BS. 

Ce nombre de 57. la commission le justifie au premier 
chef par des preoccupations financieres d'importance pres­
que decisive a elles seules. Elle s'est fondee - pour l'instant 
simple hypothese de travail sur le projet de programme 
de defense militaire pour !es cinq annees 1965 a 1969 tel 
qu'il a ete elabore par le Departement militaire. La commis­
sion n'avait pas a se prononcer sur ee projet qui prevoit des 
depenses totales de 8,3 milliards ou de 9 milliards si l'on 
admet un rencherissement annuel suppute a 3 %. Ce n'est 
pas aujourd'hui Je moment de s'arreter a ce plan qui prevoit, 
dans l'hypothese d'un rencherissement de 3 % des depenses 
annuelles moyennes de J ,8 milliards, soit une augmentation 
de 50% par rapport a la moyenne du plan quadriennal qui 
va arriver a son terme a Ja fin de cette annee. 

Ce que la commission a demontre dans son rapport 
et d'une maniere irrefutable, c'est qu'il etait impossible de 
faire entrer dans Je cadre de ce programme. suppose admis, 
la depense afferente a l'acquisition de 100 Mirage. teile que 
cette depense peut etre estimee aujourd'hui. sans qu'il soit 
encore possible. on le sait. de la determiner d'une maniere 
absolument süre. J'y insiste pour que lacommission "'"''"'~'Vv 
au reproche. un jour, d'avoir a son tour donne au parlement 
un faux sentiment de securite. II faut dire eependant que les 
chiffres indiques dans le rapport sont le fruit d'un effort 
d'appreciation tres pousse entrepris avec la plus grande 
conscience par !es responsables du service technique mili­
taire. 

Sans doute. on pourrait supporter financierement le 
coflt de 100 Mirage si l'on voulait diminuer de 200 a 
300 millions environ les sommes qui doivent etre atfectees 
aux autres armes. Informee en particulier des miseres que 
connaissent d'abord la defense contre avions. l'artillerie et 
!es troupes sanitaires aussi, la commission a ete unanime a 
exclure d'emblee une telle possibilite. L'argument econo­
mique selon lequel 100 Mirage coO:tent beaucoup moins, 
de toute evidence. a l'unite. que 57 ne modifie en rien la 
Situation que nous venons d'exposer. 

D'autres. a !'extreme oppose. proposent d'abandonner 
purement et simplement la fabrication des Mirage. soit de 
s'en tenir. sinon a O du moins aux 4 appareils existants, 
2 biplaces, 1 du type C et 1. combien precieux. du type S. 

J'attends de mieux connaitre et si possible comprendre 
leurs raisons pour m'arreter plus longuement a une propo-
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sition que je ne parviens pas a considerer comme raison­
nah!e. avec la perte seche d'au moins 800 a 850 millions 
qu'elle implique et l'obligation de rechercher aussitöt l'ac­

d'un autre avion. on ne sait trop lequel. on ne sait 
trop quand il pourrait etre li.re ni a quel prix. Dans tous 
!es cas cette solution risque - il n'y aura pas de dementi sur 

compte tenu de la perte que je viens de dire. d'etre 
onereuse que la solution qui vous est proposee. 

Restait il savoir si la reduction il trois escadrilles au lieu 
de cinq. une de reconnaissance et deux de combat. pouvait 
etre valablement fondee sur !e plan militaire. 

Premiere remarque a ce propos. ll aurait ete d'autant 
faux de sacrifier d'autres armes au profit des Mirage 

que. de toute evidence. l'armee de terre demeure et demeu­
rera la force essentielle de la defense militaire du pays. Pour 
mesurer ce que peuvent rcpresenter dix a douze divisions 
bien equipees. il faut songer que l'OT AN dispose pour toute 
l'Europe oc~identale de 24 divisions. En revanche, il faut 
oppoSer a ses quelques 25 000 avions nos 300 a 400 appa­
reils pour apprecier l'importance reelle, le genre et la duree 
possible des engagements de notre aviation, meme si !es 
25 000 avions dont je viens de parler ne sont pas tous de 
premiere ligne. 

Deuxieme remarque: II est bien clair qu'en reduisant de 
4 il 2 !es escadrilles de combat, on diminue necessairement 
la duree possible de notre arme aerienne, le nombre de ses 
engagements. En fait, la reduction portera d'abord et sur­
tout sur l'engagement contre des objectifs terrestres lointains. 
Les aviateurs voyaient la la mission essentielle de l'appareil. 
Les considerations du rapport, sur ce point, doivent rame­
ner a des vues plus realistes des choses et servir, nous l'espe­
rons, a dissiper quelques illusions. 

Quoiqu'il en soit, la commission, dont on peut bien 
penser qu'elle n'a pas pris cet aspect du probleme moins au 
serieux que n'importe quel autre, bien au contraire, a pu se 
convaincre absolument qu'en renon9ant a 36 avions de 
combat, eile ne pourrait etre exposee en aucun cas. objec­
tivement. au reproche de negliger un imperatif categorique 
de la defense nationale. A ceux qui Je contesteraient. eile 
pourrait administrer la preuve de leur erreur sur la base 
d'irrecusables temoignages. 

Pour l'avenir. soit pour apres 1970. il y aura sans doute 
lieu d'envisager l'acquisition d'une nouvelle serie d'avions, 
a moins qu'une acceleration foudroyante et tres hypothe­
tique actuellement de l'evolution technique fasse de cette 
arme un instrurnent depasse. L'hypothese parait aujoud'hui 
peu vraisemblable. En revanche. il serait risque de pre­
tendre definir maintenant dejll Je type de cet avion. Aussi 
bien la comrnission ne s'est-elle pas determinee sur ce point. 

que presument nombre de ses membres. sur la base des 
developpements actuellement connus, c'est que le cout des 
avions a haute performance obligera notre pays a renoncer 
a de tels appareils. meme au cas ou la controverse relative 
a leur necessite dans l'optique de 1a conception suisse serait 
resolue en leur faveur. 

Je passe au dernier chapitre, en fait le plus important. 
La grande mesaventure dont nous nous effor~ons de sortir 
cn limitant les degäts le mieux possible devait necessaire­
ment conduire la commission a se preoccuper des mesures 
qu'il faut prevoir pour eviter le retour de semblables 
affaires. 

Personne, je pense, ne songera a contester la necessite 
d'une reforme de structure du Departement militaire se 
rapportant au probleme de l"acquisition de l'armement. 
Peut-etre le representant du Conseil federal nous dira-t-il, 
cn adherant vraisemblablement au principe de la reforme, 
que le gouvernement et singulierement le departement 
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concerne - est mieux place que nous pour en fixer !es bases. 
Nous lui retorquerions alors qu'il s'est accommode trop 
longtemps d'une organisation inadequate et que sa vigi­
lance s'est eveillee trop tardivement pour ne pas justifier un 
certain scepticisme de notre part. \fais peu importe. 
L 'essentiel est que la motion relative a la reorganisation 
soit suivie d'effet dans le delai prevue de deux ans. Nous 
entendons bien y veiller. Au moment de la revision, il sera 
toujours temps d'en le cas echeant, sur la forme 
et le fond. 

L'examen de conscience, la commission n'a pas voulu 
seulement le conseiller aux. autres. Elle est 
aussi pour le propre compte du parlement, dont !es institu­
tions, elles aussi, ont grandement besoin d'etre 
avant que d'etre depassees et si el!es ne veulent pas 
comme il arrive, le sentiment que Ja machine toume a \ ide, 
selon !es Iois de la force acquise. 

Je ne m'arrete pas, pour l'instant, aux mesures preco­
nisees en vue de reactiver le contröle parlementaire. La mu­
tiere, Messieurs, vous est familiere. Je n'ajouterai rien aux 
considerations relatives am, institutions auxiliaires du 
parlement dont Ja commission envisage la creation, tant il 
est manifeste que chacun de nous eprouve le desir totale­
ment legitime d'etre mis en etat de mieux remplir un man­
dat dont !es limites ne cessent de s'etendre et qui, meme si 
l'on reste en de9a de la täche qu'on voudrait assumer, de­
vore, faute d'appuis techniques, un temps dont pätissent 
souvent !es autres activites auxquelles nous devons essen­
tiellement nous consacrer. 

Ce que je voudrais dire encore, c'est que ceux qui vien­
nent d'etre associes aux travaux de la commission, parlent 
desormais d'experience, et de Ja plus riche, lorsqu'ils 
affirment en toute immodestie, J'utilite remarquable des 
commissions d'enquetes parlementaires et J'efficacite en 
particulier du systeme des hearings. 

Un dernier mot a propos du developpement de !a juri­
diction administrative. Le rapport, ici, n'est pas absolu­
ment direct avec l'enquete relative aux «Mirage», bien sür! 
Mais il importe peu. Puisqu'il s'agissait en quelque sorte de 
remettre non pas en cause mais en place les institutions et 
aussi singulierement l'administration a qui il faut rappeler 
!es limites naturelles de son pouvoir, il etait normal que 
l'on en profität pour relancer de maniere imperative une 
idee dont l'acheminement, precisement, semble avoir de 
nouveau demontre !es effets retardateurs deplorables d'une 
certaine resistance passive. 

Je voudrais recapituler et conclure: 
S'agissant des responsabilites, le rapport a revele les 

methodes inadmissibles employees pour convaincre le parle­
ment; qu'il s'agisse de chiffres ou de textes, une imperitie 
indiscutable dans l'organisation et une carence plus ou 
moins volontaire sur le plan de l'information des Cham­
bres. Les responsables nous semblent peu nombreux qui 
ont donne le sentiment d'avoir reeilement conscience de 
l'etendue et de la portee de leurs defaillances, Du haut en 
bas de l'echelle beaucoup ne semblaient admettre leurs 
responsabilites que du bout des levres, que pour pouvoir 
mieux en quelque sorte laisser aussitöt entendre qu'en re­
alite ils n'en portaient aucune, ou alors attachee seulement 
a leur fonction ou au mandat qui leur avait ete assigne. Les 
certificats d'integrite personnelle merites qui ont ete deli­
vres par Ia commission ont ete consideres a tort comme au­
tant de pleines disculpations alors qu'il s'agissait bien plu­
töt de laver les interesses du sou~on grave de prevarica­
tion. Trop de recents discours maladroits laissent l'impres­
sion penible que certains des militaires en cause n'ont pas 
encore compris la portee du rapport de la commission et 

53 

michael.tellenbach
Textfeld



Affaire <Mirage> 422 23 ,cptembre 1964 

des propos1t1ons presentees aux Chambres. Ils donnent 
l'impression de ceder aujourd'hui de mauvais gre quelques 
pouces de terrain avec l'intention bien arretee de regagner 
tres bientöt le haut du pa\e. Ce n'est pas ainsi que l'on 

un malaise qui est profond et que l'on retablira la 
confiance qui, dans notre pays plus que partout ailleurs en 
raison de la conception qui lui est propre de 
militaire, est un element absolument 
defense nationale. Ceux-la se trompent qui se 
l'avis exprime il y a quelques 
veut le plus grand bien au chef du 
selon lequel il n'existe pas ((de ou de service 
en mal de crcdits qui ne cherche pas peu ou prou a dorer la 
pilule pour la faire avaler plus par l'assembl.:e 
legislative» et qui ajoute cette question ,, Dans quel pays le 
parlement n'est-il pas considere par les fonctionnaires 
comme un obstacle a la bonne administration? » Inverse­
ment, nous pensons pour notre part qu'il ne saurait y avoir 
de saine administration sans contröle efficace du parlement 
et pleine loyaute de l'ensemble des fonctionnaires. La com­
munaute de travail s'est acquittee de sa tache en recherchant 
les responsabilites avec le plus grand soin et la plus grande 
conscience. il ne lui appartenait pas en revanche de sugge­
rer les mesures destinees a sanctionner ces responsabilites 
et au seul prix desquelles le capital de confiance sottement 
dilapide pourra etre reconstitue. C'est au gouvernement 
qu'il incombe d'agir. On compte bien qu'il profitera du 
present debat pour faire connaitre ses intentions. 

En revanche, ce sera le röle du par!ement, au-dela des 
vel!eites suscitees par ce qu'il faut bien rappeler une crise, 
d'entreprendre et de poursuivre sans desemparer les actions 
p1econisees par la commission aux fins d'adapter les institu­
tions aux exigences imperieuses d'une epoque d'evolution 
acceleree qui n'a plus rien de commun - on le sait bien -
avec celles ou ces institutions furent creees et d'assurer aussi 
le bon ordre de leur fonctionnement. Il tient ä nous tous, 
en verite, que la penible affaire du «Mirage», qu'il faut se 
häter de elasser pour passer ä une action positive, debouche 
en definitive sur d'importantes et necessaires reformes: 
reforme de structure du Departement militaire, qui pour­
rait entraJner par analogie des mesures de reorganisation 
dans d'autres departements dont !es taches techniques, les 
constructions et acquisitions importantes soulevent des 
problemes de meme nature, reforme du contröle parlemen­
taire, developpement de Ja juridiction administrative propre 
a la fois ä proteger !es citoyens contre l'arbitraire de l'ad­
ministration et !es conseillers federaux contre l'afflux de 
recours devorant un temps qui pourrait etre plus utilement 
consacre a de plus grandes täches. 

II faudrait se feliciter grandement de surcroit si, sur la 
lancee en quelque sorte, on recherchait les moyens de doter 
les membres du Conseil federal de collaborateurs person­
nels qui les dechargeraient tout en assurant en leur nom un 
meilleur contröle du deroulement des affaires. 

II y aurait interet egalement de toute evidence a reformer 
la procedure de ces consultations prealables en matic:re 
legislative qui sont en passe de creer un certain deplace­
ment, voire une certaine confusion des pouvoirs. Et ce 
serait cnfin un grand succes, d'autre part, si !es problemes 
financicrs souleves par l'acquisition d'avion.'l pouvaient 
conduire en definitive et indirectement, comme le reclamait 
notre collegue, M. Reverdin dans un recent article, tres 
remarquable et tres remarque, a ce plan financier d'en­
semble et a ce plan national d'investissement qui permet­
trait reellement d'affeeter a chaque secteur des depenses 
publiques, selon !es lois du bien corrunun et !es cxigences de 
l'avenir plutöt que selon les lois du hasard, une part appro-

pri.:e des ressources de Ja communaute, qu'il s'agisse de la 
defcnse nationale au scns traditionnel ou des investisse­
mcnts propres a sauvegarder notre independance econo­
mique et politique, sans des des routes et 
de des autres 
Bref, la crise des aurait rendu en definitive un 
service inestimable au pays si eile declenchait la rnlonte 
durable de le mieux mettre en etat de bicn !es taches 
d'un Etat moderne. 

C'est au benefice de ccs considerations quc nous vous 
d'entrer en matiere sur rarrete 

Bundespräsident rnn \loos: Der Bundesrat - das sei 
hier vorausgeschickt hat die Absicht, in aller Offenheit 
zu lhnen zu sprechen. 

L Allgemeines 
Das Geschäft, das heute hier zur Beratung steht, geht 

weit über die ihm zugrunde liegenden militärischen Fragen 
und über das Problem der zweckmässigen Beschaffung eines 
leistungsfähigen Kampfflugzeuges hinaus. Unabhängig von­
einander, aber übereinstimmend, ist von der Arbeits­
gemeinschaft und von der vorher durch den Bundesrat ein­
gesetzten Untersuchungskommission festgestellt worden, 
dass die grundlegende Beschaffungsbotschaft nicht nur un­
genügend war, sondern auch Angaben enthielt, die sich in 
der Folge als unrichtig erwiesen. Der Bundesrat ist be­
troffen von den Fehlern, die in den Vorarbeiten zur Be­
schaffung von Kampfflugzeugen Mirage III begangen 
wurden. Er bedauert dieses schwerwiegende und folgen­
reiche Versagen und hat volles Verständnis für die in der 
Öffentlichkeit und in den eidgenössischen Räten durch den 
Verlauf dieser Angelegenheit ausgelöste Reaktion. Die 
scharfe Kritik ist zweifellos berechtigt. Das sei gesagt, auch 
wenn der Bundesrat nicht allen (insbesondere heute vor­
getragenen) Bewertungen des Vorgefallenen zustimmen 
kann. Die im schriftlichen Bericht der Arbeitsgemeinschaft 
erhobene Kritik zeigt nachdrücklich, welche entscheidende 
Bedeutung den antragstellenden Botschaften des Bundes­
rates zukommt, welche Anforderungen an sie gestellt 
werden und welche allgemeine Enttäuschung, ja Empörung 
laut wird, wenn in einem glücklicherweise vereinzelten Fall 
sich die durch die bundesrätliche Botschaft ausgearbeiteten 
Grundlagen als unzuverlässig oder gar wrrichtig erweisen. 
Der Bundesrat ist sich bewusst, dass er die Verantwortung 
für diese ungenügende Botschaft zu tragen hat; er macht 
für sich nicht die Exkulpation geltend, die die Arbeits­
gemeinschaft für die in endgültiger Kompetenz beschfo::s­
senden eidgenössischen Räte und ihre zuständigen Kom­
missionen in Anspruch nimmt, nicht rechtzeitig, nicht voll­
ständig und nicht richtig informiert worden zu sein. Die 
Zuverlässigkeit der bundesrätlichen Botschaften an die 
Räte ist von einer so entscheidenden Bedeutung für uas 1 

Vertrauen zwischen Parlament und Regierung und für das 
Vertrauen der Öffentlichkeit in die Tätigkeit des Staates 
überhaupt, dass der Bundesrat alles daran setzen wird, dass 
dieser bedauerliche Fall ein Einzelfall bleiben wird. 

Der Bundesrat gibt sich darüber Rechenschaft, dass es 
heute bei diesem Geschäft nicht mehr allein um militärische 
Fragen geht, sondern um das Vertrauen zwischen Parla­
ment und Regierung und auch um das Vertrauen der 
Öffentlichkeit in die Heeresbeschaffungsdienste. Er be­
trachtet dieses Vertrauen als die Grundlage jeder Re­
gierungs- und Verwaltungstätigkeit und wird deshalb alles 
daran setzen, es auch in dem technisch schwierigen Bezirk 
der Heeresbeschaffung wieder herzustellen. Dieses An-
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23. September 1964 423 Mirage-Angelegenheit 
---------

r •gen steht für ihn im Vordergrund. Ihm haben sich andere 
;~agen, die es im Zusammen~ang mit der Ang~le~enheit 
der Mirage-Beschaffung zu losen ~tlt, so sch~1erig„ und 

die einzelnen Entscheide auch sem mogen, 
Es ist dazu lediglich der Vorbehalt anzu­

bringen, dass die schliesslich gewählte Lösung im End­
nicht zu einer untragbaren Schwächung der 

führen darf, für die weder der Bundes­
rat noch die abschliessend 
Räte die Verantwortung übernehmen könnten. 

Der Bundesrat hat nicht die sich in einem 
und mit den von der 

der beiden Kommissionen "'~··'M"'"""' 
im einzelnen auseinander zu setzen. Wenn 

auch im einen oder andern Punkt anzu-
oder Akzente vielleicht etwas anders zu setzen 

wären, anerkennt er doch, dass die Untersuchung der 
einen bedeutenden Beitrag zur Ab­

klärung des Ungenügens, aber auch zur Verbesserung der 
kritisierten Zustände darstellt, und er dankt ihr für die im 
Interesse der Sache geleistete grosse Arbeit. Ungeachtet der 
Tatsache, dass sich diese Angelegenheit - was besonders 
bedauerlich ist - im Bereiche der Landesverteidigung er­
eignet hat, soll nichts verheimlicht und kein Fehler be­
schönigt werden. Der Bundesrat weiss sich mit dem Parla­
ment in der Überzeugung einig, dass es aus der schwierigen 
Lage, in welche dieses Geschäft geraten ist, nur dann einen 
annehmbaren Ausweg gibt, wenn die gemachten Fehler 
unerbittlich erkannt und die nötigen Lehren aus ihnen ge­
zogen werden. Es ist aber ein Gebot der Gerechtigkeit, dass 
das Vorgefallene nicht nur im Lichte der heute bekannten 
Tatsachen, sondern auch in Berücksichtigung des im Zeit­
punkt der jeweiligen Entschlüsse bekannten und erkenn­
baren Sachverhaltes gewürdigt wird. 

Der Bundesrat anerkennt gerne, dass die Arbeits­
gemeinschaft sich nicht mit der Ermittlung des Sach­
verhaltes und mit der Aufdeckung von Fehlern begnügt, 
sondern sich darüber hinaus bemüht hat, konstruktive Vor­
schläge und Verbesserungen für das weitere Vorgehen zu 
unterbreiten. Wir sind bereit, alle diese Vorschläge unvor­
eingenommen zu prüfen. Wie auch immer das Geschehene 
zu beurteilen ist, geht es nun in erster Linie darum, im 
Blick auf die Zukunft die sich ergebenden Folgerungen zu 
ziehen. 

Der Bundesrat gibt sich auch darüber Rechenschaft, 
dass die Kosten für die geplante Flugzeugbeschaffung ein 
Ausmass angenommen haben, ctas das Gleichgewicht 
Z\,ischen den verschiedenen Waffengattungen gefährden 
könnte. Er teilt die Sorge des Parlamentes in diesem Punkt 
und wird sich dafür einsetzen, dass die unserem Lande 
gegebenen Grenzen beachtet und die zur Aufrechterhaltung 
einer wirksamen Verteidigung unerlässlichen Proportionen 
gewahrt werden. Er ist sich bewusst, dass die von den zu­
ständigen Instanzen gesetzten Kreditgrenzen von den aus­
führenden Organen strikte zu respektieren sind und dass 
Schwierigkeiten, die sich dabei in bestimmten Bereichen 
ergehen können, auf ordnungsgemässem Wege behoben 
werden müssen. 

Das ist in einigen wenigen Zügen die grundsätzliche Ein­
stellung des Bundesrates zu diesem Geschäft. Es lag uns 
daran, sie zur Vermeidung von Missverständnissen vorweg 
festzuhalten. Weil wir aber einer Kritik über das Vor­
gefallene nicht ausweichen möchten, sei nachfolgend kurz 
zu den Hauptvorwürfen, zu denen die Arbeitsgemeinschaft 
auf Grund ihrer Feststellungen gelangt ist, Stellung ge­
nommen. Es scheint uns dies schon deswegen nötig zu sein, 
damit Sie sehen, wie der Bundesrat die einzelnen Punkte 

beurteilt. Anschliessend werden wir Ihnen unsere Stellung­
nahme zu den Anträgen der Arbeitsgemeinsch:1ft bekannt­
geben, wobei sich der Vorsteher des Militärdep:irtementes 
im Namen des Bundesrates zu den militärischen 
äusscrn wird. 

IL Stellungnahme zu den Feststellungen der 
Arbeitsgemeinschaft. 

Wir beschränkten uns bei .dieser Stellungnahme. wie ge­
sagt, auf die Hauptpunkte und unterscheiden dabei die 

drei Phasen: 

a) die Zeit bis und mit der Beschlussfassung über die 
Beschaffungsbotschaft; 

b) den Vollzug des Bundesbeschlusses vom 24. Juni 1961: 
c) die Unterbreitung der Zusatzkreditbotschaft. 

A. Die Zeit bis zur Beschlussfassung des Parlamentes im 
Juni 1961. 

I. Die Einsetzung der AGF; die fehlenden Pflichten­
hefte: 

Im Bericht der Kommissionen wird zunächst die un­
zwcckmässige Zusammensetzung der nach dem Verzicht 
auf den P-16 gebildeten Arbeitsgemeinschaft für Flugzeug­
beschaffung (AGF) und das Fehlen von Pflichtenheften 
kritisiert. Wenn die gewählte Lösung sich auch zweifellos 
nicht als zweckmässig und zum Teil sogar als nachteilig 
erwiesen hat. so muss doch festgestellt werden. dass dieser 
Sonderlösung das Bestreben zugrundelag, die Abklärung 
besonders sorgfältig und umfassend durchzuführen. Es 
muss gerechterweise auch gesagt werden, dass die AGF mit 
grossem Einsatz eine beachtliche Arbeit bewältigt hat. Dass 
sie zu einseitig zusammengesetzt war und es leider unter­
lassen hat, Fachleute aus der Wissenschaft und Industrie 
beizuziehen, war offensichtlich ein Fehler. Dass keine 
Pflichtenhefte aufgestellt wurden, die Kompetenzen in 
wesentlichen Punkten nicht klar geordnet waren und die 
AGF damit de facto zu einem weitgehend entscheidenden 
Organ wurde, ist auch dem Bundesrat unverständlich. Auf 
diese Weise konnten sich Wünsche der interessierten 
Waffengattung allzu leicht durchsetzen und die AGF wurde 
mit einer Verantwortung belastet, die über das Zumutbare 
hinausging. Es ist für den Bundesrat selbstverständlich, 
dass aus diesen Fehlern die nötigen Lehren zu ziehen sind. 
Es soll inskünftig dafür gesorgt werden, dass Anforde­
rungen nicht ausschliesslich durch die unmittelbar Inter­
essierten festgesetzt werden können. Begehren dieser Stellen 
sind vielmehr kritisch unter dem Gesichtspunkt der tech­
nischen und finanziellen Realisierbarkeit zu prüfen. In 
diesem Zusammenhang darf darauf hingewiesen werden. 
dass das Militärdepartement mit der Reorganisation der 
Rüstungsbeschaffung in den letzten drei Jahren bereits 
einen Schritt in dieser Richtung getan hat. 

2. Die Kostenberechnung: 

Kostenangaben sind für die entscheidenden Instanzen 
ein wichtiges Element der Beurteilung. Sie müssen ihre 
Entschlüsse in voller Kenntnis der finanziellen Tragweite 
fassen können. Schwierigkeiten in der Schätzung ent­
binden die vorbereitenden Stellen nicht davon, die mut­
masslichen Kosten so genau wie möglich zu ermitteln. 
Wo Kostenangaben mit grossen Unsicherheitsfaktoren 
behaftet sind, muss dies ausdrücklich gesagt werden. 

Für den Bundesrat ist dieser Punkt ebenso wichtig 
wie für das Parlament. Auch für seine Entschlüsse ist 
der finanzielle Aspekt von wesentlicher Bedeutung. Er 
muss nicht nur im Bereiche der Landesverteidigung. son­
dern auch auf anderen Gebieten seine Beschlüsse fassen. 
ohne die auf sehr vielen komplexen Faktoren fussenden 
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Kostenberechnungen der Fachleute im einzelnen prüfen zu 
können. 

Dass in der Kostenberechnung ausgerechnet bei dem 
grössten Rüstungsgeschäft nicht mit der nötigen Sorgfalt 
und Gründlichkeit vorgegangen wurde. stellt deshalb auch 
für den Bundesrat eine 
lebte er doch auf Grund der ihm erteilten 
in der die Kosten seien nachdem über 
diesen Punkt in seiner \1itte Zweifel geäussert 
waren - in der Zeit zwischen dem 
entscheid über die und der 
der Botschaft durch die Fachleute der KT A nochmals 
überprüft worden. \Venn im Bericht der AGF auch der 
Ausdruck «Richtpreise» verwendet v, urde. so erweckten 
die in allen Dokumenten mit Dezimalstellen wiederge­
gebenen Zahlen - auch die dem Bundesrat gegebenen -
doch den Eindruck einer Genauigkeit. die leider nicht der 
Wirklichkeit entsprach. 

Der Bundesrat kann hingegen der Darstellung im Be­
richt der Arbeitsgemeinschaft «die Mehrkosten. die sich 
schon vor Erlass des Bundesbeschlusses offenkundig ab­
zeichneten, hätten den Bundesrat veranlassen müssen. die 
Botschaft zurückzustellen>>, nicht beipflichten. Der Bun­
desrat befand sich in der gleichen Lage wie die Kom­
missionen der Räte und die Bundesversammlung selbst. 
Auf Grund der ihm unterbreiteten Angaben und erteilten 
Zusicherungen war er und durfte er überzeugt sein, einen 
sorgfältig ermittelten Kredit verlangt zu haben. Das Par­
lament kann versichert sein, dass der Bundesrat die Bot­
schaft nicht unterbreitet hätte, wenn ihm der heute be­
kannte Sachverhalt schon damals bekannt gewesen wäre. 
Dass, Fachleute schwerwiegende Einwände gegen die 
Kostenangaben erhoben hatten und dass die Firma 
Dassault bereits im Juni 1961 gegenüber Mitgliedern der 
AGF auf Mehrkosten aufmerksam gemacht hatte, war 
leider weder dem Vorsteher des Militärdepartements noch 
dem Bundesrat bekannt. Besonders verhängnisvoll war 
natürlich, dass in dem ihm unterbreiteten Botschaftsent­
wurf jeder Hinweis auf Unsicherheitsfaktoren oder Vor­
behalt bezüglich der Genauigkeit der Kostenangaben 
fehlte. Der Bundesrat teilt die Auffassung, dass dies un­
bedingt hätte geschehen sollen; er wird die nötigen Wei­
sungen zur Vermeidung so schwerwiegender Unterlassun­
gen erteilen. 

3. Die Angaben über das zu beschaffende Flugzeug: 
Die Arbeitsgemeinschaft gelangt berechtigterweise zur 

Feststellung, dass die Botschaft über das zu beschaffende 
Flugzeug in wesentlichen Punkten Angaben enthielt. die 
sich nachträglich als unrichtig, ja irreführend erwiesen. 
Der Bundesrat muss festhalten, dass er selbst durch diese 
Angaben zu falschen Annahmen geführt und damit wie 
das Parlament das Opfer unrichtiger Unterlagen wurde. 

Der Bundesrat teilt voll und ganz die im Bericht der 
Arbeitsgemeinschaft vertretene Auffassung, dass die Glaub­
würdigkeit bundesrätlicher Botschaften von der Exekutive 
gewährleistet werden muss. Er betrachtet dies als eine 
selbstverständliche und unerlässliche Voraussetzung für 
das Zusammenwirken der verschiedenen Gewalten im 
Bund. Er darf für sich wohl auch in Anspruch nehmen, 
diesem Grundsatz bisher nachgelebt zu haben. Verstösse 
gegen diese Grundregel hätte er nie geduldet. Gesagt 
werden darf wohl auch. dass sich die mit der Ausarbei­
tung von Botschaftsentwürfen betrauten Verwaltungs­
stellen an diesen Grundsatz halten. Der Bundesrat hat 
deshalb, ohne dass das Vorgefallene damit bagatellisiert 
werden soll, Mühe, anzunehmen, dass im vorliegenden 
Falle von irgend jemandem bewusst irreführende Angaben 
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gemacht worden sind. Dessen ungeachtet soll aber durch 
eine Untersuchung noch näher abgeklärt werden. ob auf 
irgendeiner Stufe eine bewusste Irreführung oder ein tak­
tisch bedingtes Spiel mit Halbwahrheiten beabsichtigt war. 

Im übrigen möchten wir noch darauf hinweisen. dass 
sich die durch unzutreffende in der Botschaft 
hervorgerufenen falschen Annahmen erst später. als die 
mit der Wahl der Elektronik 
zu beurteilen waren. äusserst 
haben. Hätte man sich mit dem 
sischer Elektronik 
selbst bei Vornahme recht 
geringfügiger -

B. Die Abwicklung des Geschäfts nach der Beschluss­
fassung durch die Räte. 

1. Änderungen: 

Der Bundesrat teilt die Auffassung. dass die ausfüh­
renden Organe nicht ermächtigt waren. von sich aus fol­
genschwere Änderungen. welche über die in der Botschaft 
angekündigten geringfügigen konstruktiven Änderungen 
hinausgingen. anzuordnen oder zu genehmigen und damit 
an Stelle einer Beschaffung eine komplizierte Entwicklung 
einzuleiten. Sie hätten ihre Vorgesetzten hierüber orien­
tieren müssen. Dies gilt namentlich auch für die Bewilli­
gung einer besonderen Aufklärungsvariante, womit der 
für die Wahl des Mirage wesentliche Mehrzweckcharakter, 
die Polyvalenz. aufgegeben wurde. Es ist Aufgabe und 
Pflicht der Fachleute, auf Abweichungen vom Programm 
aufmerksam zu machen und die damit verbundenen finan­
ziellen und übrigen Folgen zu erläutern. Wären diese 
wichtigen Tatsachen dem Vorsteher des EMD und dem 
Bundesrat bekannt gewesen, hätten sie die nötigen Abklä­
rungen veranlassen und das Geschäft nötigenfalls neu 
überprüfen können, wie dies im Bericht der Arbeitsge­
meinschaft für derartige Fälle gefordert wird. Unverständ­
lich ist in diesem Zusammenhang auch, dass die ausfüh­
renden Organe nicht einmal den mit der Oberleitung des 
Geschäftes betrauten Generalstabschef darüber orientiert 
haben, dass man vom Mirage HI C auf den Mirage III E 
übergegangen war. In diesem Vorgehen kommt eine 
Selbstherrlichkeit der technischen und anderer Fachorgane 
zum Ausdruck, die nicht geduldet werden kann. 

Die Tatsache. dass mit der zunehmenden Kompli­
zierung aller Vorgänge Beurteilungen und Entschlüsse 
immer schwieriger werden und die entscheidenden In­
stanzen immer mehr auf das Urteil von Fachleuten ange­
wiesen sind, darf nicht dazu führen, dass diese wichtige 
Entscheide selbst fällen und die Genehmigung durch die 
nach der Zuständigkeitsordnung kompetenten Organe nur 
noch als Formsache ansehen. Wo sie feststellen, dass Vor­
gesetzte offensichtlich in Verkennung technischer Pro­
bleme von falschen Annahmen ausgehen, sind sie ver­
pflichtet, diese auf den richtigen Sachverhalt aufmerksam 
zu machen. Der Respekt vor getroffenen Entscheiden und 
die Wahrung der Entscheidungsfreiheit übergeordneter ' 
Organe muss auf jeden Fall dem Streben nach technisch 
vollkommenen Lösungen vorgehen. Auch in diesem 
Punkte geht der Bundesrat mit der im Bericht vertretenen 
Auffassung völlig einig. 

2. Die Wahl der Elektronik: 

Von grösster Tragweite für den Verlauf des Geschäftes 
war zweifellos, so muss man heute erkennen, die Wahl 
der Elektronik. Hier liegt die Hauptursache der gegen­
wärtigen Situation. lm Zusammenhang mit diesem Problem 
hat die AGF wohl auch den schwerwiegendsten Fehler 
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bega11gen. Dabei lag dieser nicht in erster Linie darin, 
dass die AG F dem Streben der Flieger nach den voll­
kommensten Lösungen allzu leicht stattgegeben und die 
Taran-Elektronik zur Wahl vorgeschlagen hat. Das lag 
noch im Bereich der ihr übertragenen Aufgabe. ohne dass 

die bei dieser Wahl. zum Teil. ange-
wandten \fethoden gerechtfertigt werden sollen. Kaum 

ist dagegen. dass schwerwiegende Bedenken 
von f achleuten weder dem Generalstabschef noch dem 

zur Kenntnis worden sind. 
Schwer verständlich bleibt auch. dass die 
wie sich zeigte: begründeten - Bedenken der Fachleute 
der KT A nicht der Abteilungsleitung und dem Departe· 
ment und auf diesem zur Geltung ge­
bracht wurden. Auf diese Weise wurde es leider möglich. 
dass sich die leitenden Instanzen des 
für eine Lösung aussprachen. ohne über die vorausseh· 
baren technischen Schwierigkeiten orientiert zu sein. Dem­
entsprechend wurde auch der Bundesrat ungenügend orien­
tiert. wozu bei ihm noch kam, dass er infolge einer un­
gewöhnlich späten Unterbreitung des Geschäftes seinen 
Entscheid unter grösstem Zeitdruck fällen musste. Dass 
der Bundesrat in dieser wichtigsten Frage erst zehn Tage 
vor Ablauf der Optionsfrist begrüsst wurde, wobei noch 
die Weihnachtstage dazwischen lagen. ist zwar nicht Nach­
lässigkeit oder dem Willen, ihn zu überspielen, zuzu. 
schreiben. Die Verzögerung war vielmehr auf das achtens­
werte Bestreben nach besserer Abklärung zurückzuführen. 
Dennoch ist es als besonders bedauerlich zu bezeichnen, 
dass dem Bundesrat in dieser wichtigen Frage nicht ge­
nügend Zeit zur Behandlung zur Verfügung stand. Leider 
hatte er auch keine Kenntnis davon, dass, entgegen dem 
Antrag der AGF. auch die Wahl der französischen Elek­
tronik befürwortet worden war, die Abteilung für Flug­
wesen und Fliegerabwehr diesen Vorschlag jedoch in 
einem Sonderbericht abgelehnt hatte. 

Angesichts der folgenschweren Auswirkungen der in 
der Frage der Elektronik getroffenen Entscheide wird 
diese Angelegenheit noch näher zu untersuchen sein. 

C. Die verspätete Vorlage des Zusatzkreditbegehrens. 
1. Die Zusammenlegung der Objektkredite: 
Bei dem im Bericht der Arbeitsgemeinschaft stark 

kritisierten Beschluss des Bundesrates vom 19.Januar 1962 
ging es dem Bundesrat nicht um eine Abänderung des 
Bundesbeschlusses. wozu er zweifellos nicht kompetent 
gewesen wäre. sondern um eine Vollzugsmassnahme im 
Interesse einer - wie es damals schien - ungestörten Ab­
wicklung der von den Räten beschlossenen Beschaffung. 
Dabei ging der Bundesrat davon aus, dass die in jenem 
Zeitpunkt zu treffende Sofortmassnahme. gemessen an 
all dem, was auf dem Spiele stand. nicht von derart grund­
legender Bedeutung war. dass sie nicht mehr hätte verant­
wortet werden können. Dass er das Militärdepartement 
ermächtigte. innerhalb der drei ersten Objektkredite, das 
hcisst im Rahmen der Gesamtsumme von 827.9 Millionen 
Franken, zu handeln. geschah keineswegs in der Absicht. 
die Kompetenzen des Parlamentes zu schmälern, sondern 
in der Überzeugung, dass sich sofortige Entschlüsse auf­
drängten. Nach dem Sachverhalt. wie er dem Bundesrat 
vorlag. konnte ohne Inkaufnahme schwerwiegender Folgen 
mit dem von ihm verlangten Entscheid über die Wahl 
der Elektronik nicht bis zur Märzsession 1962 zugewartet 
1~erden. Die Optionsfristen waren so kurz bemessen. dass 
nicht einmal Zeit zur Begrüssung der Finanzdelegation, 
woran ebenfalls gedacht wurde, blieb. Der Bundesrat war 
sich dabei durchaus bewusst, dass die getroffene Sofort­
massnahrne auch bei Berücksichtigung der besonderen 

ümstände sich nur bei sehr extensiver Interpretation auf 
die im Bundesbeschluss vom 21. Juni 196! enthaltenen 
Vollzugskompetenzen stützen konnte. Er glaubte deshalb 
im Sinne einer auch in anderen Fällen eingelebten Praxis 
zu handeln. wenn er bei nächster sich bietender 
heit. noch vor der Märzsession ! 962. die 
Fachkommissionen der Räte über die 
tion und die 
Meinung. die 

orientierte. Dabei hatte es die 

lung 
sich mit dem \!f\ra,•«Plht>r1f>n 

standen erklären sollen. 

der Bundesversamm-

Es ist offensichtlich. dass die Bedeutung dieses Be­
schlusses weniger in der Zusammenlegung der drei. prak­
tisch dem Objekt dienenden Objektkredite als 
vielmehr darin liegt. dass das Militärdepartement zur 
Weiterführung des Geschäftes ermächtigt wurde. obschon 
damals feststand. dass das gesteckte Ziel mit den be­
willigten Krediten nicht zu erreichen war. Das soll keines­
wegs in Abrede gestellt werden. Rückblickend betrachtet, 
wäre es gewiss richtiger gewesen, die Abwicklung des 
Geschäftes damals einzustellen und die ganze Angelegen­
heit dem Parlament zu unterbreiten. Aber war der Ent­
scheid des Bundesrates im lichte der damals bekannten 
und erkennbaren Tatsachen wirklich ein so grosser Fehler? 
Hat er. indem er gleichzeitig vorsah, ohne Verzug die 
Kommissionen der Räte zu orientieren und in. damals, 
absehbarer Zeit eine Zusatzkreditbotschaft vorzulegen. 
tatsächlich unbekümmert um drohende Mehrkosten, wie 
der Bericht der Arbeitsgemeinschaft annimmt. die Ver­
waltung gewähren lassen ? 

Der Bundesrat ist sich selbstverständlich klar darüber, 
dass er für jenen Entscheid die Verantwortung trägt. Er 
will sich dieser Verantwortung keineswegs entschlagen. 
aber er muss doch darauf hinweisen, dass man sich bei 
der Würdigung dieses Beschlusses in die Lage versetzen 
möge, in welcher er sich damals befand. Hätte er auf 
Grund des ihm vorliegenden Sachverhaltes als für den 
Vollzug verantwortliche Behörde den Lauf dieses wich­
tigen Geschäftes verzögern dürfen, und hätte das Parla­
ment, so müssen wir auch fragen, in jenem Zeitpunkt 
anders entschieden als der Bundesrat? Auch wenn es 
natürlich müssig ist, heute über diese Frage zu diskutieren. 
darf doch die Vermutung ausgesprochen werden. dass 
die Räte in jenem Zeitpunkt ähnlich reagiert hätten wie 
die Mitglieder der vom Bundesrat konsultierten Militär­
kommissionen, die ihrerseits für die Lage Verständnis 
zeigten und kaum Einwendungen erhoben. 

Dem Bundesrat macht man in diesem Zusammenhang 
namentlich den Vorwurf. er habe bei der erwähnten Er­
mächtigung rechtswidrig gehandelt. Dem ist immerhin bei­
zufügen. dass die Finanz- und Militärkornmissionen beider 
Räte. wie sich aus deren Protokollen ergibt. offen orien• 
tiert wurden. dass ihnen - immer mit dem Hinweis auf 
die damals zur Verfügung stehenden Unterlagen - «um­
fassend und gründlich» Bericht erstattet wurde und dass 
sie sich - damals - ihrerseits nicht veranlasst sahen, sich 
durch Anrufung der Räte gegen eine Beschränkung des 
Kreditbewilligungsrechtes des Parlamentes zu verwahren. 
Die Finanzkommission des Nationalrates hat über ihre 
Sitzung eine Pressemitteilung erlassen, so dass auch die 
übrigen Ratsmitglieder von der Sache Kenntnis erhalten 
konnten. Wir erwähnen dies keineswegs deshalb, um die 
Verantwortung auf andere abzuwälzen. Es soll damit nur 
dargelegt werden. dass sich die ganze Angelegenheit in 
jenem Zeitpunkt eben anders darstellte als heute und dass 
es damals nichts Aussergewöhnliches war, wenn gegen 
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das Vorgehen des Bundesrates nicht formell opponiert 
wurde. Ohne in diesem Punkt rechten zu wollen, darf 
der Bundesrat sicher beanspruchen, dass sein Tun und 
Lassen heute in der gleichen Perspektive beurteilt wird 
wie dasjenige der parlamentarischen Organe. nämlich nicht 
nur in der Retrospektive. sondern auf Grund der dama­
ligen r nformationslage. 

Es ist nach der Auffassung des Bundesrates nach 
allem auch nicht richtig, wenn in diesem Zusammenhang 
der Vorsteher des Militärdepartements für die « bagatelli­
sierende Orientierung>> der begrüssten Kommissionen ver­
antwortlich erklärt wird. Der Vorsteher des Militärdeparte­
ments hat in jenem Zeitpunkt den Kommissionen das 
vorgetragen, was ihm selbst über das Geschäft bekannt 
war, und hinsichtlich der Kostenangaben Vorbehalte an­
gebracht. Er hatte dabei, wie bereits erwähnt. leider in­
folge fehlender Orientierung über die von einzelnen Fach­
leuten geäusserten Bedenken auch keine Kenntnis davon. 
dass die Wahl der Taran-Elektronik zu ganz beträcht­
lichen Schwierigkeiten und Weiterungen führen konnte. 

2. Die Verzögerung in der Einreichung des Zusatz­
kreditbegehrens: 

Es steht auch für den Bundesrat ausser Zweifel, dass 
die Räte hätten begrüsst werden müssen. sobald bei den 
ausführenden Instanzen erkennbar wurde, dass der Be­
schaffungsauftrag mit den bewill:gten Krediten und den 
anfangs 1962 gemeldeten und in Kauf genommenen Mehr­
kosten nicht werde ausgeführt werden können. Dem Bun­
desrat waren leider bis anfangs dieses Jahres die Grössen­
ordnungen nicht bekannt. welche die Mehrkosten er­
reichen würden. Diese wesentliche Veränderung der Situa­
tion hätte sofort gemeldet werden müssen. wobei es aller­
dings vor Ende 1963 überhaupt nicht möglich war, die 
Mehrkosten annähernd zu beziffern. 

Der Bundesrat gibt sich darüber Rechenschaft. dass 
durch die Verzögerung in der Einreichung des Zusatz­
kreditbegehrens die Entscheidungsfreiheit weitgehend ver­
lorengegangen ist und dass sich das Parlament deswegen 
in einer sehr unerfreulichen Lage befindet. So sehr er 
diese Situation bedauert, bleibt ihm doch nichts anderes 
übrig. als festzustellen. dass er, sobald ihm die beträcht­
lichen Mehrkosten bekannt waren, die Zusatzkreditbot­
schaft, ohne viel Zeit mit an sich wünschbaren Abklärungen 
und Diskussionen über Ersatzlösungen zu verlieren. un­
verzüglich den Räten unterbreitet hat. 

III. Fragen der Verantwortung: 
Der Bundesrat ist sich bewusst, dass sich im Zusam­

menhang mit dieser Angelegenheit die Frage der Verant­
wortung in verschiedener Hinsicht stellen muss. Er möchte 
auch dieser Frage nicht ausweichen und dazu, angesichts 
ihrer Bedeutung. gesondert Stellung nehmen. 

1. Die Verantwortung des Bundesrates: 
Im Vordergrund steht, das soll unumwunden zuge­

geben werden, die Verantwortung des Bundesrates. Wir 
gehen davon aus, dass es sich dabei um die politische 
Verantwortlichkeit handelt. 

Es ergibt sich aus der für die Organisation des Bundes 
massgebenden Ordnung, dass der Bundesrat als Behörde 
gegenüber der Bundesversammlung politisch für die ge­
samte Tätigkeit der Bundesverwaltung verantwortlich ist. 
Er trägt diese Verantwortung, gleichgültig. ob ein be­
stimmtes Verhalten materiell dem Bundesrat als Behörde, 
einzelnen Bundesratsmitgliedern oder Beamten zur Last 
gelegt werden muss. In diesem Sinne ist die im Bericht 
der Arbeitsgemeinschaft vorgenommene Unterscheidung 
zwischen Verantwortlichkeiten verschiedener Instanzen 
nicht ausschlaggebend. Damit soll keineswegs gesagt sein, 

dass diese Differenzierung für die weitere, dem Bundes 
obliegende Behandlung, bedeutungslos sei. Wir ancr, 
kennen durchaus. dass die Arbeitsgemeinschaft da · 
zum Ausdruck gebracht hat. der Bundesrat trage zw 
wohl formell gegenüber dem Parlament die Vcrant 
tung, im internen Verhältnis jedoch sei zwischen den V 
antwortlichkeiten der Beteiligten zu unterscheiden. 

Der Bundesrat muss sich in der Tat darauf ver! 
können, dass die ihm unterbreiteten Unterlagen 
ständig sind und er von den Fachleuten über alle we 
liehen Aspekte eines Problems rechtzeitig orientiert w 
Was für das Verhältnis zwischen Exekutive und Paria 
gilt. hat auch Gültigkeit für das Verhältnis zwischen 
waltung und Bundesrat. 

Wenn der Bundesrat dem Parlament zu seinem gr 
Bedauern Unterlagen zugeleitet hat. deren Unzuverl'" 
keit sich in der Folge ergab. so darf er doch festste 
dass er dies auf Grund der ihm bekannten Tatsa 
nicht erkennen konnte - weil erst später von einer 
schaffung zu einer Entwicklung übergegangen wurd 
und dass im vorliegenden Fall auch seine eigene 
scheidungsfreiheit erheblich beeinträchtigt worden ist. 

Das Gesagte beleuchtet eine Seite des Problems, 
heute, angesichts der eingetretenen Zwangslage. nat 
mäss im Vordergrund steht. Es können sich, besonde 
der heutigen Zeit beschleunigter Veränderungen. jed 
auch im demokratischen Staate Situationen ergeben. 
denen eine auf die Interessen des Landes bedachte R 
rung sich in einer Zwangshge befindet und zum H 
genötigt sieht. auch wenn ihr noch nicht alle Eiern 
zur rechtzeitigen Anrufung des Parlamentes zu 
stehen. Das Schulbeispiel dafür ist die Vorwegnahme 
Ausgabenbewilligungen durch die Gewährung dring1i 
Vorschüsse. Die Behandlung der Mirage-Angele 
liegt nicht auf der gleichen Ebene; dessen sind wir 
bewusst, und wir möchten daraus keine untauglic 
Schlüsse ableiten. Wenn nun aber der Bundesrat im v 
liegenden Fall die Weiterführung der Beschaffung er 
hat und daran Kritik geübt wird, so glaubt er doch, 
in anderen Fällen und unter anderen Umständen ein 
warten den Interessen des Landes ebenso abträglich 
könnte wie hier das Handeln. 

Die Erregung über das Vorgefallene ist auch uns 
ständlich. Ein möglichst gerechtes Urteil über die 
Angelegenheit wird sich nur dann bilden lassen. wenn 
die Vorgeschichte mitberücksichtigt wird. Es sei in die 
Zusammenhang nur auf die Leidensgeschichte der Fl 
zeugbeschaffung in den letzten Jahren hingewiesen. 
in dieser Frage gesteuerte Kurs ist vom Parlament, 
sich durch seine Kommissionen mit diesen Proble 
ebenso intensiv befasst hat wie der Bundesrat, massge 
mitbestimmt worden. Auch die eidgenössischen 
hatten sich schon vor der hier zur Diskussil.Jn stehen .· 
Beschaffungsvorlage mit Ein wänden, die sich heute 
nigstens teilweise als begründet erweisen, auseinand 
setzen. Im lichte der heutigen Erkenntnisse würde 
eher Entscheid möglicherweise anders ausfallen. Daran 
indessen heute nichts mehr zu ändern. Nicht ausser 
gelassen werden dürfen ferner die Schwierigkeit und 
Kompliziertheit der Aufgabe. ohne dass damit began 
Fehler verkleinert werden sollen. 

2. Die Verantwortung der Verwaltung: 
Zur Frage der Verantwortung der Verwaltung 

vielmehr der im Bericht der Arbeitsgemeinschaft genann 
Beamten Stellung zu nehmen, fällt dem Bundesrat n· 
leicht. wird doch er selbst als Behörde. wenn auch 
formell, für die heutige Situation der Angelegenheit 

michael.tellenbach
Textfeld



%4 

srat 
ner-

ar 
H)f• 

Ver-

:hen 
Be­

te 
Ent-

die 
rge­
s in 
'och 
. in 
gie­
Jeln 
inte 
)ote 
von 
;her 
heit 
uns 
hen 
vor­
mbt 
fass 
Zu­
sein 

ver­
.nze 
uch 
;em 
iug­
Der 
das 
nen 
end 
.äte 
den 
we­
·zu­
an-
ist 

cht 
die 
ene 

der 
ten 
cht 
1ur 
er-

23. September 1964 427 Mirage-Angelegenheit 

antwortlich erklärt. Gegen Fehlbeurteilungen ist niemand, 
auch der Beamte nicht. gefeit. Eine schwere Aufgabe oblag 
allen dieser Beschaffungsangelegenheit Beteiligten; sie 
sind mit einer demgemäss schweren Verantwortung be-
laden. Die Arbeitsgemeinschaft weist mit Recht auf die 

des Bundesrates hin. die sich allenfalls er­
dienstrechtlichen Massnahmen zu treffen. In 
Weise haben die durch den Bericht belasteten 

eine Untersuchung gegen sich selbst bean-
Der Bundesrat. nach dem oberste 

für die Beamten. wird diese Unter-
nicht selbst führen. Im Bestreben nach einer völlig 

Behandlung wird er. nach Abschluss der 
,..r,~rt,i>n Verhandlungen. eine Gruppe von Bun­

desrichtern damit betrauen. Gestützt auf das Ergebnis 
dieser Cntersuchung und auf Grund des in der bereits 

-,,rr1n.•1, .. n betriebswirtschaftlichen Abklärung zu Tage 
.\faterials wird der Bundesrat entscheiden 

können. ob im einzelnen Fall disziplinarrechtliche oder 
andere dicnstrechtliche Massnahmen zu ergreifen sind. 

Wie man auch über die unzweifelhaft vorgekommenen 
Fehler denken mag, ist doch zu unterscheiden, was auch 
die Arbeitsgemeinschaft in ihrem Bericht hervorhebt. dass 
nämlich auch ihre Untersuchung «in keinem Fall einen 
Anhaltspunkt für unehrenhafte Handlungen oder ein Stre­
ben nach persönlichen Vorteilen ergeben» hat. Zweifellos 

da stimme ich mit dem Berichterstatter französischer 
Sprache überein braucht es mehr als persönliche Inte­
grität und Loyalität, um einen verantwortungsvollen 
Posten auszufüllen. Es war - darin dürften wir überein­
stimmen - das Streben nach immer grösserer Perfektion 
im Interesse der Landesverteidigung, das den Gang dieses 
Geschäftes in so verhängnisvoller Weise bestimmt hat. 

IV. Lehren aus dem Vorgefallenen. 

Dass die heutige Organisation der Rüstungsbeschaffung 
für komplizierte Geschäfte nicht mehr ausreicht, ist offen­
sichtlich. Der Bundesrat ist bereit, für Abhilfe zu sorgen 
und die dringendsten Verbesserungen nötigenfalls durch 
Sofortmassnahmen in die Wege zu leiten. Wir gehen mit 
der Arbeitsgemeinschaft einig, dass neben den militärischen 
Gesichtspunkten von Anfang an auch die industriellen 
und finanziellen Aspekte mitzuberücksichtigen sind. Als 
ebenso wichtig erachten wir die zuverlässige und um­
fassende Ermittlung der Kosten. Die Verwirklichung dieser 
Forderungen wird durch entsprechende organisatorische 
Massnahmen sicherzustellen sein. Das System der Objekt­
kredite soll im Grundsatz beibehalten und den auf die 
Erfahrung gestützten Erkenntnissen angepasst werden. 
Eine wichtige Lehre aus diesem Geschäft ist zweifellos 
auch, dass in Zukunft klar zwischen eigentlichen Beschaf. 
fungen und Entwicklungen unterschieden werden muss. 
Der Bundesrat hält ferner dafür, dass Entscheide über die 
Einleitung grösserer Entwicklungen und Beschaffungen 
nicht mehr ausschliesslich militärischen Fachinstanzen 
überlassen werden können. 

Obschon der Bundesrat durchaus gewillt ist, die Prü­
fung dieser Organisationsfragen zu beschleunigen, muss er 
doch darnuf hinweisen, dass die vorzukehrenden organisa­
torischen Massnahmen zum Teil erhebliche Zeit bean­
spruchen und eine nähere Abklärung erfordern werden. 

V. Stellungnahme zu den Anträgen der Arbeitsgemein­
schaft. 

Zu diesen Anträgen wird sich, soweit sie das militä­
rische Gebiet betreffen, im einzelnen der Vorsteher des 
Eidgenössischen Militärdepartementes äussern. Hier sei 
nur zum Grundsätzlichen Stellung genommen. 

l. Die Reduktion der Beschaffungsserie: 
Angesichts der heutigen Situation hat der Bundesrat 

Verständnis für die von der Arbeitsgemeinschaft vorge­
schlagene Lösung, die eine erhebliche Reduktion der zu 
beschaffenden vorsieht. Auf die Gefahr hin, 
uns damit neuen Vorwürfen auszusetzen, fühlen wir uns 
trotzdem verpflichtet, darauf aufmerksam zu machen, dass 
dieser Vorschlag mit schweren Nachteilen verbunden ist. 
~fan muss sich namentlich ob eine ge­
kürzte Serie industriell und im lichte der 
Landesverteidigung verantwortet werden kann. Sollten 
die Räte dem Antrag der 
so wird wegen der Verminderung ihrer 
wohl eine Überprüfung der Einsatzdoktrin der 
unerlässlich werden. Es ist die Frage nach der Verteidi­
gung des Luftraun1es, die wir zu beantworten haben. 
Dem Neutralen auferlegen das Völkerrecht wie auch seine 

Interessen die Pflicht, Übergriffe der Krieg­
führenden in seinen Luftraum abzuwehren, wenn nötig 
mit Gewalt. Der Luftraum gehört zum neutralen Staats­
gebiet. Wenn auch der Neutrale nach dem Neutralitäts­
recht seine Verpflichtung zur Wahrung der Integrität des 
Luftraumes im Rahmen der ihm zur Verfügung stehenden 
Mittel zu erfüllen hat, so entspricht es einer strikten 
Neutralitätspolitik und dem Interesse des Neutralen 
selbst, ein Mehreres als das unbedingte Minimum zu tun. 
Je zahlreicher seine Mittel, desto grösser die Abschrek­
kungswirkung und die Möglichkeiten, die Neutralität auf­
rechtzuerhalten, und desto kleiner das Dilemma, sich 
zwischen Erfüllung seiner Neutralitätspflichten und der 
Aufsparung seiner Waffen für den Kriegsfall entscheiden 
zu müssen. Sowohl Flugzeuge wie Flabwaffen sind not­
wendig. Im Neutralitätsfall sollte an der Warnung ein­
fliegender Flugzeuge vor einem Abschuss festgehalten 
werden, um an und für sich schon bestehende Spannungen 
zu den Kriegführenden nicht zu erhöhen; das ist aber, 
wenn überhaupt, nur mit Flugzeugen möglich. 

Eine nicht leicht zu lösende Aufgabe, die uns der 
Antrag der Arbeitsgemeinschaft stellt, sehen wir in den 
sich daraus ergebenden Vertrags- und Liquidationsver­
handlungen. Der Bundesrat behält sich vor, damit einen 
ausserhalb der Verwaltung stehenden Delegierten zu be­
auftragen. 

Im ganzen gesehen, scheinen uns die Überlegungen, 
die gegen den von der Arbeitsgemeinschaft vorgeschla­
genen Kompromiss sprechen, von solchem Gewicht zu 
sein, dass der Bundesrat dem Antrag nicht einfach zu. 
stimmen kann. Im Bewusstsein der Tatsache, dass sich das 
Parlament in einer Zwangslage befindet und nicht mehr 
frei entscheiden kann, verzichten wir indessen auf einen 
Gegenantrag. 

2. Die Reorganisation der Rüstungsbeschaffung: 
Zu diesem Fragenkreis haben wir uns schon geäussert. 

Wie erwähnt, anerkennt der Bundesrat die Dringlichkeit 
des Problems. Er ist zur Annahme der betreffenden 
Motion bereit, wenn er sich auch vorbehalten muss, dem 
Parlament zu gegebener Zeit noch andere Lösungen vor­
zuschlagen. Das Problem muss in seiner ganzen Breite ge­
prüft werden. 

3. Ausbau der Verwaltungsgerichtsbarkeit: 
Durch die Motion wird der Bundesrat « beauftragt, 

den Räten binnen Jahresfrist eine Vorlage über den Aus­
bau der Verwaltungsgerichtsbarkeit im Bunde zu unter­
breiten». Abgesehen von der Fristsetzung, erstrebt diese 
Motion das nämliche Ziel wie die Motion Glasson, die 
am 13. März 1957 vom Nationalrat und am 7.Juni gleichen 
Jahres vom Ständerat angenommen wurde. 
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Die heutigen Vorarbeiten für den Ausbau der Ver­
waltungsgerichtsbarkeit gehen zurück auf einen Vorent­
wurf von Prof. Imboden vom 7. September 1956. Zu 
diesem Vorentwurf haben sämtliche Departemente des 
Bundesrates und das Bundesgericht Stellung genommen. 
Der überarbeitete Vorentwurf wurde dann den Kantonen 
und den interessierten Verbänden zur Vernehmlassung 
zugestellt. Die hierzu eingegangenen Bemerkungen haben 
das Justiz- und Polizeidepartement veranlasst, den Vor­
entwurf noch durch eine von der Verwaltung unabhängige, 
von Prof. Imboden präsidierte Expertenkommission über­
prüfen zu lassen. Diese Überprüfung ist im Gange; wir 
hoffen, dass sie noch in diesem Jahre abgeschlossen wer­
den kann. 

Was die Motion der Arbeitsgemeinschaft will, ist also 
im Tun; sie erstrebt wohl vor allem eine Beschleunigung 
der Vorarbeiten, obschon der Ausbau der Verwaltungs­
gerichtsbarkeit, wie die Herren Berichterstatter selber ge­
sagt haben, nicht in unmittelbarem Zusammenhang mit 
der Mirage-Angelegenheit steht. Die Arbeitsgemeinschaft 
sieht im beförderlich vorzunehmenden Ausbau der Ver­
waltungsgerichtsbarkeit ein Korrelat zur Verstärkung der 
parlamentarischen Oberaufsicht, in beiden taugliche Mittel 
zur besseren Kontrolle der Bundesverwaltung. 

Sachlich sehen wir nach dem Gesagten keinen Grund, 
der Annahme der Motion nicht zuzustimmen. Allerdings 
können wir für die Einhaltung der Jahresfrist nicht eine 
unbedingte Gewähr übernehmen, weil wir unsererseits die 
Expertenkommission ihre Arbeit abschliessen lassen möch­
ten. Der Zeitplan könnte ferner wohl nicht eingehalten 
werden, ohne auf eine Wiederholung des Vernehmlassungs­
verfahrens zu verzichten. Unter Hinweis auf diese Bemer­
kungen erklären wir uns bereit, die Motion entgegen­
zunehmen. 

4. Der Ausbau der parlamentarischen Kontrolle: 
Die Prüfung dieser Anträge ist Sache der Geschäfts­

prüfungskommissionen. Der Bundesrat nimmt deshalb 
dazu keine Stellung. Er hält lediglich im Grundsätzlichen 
fest, dass er sich dem beantragten Ausbau der Verwal­
tungskontrolle nicht widersetzen wird, das möchte ich 
hier unterstreichen, solange bei den konkreten Vor­
schlägen der Grundsatz der Gewaltentrennung beachtet 
wird. 

VI. Schlussbemerkungen. 
Wenn Ihnen der Bundesrat pflichtgemäss seine Über­

legungen zum Bericht und zu den Anträgen der Arbeits­
gemeinschaft zur Kenntnis bringt, geht er nicht darauf aus, 
zu jeder Einzelheit Stellung zu nehmen, und schon gar 
nicht, Fehler und Mängel zu beschönigen. Niemand kann 
indessen für einen Umstand verantwortlich gemacht wer­
den, der in der Kausalreihe für die entstandene unerfreu­
liche Situation ebenfalls nicht fehlt: die Arbeitsgemein­
schaft hat diesen Gesichtspunkt nicht übersehen, wo sie zur 
Begründung der Reorganisationsmassnahmen von der 
« rapiden technischen Entwicklung» spricht, « der wir in 
allen Gebieten des öffentlichen und privaten Lebens bei­
wohnen». Diese rapide technische Entwicklung nicht zu 
beherrschen, bedeutet, nicht bloss auf dem Gebiete der 
Flugzeugbeschaffung, eine Quelle des Versagens. 

Nie bestand beim Bundesrat eine Absicht, das Parla­
ment in irgend einer Phase dieses schwierigen Unter­
nehmens zu überspielen und es in seiner Entscheidungs­
freiheit zu beeinträchtigen. Nach allen Bemühungen um 
einen richtigen Entscheid in der dornenvollen Frage der 
Flugzeugwahl nachträglich feststellen zu müssen, dass dem 
Parlament in wesentlichen Punkten Angaben gemacht wor­
den sind, die sich als unverlässlich und unrichtig heraus• 

stellten, ist auch für den Bundesrat eine bittere Tatsache. 
Wir bedienen uns keiner Redensart, wenn wir den eidgenös. 
sischen Räte nochmals versichern, dass der Bundesrat alles 
daran setzen wird, die Wiederholung ähnlicher Vorfälle zu 
verhindern. Die unterbreiteten Verbesserungsvorschläge 
werden geprüft werden und auf den Weg einer speditiven 
Erledigung gebracht. Die Geschichte der Mirage-Beschaf. 
fung offenbart schlaglichtartig, dass die Behandlung der. 
artiger Geschäfte modernere Methoden erfordert. 

Dabei sei auch nochmals hervorgehoben, dass keine 
eigennützigen Motive und nicht ein moralisch verwerf. 
liches Verhalten zu der heutigen Situation geführt haben, 
sondern im Grunde das Streben nach technisch möglichst 
vollkommenen Lösungen. Diesem Bestreben liegt der Wille 
der Verwaltung zugrunde, im Dienste des Landes Bestes zu 
vollbringen, und insofern stellt es ein Positivum dar. Dem 
Drang nach einem übertriebenen Perfektionismus muss 
aber entgegengetreten werden. Unter allen Umständen hat 
die Respektierung der verfassungsmässigen Zuständigkeits­
ordnung und der unserem Land gesetzten wirtschaftlichen 
und finanziellen Grenzen dem Streben nach immer noch 
besseren Lösungen vorzugehen. Entscheidend bleibt schliess­
lich - und darin weiss sich der Bundesrat völlig einig 
der Arbeitsgemeinschaft, mit Ihnen und mit dem Schwej.. 
zervolk- dass im Ringen um angemessene Lösungen für die 
Landesverteidigung das eine nicht Schaden nehmen darf. 
das unsere Geschicke bisher geleitet hat und unsere Zukunft 
bestimmt: der unanzweifelbare Wille, alles in unserer 
Kraft liegende zu tun zum Schutze des Landes, das Ulll 

anvertraut ist. 

M. Chaudet, conseiller föderal: Dans la prise de position 
du Conseil federal qu'il vient d'exprimer tout a !'heure, 
Monsieur le President de la Confederation a declare que 
!es raisons qui parlent contre la solution de compromis de 
la Communaute de travail paraissent etre d'un tel poids que 
le Conseil federal ne peut se rallier purement et simplement 
a cette proposition. Sachant que le parlement se trouve dans 
un etat de contrainte et ne peut plus decider librement, le 
Conseil federal renonce cependant a faire une contre­
proposition. 

II m'appartient maintenant de completer l'expose que 
vous venez d'entendre en vous apportant des appreciations. 
plus detaillees sur les consequences de la reduction du 
nombre d'avions Mirage de 100 a 57. 

Ces consequences touchent d'abord - sinon a la con· 
ception de l'OT de 1961 - tout au moins aux effets de l'en­
gagement de l'aviation pour notre defense nationale, 
singulierement pour la guerre aerienne. 

La doctrine sur laquelle se basent l'organisation et la 
preparation de l'armee a la guerre precise - nous l'avons 
dit dans !es messages de 1961 et 1964 - que cette armee doit 
etre organisee de fa9on a pouvoir mener sur le Plateau, tout · 
au moins avec une partie de ses moyens, un combat : 
mobile, couvert et appuye par l'aviation. L'appui donne 
aux troupes de terre et la protection de leurs mouvements 
peuvent entrainer l'aviation dans des combats aeriens. Cette 
aviation doit donc avoir une partie de son personnel 
instruit et une partie de ses moyens equipes pour mener ce 
combat avec des chances de succes. La difference essentielle 
entre la guerre teile que nous !a connaissons et un conflit 
arme futur se marquera par l'irnportance accrue des 
operations aeriennes. Avions et fusees deviendront !es 
moyens decisifs de la conduite des operations. 

11 est meme possible qu'au debut des hostilites l'.lrmee 
et la population soient soumises uniquement a des attaques , 
aeriennes, et cela pendant une assez longue periode. Tous 
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i.:s Elats accordent aujourd'hui une trcs grande importance 
it Ja dc'fens..: acrienne, qui doit comprendre d'une part l..:s 
app;ireils ncccssaires il dctecter et identitier rapidement les 
a\ it1m et k, ennemis ainsi que d'autre part les armes 
pclllf ks ecmhattre. Nous de\ons etre en rnesure de parer 
;,us, 1 bicn ii des attaques acrienncs des attaques 
t<'rre,trc:s. Cela nous il me!tre sur pied un systcme 
de ctef,·n,c adicnne qui soit aussi dficace que le permettent 

et flnancicres. 

acrien est Ja scule forme qui 
i'ctat de flClltLtlitC armce pour 1.kfendre 

dans l'espace au-dessus de notre territoire. 
doi\ ent .:tre prcparcs de m;111icre repousser 
longue peut-ctrc lcs \ iolations qui 

eomm..:ttre et sunout de encore leur 
missinn de ,nmbat des l'instant oü le pa\s s..:rait entraine 
dans l.1 guerre. II faut relever ,l\ec insistancc que Lt\ion 
pilote r..::ste le seul moyen d'intercepter les apparcils 
ctrangcrs cJui pcnetrent dans notre pays, de les forcer a 
att.:rrir ;1u il 4uitter notre cspace acrien. En gucrre propre­
ment dite. l\1\ iation doit appuyer en premiere urgence les 
troupcs de terre. Cette mission s'ctend moins, peut-etre, 
aux znnes de combat de ces dernicrcs qu'a la luttc contre 
Jes bases de feu et les installations adverses d'oü partira la 
menaee principale contre notre armee et le pays lui-memc. 
Ces bases seront hors de portee de nos armes terrestres. 

A ..:e bref rappel des elements essentiels de notre doc­
trine, j'ajoute quelques-unes des rcmarques de la Commu­
nautc de tra\ail, qui declare a l'appui de ses propositions 
que ,, Ja rcduction la plus sensible du nombre des avions 
:\tirage affecte la chasse et la protection de l'espace acrien, 
qui peuvent neunmoins etre assurees au debut d'un con­
flit ». La C ommunaute reconnait « qu 'il serait souhaitable 
en soi de disposer du plus grand nombre d'avions possible 
pour (ks tdches de chasse et de protection de l'espace 
acrien. » Elle dit encore « que les conditions particulieres 
de notrc ddense nationale exigent avant tout deux sortes 
d'engagement: l'exploration et l'appui au soL » Elle estime 
,, que l'engagement indispensable il la protection de la 
neutral ite est egalement assure avec des moyens appro­
pries. » !You la conclusion que « seul un nombre restreint 
d'a\ions il hautes performanccs peut etre exige pour ac­
complir cette t,khe. » Les divergences qui apparaissent 
entre Ja doctrine de 1961 et les vues de la Communaute de 
travail portent sur l'engagcment des a,ions a hautes 
rerformanees dans l'intervention au sol « ou ils perdraient 
- dit-clle - leurs qualites particulieres, ,\ commcncer par la 
\itesse supersonique, car, aerodynamiquement, ils ne sont 
ras corn.;us pour de tels engagements. >> 

r ndependammcnt du fait que Je gros de notre aviation 
ne reut ctre engagc aujourd'hui deja que contre des huts 

:w snl ne sera obtcnu que si nous a\ons la possi­
hilite Je porter rapidernent et rnassi,ement nos a\ions au 

du combat. Cette exigence implique que 
d'une ccrtaine proportion de machines il 

pcrformances, capablcs de contenir l'intenention 
de la ,hasse adverse et de couvrir J'action des avions qui sont 
stri~·tcrncnt d'appui au sol. N'oublions pas non plus que 

En rcsume, on peut affirmer que si les propositions de 
!a Comnmnautc de tra\·ail ne remettent pas cn cause Ja 
con..:eption sur l:lquellc est fond0c J'OT 61, elles en di­
minuent les et les .::ffets sur lcs points sui\ ants · 

durce de la ncutralitc est 

de leurs int1:nent1t1ns abrcgeront 
di: combat. pl,ur autant que nous en 

encore ü ce nwmcnt-l'.1. 

L ·efti<.:;1citi': de 1a protection ,lc ,ti':ricn au cours 
de plnses des 1.:rn:strcs et par­
tant Ja souplesse clc la eoncluite du eomhat sernnt 
sensiblt:ment rcduitcs. 

La 
a\ions de types plus anciens 
so! sera cgalemcnt affaihlie. 

de l'csp:tce au des 
c,mtre des but, a11 

La possihilite essentielle pour lcs opcrations terresrres 
d'attaquer des obje<.:tifs importants situ..:s i1 J'mrcrieur 
de la zone adverse scra rendue problematique, car les 
a\ ions a hautes ptrformances disponibles se \erront 
totalement atlectes ü la protcetion de l'espacc aerien. 

\'ous me permettrez en revanche de relever que lcs 
propositions de la Communaute de travai!, approuvant 
meme avec des restrictions Ja solution de l'avion rvtirage, 
tiennent compte de l'importance que nous accordons aux 
raisons politiques et militaires de defendrc la neutralitc. 
Dans l'etude qu'il a faite de ce probleme, le Departement 
po!itique a, pour sa part, degage Ja conclusion que « le 
neutre a le plus grand interet a donner a ses mesures de 
defense davantage que le minimum indispensable. II en 
decoule des perspectives meilleures de pouvoir maintenir 
la neutralite. Le dilemme est moins aigu aussi pour le 
neutre en ce qui concerne !es moyens qu'il doit engager pour 
remplir cette täche et les cconomies des armes auxquelles 
il doit songer pour le cas de guerre. Avions et fusees ainsi 
que canons DCA sont neccssaires pour la protection de 
Ja neutra!ite. » 

Les conscquences de la proposition de la Communaute 
de travail demandent a etre examinees ensuite sous leur 
aspect financier immediat, sous !'angle des dclais et sous 
leur aspect i ndustriel. 

Du point de vue financier, une appreciation totalement 
valable du cout de fabrication de 57 avions Mirage n'existe 
pas. A la demande de la Communautc, le service technique 
militaire a etabli un premier calcul pour 50 machines qui a 
conduit, en tenant compte des frais supplementaires et du 
renchcrissement, a Ja sornme de 1300 a 1400 millions, non 
compris les postes qui se rapportent ,i l'objet de credit 1. V. 

A vec l'infrastructure, le chilfre admis par la Communau­
te de travai! cst de 1600 i\ 1700 millions. La proposition 
qui vous est foite est de consacrer le credit de 827,9 mil­

l 
mettre un credit de transition de ::oo rmllions ,i disposition 
pour cvitcr une interrnption de cette fabrication. 

II faut relever tout d'abord quc l'acquisition de 57 
a\ions \lirage p!ace !es organes responsables de cette 
opcration de\ant une tdche lourde et de durce imprcvisible. 
Elle exige une revision de tous les contrats conclus pour 
100 avions. Si, ..:n dcpit de tant d'etforts deployes, force 
nous est de constater que les prix de fabrication pour !es 

il cn 

j i 
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Lcs ncgociations dcvront s'engager, pour un certain 
nombre de positions, sur deux p!ans: il s'agira de s'entendre 
avec les fournisseurs sur !es conditions de la renonciation 
partielle aux contrats actucls; i! s·agira ensuitc, dans une 
deuxicme de fixer les prix pour les objets il fü rer en 

plus reduites. 
II en rcsulte dans l'a!faire du rintroduction d'un 

nomeau risque n'est pas leger il prendre. Nous 
comment l'industrie il la de la diminution 
des commamlcs. La commission industrielle consultee par 
la Communaute de travail sur Jes financieres 
de la des contrats a considere les chiffres 
articuk~ comme etant des minima. II faut compter avec la 
possibilite - quant a la denonciation des anciens contrats 
et la conclusion de nouveaux engagements pour 57 avions -
d\me accrue qui porter le cout de la 
machine a 26 millions contre 17 dans une serie de !00. 
Je m'en voudrais de ne pas reconnaitre que ces precisions 
d'ordre financier qui ne sont encore que des estimations -
sont la consequence directe des difficultes que nous avons 
rencontrees il mener a mieux la täche qui est la nötre dans 
Je domaine de l'acquisition du Mirage III S. 

En ce qui concerne !es effets de la reduction de l'acqui­
sition sur !es de!ais, nous devons reserver les resultats des 
discussions qui seront il entreprendre avec !es fournisseurs. 
Une teile discussion ne peut se faire que sur la base d'un 
arrete du Parlement. Il va sans dire qu'un nouveau pro­
gramme de livraison devra etre etabli et il est impossible 
d'en fixer !es dates avant d'avoir realise un plein accord 
avec !es firmes interessees. 

Enfin, la reduction de 100 a 57 machines nous place 
dans une situation plus critique encore quant au cout et 
aux delais de. livraison. Les revisions des contrats actuels et 
Ia conclusion de nouveaux engagements ne pourront pas 
se faire sans un renforcement appreciable des instances qui 
en seront chargees, ou sans un transfert de cette täche a un 
commissaire ou a un groupe de specialistes - juristes et 
techniciens - qui devrait agir en Iiaison avec Je service 
technique militaire. Je rappelle a cet egard que 30 contrats 
principattx et 4000 contrats accessoircs ont ete traites avec 
environ 400 firmes, contrats dont il conviendra d'cntrc­
prendre la revision ou la mise au point d'une version 
entierement nouvelle. 

A vant que le cout des operations de reduction soit 
etabli, il sera malaise de s'entendre avec !es fabricants de la 
cellule sur !es nouveaux prix. 

La question qui se pofe cst celle de savoir il quel moment 
un message pourra etre soumis aux Chambres pour de­
mander !es moyens financiers necessaires a l'achevement des 
operations. Nous partons de l'idee qu'il ne sera guere pos­
sible de prcsenter le message definitif sur le cout total de la 
fabrication avant le courant de l'annee 1966, ce qui veut 
dire que votre decision n'interviendrait qu'a fin 1966. Dans 
ces conditions, il est peu probable que le credit de transition 
de 200 millions puisse suffire a permettre Ja fabrication 
jusqu'a cette date, a d'autant plus forte raison qu'il sera 
mis en partie a contribution pour couvrir !es consequences 
du rencherissement. Si tel etait le cas, il serait necessaire au 
prealable, c'est-a-dire avant que l'on connaisse ex:actement 
le total des besoins financiers, de vous soumettre une pre­
miere demande de credits supplementaires, afin que ce 
credit transitoire soit ajuste. 

Le Conseil federn! estime qu'il se devait d'attirer l'atten­
tion de votre Conseil sur les elfets de la reduction de la 
fabrication de 100 avions a 57. L'operation proposee n'est 
certes pas impossible mais eile souleve des difficultes sur 
lesquelles il est de notre devoir d'attirer votre attention. 

430 23 septembre l 

Les consequcnces de la proposition de la Commun 
de travail sont encore a examiner sous !'angle des re 
cussions financieres a longue echfance, dont nous dev 
dire d'emblee qu'elles ne modificnt pas beaucoup le p 
etabli par le Departement rnilitaire il l'intention du 
federal. Toutefois, il importe de relever que ce plan, 
fait d'une n'a pas encore etc examine d' 

par Je des tinances et 

Selon !es estimations du service de 
et si nous ne voulons pas partir du ca'i le 

des avions ne guere d'atteinte 
sive au plan financier. 

Le Departement mi!itaire federal s'cst dforce, mal 
les elevecs des de ne pas restreindre 
besoins des troupes tcrrestres. La grande partie 
frais supplementaires de cet avion a ete absorbee par 
projet de reduire a l'avenir le nombre d'avions de 400 a 
- c'etait du reste notre projet initial de la reorganisation 
troupes de 1960 - ce qui a rendu possible le mainf 
l'amelioration en faveur des troupes terrestres, teile 
est prevue dans le plan financier des cinq prochaines 
La valeur des nouveaux avions compensera largement 
diminution de leur nombre. Ajoutons que si, au cours 
ces huit dernieres annees, l'aviation et la DCA ont e 
pour 49 % au budget militaire, la proportion prevue 
le proche avenir sera de 46 %, ce qui augmentera de 
cette proportion en faveur des autres troupes. II ne s'a 
pas 1a d'acrobatie des chiffres mais de donnees dont l'et 
a ete faite et verifiee il de reiterees reprises par le gro 
de planification du service de l'etat-major general. 

Selon Je plan financier des prochaines annees, il ne 
pas necessairement exclu de commencer la modernisati 
de l'artillerie, en depit du fait que l'introduction des cano 
automoteurs n'etait pas prevue dans l'OT 61. Pour l'i 
tant, !es developpements des materiels n'ont pas enc 
donne !es resultats voulus. 

Quant a la DCA, la livraison des materie!s comman 
et l'introduction a la troupe sont en cours. Sur 17 grou 
de DCA lourds, !es credits votes par Ie Parlement perm 
tent de realiser la modernisation de pas moins de 13 grou 
lourds. Un certain echelonnement des nouvelles amelio 
tions s'impose ici au meme titre que pour la modernisati 
des autres troupes et cela non seulement en fonction 
raisons financieres mais encore pour des raisons perso 
nelles et d'instruction et parce que le developpement su 
aussi a l'etranger des changcments essemiels. 

Si le rapport de la Communaute de travail constate q 
!es grandes depenses de l'aviation font obstacle il une m 
dernisation suffisante des troupes terrestres, nous nous per 
mettons d'attirer votre attention sur le fait que la propo · 
tion de reduction du nombre d'avions n'apporte qu' 
faible correctif a la proportion des depenses entre l'aviati 
et !es autres armes. De plus, si on prend en considerati 
la periode de planification de 1970 a 1974, ces consequen 
en sont encore accentuees. Pour !es evaluer, il est indispe 
sable d'etendre notre appreciation a la prochaine decennie 
Nous nous proposions jusqu'a maintenant d'envisager u 
acquisition de cent avions au maximum a partir de 1970 
qu'il s'agisse de machines polyvalentes ou stricteme 
d'intervention au so!, ce que l'evolution des idees et de 
technique nous dictera le moment venu. Si vous accept 
la proposition d'acquerir 57 Mirage, il est probable q 
c'est un plus grand nombre d'avions qui seront necessair 
a partir de 1970 pour remplacer !es Venom. II en resulter ' 
que nos engagements financiers de la prochaine decennio 
s'en trouveront alourdis. 
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Si \e chiffre absolu des frais supplementaires du Mirage 

11 ete pour nous tous une surprise douloureuse, s'il explique 
des reactions immediates et brutales qui se sont 

filllliH~J·~-- dans l'opinion publique, nous ne saurions pour 
aurant cn les consequences sans !es replacer dans le 
contexte de l'effort que nous accomplissons pour respecter 

limitcs des plans financiers qui nous sont et 
pour assurer le maintien d'un equilibre necessaire entre !es 

composantes de l'armee. 
Lcs elements d'appreeiation que nous vous 

seront de nature a vous aider a trancher le pro­
vous est soumis. A vec le Conseil federa.l, vous 

en maintenant toute la Vous le resoudrez 
sans nul doute en tenant compte des nombreux facteurs qui 

dans la balance de votre jugement et sur !a nature 
hors des questions de stricte defense nationale -

je ne veux pas me permettre de developper des arguments 
d'influencer l'opinion que vous avez a vous 

faire. 
J'aborde maintenant le probleme de la motion sur la 

du Departement militaire, sur laquelle je dois 
aussi vous exposer le point de \-ue du Conseil federal. 

La question de Ja nomination d'un chef de l'armement, 
membre de la commission de defense nationale, soulevee 
par la motion, s'etait deja posee anterieurement au De­
partement militaire federal, notamment lorsqu'il s'est agi, 
dans !es annees 1960 a 1963, de reorganiser Je service 
technique militaire et le service de l'etat-major general et de 
regler leurs relations reeiproques. A cette epoque, l'etude 
approfondie de la question avait montre que le projet de 
confier a un chef de l'armement tout ou partie de la respon­
sabilite etendue assumee par le chef de l'etat-major general 
en vertu de l'organisation militaire dans le domaine de la 
preparation materielle a la guerre aurait souleve des pro­
blemes d'integration et de coordination fort difficiles a mai­
triser. Faute d'un organe superieur general du temps de 
paix - la commission de defense nationale aurait eu l'obli­
gation d'üperer elle-meme Ia synthese entre les domaines 
operatif et tactique relevant du chef de l'etat-major general 
et !es problemes d'ordre scientifique, technique et industriel 
ressortissant a l'activite d'un futur chef de l'arrnement. 

Se fondant sur le resultat des expertises d'alors, le De­
partement militaire federal avait considere qu'une teile 
solution n'aurait pas ete rationnelle. 

II voyait davantage le maintien de cette synthese en 
mains du chef de l'etat-major general, dans le cadre des 
responsabilites telles qu'elles avaient ete definies. Le departe­
ment savait egalement que le developpement croissant de la 

vaudrait au chef de l'etat-major general un sur­
croit de travail. Aussi a-t-on cree le « groupe planification » 
dans le but de lui faciliter l'accomplissement de ses täches, 
notamment d'agir en fonction d'une vue constante des 
besoins d'avenir. Selon !a regle en vigueur, la commission 
de defcnse nationale doit connaitre seulement des proposi­
tions que lui soumet le chef de l'etat-major general une fois 
que la synthese et la mise au net des problemes a resoudre 
ont ete operees. Elle a de plus la possibilite de prendre l'avis 
du chcf du service technique militaire. 

Sur la base des principes fondamentaux que nous venons 
d'evoquer, ainsi que des enseignements parfois decevants 
que nous ont valu certaines acquisitions de materiels de 
guerre, montrant qu'une direction plus ferme en mains du 
chef de l'etat-major general paraissait indiquee, Je « groupe 
r,bnification)) a ete constitue en meme temps qu'on proce­
dait a la reorganisation du scrvice tcchnique militaire 
L'engagcment d'un «chef des achats» s'est fait en 1959. II 
a donne lieu, une fois sa mise au courant achevee, a la crea-

tion en 1961 de la direction commerciale. Le nouveau reg!e­
ment du service technique militaire, qui adjoint a son chef 
une direction technique, une direction commerciale et une 
direction ccntrale des atcliers militaires, a ete pris en 1963. 
Nous avons vu, d'autre part, que le « groupe planification » 
du service de l'ctat-major existe depuis 196 L 

Les reciproques de ces diverses instances 
ont ete fixees a nouveau par le Conseil föderal dans 1'« Or­
donnance sur !es attributions )> du 18 septembre 1961. 
la collaboration et la coordination de tous !es organes inte­
resscs au developpement et a du materiel de 
guerre ont fait l'objet d'une ordonnance du Departement 
militaire federal du 12 novembre 1963. Cette ordonnance 
contient deja des dispositions sur des demandes 
soulevees avec raison par la Comntunaute de 
notamment sur la des activites touchant aux 
developpements et au.x acquisitions. Elle instaure pour le 
materiel de guerre le systeme des credits d'ouvrage. Elle 
preeise aussi qu.e des modifications ulterieures concernant 
ces acquisitions ne peuvent etre apportees qu'avec l'assenti­
ment expres du chef de l'etat-major general, assentiment 
qui peut etre donne seulement s'il n'entraine pas un de­
passement de credit. 

L ·organisation actuelle du developpement et de l'acqui­
sition des materiels de gu.erre se distingue ainsi tres nette­
ment de celle qu'avaient a juger !es commissions. En effet, 
l'organisation d'alors etait encore regie par Ja decision du 
Departement militaire federal du 10 mars 1954 sur la ma­
tiere et par !es instructions de 1958 ficant l'activite du 
groupe de travail pour l'acquisition d'avions. 

De ce fait, !es experiences de l'acquisition du Mirage ne 
sauraient etre considerees comme un tcst permettant de 
juger entierement de l'efficacite de l'organisation actuelle. 
Cette derniere n'existait pas ou se trouvait encore a l'ctat 
embryonnaire au moment de la phase decisive des evalua­
tions et de l'acquisition, ce qui avait necessite le recours 
a des organismes ad hoc - tel le groupe de travail pour 
l'acquisition d'avions - qui se sont vu confier des täches 
particulieres. 

II importe aussi de souligner que la reorganisation du 
service de l'etat-major general - groupe de planification -
a ete genee dans ses effets, et rest encore, par la difficulte 
quasi insurmontable du recrutement de personnel. D'ail­
leurs, le service technique militaire, Iui aussi, a souffert et 
souffre encore de la penurie de personnel bien connue de 
l'administration. 

Une analyse des defauts d'organisation et des lacunes 
constates par !es commissions montre que !es mesures nou­
velles qui avaient ete prises tendaient deja a y remedier. II 
est indubitable, en effet, que si l'acquisition des Mirage 
s'etait faite dans !es conditions actuelles d'organisation, 
eile aurait ete entreprise dans des circonstances beaucoup 
plus favorables. 

II ellt donc ete en soi souhaitable de pouvoir attendre 
!es resultats de Ja mise en place de la nouvelle organisation. 
On eüt pu y apporter, en cas de succes, !es retouches qui se 
seraient imposees et mettre tout en a:uvre pour assurer a 
ce complexe le maximurn d'effets pratiques. 

Toutefois, nous sommes conscients que l'affaire du 
Mirage et ses repercussions ont cree une situation nouvelle 
dont il faut tenir campte, en particulier pour !es raisons 
d'ordre politique qui sont invoquees dans le rapport des 
commissions. La volonte d'entreprendre aujourd'hui une 
revision fondamentale de la loi sur l'organisation militaire 
est plus grande aussi que ce n'etait le cas au moment ou le 
departement procedait a la reorganisation du service de 
l'etat-major general et du service technique militaire. En 
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effct, fc departemcnt devait alors partir de ce dont il dispo­
sait a l'epoque et prcndrc des mesures constructives, appli­
cab!cs rapidcmcnt. c·est-a-dire sans modification des Jois, 
tout en evitant ce qui aurait pu disperser un personnel 
numfriquement insuffisant. La de proceder aux 

importantes exigees par les de la tech-
n'en dait nullemcnt exclue pour autant. Jl avait 

paru de tenter d'abord de resoudre !es 
que revolution dans ce domaine sans 

des transformations trop 

Avcc le recul, on doit bien constater que, pour 
tion du des 

et industrielles n·est pas parvenu a se faire 
entcndre dans la mesure desirable. L ·enquete des commis­
sions ra d'ailleurs montre clairement. Si la cause peut en 
etre attribuee aussi bien aux personnes interessees a raffaire 
qu·a rien ne s'oppose cependant a 
un postulat qui donnerait a la science, a la technique et a 
l'industrie davantage de possibilites de s·exprimer sur des 
decisions concernant la defense nationale. 

Pour ces decisions, I'avis de la commission de defense 
nationale est determinant a bien des egards. II est vrai que 
Ja competence du Departement militaire föderal, du Conseil 
federal et des Conseils legislatifs est expressement reservee. 
La commission de defense nationale n'en demeure pas 
rnoins chargee, selon l'organisation actuelle, de determiner 
ce qui, en matiere d'acquisition des materiels de guerre, 
peut s'integrer dans le cadre de la conception generale de 
notre defense nationale. Ainsi que les·membres de la Com­
munaute de travail ont certainement pu le voir a la lumiere 
des proces-verbaux qu'ils ont consultes, la commission de 
defense nationale doit s'occuper de plus en plus de con­
siderations etrangeres aux seuls aspects militaires des pro­
blemes soumis a son etude. II appartient a son president, le 
chef du Departement militaire föderal, d'exercer une in­
fluence dans ce senset de placer les dits problemes dans leur 
contexte politique. Cet aspect de la question - loin donc 
d'etre neglige dans les decisions a prendre - entre en ligne 
de compte des Je debut de tout travail. N'oublions pas 
enfin que la eommission de defense nationale exerce, pour 
ressentiel, des fonctions consultatives seulement. Elle n'est 
donc pas appe!ee a jouer en matiere de politique militaire, 
le röle si preponderant qu'on !ui prete parfois. 

Dans le domaine plus particulier des developpements 
et des acquisitions des materiels de guerre aussi, la commis­
sion de defense nationale joue le röle - juridiquement 
parlant - d'un organe consultatif, bien que ses decisions 
revctent - comme nous l'avons deja dit pratiquement une 
importance tres grande, pour ne pas dire decisive. L'in­
fluence toujours plus considerable de la technique et la 
complexite des questions scientifiques, economiques et 
industrielles qui se posent dans ce domaine, peuvent 
justifier certes aujourd'hui la proposition de donner a 
l'organe responsable - c'est-it-dire, aux yeux des commis­
sions, au groupement de l'armement - le droit non contes­
table de s·exprimer directement et avec l'autorite voulue au 
sein de la commission de defense nationale. 

II fäut relever du reste qu'a la suite des experiences 
realisces, le chef du service technique militaire assiste 
depuis un certain temps deja regulierement aux rapports 
de service hebdomadaires du Departement militaire, qui 
reunissent sous la presidence du chef du Departement, le 
chef de l'Instruction, le chef de l'Etat-major general et le 
directeur de l'administration militaire federa!e. 

Ce point essentiel etant eclairci, il en resulte que la 
motion peut etre acceptee. 

Les autres points qu'elle souleve, a savoir: 
l'institution d'un comite consultatif pour !es questions 

d'armement; 
une nette separation entre le et l'acquisition 

des materiels d'armcment; 
des mesures propres a assurer le des delais et des 

frais; 
ne sont pas combattus. 

Ainsi que l'a fait '.fonsieur le ?resident de Ja 
Confederation, je dois a mon tour 
reserves quant aux modalites 

Tout en reconnaissant le travaii mento1re que les 
commissions ont mene a chef en un temps si court, permet-

~a,,~n-<~,n, de relever que le en discussion 
pour qu'il soit possible d'en 

en se::inces seulement, dans 
toute son ampleur et dans ses details. Avant de formuler 
des conclusions definitives, il est indispensable non seule­
ment d'entendre les organes interesses, mais aussi d'etablir 
un etat precis de I'organisation actuelle, de l'anal)'ser de 
maniere critique et d'en tirer finalement la formule equi­
libree d'une organisation ideale, qui tienne compte des 
propositions de la motion. rt est normal que nous ayons 
recours en cela aux services de Ja centrale pour les questions 
d'organisation de l'administration federale. Au besoin, il 
lui appartiendra de proposer de faire appel a d'autres 
experts. Une chose est certaine; il faudra recourir a toutes 
les ressources offertes par les moyens modernes de l'organi­
sation industrielle pour mettre sur pied une coordination 
toujours difficile d'organes aussi divers engages dans 
l'acquisition des armements, a savoir Je chef de I'Etat-major 
general, !es services de recherche, d'essais, d'acquisition, la 
troupe, !es services des finances, pour ne citer que les plus 
importants. 

Le delai de deux ans, fixe pour la realisation de la 
motion, parait des lors extremement eourt. Vu l'urgence de 
cette affaire, nous estimons cependant avec les commissions 
qu'il convient de la regler sans retard. Nous nous efforce­
rons sans reserve d'observer ce delai. 

L'etude detaillee de la motion montrera peut-etre qu'en 
depit de son caractere imperatif, !es modalites d'execution 
ne pourront tenir compte en tous points des considerations 
qui ont conduit les commissions a leurs conclusions. 

Mises a part ces reserves, qui relevent davantage de 
l'organisation et de la planification, il importe de considerer 
notamment encore deux aspects du probleme. 

11 faut songer d'une part a la necessite d'un renouvelle­
ment des institutions de la defcnse nationale sur des bases 
sensiblement plus etendues que ne le proposent les com­
missions. Mais il faut s'arreter d'autre part a la preoccu­
pation de ne pas enfler inutilement l'appareil administratif. 
Independamment des considerations d'ordre politique et 
de principe, cette restriction est dictee par les difficultes de 
recrutement, surtout en ce qui concerne le personnel 
technique qualifie. 

Le Departement militaire federal a commence cette 
annee l'etude du probleme du renouvellement des insti­
tutions de la defense nationale. Le but vise est de remanier 
notre organisation par trop adaptee au domaine militaire 
proprement dit et cela en fonction des exigences d'une 
defense nationale totale. Protection civile et economie de 
guerre sont a cet egard d'importance egale. La defense 
spirituelle du pays doit faire I'objet d'une attention parti­
culiere. Le service territorial est a organiser de teile sorte 
qu'il puisse reellement jouer son röle d'organe de liaison 
entre l'armee et la population civile. Ce vaste programme 
exige des mesures d'ordre structurel et un renouvellement 
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des institutions qui depassent lcs propositions des commis­
sions re!ati\es a une reorganisation de l'armement. II n'est 
pas exdu que dans ce contexte, !es attributions de la 

de defense nationale doivent etre egalement 
:\ nütneau. Le prnbleme est donc a examiner 

dans toute son ampleur. 
De tclles considerations, jointes a la necessite d'eviter 

une estension inutile de l'administration et d'assurer un 
et rationnel des forces disponibles, ont 

amcne :,.fonsieur lc President de la Confedcrarion it rnus 
dcclarer que le Conseil föderal accepte la motion en se 
rescrvant de vous proposer, en temps opportun, d'autres 
solutions cncore. 

que puissent etre ces propositions, elles tiendront 
compte des principes enonces dans Ja motion. La liberte 
d'action dont le Conseil federal desire pouvoir disposer n·a 
pas d'autrc but que reprendre l'examcn d'un vaste probleme 
dans toute son ampleur. En outre, la motion des commis­
sions, dünt nous reconnaissons le merite, nous amenera 
a des projets, dans !'execution desquels tous !es droits du 
pouvüir legislatif seront naturellement sauvegardes. 

Dans ce sens, et nom du Conseil federal, je declare 
accepter la motion. 

Al/gemeine Beratung - Discussion generale 

M. Fore!: Enfin, notre Conseil, une partie importante 
de notre Conseil semble se rendre compte qu'il y a tout de 
meme que!que chose qui ne tourne pas rond dans l'elabo­
ration de la machine de guerre helvetique. 

Cest avec satisfaction que nous constatons que le 
parlement, avant le Conseil federal, a subi la pression 
populaire qui manifeste de plus en plus clairement sa 
revolte devant la desinvolture avec laquelle des centaines 
de millions, de milliards sont englotis dans un surarmement 
qui s'eloigne de plus en plus d'une conception nationale de 
la defense de notre territoire et de notre neutralite. 

Nous aurions mauvaise gräce a mesestimer ou a sous­
estimer le travail considerable accompli par la commission 
des deux Chambres en un Japs de temps aussi bref. Ce 
rapport a le merite de dire poliment mais clairement qu'il 
y a belle lurette que le Departement militaire federal (DMF) 
n'est plus dirige politiquement mais que son sort est entre 
!es mains de quelques officiers et fonctionnaires superieurs 
qui en font a !eur guise et ont garde l'habitude de comman­
der tant leurs troupes que !es autorites politiques respon­
sables de ce pays. 

Le rapport presente par notre collegue M. Furgler 
prccise encore deux points administrativement importants: 
non scu!cment le gouvernement n'avait pas voix au chapitre 
dans le domaine de J"armemcnt du pays, mais les cahiers des 
charges etaient si inexistants que quelques colonels et hauts 
fonctionnaires du Departement militaire federal dispo­
saient en fait de milliards qu'ils s'arrangeaient a faire voter 
par les Chambres. meme si, pour obtenir ce qu'ils voulaient. 
ils avaient a rediger d'une fa9on intentionnellement 
tendancieuse certains rapports ou a taire certaines donnees 
qu'ils ~taient seuls a connaitre. 

La commission a non seulement demasque ces agisse­
ments, ces dup!icites, ces tromperies; eile a encore propose 
par voie de motion, des mesures politiques pour tenter de 
les faire ccsser. 

Tout ceci cst fort bien et nous aurions bien mauvaise 
grace ,'t ne pas souligner qu'aujourd'hui. !e mythe de 
l'intouchabilite de tout ce qui a trait au DMF est detruit. 
. Reste bien entendu a savoir quclles mesures administra-

tives, quelles sanctions, quelles punitions l'autorite compte 
prendre contre !es responsables. 

Reste a savoir aussi si Je chef du DMF lui-meme. eo­
responsable du scandale des Miragcs. peut rester a son 
poste. 

Reste a savoir si tout le gouvernement qui a appuye 
jusqu'au bout !es agissements du D\fF et qui n'a pas su se 
faire obeir peut encore beneficier de la confbnce nationale. 

En fait. raffaire des a bei et bien le pays 
devant une crise grave. qu'on le \Cui!!e 
ou non. 

Mais ce 
nos fonctionnaires. de nos colonels. de nos magistrats n·cst 
pas. a nos yeux. le probleme essentiel. Le essen­
tiel est de donner a notre defense nationale une toumure 
nouvelle. une tout autre orientation. 

Le rapport de notre coilegue M. Furgler se !imite. 
rnlontairement sans doute, a J'analyse des causes ayant 
provoque Je scandaleux depassement de credits qui nous 
occupe. Ce rapport conclut cependant a une limitation 
du nombre de Mirage a acheter. au contröle des depenses 
quc cela va necessiter et tout laisse penser que si nous 
suivions !es conclusions de cette commission. nous finirions 
par acheter une cinquantaine de Mirage de combat qui 
vont couter au peuple suisse environ un et demi milliard 
d'ici 1968, ce qui porterait le prix d'un seul Mirage a 
environ 30 millions! 

Nous pensons que Ja n'est pas Ja solution car la n'est pas 
le fond du probleme. 

Nous n'hesitons pas a dire que si notre pouvoir legis­
latif maintenait Ia solution proposee par Ja commission, 
nous nous trouverions pris dans un dedale de contradictions 
invraisemblables que nous allons rapidement enumerer. 

Tout le monde trouve !es Mirage trop chers. Evidem­
ment. en limitant leur construction a une cinquantaine 
d'unites, on en reste presque aux frais habituels de proto­
types, d'ou Je prix excessivement eleve de 30 millions par 
unite que nous citions tout a !'heure. 

Si nous suivions les propositions du Departement 
militaire federal, nous arriverions a des depenses globales 
tellement phenomenales. que seuls !es inconditionnels du 
surarmement sont capables de les accepter. Par contre, 
l'achat de 50 autres Mirage ne couterait que 300 millions 
de plus. ce qui ramenerait Ie prix d'un Mirage de ladeuxieme 
serie de 50 unites a Ja modique somme de 6 millions piece. 
soit six fois moins que le prix par unite de la premiere 
serie de 50. C'est par cette danse des chiffres. arithme­
tiquement juste, que !es milieux proches du Departement 
militaire federal vont essayer de convaincre notre Conseil 
de voter !es credits pour une premiere tranche de 100 
Mirage! 

Tout au long des messages de 1961 a 1964. le Departe­
ment militaire federal a affirme que 100 Mirage etait le 
nombre immediatement necessaire pour assurer Ja defense 
nationale selon la conception actue!le de l'etat-major 
general. Souvenez-vous que M. Chaudet. conseiller fedcral, 
vous exhortait ici meme, en juin de cette annee. sous Ies 
applaudissements des bons deux tiers de cette salle, de voter 
les credits supplementaires demandes et il ajoutait encore. 
sans doute aucun a la demande de l'etat-major federal 
dont il a toujours ete le porte-parole inconditionnel. 
qu'ainsi les prochains 100 Mirage reviendraient re!ative­
ment moins eher! 

Donc, de deux choses l'une: ou bien le Departement 
militaire föderal et le Conseil federal avec !ui estiment avoir 
besoin de 100. voire 200 Mirage et i!s refusent clairement 
et categoriquement le rapport de !a commission presidee 
par M. Furgler; et s'ils sont battus par le parlement, ils 
demissionnent. Ou. alors, le Departement militaire federal 
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et le Conseil federal ont autant d'idees sur les besoins de Ja 
defcnse nationale qu'une girouette dont la position varie 
selon que le vent souffle en direction des depenses ou en 
direction des cconomies! 

Voila comment il convient de voir le probleme si l'on 
se dans le dilcmme: accepter ou refuser les 
tions de la commission 

Nous sommes pour notre part que le dilemme 
est fäux, que la est mal et que la n'est pas 
la solution. Nous restons et intimcment 
convaincus que seule une revision fondamentale de toute 
la conception de la defense armee de la neutralite suisse 
peut amener une solution 

Nous avons defendu ce point de vue avec vigueur lors 
de chaque budget, lors de chaque Jemande de credit 
militaire pour le surarmement. Nous nous sommes expli­
ques bien a fond, a ce propos, lors de la decision du 
Departement militaire federal de rforganiser l'armee en 
1960 en la super-mecanisant. 

Nous avons alors averti le parlement, a cette tribune 
meme et par une incessante campagne de presse. que non 
seulement une telle orientation de la defense nationale 
etait peu efficace, voire dangereuse, mais nous avons encore 
affirme que cette orientation allait couter des sommes 
illimitees et insupportables a notre peuple. 

11 nous souvient d'avoir parle alors, en ce qui concerne 
les depenses militaires, du tonneau des Danaides, Le chef 
du Departement militaire federal nous avait alors repondu 
par une boutade: il avait dit qu'en tant que bon vigneron, 
il n'utilisait jamais de tonneaux percesl Peut-etre que !es 
tonneaux utilises par M. Chaudet, conseiller federal, pour 
la recolte des milliards de la defense nationale ne suppor­
tent pas Je mur du son! En tous les cas, !es faits prouvent 
bien que nous avions raison, La conception actuelle de Ja 
defense nationale est, si nous continuons dans cette voie, 
ecrasante, financierement parlant. Elle est meme, disons 
Je mot, illimitee. Elle aura des consequences de plus en 
plus funestes sur le reste du budget de Ja Confederation. sur 
Ies besoins essentiels du peuple suisse, sur toute la securite 
sociale du pays, 

Est-il besoin de rappeler que notre population souffre 
presentement d'une penurie grave du logement et que l'on 
pretend manquer d'argent pour !es habitations a loyer 
modeste? Gest ce mois meme qu'une commission d'experts 
estime que la Confederation doit se preparer, des 1970, a 
depenser un milliard par an pour l'instruction publique et 
particulierement pour Ja formation de cadres qui manquent 
deja cruellement dans le pays! Rappelons aussi les recentes 
paroles d'un conseiller federal qui n'a pas hesite a declarer, 
en faisant allusion notamment aux rentiers de l' A VS et de 
!'AI. qu'un million de Suisses vivaient a l'ombre de la 
haute conjoncture. Que dire de nos besoins de securite 
sociale. de nos retards en construction d'höpitaux, d'auto• 
routes, de routes principales! 

II faut absolument que toute la conception actuelle de 
la defense nationale soit fondamentalement rl!visee et 
transformee. 11 faut mettre fin au plus vite, au developpe­
ment d'une armee miniature. copiee sur cclle des grandcs 
puissances qui nous cntourent. II faut revenir a une con­
ception nationale de Ja defense de la neutralite, adaptee a 
notre taille, a nos conditions geographiques, a nos moyens 
fina ncicrs. 

Est-ce que l'equipe actuelle qui a entre !es mains notre 
defense nationale est capable d'un tel revirement? Nous ne 
le croyons pas un instant. Et, lorsque dans certaine presse 
proche de l'EMG, l'on nous dit qu'il convient de suivre les 
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conseils des tcchniciens. sinon ils rendront leur tablier. nous 
les prenons au mot: qu'ils le rcndent. 

Ce n'est pas nous qui avons invente l'idee d'une defense 
nationale non plus orientee sur une dHense toute theorique 
de l'integrite nationale a ses frontieres, mais d'une defcnse 
nationale empechant du Ce sont des 
militaires chevronnes. qui ont leur 
opinion sur l'importance d'une resistance arm1.'e basee sur 
un systeme de herissons loc:ilises et bien a l'avance, 
Ce n'est pas nous qui avons le rote 
essentiel du des de communications 
Nord-Sud de notre pays, qui ferait reflechir tout emahis­
seur. Ce n'est pas nous qui sousestimons de resis­
tance non seulement de nos soldats mais de toute notre 
population en cas d'agression, 

Par contre. c'est nous qui avons dit et dirons encore 
longtemps que !e plus sOr moyen de maintenir notre 
dans la paix est de mener une politique p:icifique active. 

Quelle opinion doit se faire le citoyen de notre pays 
lorsqu'il constate que ses autorites et ses partis gouverne­
mentaux exhortent le peuple a lui accorder le droit d'user 
de bombes atomiques? Quelle opinion doit se faire le 
citoyen lorsqu'il constate que notre gouvernement est pret 
a engloutir des milliards pour l'achat d'avions capables de 
transporter de l'armement atomique et dont la vitesse est 
teile qu'en trois ou quatre minutes, ils sont deja en terri­
toire etranger ? 

Ce sont la quelques aspects du probleme qui nous 
occupe et dont la commission Furgler ne parle pas. Nous 
pensons cependant que ce sont la des problemes qui sont 
au creur meme de nos debats, Nous pensons aussi que 
l'actuelle equipe responsable de la crise actuelle est inca­
pable de !es resoudre, 

Lorsque nous disons que nous refusons l'acquisition de 
Mirage, nous pensons en meme temps a tous !es problemes 
que nous venons de soulever, Nous sommes persuades que 
ceux-ci sont encore loin de trouver une solution valable, 
une solution allant selon les interets de notre peuple, tels 
que nous !es concevons. 

On nous objectera sans doute que notre refus fondamen­
tal d'acquerir ne serait-ce qu'un seul Mirage equivaut a 
perdre, a fonds perdus. quelque 800 millions. A cela nous 
repondons que cette somme de 800 millions est sans aucun 
doute tres contestable et tres discutable, D'autre part, nous 
disons clairement qu'il vaut mieux perdre tout de suite 800 
millions et ne pas perdre de pilotes, que de perdre quc!que 
un et demi milliard pour acquerir. d'ici quelques annees, 
des avions qui sont maintenant deja depasses; un petit pays 
comme le nötre, s'il veut se maintenir dans une position de 
neutralite, ne peut pretendre concurrencer !es grandes 
puissances dans la technique de l'armement, surtout pas 
dans la technique de l'aviation. Tout ce qu'il peut faire, 
c'est de prouver au monde entier que si on l'attaque, il 
utilisera toutes ses forces naturelles pour empecher son 
asservissement. Tout ce qu'il peut faire, c'est de mettre 
toute son autorite morale et spirituelle dans le plateau de 
la balance qui penche vers la paix. 

Voila les raisons fondamentales qui nous engagent a 
vous recommander de refuser et les propositions gouverne• 
mentales de juin 1964 et !es credits, si provisoires soient-ils 
de la commission Furgler concernant l'achat de Mirage. 
Nous proposons donc fermement de renoncer definitive­
ment a l'acquisition des Mirage et de proceder a un examcn 
immediat, avec d'autres cadres, de l'ensemble de la con· 
ception de la defense nationale. 

Nous ne nous opposerons donc pas a la motion concer· 
nant la reorganisation militaire, mais nous tenons a 
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souligner qu'e!le ne saurait dep!oyer d'effets utiles que si 
J'esprit qui regne dans !es milieux dirigeants de l'armee et 
de J'administration militaire change enfin. 

En revanche. nous appuyerons la motion et la propo­
sition de la commission tendant a la creation d'une juri­
diction administrative et Je renforcement du contröle 

sur la gestion des departements et du 
militaire federal en particulier. 

Götseb: Ich möchte. um mit meinen beiden 
ja missverstanden zu werden. zuerst feststellen, dass 
ich (und mit mir diejenige Hälfte der Fraktion, 
die mit meinen Anträgen einverstanden ist) von der Tätig-
keit der vor allem so weit es die 

und die Feststellung der Verantwortlich­
keiten betrifft, tief beeindruckt sind und dass wir diesen 
Kollegen. die diese unerhörte Arbeit in ihrer Ferienzeit 

haben. zu tiefstem Dank verpflichtet sind. Die 
Arbeitsgemeinschaft hat das getan. was in jener Situation 
zu hatte. Wir möchten mit unsern Anträgen 
ihrer Leistung und auch dem Ansehen ihrer Entscheidung 
nicht Abbruch tun. Jeder von uns war einem Gewissens­
konflikt ausgesetzt, weil die Tendenz vorherrschend ist. 
gegenüber der Verwaltung und gegenüber gewissen Be­
strebungen in der Armee ein einheitliches Parlament durch 
die einstimmige Annahme aller Anträge der Arbeits­
gemeinschaft zu demonstrieren. Nun gehört zum Funk­
tionieren des Parlamentes halt auch die Opposition. Es 
sind zwingende sachliche Überlegungen, die mich und 
meine Freunde dazu gebracht haben. zweien der Anträge 
der Arbeitsgemeinschaft nicht zuzustimmen. 

Wir können zustimmen der Motion auf Reorganisation 
EMD, wir können zustimmen dem Ausbau der Verwal­
tungsgerichtsbarkeit; aber wir sind der Meinung. dass die 
Beschaffungsvorlage abzulehnen sei und - darüber könnte 
man vielleicht in der Zwischenzeit noch reden - dass die 
Anträge betreffend Ausbau der Kontrolle ausgedehnt 
werden müssten. sowohl in bezug auf den Rahmen der 
Tätigkeit, als auch in bezug auf die Zusammensetzung der 
Kommission. 

Warum sind die Differenzen entstanden? Ich glaube 
deshalb. weil die Arbeitsgemeinschaft sich dort vom Streben 
nach Einigkeit und Einheit hat verführen lassen. wo es 
kaum einen Kompromiss geben kann, der zugleich sachlich, 
finanziell und militärpolitisch richtig liegt. Ich möchte, um 
zwei kleine Vergleiche zu nehmen, etwa sagen, dass der 
Kompromiss der Beschaffung der 57 Mirage, in vier ver­
schiedenen Varianten, ungefähr dem Kompromiss ent­
sprechen würde, den zwei Forstingenieure schliessen 
könnten, nachdem sie nicht einig sind: wollen wir diesen 
~a~m fällen oder nicht? Nach einiger Zeit der Diskussion 
einigen sie sich darauf. ob der Wurzel den Baum zur Hälfte 
durchzusägen; er ist dann nicht gefällt. er steht noch, aber 
er verdorrt und ist zu nichts mehr nütze. 

Wir haben bei der militärischen Beschaffung schon ein­
m:11 einen ähnlichen Beschluss gefasst, nämlich damals. als 
wir die 7,5-cm-Flab radarisierten. Damals hat man zu­
s~tzliche Mittel dazu verwendet, eine Waffe zu moderni­
sieren, die als solche schon zu ungenügend leistungsfähig 
war, um überhaupt noch eine sinnvolle Wirkung erreichen 
zu können. 

.und nun scheiden sich die Geister. Ich habe von ver· 
sch1edenen Mitgliedern der Arbeitsgemeinschaft eindeutig 
und deutlich gehört, nach der Beschaffung der Mirage sei 
es endgültig aus mit der Beschaffung von Hochleistungs­
tlugzeugen. Ich muss sagen, dass - bevor eine klare Kon· 

zeption unserer Luftverteidigungspolitik vorliegt -
lieh diese apodiktische Haltung wahrscheinlich der 
meisten Kommissionsmitglieder - etwas überrascht und 
etwas zu sehr der bisherigen Politik unseres Rates auf dem 
Sektor Flugzeugbeschaffung entspricht. Wenn es nämlich 
endgültig Schltt~s sein soll mit den 
begreife ich als - das muss ich sagen - in diesem 
Rate nicht. dass man, um etwas abzuschaffen. zut:rst 
einmal 57 kaufen muss. Der militärische \Vert dieser 51 

ist zudem sehr sehr und steht in 
keinem wirtschaftlichen Verhältnis zur Gesamt-
höhe der Kosten. 

Dann kommt etwas dazu: Der erfolgt im Rah-
men eines Übergangskredites von 200 Millionen Franken. 
das heisst nach diesen weitern 200 Millionen Franken 
haben wir überhaupt keine mehr 
ich habe Sie in der letzten Session in dieser Frage bereits 
gewarnt mit meinem Antrag auf Einstellung der Produk­
tion. selbst dann, wenn wir in bezug auf die Elektronik 
und weitere Unbekannte noch höchst unangenehme Über­
raschungen erleben könnten; und das ist sehr wohl möglich. 
weil ja die Basis der Erprobung zurzeit mit einem Flugzeug 
unerhört schmal ist und kein Mensch sagen kann. wann 
diese Erprobung abgeschlossen sein wird. Wir wissen ja 
nicht einmal. wann wir diese Flugzeuge wirklieh erhalten, 
wann sie verfügbar sein werden. 

Und nun gestatten Sie mir eine kleine Korrektur des 
Beriehtes in bezug auf die Verantwortung. Der Bericht hält 
mit aller Schärfe und mit jeder wünschbaren Deutlichkeit 
die Verantwortung des Gesamtbundesrates fest. Ich 
möchte sagen, dass meiner Meinung nach das Parlament 
die Verantwortung für einen schönen Teil der unglücklichen 
Flugzeugbeschaffungspolitik in unserm Land mitzutragen 
hat. Zum Teil hat es die Initiative zu dieser unglücklichen 
Beschaffungspolitik selbst ergriffen. Wir haben nicht nur 
einmal, ohne dass wir über eine hieb- und stichfeste 
Konzeption verfügt haben, endgültige Entscheide ge­
troffen. Wir sind heute wieder in der Lage, dass wir einem 
Flugzeug zustimmen, einer Ausgabe zustimmen sollen, 
bevor wir eine hieb- und stichfeste Konzeption haben. Der 
Bericht der Arbeitsgemeinschaft erschüttert die bisherige 
Konzeption des Hochleistungsflugzeuges, aber ich glaube 
nicht, dass die notwendigen Abklärungen darüber, welche 
Mittel die richtigen wären, bereits so erfolgt sind, dass es 
verantwortet werden könnte, die von uns geforderten 
Beträge auszugeben. Dabei muss ich sagen, dass ich die­
jenigen Ratskollegen, die von der Konzeption Mirage rest­
los überzeugt sind, verstehe, wenn sie sagen: « Dann 
schaffen wir 100 Mirage an.» Ich muss Ihnen ehrlich sagen, 
bei der Abstufung der möglichen sinnvollen Lösungen be­
ginnt bei mir die Nummer 1 bei Null und die Nummer 2 des 
Sinnvollen bei hundert und die 57 kommen bei mir erst an 
dritter Stelle; denn alle militärischen Fachleute sagen -
Herr Bundesrat Chaudet hat ja die Frage der Hoch· 
leistungsflugzeuge und ihre Notwendigkeit erst kürzlich mit 
jeder wünschbaren Deutlichkeit wieder herausgestrichen -, 
dass wir mit 57 Mirage die diesem Waffensystem gestellten 
Aufgaben nicht erfüllen können. Dann ist es aber falsch, 
auch wenn es etwas billiger ist als l 00, 57 Flugzeuge zu 
bestellen für eine Aufgabe, die sie nicht erfüllen können. 
Dann sind meiner Meinung nach dann nicht 850 Millionen 
Franken abgeschrieben, sondern 1.5 bis 1.7 Milliarden . 
Es ist deshalb richtig, keine zusätzlichen Mittel zu bewilli­
gen, bis die Frage der Konzeption gelöst ist. Da kann ich 
die Arbeitsgemeinschaft nicht ganz verstehen. dass sie im 
an sich richtigen Bestreben, zu raschen Lösungen zu kom­
men. hier bereits dem Parlament einen Schritt vorschlägt, 
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der es uns nicht erlauben würde. später noch einmal eine 
Korrektur durchzuführen. 

Ich möchte noch wenige Worte zum finanziellen Teil 
sagen. Hier haben wir in der Zusammenstellung eine ziem­
lich grosse Lücke. die sich mit der Armee sehr 
verbunden fühlen, sind der Meinung. dass auch nach der 
ße,villigung der Kredite für die 57 die Beschaffung 
von 100 so rasch wie 

in die und realisiert werden müsse. 
Sie können nicht nur. vor allem wenn Sie an den Plafond 
denken. mit den L7 Milliarden diskutieren. sondern Sie 
müssen die der Kosten der Erdkampf­
flugzeuge mit in die Rechnung setzen. wobei auch ich die 
Frage noch nicht beantworten kann. ob Erdkampfflug­
zeuge vorhanden sind. die für uns zweckmässig sind. Das 
wäre eine die ja zuerst abgeklärt werden müsste. die 
für uns alle vorläufig offen ist. 

Und nun, wenn Sie auf die Beschaffung der Mirage 
verzichten und vielleicht 850 Millionen abschreiben. dann 
bleibt Ihnen je nach Kalkulation ein Betrag in der Grössen­
ordnung bis zu 750 Millionen Franken, mit dem Sie sich 
die vernachlässigten Bedürfnisse anderer Waffengattun· 
gen. unter Umständen die Beschaffung von 100 Erd­
kampfflugzeugen, leisten können. falls nicht die Schluss­
abrechnung über den Panzer 61 noch Überraschungen 
bringt, die diese Marge noch einmal kleiner machen. 
Ich möchte nicht den Teufel an die Wand malen, aber 
auch da könnten uns noch Überraschungen erwarten, 
und zwar aus den gleichen Ursachen, die zur Mirage­
Affäre geführt haben. 

Sie sagen, und das ist eine Belastung für jeden von uns, 
dass es nicht verantwortet werden könne, dem Volk zu 
sagen, wir müssten 850 Millionen Franken abschreiben. ein­
zig um eine Erfahrung zu gewinnen, ohne dass ein ma­
terieller Gegenwert da sei. Wenn Sie umrechnen. was die 
hundert Flugzeuge kosten würden und das mit diesem 
Stückpreis von 57 vergleichen, sehen Sie, dass die Frage 
des Schrotthaufens sich auch bei der Beschaffung von 
57 Flugzeugen stellt. Der Preis des Schrotthaufens bewegt 
sich zwischen 500 und 550 Millionen Franken. Die Diffe­
renz zur Gesamtabschreibung ist da gar nicht allzugross und 
gar nicht allzu eindrücklich. Ich bin also der Meinung. dass 
wir finanzpolitisch richtig handeln. auch militärpolitisch 
richtig handeln. wenn wir jetzt keinen Kredit für die 
Beschaffung der Mirage bewilligen. Die Mirage-Konzeption 
wird heute auch von der Arbeitsgemeinschaft bestritten. 
Auch wenn man der Mirage noch einige künstlich ent­
wickelte Aufgaben und Möglichkeiten zuschreibt (solche 
gibt es für jedes Vehikel), müssen wir hier den Schlussstrich 
ziehen und dafür sorgen. dass wir möglichst rasch zu 
einer Konzeption und zu Klarheit auf dem Gebiet der 
Luftverteidigung und der Einsatzdoktrin der Luftwaffe 
kommen. damit wir seriös und gewissenhaft entscheiden 
können und vor allem so entscheiden können. dass - so 
geht es wahrscheinlich Ihnen allen - nicht ein Stück 
Unsicherheit bleibt, ein Unlustgefühl, davon herrührend, 
dass man ni~ weiss, ob nicht weitere Überraschungen 
eintreten können. 

Nun möchte ich der Infanterie keine Konkurrenz 
machen. Ich bin also bereit, nicht nur Mittel, sor1dern 
auch einen Teil meiner Redezeit der Infanterie-Musik zur 
Verfügung zu stellen. die uns jetzt aufspielen wird. Ab­
schliessend möchte ich Ihnen nur noch zu meinem zweiten 
Antrag sagen, dass wir die Tätigkeit der Kommission, die 
nun die Frage der Kontrolle und der parlamentarischen 
Institutionen zu untersuchen hat. auch personell ausdehnen 
und dass wir ihren Aufgabenkreis erweitern wollen. In der 

436 23 septembre 1964 

letzten Mirage-Debatte ist mehrmals das Wort von der 
Sternstunde des Parlamentes gefallen. Ich glaube. wir haben 
nie eine bessere Chance. ein so grosses Verständnis in der 
Öffentlichkeit. aber auch in den Räten. vielleicht sogar im 
Ständerat besessen. um unsere Institutionen und unsere 
Arbeitsweise. die im Jahre 1848 entstanden sind. als unsere 

noch 8 Franken und eine 
für die Postkutsche erhielten. nun den 
sen und anzupassen. Wir wollen Schlüsse 
ziehen aus dem Teil der der auf dem 
Parlament 

Ich bitte Sie. diese Anträge zu und ihnen zu-
zustimmen. 

Hier wird die Beratung amtl'D•r01:·11en 

[ci, le debat est 

Nachmittagssitzung vom 23. September 1964 

Seance du 23 septembre 1964, apres-midi 

Vorsitz - Presidence: Herr Hess 

Zu 8947. Mirage-Angelegenheit. Abklärung 
Affaire «Mirage». Enquete 

Fortsetzung - Suite 
Siehe Seite 409 hiervor - Voir page 409 ci-devant 

Schalter: Im Bewusstsein ihrer besonders ausgeprägten 
Verantwortung hat die radikal-demokratische Fraktion der 
Bundesversammlung den Bericht und die Anträge der 
Arbeitsgemeinschaft von Grund auf geprüft und in Be­
ratung gezogen. Es ist Ihnen bereits bekannt. dass die 
Fraktion mit grosser Mehrheit. das heisst mit 38 Stimmen. 
den Anträgen der Arbeitsgemeinschaft zugestimmt hat. 
14 Fraktionsfreunde haben sich der Stimme enthalten. Die 
Begründung dieser Stimmenthaltung war einheitlich. Diese 
meine Fraktionsfreunde hatten den Wunsch, dass von den 
eidgenössischen Räten eine grössere Zahl von Mirage­
Einheiten beschlossen würde als die 54 bzw. 57. welche die 
Arbeitsgemeinschaft beantragt. Über diesen Punkt wurde 
im Verlaufe der Auseinandersetzung in der Fraktion recht 
viel gesprochen. 

Die Fraktion war sich schon bei ihren Beratungen in 
der Junisession wohl bewusst. dass die Mirage-Affäre eine 
tiefgehende Enttäuschung und Verstimmung im Volke 
hervorgerufen hat. Darum hat sie im Juni ihre Zustimmung 
zur Einsetzung einer parlamentarischen Untersuchungs~ 
kommission gegeben und die Bereitschaft zur Mitarbeit 
erklärt. Wir müssen heute vorbehaltlos anerkennen, dass 
die Arbeitsgemeinschaft ausgezeichnet gearbeitet hat, dass 
ein sehr guter Teamgeist herrschte und allseits mit gutem 
Willen an die keineswegs leichte Aufgabe herangetreten 
wurde. Ich möchte an dieser Stelle dem Präsidenten der 
Arbeitsgemeinschaft den herzlichsten Dank für die über­
legene Führung und Zielsetzung. die er den Arbeiten an­
gedeihen liess. aussprechen. Die Erarbeitung gemeinsamer 
Haltung und gemeinsamer Vorschläge war nicht leicht. 
besonders in der Frage der Zahl der zu beschaffenden 
Mirage-Flugzeuge. Ich glaube, ich bringe kein Geheimnis 
aus, wenn ich sage, dass die radikal-demokratische Gruppe 
in der Arbeitsgemeinschaft 72 Flugzeuge beschaffen wollte, 
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also eine Kampfstaffel mehr. als dies im heutigen Kompro­
miss beschlossen wurde. Wir haben es zu einer Abstimmung 
kommen lassen. was nicht allseits verstanden lhcurde, haben 
uns aber nachher mit Rücksicht auf die Geschlossenheit der 
Willens- und der Arbeitsgemeinschaft 
unterzogen und erklärt. dass wir uns loyal dem Mehrheits­

wollen. dass aber nach unserer ·"'u""'""'"'l'i 
drei zu wenig seien. und 

militärischen ie wirtschaftlichen Überlegungen. 
kh mich. mitteilen zu können. dass die grosse Mehr-
heit unserer Fraktion bei den und beim Beschluss 
der mitmacht. ohne etwa einen Druck 

auf 

der Zahl der zu beschaffenden Mirage einen Kompromiss 
bedeutet habe. und zwar einen politischen Kompromiss. 
Nach all den Auseinandersetzungen und Feststellungen im 
Rahmen der Arbeitsgemeinschaft war dies auch so gedacht. 
Dieser politische Kompromiss ist weder rechnerisch. noch 

noch finanziell. noch militärisch ohne weiteres 
es ist eben ein politischer Kompromiss. der 

nach Auffassung der Mehrheit der radikal-demokratischen 
Fraktion den Weg zur Überwindung der durch die Mirage­
Angelegenheit ausgebrochenen Krise weist. 

Die Stellungnahme des Bundesrates. die wir heute ver­
nehmen durften. ist geeignet, erneut Vertrauen in das Ver­
hältnis zwischen Volk und Regierung zu bringen, das heisst, 
das Vertrauen wieder herzustellen. Wir registrieren dank­
bar, dass auch der Bundesrat dasAusmass der Enttäuschung 
und der Vertrauenskrise bei dieser Mirage-Angelegenheit 
voll erfasst. Das ehrliche pater peccavi. das heute von seiten 
des Bundesrates zu vernehmen war, wird auch im Volke 
grosse positive Wirkung zeitigen. selbst wenn es mit einigen 
Vorbehalten, die auch für uns verständlich sind, garniert 
war. Die heutigen Erklärungen des Bundesrates sind also 
ermutigend. 

Darf ich persönlich zu einigen Empfehlungen der 
Arbeitsgemeinschaft Ergänzungen anbringen? Ich möchte 
vor allem darauf hinweisen, dass bestimmte Beratungs­
ergebnisse der Subkommission Finanz nicht mit der ge­
nügenden Akzentuierung in den Bericht aufgenommen 
wurden. Das ist kein Vorwurf, sondern vielleicht eine stark 
subjektiv gefärbte Feststellung. Eine der Hauptempfeh-

dcr Subkommission Finanz war auf Grund der Fest· 
stellungen, die gemacht wurden, jene. dass bei Beschaf­

und Entwicklungsvorhaben von grosser finanzieller 
das Finanz- und Zolldepartement nicht nur in 

der Form von Mit-Berichten mitwirken solle bei der 
Beschlussfassung im Bundesrat, sondern bei der Bearbei­
tung und Ausführung der Vorhaben eine Vertretung des 
Finanz- und Zolldepartementes i11 concreto wohl der 
Finanzverwaltung - in den entscheidenden Fachgremien 
vorhanden sein sollte, und zwar ständig, um die Kosten­
entwicklung (eventuelle Auswirkungen der Entwicklung 
auf die Finanzlage des Bundes usw.) zu überwachen. In den 
Kantonen wird das in vielfältiger Form schon lange als 
selbstverständlich betrachtet. kh glaube, gerade dieser 
Aspekt der Mirage-Angelegenheit ist wichtig genug, dass 
der Bundesrat sich hier eine Ergänzung der bisher prakti­
zierten Organisation überlegen sollte. 

Als zweites möchte ich dringend empfehlen. dass bei 
derart dimensionierten Aufgaben - es geht nicht nur um 
die Aufgaben des Militärs, es kann riesige andere Bau• oder 
Entwicklungsvorhaben betreffen -- der Bundesrat sich jedes­
mal genau überlegt, welche Organisation er einsetzen wolle, 
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um eine Garantie zu haben. dass der Auftrag auch so. 
er konzipiert ist. realisiert wird. indem dieser 
die Weisung gegeben wird. eine möglichst enge Zus,1mmen­
arbeit mit der Wissenschaft sowie der schweizerischen 
schaft anzustreben. 

mit der 
in der die Beschaffung oder die Entv, 
hat. ist auch die der 
Kontrolle 
Angelegenheit haben wir ja 
c,r,,<:,::t;,n Blössen feststellen müssen. 

Ich möchte noch eine ganz 
gerung aus der vortragen. 13<:· 

der Aufgaben und Probleme der neuen Zeit 
einer wirtschaftlich. technisch und politisch 
eng Welt bedeutet für einen Bundesrnt. 
sieben \fitglieder umfasst, eine 
Unser Bundesrat von sieben :Vl!tg11ea,ern 
Regieren wird immer schwieriger, vor allem im Verhiiltnis 
zum näheren und weiteren Ausland. zur Wi:lt 
der Bundesrat soll verwalten und soll noch die 
kontrollieren. Das erwarten wir und erwartet die Üffent­
lichkeit von ihm. Nun wird die relativ Zahl Ja 
Mitglieder unserer Landesregierung gerne motiviert 
Tatsache, dass wir ja ein Kleinstaat seien. Ich erachte diese 
Motivierung nicht mehr als haltbar. Die Probleme der 
modernen Zeit - bezogen auf die Integrationsbestrebungen 
und die internationalen Spannungen sind ja für die Regie­
rung eines Kleinstaates nicht von kleinerer Bedeutung als 
eines mittleren oder grossen Staates. Für die Schweiz trifft 
im Gegenteil zu, dass sie wirtschaftlich, handelspolitisch. 
finanz- und kapitalpolitisch manchem sogenannten G ross­
Staat nahesteht an Potential und Bedeutung. Eine konse­
quente Neutralitätspolitik ist ja sicher nicht einfacher als 
die Machtpolitik eines Gross-Staates, sondern vielleicht 
eher noch schwieriger. 

Ich will diese Probleme der Mitgliederzahl bzw. Arbeits­
teilung in unserem Bundesrat nicht näher erörtern. Ich 
habe nur mit Genugtuung von Herrn Bundespräsident 
von Moos gehört. dass auch der Bundesrat sich modernere 
Methoden der staatlichen Tätigkeit unserer Behörden und 
unserer Verwaltung überlege. Ich wäre froh. wenn der 
Bundesrat gelegentlich auch nach dieser Richtung seine 
Überlegungen anstellen wollte. indem er vielleicht zurück­
käme auf frühere Vernehmlassungen in bezug auf die Mög­
lichkeit, dass die Regierungsbelastung durch sieben !\.fit­
glieder voll getragen werden könnte. 

Zum Schluss möchte ich der Hoffnung Ausdruck geben. 
dass die Debatte von heute und morgen zu einer deutlichen 
und kraftvollen Willensäusserung des Nationalrates führe. 
im Sinne der Anträge der Arbeitsgemeinschaft. Ich möchte 
aber weiter der Hoffnung und Erwartung Ausdruck geben. 
dass sich das - zum Glück gelungene - Experiment der Ein­
setzung einer parlamentarischen Untersuchungskommission 
nicht wiederholen müsse. Während Monaten lag nun die 
politische Initiative, Verantwortung und Autorität in dieser 
ja wirklich landeswichtigen Mirage-Angelegenheit einseitig 
beim Parlament. Das kann ja nicht zum Dauerzustand 
werden. insbesondere nicht mit Rücksicht auf die Tatsache. 
dass wir ein «Miliz-Parlament» sind und nur von Zeit zu 
Zeit zusammentreten. Unsere Staatsordnung mit der genau 
fixierten Gewaltentrennung hat al5 Vorausseuung ein be­
stimmtes Gleichgewicht der Kräfte und Kompetcn.m1 
zwischen Legislative und Exekutive, und wir h,1bcn bei 
näherer Betrachtung der Dinge insbesondere der letzten 
Entwicklung - ein Interesse, dass dieses G lcichgev. icht 
wieder hergestellt wird. 
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Ganz zum Schluss: Die Verwaltung :rusammcngcsct,t 
aus vielen zehntausend Mitbürgern, fast alle mit bestem 
Willen - muss wissen, dass das Steuer und die Gewalt bei 
der bei den Be-

Eggenberger: Voraus"chicken möchte ich, die 
sozialdemokratische Fraktion den Bericht ,\rbeits· 
gn1ppe mit einem Gefühl der der ,\m:rken-
nung und des Dankes entgegengenommen hat. Die Frak­
tion stimmt den beiden von der 

Bericht) 
sich. wie Sie wohl auch schon wissen. im Hinblick auf den 

der über die Be· 
Hier hat sich nur eine 

einer Stimme für den Antrag der Cnter-
suchungskommission ausgesprochen, während eine starke 
Minderheit sich dem Antrng des Kollegen Götsch ange­
schlossen hat. Diese knappe Mehrheit in unserer Fraktion 
stellt sich auf den Standpunkt, dass angesichts der Zwangs­
situation. in der wir uns befinden, in die wir hineinmanö­
veriert worden sind und aus der wir uns nicht einfach be­
freien können, der V orschbg der Arbeitsgemeinschaft, 
unter politischen, militärischen und finanziellen Aspekten 
betrachtet, eine durchaus vertretbare Lösung. einen durch­
aus akzeptablen Kompromiss darstelle. Die Fraktion - das 
ist ihre einstimmige ,'.1.feinung - könnte in keinem Falle 
einer höheren Zahl von Mirage-Flugzeugen zustimmen. Sie 
glaubt, dass etwa eine Hunderterserie. wie sie in der jüng­
sten Zeit in verschiedenen Reden und zum Teil auch in 
Zeitungsartikeln, in Zuschriften. die wir erhalten haben, 
wieder gefordert worden ist. aus politischen und finanziellen 
Gründen nicht tragbar wäre. Politisch v.äre es angesichts 
der Stimmung im Volk - nun, es scheint gewisse Herren in 
den obersten Rängen unserer militärischen Hierarchie zu 
geben, die auf die Meinung des Volkes nicht viel Wert 
legen - untragbar. jetzt etwa eine Hunderterserie oder über­
haupt eine höhere Serie von Mirage-Flugzeugen zu be­
schliessen, als es die Kommission beantragt. Sie erinnern 
sich sicher alle an den Sturm der Entrüstung, der durch alle 
Volksschichten hindurch ging, als die Zusatzkredit-Bot· 
schaft im April dieses Jahres bekannt wurde. Ich glaube, 
niemand hiitte ein Interesse daran, eine neue Welle der 
Empörung im Volke auszulösen, auch wenn man - leider -
feststellen muss. dass offenbar Leute bis auf den 
heutigen Tag aus der Mirage-Geschichte nichts 
gelernt haben. vielleicht nichts lernen wollen, vielleicht auch 
nichts mehr lernen können. 

Der Arbeitsgemeinschaft ist ein Finanzplan für die 
kommenden fünf Jahre vorgelegt worden; die Herren 
Referenten haben darauf hingewiesen. Ein Blick in diesen 
Finanzplan zeigt schon heute, dass bei der Beschaffung von 
beispielsweise 100 !vfirage auf die Befriedigung sehr vieler 
anderer ausgewiesener Bedürfnisse der Armee verzichtet 
werden müsste. oder dass die finanzielten Aufwendungen 
für die Landesverteidigung in den kommenden Jahren 
geradezu astronomische Zahlen aufweisen müssten. 

Die vorgeschlagene Variante ist sicher nur eine unter 
vielen. Die Arbeitsgemeinschaft hat wohl alle praktischen 
:Vlöglichkeiten. die zu einer Lösung des befriedigend liber­
haupt nicht mehr zu lösenden Mirage-Problems gelangen 
könnten. eingehend geprüft. Man kann ent,cheiden. v.ie 
man will. eine Tatsache ist nicht aus der Welt zu schaffen: 
Die bereits endgültig engagierte Summe von gegen 800 Mil­
lionen hängt sieh wie ein schwerer Bleiklotz an jede denk-
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bare Entscheidung. Der zwischen 800 und 900 Millionen 
Liquidationsbetrag ,teilt aber auch für ide '.\!it­

unserer Fraktion ein Hemmnis dar. das sich gegen 
einen Entschluss zu ein1:r des 

sclw,1:izerischen Fabriken an 
Produktion Arbeitskräfte. Es aber 
Hand. dass in den '.\fotiven für die 

57 zu beschaffen. gewisse Nuan-
cen unter den einzelnen der 
schaft und sicher auch unter den verschiedenen Fraktionen 
des Rates zu beachten sind. Nach unserer 
z,,ei militärische Konsequenzen aus dem 
der Arbeitsgemeinschaft zu ziehen. 

Erstens: Mindestens bis zum Jahre 1970 ist auf jede 
weitere Fiugzeugbeschaffung zu verzichten, schon weil 'kir 
sie tinanziell nicht verdauen könnten. ohne, wie schon gesagt 
wurde, viele andere durchaus legitime und ausgewiesene 
Bedürfnisse der Armee unbefriedigt zu lassen. 

Zweitens: Die Zustimmung zu den Anträgen der Arbeits­
gemeinschaft bedeutet für uns aber noch ein anderes! Es 
muss mit diesen Hochleistungsflugzeug-Abenteuern ein für 
allemal Schluss gemacht werden. Es kann keine zweite 
Mirage-Serie geben, wie das in gewissen Kreisen heute 
schon erträumt wird. Wir müssen die Grenzen erkennen. 
die dem Kleinstaat angesichts der rasanten technischen 
Entwicklung der modernen Kriegswaffen gesetzt sind. Der 
helvetische Perfektionismus, wie er in der Flugzeug­
beschaffung t-.firage unbestreitbar zur Anwendung ge· 
kommen ist, muss auf realistische Massstäbe zurückge­
schraubt werden. Damit wird es umso eher möglich sein, 
die berechtigten Wünsche anderer Truppengattungen zu 
erfüllen. Ich will persönlich schon heute gar keinen Hehl 
aus meiner Überzeugung machen. dass in Zukunft sich das 
Schwergewicht der schweizerischen Flugwaffe auf das 
typische Erdkampfflugzeug gemäss der Konzeption. die 
dem P-16 zugrunde lag. verlagern wird. Die Mirage-Affäre 
hat überzeugend bewiesen, dass die viel gerühmte Poly­
valenz ein Schlagwort ist. ein Wunschtraum, der technisch 
nicht zu erfüllen, wenn er zu erfüllen wäre. finanziell für uns 
aber nicht tragbar ist. Wir müssen das bloss Wünschbare 

und ich sage hier etwas. was beispielsweise Herr Oberst­
divisionär Ernst mehrmals zum Ausdruck hat -
vom absolut Notwendigen unterscheiJcn lernen und unsere 
Landi.>sverteidigungskonzeption danach einrichten. Wir 
dürften einen gewissen Grenzwert bei den miiitärischen 
Aufwendungen gegenüber allen andern, finanzielle An­
sprüche stellenden Aufgaben der öffentlichen Hand nicht 
missachten. Persönlich vertrete ich die Auffassung, dass in 
Friedenszeiten - in Kriegszeiten fragt niemand danach -­
auch eine gewisse vernünftige Relation zwischen Militär­
kosten und Volkseinkommen zu beachten wäre. Das sind 
Fragen, die uns wohl bei zukünftigen Budgetberatungen 
und bei kommenden Militärvorlugen wieder etwas inten­
siver beschäftigen müssen, als Jies in der Vergangenheit oft 
der Fall gew..:sen ist. 

Im übrigen glaube i..:h ohne C berhcblichkcit sagen zu 
können, dass die Arbeitsgemeinschaft der s..:hweizerischen 
Demokratie -- nehmt alles nur in allem-· einen guten Dienst 
geleistet hat, einen Dienst, der weit liher Jie Bedeutung der 
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an sich hinausgeht. Sie hat bewiesen, dass 
das Parlament gewillt und fähig ist allerdings unter erheb­
lichen an Arbeit und Zeit die Zügel wieder fest 
in die Hand zu nehmen und die der demokratischen Staats­

hierarchischen Werte in die richtigen Pro­
zu setzen. Volk. Parlament. Regierung, Verwal-
ist die der Demokratie allein Stufen-

auch des Laien immer 
icht erhält. sich neu durchsetzen. Die Arbeits-

möchte hier mit ihreh Anträgen ~lög-
dass das Volk 

gespürt hat und 
nr,,rhrEil>P. der Untersuchungskommission 

Kritik gestossen sind. 

Von diesem Standort aus verliert auch der mit mehr 
oder weniger plausiblen Argumenten vorgetragene Streit 
um die Zahl der zu beschaffenden Flugzeuge die über-

Bedeutung, die ihm einzelne Diskussionen geben 
wollen. Entsch;;idend ist unter diesem Gesichtspunkt nicht 
- unter finanziellen Aspekten ist das etwas anderes -. ob 
10 oder 20 Mirage mehr oder weniger angeschafft werden. 
Von fundamentaler Bedeutung ist vielmehr, dass eine ge­
sunde Vertrauensbasis zwischen Volk und Parlament er­
halten, zwischen Volk. Parlament einerseits und Regierung, 
Verwaltung anderseits wieder hergestellt werden kann. 
Dazu sind allerdings - ich kann zum Schlusse auch das 
nicht versch,,.,eigen - nach Auffassung der Sozialdemokra­
tischen Fraktion, gewisse personelle Mutationen fällig. Wer 
Volk, Parlament und Regierung derart irregeführt hat. wie 
das auf Grund des Mirage-Berichtes eindeutig zutagege­
treten und bewiesen ist, der kann keinen Anspruch mehr 
darauf erheben, dass ihm restloses Vertrauen entgegen­
gebracht wird. 

Ich empfehle, den Anträgen der Arbeitsgemeinschaft 
zuzustimmen. 

Gnägi: Tch darf Ihnen die Stellungnahme der Fraktion 
der Bauern-. Gewerbe- und Bürgerpartei zur Kenntnis 
bringen. Dabei gehe ich aus von der Erklärung, die ich in 
der gleichen Eigenschaft in der Junisession hier vortragen 
durfte. In dieser Erklärung sind schwere Vorwürfe gemacht 
worden, und es ist die Feststellung angeschlossen worden, 
das Vertrauen in die Landesverteidigung sei angeschlagen. 
Aus der damaligen Lage heraus ist von unserer Fraktion 
dem Ordnungsantrag einhellig zugestimmt worden. Die 

in der Arbeitsgemeinschaft sind sehr gründ­
lich erfolgt. Ich darf feststellen, dass die Vorwürfe zum 

Teil bestätigt wurden. Es sind schwere Mängel und 
Fehler aufgedeckt worden. Es wurde eindeutig nachge­
wiesen, dass nicht nur die Anschaffung, sondern eine Ent­
wicklung und Anschaffung von Flugzeugen vorgenommen 
wurde, dass der Kostenseite nicht die Beachtung geschenkt 
wurde, wie das notwendig gewesen wäre und dass die Bot­
schaften jedenfalls im Punkt «Einsatz» und im Punkt 
«Kosten» irreführend und zum Teil falsch waren. 

Die Fraktion hat einlässlich zum Bericht der Arbeits­
gemeinschaft Stellung genommen. Sie anerkennt auch die 
grosse Arbeit dieser Kommission. Persönlich möchte ich 
den Dank an den Präsidenten und an das Generalsekretariat 
und die Mitarbeit<!r weitergeben, die eine Riesenarbeit über­
nehmen mussten. Dem Präsidenten danke ich für das 
Arbeitsklima. das er in der Arbeitsgemeinschaft zu schaffen 
wusste. Mit Gründlichkeit sind die Untersuchungen vor­
genommen worden. Die Fraktion ist sich bewusst über die 
Zwangslage, in der die Frage behandelt werden musste. 

Sie ist sich auch klar darüber, dass aus diesem Geschäft 
keine voll befriedigende Lösung gefunden werden konnte. 
Ich möchte zu den einzelnen Teilen des Berichtes 
nehmen. 

Was den Verantwortlichkeitsbericht anbetrifft. möchten 
wir darauf aufmerksam machen. dass der Bundesrat nicht 
mit der identifiziert werden darf. Es doch 
wohl ein Unterschied zwischen Regierung und 

werden. Wir möchten die 
Bundespräsidenten heute morgen in dieser Hinsicht 
und ganz unterstützen. Der 

und nicht immer die 
Verfügung, um die volle 
können. Auf diesen C nterschied darf 
auch wenn die Richtigkeit des Abschnittes der Verant\,ort· 
lichkeit nicht bestritten werden kann. 

Bei den sind wesentliche Klärun-
gen vorgenommen worden. Allein. es bestehen immer noch 
gewisse Unsicherheiten. die heute noch nicht voll beurteilt 
werden können. Ich erinnere an die Kosten der Erprobung 
und an die Lizenzfabrikation und erinnere an die 
Hingegen darf gesagt werden, dass alles unternommen 
wurde, um eine gründliche Abklärung vorzunehmen. Ich 
mache auf das Einschalten der Finanzkontrolle. auf die Ex­
pertise durch eine industrielle Expertenkommission. die sich 
einlässlich zu diesen Fragen äussern konnte. aufmerksam. 

Der Beschlussentwurf. den wir verabschieden müssen, 
stellt einen politischen Kompromiss dar, der nicht alle 
befriedigen kann, wie Sie das aus den Ausführungen 
meiner Vorredner schon vernommen haben. Es muss an­
erkannt werden, dass er eine politische Lösung bedeutet, 
die aber militärisch und finanziell verantwortet werden 
kann und verantwortet werden muss. Persönlich gehe ich 
hier weiter, indem mich der Beschluss auch in militärischer 
Hinsicht befriedigt, wenn die Schlussfolgerungen gezogen 
werden, dass beim zukünftigen Ausbau unserer Flugwaffe 
die Priorität dem Erdkampfflugzeug zugewiesen wird. In 
diesem Sinne unterstreiche ich voll und ganz den Satz 
der Arbeitsgemeinschaft auf Seite 59, wo es heisst: ,, Die 
Arbeitsgemeinschaft kommt aus diesen Überlegungen zum 
Schluss, dass zur Erfüllung des Neutralitätsschutzes nur 
der Einsatz einer beschränkten Zahl von Hochleistungs­
flugzeugen verantwortet werden kann. Auch mit 78 Hoch­
leistungsjägern wäre es zweifellos eine Illusion, zu glauben, 
dass wir unseren Luftraum voll und ganz schützen könnten. 
Das Wünschbare muss hier mit dem Möglichen in Ein­
klang gebracht werden. 

Wenn der Beschlussentwurf nicht alle befriedigt, so 
herrscht Einigkeit in unserer Fraktion darüber. dass die 
organisatorischen und verwaltungsrechtlichen 
unsere volle Unterstützung verdienen. Gerade diese Vor­
schläge haben gezeigt, dass die Tragweite des Problems 
erkannt wurde und die beiden Motionen und der Antrag 
in diesem Sinne nicht nur für das Mirage-Geschäft Bedeu­
tung haben, sondern wesentlich und wahrscheinlich be­
deutend stärker in die Zukunft wirken sollen. Gerade 
diese Anträge dürften geeignet sein. auf dem ganzen Ge­
biet der Verwaltung dahin zu wirken, solche Affären. wie 
wir sie hier hatten, zu verhindern. Wir wollen hoffen, 
dass diese Kommission, die in unserem Staatswesen ein­
malig gewesen ist, es auch bleiben wird. 

Mit Einstimmigkeit, bei einigen Enthaltungen [;)eim 
Bundesbeschluss, stimmt die Fraktion den Anträgen der 
Arbeitsgemeinschaft zu. Die Fraktion betrachtet Jiese Vor­
schläge als geeignet, aus der Zwangslage, in der sich das 
Parlament befand, herauszukommen, eine wesentlich kla­
rere Grundlage für die Beschlussfassung zu schaffen, Ver-
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besserungen im militärischen Bereil:h zu bringen. was die 
zukünftige Ent\\ icklung und die \ on 
material anbetrifft. Wir auch. dass sie 
sind. im 

zu 
und Einblick dc:s Parlamentes 

und schlussendlich das \'crtrauc:n ie-

~tehen. 
Das erste Problem betrifft 

und \\ir haben 
wonach 

jedenfalls nicht beide Gruppen dieser 
behandelt werden. Es \\ urde von 

mussten. dass 

dass die Flab stiefmütterlich behandelt werde. 
stätigung und der Beweis "ird v. ohl darin liegen. dass 
eine grosse Zahl von unseren Flabgeschützen. die bei 
der Truppe sind. aus den Jahren !938 und 1944 stammen. 
Ich glaube, es ist richtig. dass man sich den Einsatz von 
Flieger und Flab nur zentral \Orstellen kann. Aber auf 
der andern Seite fragt es sich: Ist es richtig. dass die 
Planung und die Organisation ,on zwei Waffengattungen. 
die in der Wirkung Ähnliches erzielen sollen. aber doch 
in der Organisation anders gestaltet sind, unter dem 
gleichen Chef beibehalten werden sollen? 

Die zweite Frage betrifft unsere Einsatzdoktrin. Offen­
sichtlich ist herausgekommen. dass beim Mirage-Geschäft 
der Artikel 148 der Truppenführung eindeutig verletzt 
wurde. Das ist auch in der Botschaft von 1964 klar zum 
Ausdruck gekommen. Die Verantwortlichen haben uns er­
klärt. dass die Truppenführung in Überarbeitung stehe 
und deshalb nicht mehr massgebendes Recht sei. Die Lan­
desverteidigungskommission allein ist zuständig, um diese 
Grundlage des Einsatzes zu verabschieden. Ich frage mich 
in diesem Zusammenhang. ob nicht eine breitere Basis zur 
Erarbeitung dieser grundlegenden Bestimmung möglich 
und notwendig sei. Ich wciss. dass Ansätze vorhanden 
sind. diese Erarbeitung auf einen breiteren Boden zu 
stellen. und diese Ansätze haben jedenfalls keine schlechten 
Auswirkungen gezeitigt. 

Der dritte Punkt ist die Funktion des Landesverteidi­
gungsrates. Die Kommission hat auch in dieser Hinsicht 
Umfragen vorgenommen. Sie hat festgestellt. dass die 
Stellung und die Aufgabe des Landesverteidigungsrates irn 
gegenwärtigen Moment und in dieser Org:rnisation nicht 
\oll befriedigen kann. Ich mich deshalb. ob nicht 
in diesem Zusammenhang auch die Stellung und der Auf-
gabenbereich des zu 
seien. Mir scheint, dass das Gremium kleiner und in ver­
mehrterem Masse im Sinn von Experten aufgebaut wer­
den sollte. Notwendig wäre. dass der Landesverteidi­
gungsrat die gesamte Landesverteidigung überprüfen und 
koordinieren hilft, die militärische. die zivile. die ,,irt­
sclmftlkhe und die geistige Landesverteidigung. womit jeden­
falls dem Bundesrat ein beratendes Organ zur Seite stehen 
könnte. Das sind die persönlichen drei Bemerkungen. 

Das Parlament hat in der Junisession einen mutigen 
Beschluss gefasst. Wir wollen uns klar sein. dass dieser 
mutige Beschluss in seiner Folge darin besteht. dass das 
Parlament die volle Verantwortung für die Frledigung 
dieses Geschäftes übernommen hat und übernehmen 
muss. Ich glaube. dicse Verantwortung kann Libernommen 
werden. wenn wir den Antriigen der Arbeitsgemeinschaft 
zustimmen. In diesem Sinne möchte ich Ihnen Antrag 
stellen. 
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Weibel: Im Namen der komervativ-christlichsozialcn 
Fraktion kann ich Ihnen mitteilen. dass sie mit gr0sser 
\1ehrhcit. bei dem Bericht und den 

in die Hand genommen durch die 
Ihre schwere und 

iedcrhcrzustel!en. Viele. und 

dass es der in der kurzen ihr zur 
V1erfügung stehenden Zeit würde. diese Aufgabe 
w erfüllen. Dass es doch hat zu einer Auf\\crtung 
d.:s Parlamentes in den Augen der Ötfüntlichkeit geführt. 
die uns sicher aufrichtig freuen darf. 

Nun sei aber ni..:ht bestritten. dass man in guten Treuen 
den einen oder anderen Punkt des Berichtes anders ge­
fasst haben möchte. Aber man muss doch das Ganze 
beurteilen. und als dieses Ganze darf es sich sicher sehen 
lassen. Eine, zugegebenermassen hoch wichtige Einzelheit 
aus dem Ganzen ist die Stückzahl der zu beschaffenden 
Flugzeuge. Im ehrlichen Ringen um eine tragbare Lösung 
wurde die Arbeitsgemeinschaft hin- und hergerissen zwi­
schen den verschiedensten und sich widersprechenden 
Überlegungen. einmal militärische. dann wirtschaftliche. 
dann der Plafond der Gesamtmilitärausgaben, die Rück­
sicht auf alle Waffengattungen, die Tatsache der Einheit 
zwischen Flieger und Flab in der Luftraumverteidigung. 
nicht zuletzt staatspolitische Überlegungen, um nur einige 
Komponenten zu nennen. die schlussendlich zur Resul­
tante 57 geführt haben. Sie erwies sich als die einzige Zahl, 
die eine einheitliche Beschlussfassung der Arbeitsgemein­
schaft erlaubte. Da wird man mir nun einwenden. das sei 
an sich keine sachliche Überlegung. Auf diesen Einwand 
möchte ich antworten: Welchen Eindruck hätte es ge­
macht. wenn die Arbeitsgemeinschaft mit 4 oder 5 oder 
6 M indcrheitsanträgen herausgekommen w:ire 7 Wek:h 
niederschmetternde Wirkung im Volk. welche Selbstzer­
störung des Parlamentes und schliesslich 1Aselches Froh­
locken bei der angeklagten Vernaltung! Dieses Spiel. das 
der Demokratie abträglich gewesen wäre. durften "ir 
nicht bieten. und es hätte auch ganz dem Teamgeist in 
der Arbeitsgemeinschaft, der erfreulich war, widersprochen. 
Es gibt aber auch eine ganze Reihe sachlicher Gründe. 
die zur Zahl 57 geführt haben. Der Bericht und Herr 
Furgler haben diese Gründe aufgeführt, weshalb ich nicht 
mehr darauf zurückkommen möchte. 

Herr Götsch glaubt. 0 Mirage \\äre richtiger. Die tat­
sächlich noch vorhanden<Jn Unsicherheiten technischer und 
finanzieller Natur könnten in diese Richtung weisen. Ich 
muss ihm aber entgegenhalten, dass in einem der wich­
tigsten Punkte. nämlich im finanziellen. sein Vorschlag 
keineswegs günstiger wäre. Er muss. ,~ ie wir auch, vom 
Schrotthaufon 850 Millionen ausgehen. 1 m zweiten Teil 
seines Vorschlages wünscht er eine neue Konleption. die 
zweifellos in Richtung Erdkampfflugzeug gem..:int i5t, 
forner neue Beschaffungen. Wir müssen u11s be\~usst sein. 
dass auch ei11 modernes Erdkampft1ugleug heute sicher 
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das Doppelte dessen kostet. was der P-16 1958 gekostet 
hat. kommen \,ir bei einer Hunderterserie auch auf 
700 bis 800 \tillionen Franken. Wenn Sie alles zusam­

komm1en Sie wie die 
\lilliarden Franken. Das war die 

haben. in der insbesondere Herr 
und "-.acht hat und wir ;11le 

heraus mussten 
möchte 

und der 

dlirfen uns durchaus zumuten. dass wir diese Rech-
haben. ßci 500 der 

; aber wir sie 
Das muss man einmal zur Kenntnis nehmen. 

Bei dieser Flugzeugbeschaffung ist unser Kleinstaat. viel-
leicht zum erstenmal. so ganz drastisch an seine 
grenze angestossen. Das ist schmerzlich. aber eine Tat­
sache. Niemand soll deshalb an unserer Opferbereitschaft 
für die Landesverteidigung zweifeln; aber ebensowenig 
dürfen wir einfach über diese Leistungsgrenze unseres 
Landes hinausgehen. 

Noch einige Worte zum Blick in die Zukunft. den der 
Bericht aufweist. Als mir die Subkommission Organisation 
den Auftrag erteilte. einen Vorschlag für den Ausbau der 
Verwaltungskontrolle auszuarbeiten. stand ich vor der 
grossen Versuchung. etwas grundlegend Neues. gewisser­
massen Revolutionäres vorzuschlagen. Ich habe jedoch 
davon abgesehen, denn wir müssen zur Kenntnis nehmen: 
In unserem Parlament wachsen die Institutionen bedächtig 
und langsam. aber deswegen nicht irgendwie unwirksam. 

Herr Götsch ist nun in seinem zweiten Antrag offen­
bar der Meinung, es sollte etwas mehr. etwas Revolu­
tionäreres gehen. Ich habe sehr viel Verständnis dafür. 
Als ich in der dritten oder vierten Session in den hinteren 
Rängen des Parlamentes mitarbeitete. hatte ich auch das 
Gefühl, es gehe allzu vieles harzig. Dass man etwas 
Schwung hineinbringen möchte. kann ich verstehen. Aber 
lesen Sie den Bericht und die Anträge unserer Kom­
mission. Stellen Sie diese Anträge dem eigenen Antrag 
gegenüber. dann stellen Sie fest, dass genau die gleichen 
Gedanken auch in den Anträgen der Kommission ent­
halten sind. Die Detailgestaltung soll erst noch kommen. 
Wesentlich erscheint mir, dass nun rasch gehandelt wird. 
dass wir den von Ihnen durchaus richtig erkannten Wind. 
den ,\ ir in den Segeln haben. ausnützen müssen. Deshalb 
verrate ich kein Geheimnis. wenn ich sage. dass die Ge-

unter der dass 
Sie diesen Anträgen zustimmen, bereits den General­
\ekrctär. Herrn Dr. Brühwiler. beauftragt hat. einen Vor­
schlag für den Gesetzestext. den wir hier einbringen wer­
den, auszuarbeiten. Am 18. und 19. November wird die 
erste Arbeitstagung diese Yorschliige bearbeiten. Dann 
1\erden sie, wie es der Bc~chluss zur Pflicht macht. der 
Geschäftsprüfungskommission des Ständerates und den 
beiden Finanzkommissionen zugestellt. Wir hoffen, etwa 
irn Februar des nächsten Jahres die Resultate zu be­
kommen, sie zu verarbeiten und Ihnen auf die :Vlärz­
session einen entsprechenden ;\ ntrag einzubringen. Ra­
~cher. glaube ich. k,rnn man nicht handeln. wenn man 
seriös arbeiten will. Herr Götsch glaubt allerdings. man 
sollte eine Spezialkommission einsetzen. Ich habe mir das 
auch überlegt. Es ist nicht notwendig. Die Geschiifts­
prüfungskommission wurde vor einem Jahr auf 19 Mit­
glieder cr~eitert. Durch das Mitspracherecht der Ge-

schäftsprüfungskommission des StänJerates und beider 
Finanzkommissionen werden sich also etwa 60 
\1itglieder unseres Parlamentes mit diesen Fragen aus­
einandersetzen können. Das scheint mir zu genügen. 

Es sei noch bemerkt: Nicht die Institutionen \,erden 
die nur das. 

mi:iner 
des Bundesrates zum Kommissionsberü:ht. 
Herrn \ on \foos 
tr:igen wurde. So lässt sich "ieder eine feste 
schaffen. auf der Bundesrat und Parlament 

an seinem Platz. arbeiten können. um die 
unserer Zeit und die zum Wohle un-

seres Landes lU meistern. 

Yontobel: Die "ird unter ge-
\\ issen Voraussetzungen. über die Sie unser Kollege Suter 
noch näher orientieren wird. den Antriigrn der Arbeits­
gemeinschaft mehrheitlich folgen köni:en. unter ge1\ issen 
Voraussetzungen. die insbesondere mit den Zusatzan­
trägen der Kommission zusammenhängen sowie mit der 
Erledigung der Verantwortlichkeitsfrage. 

Vorab möchte ich auch meinerseits dem Präsidenten 
der Kommission den Dank für die ausgezeichnete Leitung 
aussprechen. Der Dank gilt auch dem Generalsekretär 
und seinen Mitarbeitern. ganz besonders aber den ver­
ehrten Kollegen des National- und Ständerates. die sich 
ohne Ansehen der Person und ohne die Kleinheit oder 
Grösse der Fraktionen zu berücksichtigen. als eine Ge­
meinschaft zusammengefunden haben, mit dem Ziele, in 
der Mirage-Angelegenheit Klarheit zu schaffen. Das war 
für einen jener, die ja - mehr als Ihnen lieb ist - in der 
Opposition zu den Mehrheitsparteien stehen, ein sehr 
schönes Erlebnis. 

Es war ja auch natürlich. dass man so zusammen­
arbeiten musste; denn es war ja die Vertrauensfrage ge­
stellt, und die Vertrauensfrage erheischt ein besonderes 
Vorgehen. Dieses konnte nur darin bestehen. dass alle 
Vorkommnisse rücksichtslos aufgedeckt und festgestellt 
wurden. 

In den Schlussfolgerungen war auch die Arbeitsge­
meinschaft, ~ ie dies bereits \On verschiedenen Herren 
gesagt wurde. gar nicht einheitlicher \1einung. auch hier 
lauteten die Anträge von O bis 100. Persönlich hatte ich 
ebenfalls eine andere '.vfeinung: da ich die 
der Befünvorter ,on Kampfflugzeugen nicht teile. habe 
ieh mich gegen die von Kampfllugzeugen ge-
wandt. Ich war der Auffassung. dass man 
sich auf die Beschaffung von Aufklärungsflugzeugen, die 
für die ganze Armee erforderlich sind. beschränken sollte. 
Es war mir aber klar. dass die Arbeitsgemeinschaft nur 
mit einheitlichen Anträgen an die Öffentlichkeit treten 
kann, wenn sie ihrer Aufgabe - nämlich das Vertrauen 
wieder herzustellen - gerecht werden will. Dieser Ziel­
s.:tzung hatte ich meine persönliche Auffassung zu unter­
stellen; in diesem Sinne habe ich mich den Antrügen der 
Arbeitsgemeinschaft aus Überzeugung angeschlossen. 

Nun wird das Parlament darüber zu befinden huben. 
und auch hier gehen die Auffassungen stark ausein:tnder. 
Mir scheint nicht wesentlich zu sein. oh nun 57 K:1mpf· 
fh1gzeuge be,ch:1fft werden. um dem <<Rosthaufen-'' von 
850 Millionen auszuweichen und doch für unsere Luft­
waffe eine Lücke. die tatslichlich testeht. mit einer ge­
wissen Anzahl von Hochleistungsflugzeugen auszufüllen, 
bis man in einem späteren Zeitpunkt wieder zur Be-
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schaffung von Erdkampfflugzeugen zurückkehren kann. 
Diese in die Zukunft weisenden Anträge der Kommission 
v,aren mir absolut wichtiger. 

Es ist ja so. dass die Cntersuchung eine ganze Reihe 
von T atbcstiinden aus denen heraus die ;vfirage-

entstanden ist und die im System der 
Es war eine der 

die Weichen zu stellen, 
damit für die 
hindert wird. In diese 

für die 
insbesondere die Motion über die 
f;vfD. Weil ich mich in der Kommission - mit Herrn 
Stadlin besonders auch dieser angenommen habe, 
möchte ich darauf etwas näher eintreten. Es ist noch 
meine ".vfotion die die Schaffung einer wehr­
wissenschaftlichen Abteilung fordert. Es war dies eine 
:,., fotion unseres Kollegen Jaeckle, die er 1960 eingereicht 
hatte und die ich dann 1962 übernahm. Wenn auch nicht 
v. örtlich. geht die Motion doch in der Richtung. alle 
wissenschaftlichen und industriellen Erfahrungen in den 
Dienst unserer militärischen Bedürfnisse und der Rü­
stungsbeschaffung zu stellen und die Voraussetzungen zu 
schaITcn. dass Kettenreaktionen unsachgemässer Entschei­
dungen bei der Beschaffung von Rüstungsmaterial nach 
menschlichem Ermessen nicht mehr möglich sind. Diese 
sind ja einer der Gründe, weshalb wir heute vor dieser 
unerfreulichen Situation stehen und diese Situation in 
einem ebenso unerfreulichen Bericht zusammenfassen 
mussten. 

Wie war es bis heute? Die Rüstungsbeschaffung war 
bei der Generalstabsabteilung konzentriert, mit dem 
Generalstabschef als verantwortlichem Leiter. Dieser ist 
ein hochqualifizierter Berufsoffizier, menschlich absolut 
integer. aber ohne die Vorbildung und die technischen 
Voraussetzungen zu besitzen, die für jene Entscheide 
erforderlich sind, welche er in technischer Beziehung bei 
der Beschaffung von Rüstungsmaterial fällen muss. Ein 
Beispiel aus der Mirage-Entwicklung: Sie wissen, dass 
die Elektronik Taran eine sehr entscheidende Rolle ge­
spielt hat, auch hinsichtlich der Kostenentwicklung. Der 
Generalstabschef hatte an den Bundesrat Antrag zu stellen 
und hatte die Verpflichtung. wichtige Fragen der Rüstungs­
beschaffung der Landesverteidigungskommission zu unter­
breiten. Er hat die Beschaffung der Taran-Elektronik der 
Landesverteidigungskommission nicht unterbreitet, son­
dern die Sache an Herrn Bundesrat Chaudet weiter­
geleitet. Auf Befragen erklärte er, er hätte gedacht, das 
sei nichts so Wesentliches er hat zuerst ein anderes 
Wort gebraucht. das er dann zurücknahm -. nicht so 
wichtig, dass er es der Landesverteidigungskommission 
hätte unterbreiten müssen. Gerade mit der Elektronikwahl 
ist ja dann eine ganze Kettenreaktion anderer Dinge, 
wie zum Beispiel die Anpassung des Flugzeuges, und die 
ganze Kostenlawine, neben der Zusammenlegung der 
Objektkredite durch den Bundesrat, ins Rollen gekommen. 
Es ist ihm daraus kein persönlicher Vorwurf zu machen, 
weil er es nicht besser wusste und nicht besser verstand, 
weil er die hiefür erforderlichen Kenntnisse nicht hatte; 
aber die Verantwortung trägt er. Genau so ging es auch 
in vielen anderen Fällen. Selbstverständlich hat er sich 
auf die AG F verlassen, die ihrerseits Antrag stellte; aber 
die AG F verstand von Elektronik ebenfalls nichts; Herr 
Keller, der Leiter der AG F war, hat erklärt. er hätte es 
nicht für nötig befunden, Leute aus der Wissenschaft 
beizuziehen. Fachleute auf dem Elektronikgebiet exi­
stierten nach seiner Auffassung in der Schweiz überhaupt 
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nicht. Zuletzt damit ein Wort zur Verantwortung hat 
er sogar erklärt. \vcnn er das ganze Geschäft noch einmal 
übernehmen müsste, würde er es wieder genau gleich 
durchführen. wie er es getan hat. Das sind neben vielen 
andern Scheinwerfer auf ein S) stem, das bei der 
heutigen unserer Armee 
mehr beibehalten werden kann. Unsere 

liehen Mitteln. Wir hahen alles Interesse daran. 
Lösung aller unserer alle we­
sentlichen Kräfte aus Wissenschaft. Industrie und der 

Wirtschaft zur ~titarbeit 

In diesem Sinne wurde von der 
die Motion über die 
mentes konzipiert, wonach ein 
zeichnen sei, der stimmberechtigtes \fitglied der Landes­
verteidigungskommission ist. damit die technisch-indu­
striellen Belange in dieser Kommission von Militärs gleich­
berechtigt und glcichgewichtet zum Ausdruck kommen, 
nicht dass jener. der die industrielle Seite der Rüstung 
zu vertreten hat, nur reden kann. wenn er gelegentlich ge­
fragt wird, sondern dieser soll das Recht haben, sich zu 
äussem und mitzustimmen. - Ihm soll nach der Motion 
ein Fachausschuss für Rüstungsfragen beigegeben werden, 
bestehend aus Männern der Wissenschaft. Industrie und 
der übrigen Wirtschaft, damit ihm diese Leute über die 
anfallenden Fachfragen beraten können, damit er selber 
den Kontakt mit der Industrie, der Wissenschaft und der 
Wirtschaft nicht verliert. Auch soll damit der Beizug von 
Experten vorgeschrieben sein, dass nicht, wie bisher. ein 
Herr Keller entscheiden kann. ob Experten beizuziehen 
seien oder nicht, sondern das wäre vorgeschrieben. 

Diese neue Organisation gewährleistet die bessere For­
schung, die bessere Trennung von Entwicklung und Be­
schaffung. Hand in Hand damit geht, gemäss den übrigen 
Vorschlägen, auch die finanzielle Kontrolle während des 
ganzen Ablaufes eines Auftrages, von der Entwicklung bis 
zur Beschaffung. 

Wir vertreten auch die Auffassung, dass die Abteilung 
für Rüstungsfragen des Militärdepartementes zivilen Cha­
rakter haben soll. Bei der Besetzung von Stellen in dieser 
Abteilung für Rüstungsfragen soll. angefangen beim 
Rüstungschef. nicht auf die Karriere als Offizier abgestellt 
werden. sondern entscheidend soll sein, was er gelernt 
hat, an Erfahrungen besitzt, in welcher Weise er für das 
Fachgebiet, für das er in Frage kommt. einen Sack voll 
Wissen mitbringt. In dieser Abteilung muss das Zivile 
entscheidend sein; es kommt nicht darauf an. was einer 
auf dem Hut, sondern was er unter dem Hut besitzt. -
Wir haben heute im Militärdepartement eine ausge­
zeichnete Gruppe, die auch in der Arbeitsgemeinschaft 
einen sehr guten Eindruck gemacht hat. Das ist die Gruppe 
Planung bei der Generalstabsabteilung. mit Herrn Oberst­
divisionär Studer an der Spitze. Er ist ein ausgezeichneter 
Offizier und wird eventuell demniichst befördert. Dann 
kommt er aus der Gruppe Planung weg. Wenn aber diese 
Gruppe zivilen Charakter hat. es also nicht auf den mili­
tärischen Rang ankommt, ist die personelle Kontinuität 
dieser Abteilung gewährleistet. Gerade in technischen und 
industriellen Fragen ist die Kontinuität von entscheidender 
Bedeutung. 

Sie werden verstehen. wenn ich zum Schluss erkläre: 
Nach den Erfahrungen der Arbeitsgemeinschaft - lesen 
Sie den Bericht nach wird es kaum möglich sein, diese 
Organisation mit jenen Leuten durchzuführen, die heute 
in der Verantwortung betroffen sind. 
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23. September 1964 -
Herr Bundespräsident von Moos. dessen Ausführungen 

mir zum Teil einen sichr guten Eindruck gemacht haben. 
hat bczug auf die Verantwortung erklärt. dass die 

Antrag auf eine disziplinarische Untersuchung 
hätten. und dass der Bundesrat die Absicht habe, 

Bundesrichtern zu Hier 
deutlich erklären: Diese lJntersuchung hat statt­

Während 6 bis 7 Wochen haben 32 
Jes ~:nionalrates und des Ständerates in 
Arbeit. vollem Einsatz. dem Studium von Hunderten 

in Dutzenden von Einvernahmen alle Steinchen 
zusammengetragen. um diesen Bericht erstatten zu können. 
Darin sind alle Verantwortlichen An diesem 

auch Bundesrichter nichts ändern. Ich wiederhole: 
,u,,nuu6 hat stattgefunden. Es bleibt jener In-

die von diesen Instanzen ebenfalls zum 
Teil hinters Licht geführt wurde, nur noch die Möglich­
keit, entsprechend die Konsequenzen zu ziehen; dann 
wird auch die Arbeit der Arbeitsgemeinschaft in der 

ihre volle Würdigung finden. und erst dann 
wird der Schlussstrich gezogen sein und werden wir in 
eine neue Ära in der Rüstungsbeschaffung und in Fragen 
der Landesverteidigung eintreten können. 

M. Clottu: Les questions soulevees par l'affaire dite des 
:\tirage et traitees par le rapport de la Communaute de 
travail composee des commissions speciales des deux 
Chambres relevent de trois ordres differents: le nombre 
d'avions a acquerir, les responsabilites encourues et !es 
mesures a prendre pour eviter Je renouve!lement des faits 
que vous connaissez. Au nom du groupe liberal, nous vous 
presentons les quelques remarques suivantes a ce sujet. 

Commen~ons, si vous le voulez bien, par le nombre des 
avions Mirage. Deux solutions, apparemment simples, 
doivent etre examinees en premier lieu. Ou bien, afin de 
faire table rase, nous renon~ons a poursuivre la fabrication 
des appareils, ce qui revient a dire que nous tirons un trait 
definitif sur l'entiere serie des Mirage, selon la proposition 
de notre collegue M. Götsch. Ou bien nous nous en tenons 
a la decision prise en 1961 par I' Assemblee federale et nous 
confirmons la commande de la serie complete des 100 
a,ions Mirage. Cette alternative initiale est, nous semble-t-il, 
la seule Jogique. 

Cela etant pose, il nous parait d'emblee qu'il serait 
grandement deraisonnable de renoncer a toute fabrication 
d'avions Mirage. En raison des sommes considerables dejä. 

par la Confederation pour le debut de Ja fabri­
ainsi que des engagements non moins importants 

assumes pour la suite de cette derniere, une teile attitude 
ne serait pas justifiable a nos yeux. Une decision de ce 
genre, en effet, non seulement impliquerait une perte seche 
d'au moins 850 millions - et cela compte tout de merne -
mais encore ne resoudrait rien. Le probleme de la defonse 
de notre espace aerien, tel que nous le connaissons au­
jourd'hui, resterait integral. Dans l'etat present de nos 
renseignements, nul ne propose de se contenter de la DCA 
pour la defense de notre espace aerien. Or, nos avions 
Vampire seront bientöt au terme de leur usage. Les Venom 
lcs suivront peu a peu dans l'arsenal des appareils demodes. 
Ainsi, meme en supposant que nous limitions a 300 le 
nombre total de nos avions militaires, l'echeance d'une 
nouvelle dccision pour le remplacement d'appareils 
dcsaffectes est relativement proche. 

L'abandon actuel de toute acquisition d'avions Mirage 
nous ferait donc perdre un temps qui pourrait etre precieux 
pour re renouvellement de notre parc minimum d'avions 
rnilitaires. Bien plus, et meme si cela est fort desagreable 
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et deplaisant a dire, Ja somme de 850 mi!lions au moins qui 
serait perdue de son cöte demeurerait un gre,erait 
n'importe quel budget d'achat d'autres avions. Cest une 
illusion de croire qu'en la fabrication des 

contrairement l1 ce 
sion laisser supposer, l'abandon immediat 
des :\tirage ne constituerait pas une de clarte. La 

des difficultes rcncontrees 
t aient dans cette 
mais avec une semblable acuite. 

La seconde que nous avons aanoncee dans 
notre recherche initiale de solution est celle du 
maintien de la fabrication des 100 avions statuee par 
!'Assemblee federale en 1961. A il avait ete 
admis que cet effectif etait d'une politique deter-
minee de defense aerienne de notre pays. Tout au moins 
c'est l'impression qu'avaient ressentie la plupart des 
deputes qui avaient approuve le crcdit demande par le 
Conseil federal. Ensuite des evenements bien connus que 
nous n'avons pas a rememorer, Je nombre de 100 avions est 
maintenant remis en cause, voire abandonne officiellement 
puisque le Conseil federal, malgre !es reserves dont il a 
assorti son argumentation, ne dcfend plus ce nombre. 
Notons que ce changement de la position gouvernementale 
n·est pas du a des motifs d'ordre militaire, mais bien 
uniquement au depassement considerable de credits que 
nous deplorons, autrement dit a des raisons d'ordre 
financier. II est d'ailleurs patent qu'en 1961, si eile avait su 
que l'operation Mirage coOterait plus d'un milliard et demi, 
!'Assemblee federale n'aurait pas approuve Ja fabrication 
des 100 avions incrimines aujourd'hui. U n'en demeure pas 
moins que, du point de vue militaire, plus precisement 
concernant la politique d'engagement de notre armee, la 
demonstration n'a pas ete faite que !es 100 avions Mirage 
etaient de trop ni, du reste, il faut Je dire franchement, 
qu'ils etaient tous absolument indispensables. 

Nous touchons ici, croyons-nous, au point crucial de 
nos preoccupations. Les instrumcnts de notre defense 
nationale ne sont ni theoriques ni abstraits. lYune part, ils 
doivent satisfaire a certains bcsoins militaires duement 
etudies pour la dcfense de notre territoire. D'autre part, 
ils doivent etre a la mesure de nos possibilites financieres 
reelles. Au surplus. un rapport doit etre etabli entre le 
revenu national global, d'un cöte, et la proportion de ee 
revenu a consacrer a la defense nationale, d'un autre cöte. A 
rinterieur meme des credits affectes a l'acquisition de 
l'armement et a l'entretien de l'armee, une repartition 
judicieuse et explicite doit ctre faite entre !es lots de 
chaque arme, notamment, puisque nous discutons de la 
defense de notrc espace aerien, entre le lot revenant a 
l'aviation et celui destine a la DCA. Ces regles fondamen­
tales sont bicn connues, cela va de soi, du Con~eil federa.l 
et du Departement militaire. Neanmoins, iI faut admettre 
que le debordement inattendu des credits accordes en 1961 
pour la fabrication des avions Mirage a modifie partielle­
ment les donnees financieres de ces regles, peut-etre aussi 
ccrtaines donnees militaires. C'est dire que _le tout devrait 
ctre repense. C'cst e11 premicr lieu au Conseil fcdcral qu'il 
appartiendrait de le faire, donc de rcpenscr ccs aspects de Ja 
i.lcfense natiorrnlc, puis aux Chambrcs d'en i.lclibercr. 

Le groupe liberal doit rcconnaitre que, fa1."'C a cctte 
situation, la proposition de la Communaute de travail de 
fixer a 57 le nombrc des avions Mirage a achcter le laisse 
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sur sa fuim. La justification militaire de ce nomhre nous 
parait etroite. Nous ne doutons pas de l'utilite de trois 
cscadrillcs ct·avions a haute pcrformance. \fais cela est-il 

suffisant, si ron tient compte des apparei!s 
resteront necessaircment au sol pour des travaux de 

en etat ou d'entrctien? Nous discernons en 
outre, rcfficacite de la des trois escadrilles avec 

rnent 
ions. 

avions de notre armee et avec la DCA. Par 
intermediaire par la Commu· 

travail nous semble trcs discutable sous 
et industriel fait peser sur une 

!es frais considerables d'investisse­
en marche de la fabrication des 

Nous disions a !'heure que le rcfus de tout credit, 
hicn que pouvant donner de permettre de 

a zero, facilitait nullement en fait la solution a 
trnuver pour notre defense aerienne. Dans une celtaine 
mesure, nous pouvons utiliser !es memes termes pour la 

de la Communaute de travail. La fabrication 
de 57 nouveaux avions ne resoud pas Ies questions que nous 
pose le renouvellement, qui ne saurait etre beaucoup 
differe, du parc de nos avions militaires, meme si l'etfectif 
total de ces avions devait etre reduit a 300. On pcut du 
reste se demander en bon philosophe si, en ce dornaine 
comme dans tant d'autres, une solution globale et durable 
est aujourd'hui encore possible. 

Plusieurs membres du groupe liberal l'escomptent 
neanmoins. Pour cette raison, parce que la proposition de 
la Communaute de travail portant achat de 57 avions 
n'apporte pas de solution structuree et rationnelle pour 
notre defense aerienne et parce que, d'autre part, le Conseil 
federal n'a pas juge indique de nous soumettre d'autres 
pr opositions, Ia majorite des membres de notre groupe 
s'abstiendra lors du vote sur cet objet. Le projet de la 
Communaute de travail relatif au nombre des avions 
otfre toutefois un aspect positif. II represente, sous la 
forme d'un compromis, une possibilite d'accord elargi entre 
membres de diverses fractions de notre conseil, accord qui, 
par la demonstration d'une certaine identite de vues au 
parlement, pourrait contribuer a dissipcr le malaise cree 
dans Je peup!e par l'affaire des Mirage. Pour ce motif, un 
minorite de notre groupe se prononcera en faveur de la 
solution de Ja Communaute de travail. 

Cctte difference d'avis au sein de notregroupen'implique 
pas une divergence de vues sur le fond, nous tenons a Je 

mais uniquement des attitudes nuancees Face a 
!'ordre des decisions a prendre. En etfet, nous devons nous 
convaincre que, quoi qu'il en soit, que notre consei! adopte 
ou non le compromis prepare par la Communaute de 
travail, ou encore que des deputes s'abstiennent dans 

decision qui sera 
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sahilites politiques que nous devons nous soucier. Nous 
avons pris acte ce matin des dcdarations faitcs au nom du 
Conseil federn! par le Presidcnt de la Confedcration. Nous 
sommes reconnaissants au gouvcrnement de sa et 
de son Nous aurions souhaitc, de la 
part du President de Ja Confcdcration, une attitude 
ferme dans la defense de la de notrc haute autorite 
executive. Par au moment le chef du 
ment miliraire est l'objet de vives 
rr1r,n,'""" en toute franchise combien sa tüche est lourde et 
co,mr11"'"' et combien nous son 

Au reste, le lui-meme n·cst pas exempt de 
rPr.rnrh,·~ en cette atfäire. La Communaute de 

preuve. Neanmoins, nous devons nous rendre campte qu'au 
dela des reproches que nous adressons aux uns et aux 
autres ou a nous-memes encore, nous avons tous ete 
surpris, a des degres divers, par la rapidite de l'expansion 
technique et scientifique de ces dernieres annees ainsi que 
par !es etfets de cette evolution sur l'importance des frais 
des investissements nouveaux. Que l'affaire des Mirage 
soit une !e~on non seulement pour les responsables !es plus 
directs et nous incluons les parlementaires dans ce terme 
mais encore pour ceux, fort nombreux dans notre pays, qui 
se complaisent volontiers dans une relative facilite intellec­
tuelle due a Ia prosperite economique. 

Nous conduons en relevant que notre groupe approuve, 
cela va de soi, et avec une grande satisfaction, !es judieieux 
projets de la Cornmunaute de travail relatifs aux reformes 
a introduire, que ce soit pour la reorganisation du Departe­
ment militaire federal, pour le renforcement du contröle 
parlementaire ou pour Je developpement de Ja juridiction 
administrative. S'agissant du renforcement du contröle 
parlementaire, il prefere la formule de Ja Communaute de 
travail, qui donne mandat a la cornmission de gestion de 
s'en occupcr, a Ja formule de M. Götsch qui souhaite la 
constitution d'une commission speciale. Sur ce point comme 
sur les deux autres precites, nous soutiendrons donc Ja 
Communaute de travail et nous opposerons a la proposition 
de M. Götsch. 

Hauser: Die demokratische und evangelische Fraktion 
bekennt sich einstimmig zu allen Anträgen der Arbeits­
gemeinschaft und dankt ihr für die grosse Arbeit sowie den 
wertvollen Bericht. Wir sind iiberzeugt, dass sich nach Aus­
führung der Vorschläge eine Gewichtsverschiebung von 
Bedeutung zwischen Parlament und Exekutive vollziehen 
wird, in dem Sinne, dass sein in den letzten Jahren immer 
schmäler gewordener Anteil an den Staatsgeschäften korri­
giert werden wird. Auf jeden Fall beweist der Bericht, dass 

Parlament keine blosse ist. Im 

actuel de la defcnse so dass sie sich 

On peut certes se 
arrher au tres grand depassement de credits 

et cela sans que le par!ement ait pu 
evolution. La Communaute de 

als trojanische Pferde erweisen werden. 
Die mit den 

werden von der 
werden können. Durch das Recht auf Zuziehung von aus­
senstehenden Fachkräften wird sie der eben- t( 
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. ffe auf einem angemessenen Ent\\ icklungsstand gehal­
wa. zweitens war es unser Bemlihen, auch die andern 
~~:;Tengattungen ,nfort und nicht erst ab 1970 an der 
Modernisierung t.;1lhaben zu lassen. Wir stellen uns auch 
hinter die konstruktiven V,orschläge für die R,eorganisation 
des Eidgenö~sischen :-..11 htardeparternentes. S1e garantieren 
uns dasS bei klinftigen Entwicklungen und Beschaffungen 
die 'wirtschaftliche Seite nicht mehr vernachlässigt und die 
Koordination l\\ t,chen den \erschiedenen Abteilungen ver­

stärkt \\ i rd. 
In diesem Zusammenhang habe ich von der Fraktion 

den Auftrag erhalten, ihrem '.\{issfallen Ausdruck zu geben, 
wie gewisse hohe \lilitärpersonen auf den Bericht öffentlich 
reagiert haben. Wir sind der \leinung, die Herren hätten 
allen Grund, mit dem gesprungenen Vertrauensporzellan 
etwas vorsichtiger umzugehen. Weise Zurückhaltung wäre 
hier erfolgversprechender als forsches Vorgehen. Wie heisst 
es doch im Soldatenbuch auf Seite 122? « Sauberer Tisch 
schafft Vertrauen! » 

Das Parlament ist bereit, daran mitzuarbeiten. Das 
haben die vorgetragenen Fraktionserklärungen eindeutig 
gezeigt. So tief auch die Mirage-Angelegenheit in das 
Bewusstsein des Volkes eingedrungen ist, so sehr soll es die 
Gewissheit erhalten, dass alle Beschllisse verantwortungs­
bewusst in die Tat umgesetzt werden. Damit bauen wir ein 
festes psychologisches Fundament für eine dauerhafte 
innenpolitische Flurbereinigung. 

M. Schmitt-Geneve: Permettez a l'un de vos plus jeunes 
collegues, qui participe a vos travaux depuis a peine dix 
mois, de vous faire part de quelques reflexions qui n'auront 
aucun caractere technique ni meme legislatif. 

Je suis persuade quant a moi que le probleme qui nous 
occurc aujourd'hui n'est qu\in episode de Ja crise latente 
qui frappe toutes nos institutions politiques. Quelle que 
soit l'issue du vote qui intervier.dra au terme de ce debat, 
quel que soit le nombre de «Mirage» que le Conseil federal 
sera autorisc a acheter, la crise par laquelle nous passons, 
la crise que notre pays traverse ne sera pas resolue parce que 
le probleme qui se pose plus particulicrement au parlement 
n'est pas avant tout de savoir si nous disposerons demain 
de 57, 75, 100 « Mirage>> ou de point de« Mirage» du tout, 
mais bien de savoir comment, quand et par quels moyens 
nous adapterons nos institutions au rythrne du ternps et a 
l'epoque que nous vivons. 

Le chroniqueur de l'un de nos grands journaux s'expri­
mait il y a quelques jours a peine en ces terrnes: Que va-t-il 
ressortir de ces trois jours ou la lente degradation de la 
machinerie fcderale sera mise enfin en pleine lurniere? Sans 
etre en mesure de percer !es voiles dont s'entoure l'avenir, 
on peut ncanmoins presumer que la session d'autornne 1964 
des Chambres federales rnarquera le terme d'une longue et 
progressive dcterioration de nos institutions et l'origine d'un 
redressement du pouvoir central. Deterioration de nos insti­
tutions, degradation de la machinerie federale! 

Le peuple suisse a bien compris que le probleme ne 
reside pas dans le choix d'un appareil. Nulle critique n'a 
etc cmise quant a la valeur technique des types d'appareils 
d1oisis. Ces qualites n'ont pas ete contestees et ne le sont 
toujours pas. S'il ne s'agissait que de cela Je mal serait 
moindre. Helas! il est beaucoup plus profond et il est beau­
coup plus pcrnicieux que ne Je seraient des critiques memc 
\ iolentes a l'egard d'un departernent accuse d'une erreur 
d'::ipprcciation. Non, la crise cst tout autre. Dans le public, 
au ,ein de notre pcuple, c·est la confiance en nos institutions 
qui est cbranlee et l'affaire dite des «Mirage» n'est que 
l'illu~tr;\I ion dans le cadre rtus rcstreint d'un departement 
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du fait que sur le plan general nous nous somrnes laisses 
depasser par !es evenernents, que nous ne sommes plus 
rnaitres du navire, que nous ne pouvons repondre aux ques­
tions qui sont posees parce que nous n 'avons pas su ou pas 
voulu en temps opportun, au moment voulu prendre les 
mesures necessaires qui eussent permis une evolution de nos 
institutions nous perrncttant de mettre a la disposition du 
i-,.1ys un appareil capable de repondre, sur le plan legislatif, 
financier et gouvernemental, aux cxigcnces de notre epoque. 

Non, le Departement militaire n'est pas seul en cause. 
Ce dont il s'agit c'est de l'absence d'une politique coordon­
nee dans tous les dom,lines et de l':1bsence, par voic de con­
sequences, de propositions et de moyens permettant de 
poursuivre les buts qui seraient dcfinis par cette pülitique. 
Si nous ne mettons pas aujourd'hui le fer rouge dans la 
plaie, \e mal ne fera que s.'aggraver. Si nos concitoyens et 
nos concitoyennes n'admettent pas qu'on leur aurait cachc 
une partie de la verite en matiere de credits militaires. 
croyez-vous leur confiance en nos institutions inebranlables 
et qu'ils ne manifestent aucune inquietude devant, par 
exemple, rampleur colossale du budget federal et des bud­
gets cantonaux sans que les problemes essentiels poses it la 
Suisse soient resolus ou abordes, devant les contradictions 
entre les exigences imrosees a nos entreprises dans le cadre, 
par exemple, de la stabilisation de la main-d'ceuvre et les 
effets de l'accord signe a Rome en aout dernier, accord 
humainernent cornprehensible mais qui faisait dire a l'un 
de nos chroniqueurs economiques que «notre gouverne­
rnent estime peut-etre qu'une rnesure humaine ne doit etre 
prise que lorsque l'effectif des 500 000 est dcpasse nation 
apres nation. Que les Espagnols ne perdent pas courage 
gräce a l'arrivee de cousins et de petits cousins, ils auront 
bientöt le poids voulu pour etre considere avec le meme 
respect que !es Italiens.» Pensez-vous que le peuple reste 
indifferent, lorsqu'on lui dit qu'une legere erreur d'appre­
ciation dans les calculs fait passer en dix ans le cout des 
routes nationales de 5 a 14 milliards, difference justifiee ni 
par l'augmentation du prix du terrain, ni par celle du prix 
de la main-d'ceuvre? Le peuple reste-t-il indifferent lorsque 
face au:x recommandations solennelles et repetees des auto­
rites quarrt au rnaintien des prix dans le secteur prive, une 
grande regic augrnente ses tarifs de 18 it 30 ~/~ d'une seule 
fois alors qu'elle n'a sou!Tert d'aucun deficit ces demieres 
annees? Et Je peuple peut-il rester indifferent a l'accroisse­
ment continuel des depenses irnproductives lorsque l'on de­
laisse depuis tant d'annees les investissements dont depend 
l'avenir du pays, alors que l'on parle de la grande misere 
de nos instituts de hautes etudes et alors que depuis 1954 
deja le professeur de Muralt, alors recteur a l'Universite de 
Berne, lan-,:ait un cri d'alarme, qu'en 1955 deja le profes­
seur Hurnmler, delegue du Conseil federal, lan~ait un cri 
d'alarme en ce qui concerne ce secteur de la defense natio­
nale qui est la preparation de nos elites et la formation des 
cHdres. Et il a fallu attendre 1964 pour qu'a la lecture Ju 
rapport Labarth: nous realisions Je retard dans la prepara­
tion de nos elites, dont depend tout l'avenir du pays tant 
sur le plan spirituel que sur Je plan economique. 

Ceux qui croient que parce que l'on aura diminue le 
nombre des avions commandes, celLx qui croient que parce 
qu'on aura exige quelques tetes, le prohleme sera resolu se 
trompent lourdernent, cornme j'estime que le Conseil federal 
se trompe lorsque, une fois encore, dans son rapport de 
gestion, en avril 1964, il disait que « le gouvernement 
dcrnandait a etre juge d'apres ses actes et non d'apres ses 
intentions et que dans notrc pays des dibats sur la politique 
generale risqueraient d'etre steriles. On peut mesurer les 
difficultcs que rencontrerait le Conseil fcderal s'il voulait 
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tracer meme a grands traits un programme d'action pour 
rannee ou les armees a veair. Cette procedure serait de 
nature a affaiblir la situation du gouvcmement aux yeux du 

et du pays. " Eh se sont toutes 
som atfaiblies aux yeux du pays. Nous 

de cette situation dans sommes tous r,·~.nfln~,!h 

nous nous trouvons. 
Puisse l'affaire du ,, etre l'occasion sa!utaire 

pour le et le gomernement de <'flmr,r,•n,1:re 

ne pas en 1964 un pays comme on !e faisait en I870, 
que les ne sont pas 
nellcs au nombre des habitants d'un pays et 

a sept seulement de nos 
d'endosser non pas une mais la res,oons,unute 
la d'un pays se veut 

termine par la. Je voterai !es 
de la eommunaute de tra,ail car e!les semblent les seules 
acceptables politiquement en l'etat actuel des choses, bien 
bu'elles puissent peut-etre a la longue, ces prochaines an­
nees, je le crains, se reveler eontraires a nos interets finan­
ciers ou a nos interets militaires mais bien persuade par 
tontre qu'elles n'ont que tres peu de rapport avec les veri­
eables reformes qu 'exige la situation du pays, dont le pro­
bleme qui nous oecupe aujourd'hui n'est qu'une preuve de 
plus de leur necessite et de leur urgence. 

AJlgöwer: Gestatten Sie, dass ich mit einer kleinen 
Geschichte aus Basels Vergangenheit beginne. 1805 wurde in 
einer Basler « Dotationsurkunde » erstmals der militärische 
Wert von Stadtbefestigungen bestritten. Doch der Grosse 
Rat verteidigte mit hochpatriotisehen Worten die « Forti­
fikationen» und fand. die Schliessung der Tore bei Nacht 
sei schon aus polizeilichen und moralischen Gründen not­
wendig. Noch grotesker war die Begründung, als 1837 der 
erste Bahnhof auf Schweizergebiet erstellt und die Forde­
rung erhoben wurde, er müsse mit Befestigungswallen um­
geben sein. 

Schon damals rief die «Neue Zürcher Zeitung>> die 
«eidgenössischen Zivil- und Militärbehörden>> auf, sich 
der Basler Bahnhoffrage anzunehmen, da ein Weglassen 
der Befestigungen die schweizerische Verteidigungskraft 
schwäche. Bern brachte die Frage vor die Tagsatzung und 
verlangte, dass Basel durch die Anlage von Bahnhof­
befestigungen die « Unverletzbarkeit des schweizerischen 
Gebietes,, gewährleiste. Basel musste schliesslich nach­
geben und die Befestigungen bauen. Sie kosteten mehr Geld 
als die normale Jahresausgabe. Das macht auf das Jahr 
1963 umgerechnet zirka 350 Millionen Franken. 

1846 war das Werk vollendet und l 855 wurde be-
schlossen, die Befestigung wieder abzureissen. Also kaum 
zehn Jahre später fielen die teuren Anlaßl:n einer neuen 
militärischen Doktrin zum Opfer. Aber man besass damals 
wenigstens den Mut, das sinnlos gewordene Werk zu liqui­
dieren und einen respektablen Schrotthaufen in Form von 
abgebrochenen Befestigungsanlagen zu produzieren. 

Sie sehen also, dass die Mirage-Angelegenheit ihre Vor­
läufer hat! Würden wir weiter in der Vergangenheit herum­
sehen, so fänden wir noch weitere Schrottproduktionen. 
Je rascher die Entwicklung der Technik voranschreitet, 
desto schneller veraltet jedes Rüstungsprodukt, und desto 
schneller wird es zu Schrott. Dem Ausland geht es nicht 
besser. Wir brauchen nur die lauten Diskussionen inner­
halb der NATO um Gewehr- oder Panzermodelle zu ver­
folgen. Wie oft kommt es vor, dass ein ursprünglich vor­
gesehenes Modell zwn Ärger einer Industriegruppe oder 
eines ganzen Landes aufgegeben wird, da es sich während 
der Erprobung als ungeeignet erweist. 

Wir brauchen uns also nicht z:u schämen, wenn wir einen 
irrtümlich cingeschbgenen Weg verlassen und den Mut zu 
einem Neubeginn besitzen. Darum kann keine Rede davon 

dass eine Korrektur des Beschlusses von 196 l im Aus-
land als Schwäche würde. fm 

der Mut zur Selbstkorrektur die 

im I nLmd. Er verdient grosses 
Und er endet dort, wo er 

\1it Recht ist versucht worden, 
keiten Bundesrat und hohe Offiziere wurden 
genannt, aber es fehlt eine entscheidende Verantwortlich­
keit, die des Parlamentes selbst. Cnser Rat hat I die 
falsche sanktioniert und schon früher bei 
den Anschaffungen ,on schwerem Kriegsmaterial ,er­
säumt, die Konsequenzen einer für unseren kleinen Staat 
untauglichen Armeedoktrin zu überprüfen. Wir haben die 
Armee den Fachleuten überlassen und diese konnten sich 
in der Illusion wiegen, Herr und Meister zu sein. 

Weil die Selbst,erantwortlichkeit des Parlamentes nicht 
festgestellt wurde, ist die Konunission auch nicht bis z:u den 
tieferen Gründen des Mirage-Vorfalles vorgedrungen. Sie 
hat sich zwar mit der Einsatzdoktrin der Luftwaffe befasst, 
leider aber auf diesem Gebiet keine Abklärung herbei­
geführt. Wohl werden die verwirrenden Botschaften 1961 
und 1964 einander gegenübergestellt, aber die Schluss­
folgerungen bleiben unklar und werden neue Verwirrungen 
stiften. Eine solche Abklärung wäre nur möglich, wenn man 
nicht bei der Luftwaffendoktrin stehen bliebe, sondern zur 
Einsatzdoktrin unserer Armee überhaupt vorstiesse. Aber 
diese Aktivierung konnten nicht jene Herren vornehmen, 
die 1961 bei der falschen Weichenstellung aktiv mitwirkten. 

Es berührt uns merkwürdig, wenn heute einfach fest­
gestellt wird, der Jagd- und Raumschutz erfahre eine 
«grosse Beschränkung». Im Jahre 1961 wurde gerade der 
Raumschutz als Hauptgrund für den Übergang zum Hoch­
leistungsflugzeug genannt. Jene Fachleute, die diese Forde­
rungen durchsetzten, handelten an sich folgerichtig gemäss 
ihrer Doktrin des Bewegungskrieges mit mechanisierten 
Divisionen im Mittelland. Sie weisen darauf hin, dass diese 
Divisionen wehrlos sind, wenn sie nicht über einen lei­
stungsfähigen Raumschutz verfügen. Wenn man nunmehr 
aus politischen Gründen den Raumschutz zusammen­
streicht, so dass er praktisch dahinfällt und wenn man nur 
aus Angst vor einem zu kostspieligen Schrotthaufen ein 
paar Aufklärer über die Grenzen sausen lässt, dann werden 
unsere mechanisierten Divisionen nur noch sehr bedingt 
einsatzfähig. 

Leider hat man 1961 diese für einen militärischen Fach· 
mann selbstverständlichen Zusammenhänge nicht beachtet 
und auch auf rechtzeitig laut gewordene Warnungen nicht 
gehört. Schon lange hätte man erkennen müssen, dass nicht . 
nur die Panzer ein ungeheuer kostspieliges Unternehmen, 
ein Finanzabenteuer, sind, sondern dass diese Stahlkolosse 
nur zum Einsatz gebracht werden können, wenn das noch 
grössere Finanzabenteuer der Hochleistungsflugzeuge ein­
gegangen wird. 100 Mirage waren ja nur ein Anfang der 
Raumschutzfliegerei. Militärisch gesehen wäre eine viel 
grössere Zahl nötig gewesen. Wollen wir die Organisation 
1961 als Doktrin gelten lassen, dann brauchen wir minde· 
stens 260 bis 300, besser noch 400 bis 500 Hochleistungs· 
flugzeuge. Sofern diese Apparate nicht zur Verfügung 
gestellt werden können, nützen uns die mechanisierten 
Divisionen nicht viel. 57 Flugzeuge sind aber derart läeher• ' 
lieh wenig, dass sie militärisch überhaupt nichts bedeuten. ' 
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23. September 1964 
------

Alt Bundesrat Etter hat dieser Tage von der Schlacht 
· · gesagt: « Dieser Rückzug wurde der Aus-

für die Besinnung auf die welche 
unserm gesetzt sind. !'vfü Marignano begann der 

Durchbruch rur zwar aber freien Schweiz.)> 
Durchbruch muss Generation neu vollziehen. 

hat sich mit zwei Gefahren aus-
. Einmal mit der vor dem Gross-

andern, was ebenso schwierig ist, mit der Faszi-
Räume und In uns Schwei· 

son­
des « besoins 

"'~"mi,•,ir)}, wie man dies genannt hat. Diese Sehnsucht 
letzten Jahrzehnten vor allem unseren mili­

ia.r,,,..,,,..u Fachleuten schwer zu schaffen gemacht. 
Wir erinnern uns an die Jahre vor dem Zweiten Welt­

krieg, hohe Offiziere für das « Neue Europa» schwärm­
ten. Wir erinnern uns an die Aktivdienstjahre, als diese 
Offiziere Hitlers Erfolge bewunderten und selbst dessen 

» priesen. Von diesen Offizieren 
gibt es heute noch in den obersten Rängen. Sie haben ihre 
militärischen Ansichten nicht geändert und vertreten mit 
Nachdruck den Bewegungskrieg. Bundesrat und Parlament, 
die letzlich die Entscheidung über die Landesverteidigung 
zu fällen haben, Iiessen sich seit Jahren von den Grossraum­
strategen der Landesverteidigung irreführen. Sie haben 
nicht erkannt, wie diese militärischen Fachleute dem 
« besoins de grandeur » huldigen und gegen unseren Klein­
staat sündigten. Wir dürfen uns deshalb nicht wundern, 
dass sich diese Offiziere so leichthin über die Finanz­
beschlüsse des Parlamentes hinwegsetzen. Damit wurde ein 
ganz wesentliches Element unserer Kleinstaatlichkeit ver­
letzt, und ich glaube, in der Empörung des Volkes ist 
gerade diese Verletzung unserer Kleinstaatlichkeit, ihrer 
Friedens- und Freiheitsabsicht zum Ausdruck gekommen. 

Präsident Kennedy hat sich seinerzeit die Sonntagsreden 
seiner Generale verbeten. Nicht nur, weil sie ihm innen­
und aussenpolitisch Schwierigkeiten bereiteten, sondern 
weil sie staatspolitisch gefährlich sind. Je grösser die Zer­
störungsgewalt wird, die einer einzelnen Waffe innewohnt, 
desto mächtiger werden die Kommandanten, die darüber 
verfügen. Darum wachen sowohl der amerikanische Präsi­
dent wie der sowjetische Ministerpräsident eifersüchtig 
darüber, dass die Kommandogewalt über die Superwaffen 
in ihren Händen bleiben. Wir besitzen keine Atomwaffen 
und werden sie hoffentlich nie besitzen. Aber zweifellos 
möchten die «besoins de grandeur-Leute» Richtung Atom­
waffen marschieren. Darum ist es heute wohl unsere wich-

militärpolitische Aufgabe, den Primat der Politik 
gegenüber dem Militär klar rum Ausdruck zu bringen, oder 
wieder herzustellen. 

Es muss uns bewusst sein, dass die wichtigen mi!itä· 
rischen Entscheide innerpolitische Entscheide sind. Das 
Parlament hat sich allzulange dem Urteil der Fachleute 
ausgeliefert, statt den Militärs die Richtung zu weisen und 
ihnen den Marschbefehl auszustellen. Wir müssen in Zu­
kunft dafür sorgen, dass unser Parlament nicht mehr den 
Marschbefehl vön der Landesverteidigungskommission er­
hält, sondern dass sich diese nach unseren politischen 
Weisungen und Befehlen richtet, wie es für Soldaten selbst­
verständlich sein sollte. 

Wenn wir bei der Mirage heute keinen klaren Entscheid 
treffen, und an Stelle einer militärisch brauchbaren Lösung 
einen politischen Kompromiss setzen, so werden auch die 
gewünschten Reformen nicht das gewünschte Ziel erreichen. 
Wenn wir zu den bereits bewilligten 850 Millionen noch 
weitere WO zusetzen, dann kommen wir nur zu einer ganz 
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kleinen Kampfrendite. Aber diese winzige Kampfrendite 
blockiert uns die Weiterentwicklung, sie blockiert uns die 
Anschaffung von Erdkampfflugzeugen, und vor allem 
blockiert sie uns die Umstellung auf eine schweizerische 
Kampfart. kh deshalb, wir sollten heute den Mut 
haben, den allzu lange Entscheid zu fällen. Es 
gibt für uns als Kleinstaat kein Sowohl-als-auch. Entweder 

wir den und den damit verbun-
denen Grosskampf samt allen bis zur Auf-

stehender oder wir v,ählen die von uns 
erreichbare Konzeption mit allem denkbaren taktischen 
Raffinement. 

Es wurde sowohl von Herrn Furgler wie auch von Herrn 
Bundespräsident von Moos gesagt: Hätte man 1961 die 
Konsequenz gekannt, so hätte man sicher nein gesagt. 
Heute kennen wir die meisten Konsequenzen, und aus­
gerechnet jetzt sollen wir ja sagen! Politisch haben wir 
durch das Juni-Veto des Parlamentes und die ausgezeich­
nete Arbeit unserer Kommission viel gewonnen, aber noch 
lange nicht alles. Militärisch hingegen ist das Grundproblem 
unserer Landesverteidigung noch keineswegs gelöst. So­
lange dieses offen bleibt und unser neutraler Kleinstaat 
nicht weiss, was er wirklich militärisch kann und was er 
praktisch will, ist die Anschaffung von bloss 57 Mirage 
nicht zu verantworten. 

Bedauerlicherweise liegt an unserem Weg zur militä­
rischen Vernunft ein Schrottha.ufen von einigen hundert 
Millionen. Aber es ist weitsichtiger, wenn wir Schrott als 
Schrott bezeichnen und es beiseiteräumen, statt es mit 
weitem hundert Millionen zu vergolden. Wir werden daran 
finanziell nicht zugrunde gehen, auch politisch nicht, genau 
so wenig wie Basel vor mehr als hundert Jahren an seinem 
Befestigungsschrotthaufen. Ich möchte [hnen daher emp­
fehlen, den Mirage-Kredit abzulehnen und vom Bundesrat 
die sofortige Abklärung unserer zukünftigen Militär­
konzeption zu verlangen. 

M. Borel Georges: Nous somrnes persuades que notre 
intervention ne modifiera pas vos positions ni dans un sens 
ni dans un autre. Nous estimons toutefois de notre devoir 
de nous exprimer ici au nom d'une minorite opposee au 
compromis consistant a acquerir 57 Mirage au lieu de 100. 

Nous ne meconnaissons pas l'inconfort de notre position, 
car, en fait, comme on l'a dit, si la majorite de ce parlement 
s·y rallia.it, c'est 850 millions qui auront ete depenses en 
pure perte. A cela, nous repondrons que ce n'est pas nous 
qui avons engage cette <lepense et qu'un certain nombre 
d'entre nous ont meme, des l'abord, ete opposes a un tel 
engagement. Nous n'en<lossons donc aucune respon­
sabilite a cet egard. 

L'affaire des Mirage n'est qu'un des aspects d'un 
probleme plus vaste. Elle n'en constitue pas Je fond, qui est 
et reste la conception que nous avons !es uns et !es autres 
de la defense de notre neutralite et de notre independance 
nationales. 

Nous avons, en tant que membres de la commission 
militaire, participe aux travaux de la commission de Sils­
Maria qui a examine Ja loi sur la nouvelle organisation des 
troupes et la loi sur Ja nouvelle organisation militaire. A ce 
moment-la, nous mesurions nos termes lorsque nous 
disions devant ce parlement qu'il cessait de defendre une 
neutralite absolue pour entrer dans un regime de neutralite 
relative, du moment que la mecanisation de notre armee 
permettrait a celle-ci de se defendre ou d'intervenir suivant 
les circonstances, non seulement a l'interieur de notre 
espace territorial national, mais egalement a l'exterieur. 11 
en resulte que si, unjour, notre aviation n'etait pas suffisante 
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et que nous soyons mcnaccs. m~us nous trouverions 
contraints de nous engager dans un e,entud grnupe de 

Nous nos tc1Tt<cs parce quc sentions 
tout le monde 

maintenir notre 
chefs 

de corps d'armce, c'est 
l\:nnemi. II s'ensuit un 

ce malaise est a l'ori-
vcut que nous ayons non pas une 

armce au sol - ctant donne que nous ne oc,ssi:füms 
pas d'armes -, mais au contraire une arrnee 
mobile, dont une partie pourrait evolucr dans un charnp 
opcrationnel situc hors du tcrritoire national. L 'histoire 
des avions il hautes rerforrnances, illustre bien cette 
tendancc. 

Clnnme lc rdeve lc Conseil federn! dans scs differents 
messages, cette aviation doit pouvoir intervenir bien au-dela 
de nos frontieres. II est vrai que, dans resprit du Conseil 
federal, elle n'interviendrait qu'a titre defensif mais i1 faut 
aussi considerer l'envers du decor et je laisse a chacun le 
soin de sonder les creurs pour en connaitre les veritables 
intentions. 

Jene m'etendrai pas longuement sur les responsabi!ites. 
Quelques voix se sont elevees pour demander Ja tete du 
chef du Departement militaire. Nous n'irons pas jusque la. 
A lui de tirer !es consequences de son activite passee. Nous 
Je disons sans arnbages ni arriere-pensees car nous connais­
sons Ja puissance de travail, le sens du devoir et l'absolue 
honnetete du magistrat responsable de ce departernent. Ce 
que nous ne pouvons adrnettrc, en revanche, se sont les 
methodes qu'il a cmploye pour evincer certains fonction­
naires et exercer des pressions sur des officiers et techniciens 
qui ne pouvaient pas, en raison rneme de la hierarchie 
militaire, s'cxprimer avcc toute Ja franchise et toute 
l'inderendance qu'on etait en droit d'attendre dans un 
Etat democratique comme le nötre. 

Cne autre raison de ma critique est le fait que le premier 
devoir de la commission de travail pour l'acquisition 
d'avions etait non pas de nous faire acquerir les Mirage 
mais de<< liquider d'autres avions, en particulier le Draken. 
Or, nos interets econorniques et politiques commandaient 
que nous nous rapprochions du pays qui nous 
fournir !es Draken, c'est-a-dire la Suede. 

Celte commission de travail a etabli 1111 rapport con­
fidentiel dans lequcl eile cssayait de demolir completement 
le Draken. Or, lors des essais qui se sont deroules sur Ja 
place d'Emmen, Je Draken a passe d'une maniere pro­
bante l'cpreuve du percement du mur du son, mais on n'a 
pas demande aux Mirage des vitesses supersoniques. J'ai 
cu la curiosite d'en dcrnander la raison et il m'a cte repondu 
que le bruit pourrnit briser !es vitres des localites voisines. 
II me semble quc ce qui est vrai pour le Mirage devrait 
egalement l'etre pour lc Draken et je vous laiss:e Je soin de 
tirer lcs conclusions de cette reponse. [!Je est tout de meme 
l'indice qtt'()n voulait arriver ,\ un rt\sultat fixe d'avance et ce 
faisant, on s'est lance dans une mesaventure non seulement 
financicre, mais technique. Je crains qu'elle ne soit une 

~n.sequence de cette politique de grandeur qui veut nous 

faire abandonner notre ncutralite absolue au profit d'une 
neutralitc trcs rclati,e. 

On nous a dit ce matin: donnons un au 
mcnt militaire fcderal et compromis en acccp­
tant l'achat de 57 \·1irage. Or, comme Yient de le dire le 

lui-mcme. c·est il 

mi!itaire est devcnue sans issue 
je vous demande 

sont faites par notre 
afin de trouver moyens permettant de revcniraunexamen 
de l'ensemble de la situation sur des bases 
plus 

Du cöte militaire, on nous a dit que les depenses mili­
taires ne sont, apres tout, pas superieures a celles qui sont 
consenties par d'autres Etats. Admettons-le un instant. 
Mais alors, ce probleme n'est pas simplement technique. 
l! est financier et politique. 

On nous a cite Ja Suede qui consent des sacrifices bien 
plus cleves que nous pour maintenir sa neutralite. D'accord. 
Mais !es sacrifices de la Suede s·assortissent d\me defense 
du statut social et economique de l'ensemblede Ja population 
qui n'est pas a cornparer avec le nötre. 

Cest pourquoi lorsqu'on reprendra Je probleme dans 
son ensemble, comme on l'a reclame de divers cötes, 
nous pourrons dire avec plaisir que nous donnerons notre 
consentement aux sacrifices qui sont demandes. Mais, 
etant donnes les methodes actuellement en cours, l'erreur 
de la conception de la defense nationale de notre pays et de 
sa neutralite, les pratiques qui etaient en vigueur jusqu·a 
maintenant, nous ne pouvons pas acquiescer a Ja propo­
sition qui nous est faite d'acquerir 57 Mirage. 

Les propositions de notre co!lcgue Götsch vont plus 
loin que celles de la cornmission du travail qui a pourtant 
accompli une reuvre admirable. Nous pensons qu'il faut les 
adopter et voici pourquoi: Aucun d'entre nous n 'est un 
specialiste et si nous voulons sauver comme disait M. 
Schmitt nos institutions dernocratiques et le prestige du 
parlement, il s·agit de donner a chacun de ses rnembres 
la possibilite de se familiariser avec les problemcs toujours 
plus difficiles et plus nombreux que nous dcvons aborder. 
Ccst pour cette raison que je vous demande d'appuyer les 
propositions Götsch. 

Sauser: Nachdem das Wort nun allmählich von den 
Mitgliedern der Arbeitsgemeinschaft an die gewöhnlichen 
Ratsmitglieder übergeg:mgen ist, möchte ich mein Votum 
mit einigen Dankesworten beginnen. Mit grosscm Mit· 
gefühl habe ich während meinen erholungsreichen Sommer 
ferien im kühlen Dtir1emark jeweilen aus der Zeitung 
nommen, dass die Arbeitsgemeinschaft zur Unters•· 
der Mirage-Angelegenheit neuerdings zu einer J;_e 
Bern zusammengekommen sei. Wenn wir heut,"'' 
tat dieser Bemühungen in der Form eines a• 
wertvollen Berichtes vor uns haben, so 
bewusst sein, dass dafür auch aussergev. 
Arbeitszeit von seiten der beteiligter 
seiten des ausgezeichneten Präsic' 
Generalsekretärs erbracht wordel"' 
viele Ferienpläne auf dem Altar 
worden, obschon deren Realisiert. 
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neidung von Herzinfarkten erwünscht gewesen wäre. Wir 
~ndern Ratsmitglieder, die wir von ditser besonderen 
Strapaze verschont geblieben schulden den 
der daflir Dank und 
\Of allem auch für die Art und in welcher der Auf-
trag erledigt ,\orden Bei 

wenig sinmoll, \h:nn 
seiner ganzen Breite würdigen kh möchte mich des­
halb nur zu zwei Punkten äussern, die nach meiner Auf-

der und bedürfen. 

Der Punkt ist auch schon von Vorrednern 
Er betrifft die Einsatzdoktrin für unss:re Luft-

Ich finde es sehr verdienstvoll. d,1ss der Rericht auf 
eine mit dem Prädikat Studie von 
Hauptmann Islcr aus dem fahre 1963 aufmerks.1m macht. 
Ich kann mein Erstaunen darüber nicht ganz 
dass , on der Schweizerischen 

Arbeit offenbar bisher nicht 
ist. Die Schlussfolgerungen, die sich aus dieser Studie er-

stehen nun allerdings wenig mit den bisher vonseiten 
des Eidgenössischen :..tilirärdepartementes ,ertretenen An­
schauungen über Aufgabe und Möglichkeiten unserer Luft­
waffe im Einklang. Nachdem aber die Ansichten von 
Hauptmann lsler dem Preisgericht der Schweizerischen 
Offiziersgesellschaft nicht als abwegig erschienen sind, sonst 
wäre die Studie wohl kaum mit dem ersten Preis aus­
gezeichnet worden, ist eine gründliche Überprüfung und 
Klärung der Einsatzdoktrin für die schweizerische Luft­
waffe dringend geworden. Nachdem sich ferner der Mirage 
als nicht so polyvalent erwiesen hat, wie dies ursprünglich 
behauptet worden ist, wird es nötig sein, sich darüber klar 
zu werden, für welche Zwecke wir Kampfflugzeuge un­
bedingt brauchen. Mit dem Geld, das wir für unsere Landes­
verteidigung aufwenden können und wollen, muss ein 
Maximum an Abwehrkraft gegen Angriffe einer fremden 
Armee geschaffen werden. Wenn der im Untersuchungs­
bericht zitierte Ausspruch von Professor Ackeret von der 
ETH richtig ist, dass die Polyvalenz bei Kampfflugzeugen 
ein Wunschtraum sei, so ist es an der Zeit, für die immer 
noch Träumenden mit militärischer Rücksichtslosigkeit 
Tagwache zu blasen. Die Arbeitsgemeinschaft für die 
Untersuchung der Mirage-Angelegenheit ist jedenfalls in 
ihrem Bericht zum Schluss gekommen, dass die technische 
Entwicklung die Polyvalenz als fragwürdig erscheinen lasse. 
Also muss das Steuer energisch herumgeworfen werden, 
damit man sich nicht bei gewissen Herren im Eidgenös­
sischen Militärdepartement der Illusion hingibt, man 
könnte dem Parlament die ganze Hunderterserie Mirage 
doch noch mundgerecht machen, wenn es gelingen sollte, 
das Flugzeug so zu perfektionieren, dass es beispielsweise 
auch noch Gletscherlandungen auszuführen in der Lage 
sei. Wenn die Arbeitsgemeinschaft zur Auffassung gelangt 
ist, dass unsere Luftwaffe vor allem der Aufklärung und 

, der l}nterstützung des Erdkampfes zu dienen habe, so muss 
für eine entsprechende Revision der Einsatzdoktrin gesorgt 
·,~den. Der Katalog der Aufgaben, die dem Eidgenös­

'\~en Militärdepartement mit der Motion nach Beilage 2 
'erichtes überbunden werden, kann deshalb keinesfalls 

·~ssenden Charakter haben. Die dort geforderten 
.,atorischen Massnahmen haben nur einen Sinn 

,tter stimme ich mit Kollege Allgöwer vollständig über­
ein -. wenn zugleich klare Vorstellungen darüber be­
stehen, in welcher Richtung unsere Flugzeugbeschaffung 
in Zukunft gehen soll. Weil dies heute eben noch nicht der 
Fall ist, verstehe ich, dass Herr Götsch seinen Antrag ein­
gereicht hat, obschon ich mich seiner Argumentation nicht 
anschliessen kann. aus Gründen, die unser Fraktions-

präsidcnt dargelegt hat. h:h unten,tütze im Gegenteil in 
allen Teilen die Vorschl~ige der 

Damit komme ich zum zweiten Punkt, ,len 

Sache des 
zu veranlassen. \Vir haben heute \On Herrn 

wird, eine Kommission ,on Bundesrichtern 
zu betrauen. Es 

meinem Vorredner, Herrn Vontobel, der nicht 
konnte, was diese Kommission ,on ßundesrkhtern 1\Jc::ues 

der Arbeitsgemeinschaft sollte. 
Vor allem ist mir auch nirht klar, ob diese Kommission von 
Bundesrichtern so speditiv arbeiten würde, ie das die 
Arbeitsgemeins.:haft getan hat Notig ist nun .1ber sicher, 
dass Leute, die Fehler beg:ingen haben, dies auch einsehen 
und bereit sind, gleiche Fehler in Zukunft nicht zu wieder­
holen. Das erfordert natürlich gev. isse innere Cmstel­
lungen. 

Nun lassen leider gewisse Ausserungen von Persönlich­
keiten, die durch den L:ntersuchungsbericht belastet wer­
den, ernsthafte Zweifel darüber aufkommen, ob sie in der 
Lage seien, überhaupt nur den ersten Schritt zu tun, näm­
lich einzusehen, dass sie etwas falsch gemacht hätten. Was 
schon vor der Ernennung der Untersm:hungskommission 
von einzelnen Mitgliedern der Landesverteidigungskom­
mis~ion zum Thema Mirage öffentlich gesagt worden ist, 
hat doch weitherum einen peinlichen Eindruck hinterlassen. 
Es war ein Glück, dass wenigstens für die Dauer der Unter­
suchungsarbeiten vom Herrn Departementschef ein Rede­
verbot erlassen worden ist, so dass wir in dieser Zeit von 
weiteren ungeschickten Äusserungen hochgestellter Mit­
arbeiter des EMD verschont geblieben sind. Was nun aber 
neuerdings, nachdem die allgemeine Diskussion wieder ein­
gesetzt hat, zu hören ist, legt doch den Schluss nahe, ohne 
die Neubesetzung einiger Schlüsselpositionen im Militär­
departement bestehe keine Aussicht, zu einer klaren und 
vertretbaren Konzeption unserer Landesverteidigung zu 
kommen. Es ist beruhigend. wenn der Unter­
suchungsbericht zum Schlusse kommt, cs hätten sid1 bei 
allen Fehlern, die gemacht worden sind, keine Anhalts­
punkte für unehrenhafte Handlungen oder ein Streben 
nach persönlichen Vorteilen Wir nehmen das 
dankbar zur Kenntnis, auch wenn es gewissermassen eine 
Frage des persönlichen Geschmackes darstellt, .... ic weit eine 
bewusst irreführende und unzuverWssige Information der 
Bundesversammlung noch als ehrenhaft zu qualifizieren ist. 
Persönliche Integrität und guter Glaube sollen gewiss 
\\Citerhin in der Bundesverwaltung hoch kotiert werden. 
Sie genügen aber allein nicht, um Sch!Ussclstellungen in der 
Landesverteidigung zu besetzen. Es braucht dazu auch die 
Fähigkeit, gemachte Fehler einzusehen und die Grenlcn 
der eigenen Möglichkeiten zu erkennen. Es braucht dazu 
auch das Vertrauen des Parlamentes und des V;,lkei;. Ver­
trauen kann aber rascher ler~.tört als v. il!der aufgebaut 
werden . 

Ich möchte in diesem Zusammenhang keine Namen 
nennen. Die Leute, die es angeht, sollten selber so \ id 
Fingerspitzengefühl besitzen, um zu wissen, ob sie das ver-
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parcimonie aussi de nos crcdits cn c~ domai:1~ mterdi.sent 
a ntn conscilkrs fcdcraux a \cur col\:, cn denors 
d\mc hicran.:hic en dlc-mcmc \es conscillers 

collaboratcurs de lcur choix, constitucra.icnt 
it la documentation, ii l'infor­

des dos,iers. i1 la rcdaction. 
elfectif de 1 \,d­

du 

ces ,krnicres 
annes:s, d\1ss,:z Je croi.x et d'as:dJents pour que 
nous en dument a,ertis. 

L' n c,m;:ei!ler fcüeral au tcmps des 
chcmins de fer. se contenter de sc gli.;;cr discrctement i1 sa 
place de premier commis bien honncte pour expedier les 
affair.:s couramcs, san~ trnp dcranger la hicran;hie et sans 
risque de surmenagc. La n:sponsabilitc a aujourd'hui de­
cuple: la t:khe est accablante. Or la structure de notn: 
gouverncml!nt n'a gu.:re change. Hie n'a guere changt! dans 
les rnoycns dont sont dot0s les chds de departement, elle 
n'a guere change davantage a l'e..:hellc du college gouverne­
mental, du Conseil federn!, en tant qu'autorite collective­
ment responsable de la politique nationale et de l'cnsemble 
de l'administration. Malgre toutes !es bonnes intentions, 
la reelle volonte de collaborntion de nos gouvcrnants 
aetuels. le sens de la solidarite qui anime aujourd'hui le 
Conseil federal, on ne peut se defendre de Ja constatation 
qu'il cst moins un collcge que la juxtaposition de scpt 
administrations relativement indepcndantes et relativement 
doisonnees. 

Nous savons sans doute que lcs projets des d.:parte­
ments ne sont pas admis sans autre et qu'ils subissent de 
la part du Conseil föderal d'importantes modifications, 
mais il nous parait tout de meme que manque gravemcnt 
aux cötes du Conseil federal, et plus particulicrement aux 
cötes de la presidence de la Confcderation, un organisme 
permanent, qui aide a preparer !es decisions collcgiales 
essentielles, qui assume la tiichc de coordination et de con­
tröle administratif gfoera! indispensable a une politiquc 
cohcrente. 

Ce llepartement de la coordination nous parait d\mtant 
plus ne1.'essaire que la di,crsitc politique du Conseil füderal 
ne facilite pas a priori lcs compromis, memc si l'empirisme 
hchetique attenue !es conftits de doctrine. 

Le tcmps est ou ron se contenter de 
gerer, d'administrer paisiblement, presque au jour le jour, 
des departements sans histoire. Le rythm..: Je l'evolution 
actuclle i:st tel qu'il s'agit maintemmt de prevoir et de 
gouverner. Or ni !es dcpartemcnts, ni le Conseil fcderal 
en tant que college, n'en ont l"equipcment suffisant, adapte 
aux exigcnces de notrc tcmps. 

II sernit temps que le Parlem.:nt s'en prfoccupe. Cel:! 
pourrait le dispenser ,\ l'avcnir de drcsser d'amers requisi­
toires, par nature helas! incfficaccs pan.:e qu'ils surviennent 
apres coup et cela 6pargncrait au Conseil federal de pe­
nibles pelerinages i1 Canossa. 
Cest dans ce scns que je voterni !es propositions de la 

commission. 

Präsident: Ich gebe Ihnen eine Übersicht über die 
Situation. Total der eingeschriebenen Redner: 33. Ge-
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sprochen haben 15 Hcrr.;n, l'' licgen also t1c1ch 18 Wort­
meldungen \Vcnn i<:h auf I hrc rechnen 

dürfte es nicht 

rnrk:hten. 

Hier die 

Vormittagssitzung vom 24. September 1964 

Seance du 24 septemhre 1964, matin 

Vorsitz - Presidence: Herr Hess 

Zu 8947. J'.\,firage-Angelegenheit. Abklärung 
Affaire <<.Mirage». Enquete 

Fortset::ung Suite 
Siehe Seite 436 hiervor - Voir page 436 ci-devant 

Schmid Arthur: Aus der Diskussion ist eindeutig 
hervorgegangen. dass die Arbeit der Arbeitsgemeinschaft, 
ihr Bericht und ihre Anträge im grossen und ganzen 
positiv gewürdigt worden sind und dass man durchwegs 
sowohl hier im Ratssaal wie auch im Volke draussen der 
Überzeugung ist, dass das, was nun im Zusammenhang mit 
der Mirage-Angelegenheit vorgekehrt und geleistet wurde, 
weit über das Militärische und Finanzielle hinaus in staats­
politische grundsätzliche Entscheidungen geht. Wenn man 
sich nicht in allen Punkten mit den Schlussfolgerungen der 
Arbeitsgemeinschaft identifiziert. so wird dadurch ihre 
Arbeit nicht herabgesetzt. \Vir müssen uns klar sein. dass 
der Entscheid für die Arbeitsgemeinschaft und für jedes 
einzelne Mitglied der Arbeitsgemeinschaft schwierig war. 
und er ist bestimmt nicht leichter für die Ratskollegen. die 
nicht Gelegenheit hatten. das viele Aktenmaterial zu stu­
dieren und den unzähligen Einvernahmen beizuwohnen. 
Der Entscheid ist deshalb schwierig, weil ja durch die 
unverant\\ortlichen und unerklärlichen \tachenscbaften 
seitens des Militärdepartementes eine Lage geschaffen 
wurde. in der wir uns wohl oder übel dmnit abtinden 
müssen, dass Engagements in der Grössenordnung von 
800 Millionen Franken getroffen sind. und dass deshalb -
mögen wir so oder anders entscheiden ... kein befriedigender 
Entscheid resultieren kann. Ich kann Ihnen aus eigener 
Erfahrung sagen, dass tatsiichlich alle M itglkdcr der 
Arbeitsgemeinschaft schwer um ihre Stellungnahme ge­
rungen haben, dass es ein reifliches Ab"'ügen der \erschie­
denen Lösungen war. die schliesslich zu dem K,rn1prumiss 
geführt haben. Aber ich möchte beifügen. dass man nun 
nicht auf der anderen Seite alle diejenigen. die skh nicht 
restlo~ lll allen Schlussfolgerungen der Arbeitsgemcin· 
schaft tx:kennen können - und das trifft ja insbesondes .rnf 
die Anzahl der zu bcschaffendl.!n Flugzeuge m - deswegen 
irgendwie apostrophieren soll. Es geht nicht an. aus dieser 
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24. September 1964 --- 453 Mirage-Angdegenheit 

F ge eine Testfr:1ge für oder gegen die Landesverteidigung 
ra machen. und es geht meines Erachtens auch nicht an, :ne Testfrage daraus zu ma.chen. bezüglic~ der staats­
litischen Reife. Ich nehme fur mich selber m Anspruch, :SS ich die Angekgenheit ebenfalls reiflich und überlegt 

bgdcfärt habe und dass ich, wenn ich im Punkte der 
~ugz&Ugtieschaffung dem Antrag unserer Arbeitsgemein­
schaft nicht zustimmen kann. dafür sachliche Gründe habe. 
Das trifft sicher auch für alle andern Kollegen zu, die sich 
nicht hinter diesen « Kompromiss 57 » stellen können. 

Neben all den grundsätzlichen Erwägungen staats­
politischer Art m&h'.e ich eine an~ere Überlegung a~f~gen, 
nltnlich die. dass wir aus der M1rage-Angelegenhe1t Jeder 
ror uns etwas haben lernen müssen. und zwar das. dass wir 
wieder ein wenig mehr den eigenen Überlegungen, der 
eigenen Verantwortung folgen sollten und diese eigenen 
Oberlegungen und eigenen Verantwortlichkeiten einem ge­
wis5cn Gefühl einheitlicher Stellungnahmen überordnen 
mil!Sen. Aus diesen Überlegungen bin ich dazu gekommen. 
mich bereits in der Arbeitsgemeinschaft der Stimme zu 
enthalten bezüglich dem Beschaffungsantrag, und ich kann 
ibm auch hier im Ratssaale nicht zustimmen. 

Vorweg mochte ich ein paar Bemerkungen zur Abklä­
rung der Verantwortlichkeiten machen. Der Nachweis, dass 
das Parlament. und zum Teil auch der Bundesrat, überspielt 
und irregeführt worden sind, ist eindeutig erbracht worden. 
Bereits die Bildung der AGF war ja eine der unglücklichsten 
Entscheidungen, die man getroffen hat. Und wenn man nun 
aus der Rückschau und in Kenntnis all der Fakten. die Sie 
im Verantwortlichkeitsbericht lesen können, die Ange­
legenheit überblickt, dann muss man sich schon fragen. was 
diese Abkürzung AGF bedeutet. Bedeutet sie « Aktions­
gemeinschaft für Fliegerwünsche» oder bedeutet sie 
« Arbeit mit groben Fehlleistungen» oder bedeutet sie 
«allgemein geübte Fahrlässigkeiten>)? Jedenfalls steht fest. 
dass sowohl die AGF in ihrer institutionellen Zusammen­
setzung wie nachher in ihrem Wirkungskreis völlig falsch 
aufgezogen war, und es ist mir persönlich absolut klar. dass 
es den verantwortlichen Stellen oben im EMD vor allem 
darum ging, rasch und schnell zu einem Flugzeug zu 
kommen, so wie es die Flieger nun eben gerade gewünscht 
haben. Sowohl beim Pflichtenheft des Mirage wie vor allem 
nachher beim Pflichtenheft der Elektronik ist unverkennbar. 
dass man diese Pflichtenhefte den bereits vorgefassten 
Meinungen angepasst hat. Denn das Pflichtenheft für die 
Elel.tronik beispielsweise ist ja erst konzipiert worden. 
nachdem man sich schon für die Taranelektronik entschie­
den hatte. In den gleichen Zusammenhang hinein gehört 
vieUeicht die kleine Episode erwähnt, wo bei der Wertung 
der verschiedenen Elektroniksysteme der eigentliche 
Elektronik-Fachmann der KT A dem Taran die Note 3 
geben wollte. wo aber der Vorsitzende der Arbeitsgemein­
schaft, Herr Oberstbrigadier Keller, erklärt hat, er akzep­
tiere diese Note nicht, weil sonst der Taran überhaupt aus 
der Wahl falle. Dann hat sich Herr Lüthi, weil er keine 
triftigen Gegenbeweise hatte, schliesslich zu einer 4 durch­
gerungen. Man hat nicht nur Pflichtenhefte kommandiert, 
man hat auch Noten kommandiert, und dass daraus keine 
seriöse Arbeit resultieren konnte, scheint mir klar zu sein. 

Wenn Sie den Verantwortlichkeitsbericht lesen, dann 
geht daraus auch klar hervor. dass das Parlament beim 
besten Willen und bei allen Absichten, seriös zu arbeiten, 
irn Jahre 1%1 die finanziellen Konsequenzen in keiner 
Weise voraussehen konnte. Deshalb scheint es mir ein 
starkes Stück zu sein, wenn man von gewisser Seite nun den 
Spiess umkehrt und erklärt, das Parlament pendle so hin 
und her und habe keine Konzeption. 1961 habe es sich für 

Nationalrat - Conseil national !9tl4 

Hochleistungsflugzeuge entschlossen und nun scheine man 
wieder zurückzukrebsen. Die Frage: Hochleistungsflug­
zeuge ja oder nein? hängt doch wesentlich damit zusammen. 
was diese Hochleistungsflugzeuge kosten. Ich kann mir sehr 
gut vorstellen. dass man sich noch zu Hochleistungs­
flugzeugen unisono hätte bekennen können, wenn sich diese 
im Rahmen dieser 800 Millionen Franken. die anbegehrt 
worden sind. gehalten hätten. dass man aber ein ganz 
kategorisches Nein entgegengesetzt. wenn diese Kosten 
sich verdoppeln oder gar verdreifachen. Ich frage mich 
nach den Konsequenzen aus dem Verantwortlichkeits­
bericht. Der Bericht stellt ja nur objektiv die Sachverhalte 
fest. die Tatbestände. Das scheint mir richtig zu sein. Ich 
glaube. wir hätten in der Arbeitsgemeinschaft auch 
staatsrechtlich nicht die Möglichkeit gehabt, gewisse 
Demissionen vorzuschlagen. Aber unser Herr Präsident 
hat in unmissverständlicher Weise zum Ausdruck gebracht, 
dass die Verantwortlichen selber die notwendigen Konse­
quenzen ziehen sollen. Das hätte ich persönlich eigentlich 
schon nach dem Erscheinen des Berichtes der Arbeits­
gemeinschaft erwartet. Heute aber glaube ich. müssen wir 
sogar mit Nachdruck verlangen, dass diese Konsequenzen 
gezogen werden; heute, nachdem es offensichtlich ist. dass 
die Konzeption, wie sie von der Arbeitsgemeinschaft im 
wesentlichen erarbeitet wurde und wie sie wahrscheinlich 
auch vom Parlament akzeptiert werden wird. nun von 
höchster Stelle nicht akzeptiert wird, dass man sich nicht 
unterziehen will. 

Die Anträge der Arbeitsgemeinschaft bedeuten doch 
einen eindeutigen Schlag gegen die eigenmächtigen Kreise 
im Militärdepartement. Sie hindern aber nicht, dass weiter­
hin stur an vorgefassten Meinungen festgehalten wird. Es 
war für mich geradezu erschreckend. feststellen zu müssen. 
wie nicht nur Oberstkorpskommandant Frick in geradezu 
zynischer Arroganz der Arbeitsgemeinschaft und dem 
Parlament auch heute noch Belehrungen erteilen zu müssen 
glaubt. sondern wie selbst Herr Bundesrat Chaudet auch 
nach dem Bericht der Arbeitsgemeinschaft unbeirrt an der 
These festhält. dass unsere Landesverteidigung mit den 
Hochleistungsflugzeugen stehe und falle. Von allen Ver­
antwortlichen darf meines Erachtens erwartet werden, dass 
sie heute zu dem stehen. was ihnen vorgeworfen wird und 
dass sie die sich aufdrängenden Folgerungen ziehen. Ich 
glaube. auch in diesem Falle gilt. dass wer A sagt auch B 
sagen muss oder eventuell sogar A-B-C. Im Interesse einer 
wirksamen Landesverteidigung und im Interesse von Land 
und Volk würde es liegen, dass diese Konsequenzen mög­
lichst rasch gezogen werden, denn es geht um nichts weniger 
und nichts mehr als um die Wiederherstellung des Ver­
trauens in die oberste Armeeleitung. 

In diesem Zusammenhang hat mich das Vorgehen be­
züglich der angekündigten Disziplinaruntersuchung über­
rascht. Ich unterstreiche das. was Herr Vontobel hier 
gesagt hat; dass man nun eine Gruppe von Bundesrichtern 
einsetzen will, um die Verantwortlichkeiten noch näher 
abzuklären, ist meines Erachtens ein Schlag ins Gesicht der 
Arbeitsgemeinschaft. ein Affront sondergleichen; denn da­
mit bringt man doch ganz offen zum Ausdruck. dass man 
den festgestellten Verantwortlichkeiten nicht traut. respek­
tive dass man sie bestreitet, und ich glaube, bei dieser 
Objektivität, in der der Bericht gehalten ist, ist das ein 
starkes Stück. kh kann mir nicht vorstellen, was man nun 
noch weiter an tatbeständlichem Material lusammen­
tragen soll, damit es reicht, um gewisse Konsequenzen zu 
ziehen. Jedes Hinauszögern durch eine solche Unter­
suchung - das wird unvermeidlich sein. Sie werden keinen 
Bundesrichter finden, der ebenfalls in 8 Wochen eine 

:;7 
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weitere Untersuchung hier vornehmen wird bedeutet. dass 
die Krise und Misere um das Militärdepartement anhült. 
Ich stelle die : Ist wenigstens geplant, dass man für 

die Dauer dieser die ,erantwort· 

liehen Funktionäre im Amt einste!lt 7 ',1ir scheint. 
dass der Bundesrat aus den Fakten. wie sie die Arbeits­

hat, Bericht zur V 

ableiten könnte. 
1'un noch kurz zur materiellen Seite. Der Bericht der 

das. 
\,as man seinerzeit als tech-
nisch gar nicht realisierbar ist. 
liehen Einsatzarten mit dem 
dass dann der 
Qualität kh noch einen Schritt weiter und halte 
persönlich den Wert der für unsere 
Landesverteidigung schlechthin für problematisch. Die 
vielen Abklärungen. die \\ir vorgenommen haben. haben 
meine Bedenken nicht zerstreut. im Gegenteil. diese sind 
grösser denn Eine einzige Ausnahme bildet die Aufklärer­
ausführung, ,\eiche technisch auch die wenigsten Schwierig­
keiten bietet. Sie würde unserer Armeeleitung für die 
Fernaufklärung unzweifelhaft gute Dienste leisten. Die 
übrigen Ausführungen als Cberschalljäger für den Neutrali­
tätsschutz. die lnterzeption und den Raumschutz scheinen 
mir nicht über alle Zweifel erhaben zu sein. Wir dürfen 
schliesslich auch die Tendenz des Auslandes nicht verkennen. 
das bereits wieder von der Überschalljägerei zum Erd­
kampfflugzeug hintendiert. Für unsere ausgesprochen 
kleinen Räume kann meines Erachtens ohnehin nur ein 
Erdkampfflugzeug, das sich unter dem Radarschirm ein­
setzen lässt, sinnvoll verwendet werden. Aber selbst wenn 
aus militärisch-technischer Sicht diese Zweifel nicht be­
stehen würden. wie ich sie angedeutet habe und wie sie 
von sogenannt oppositionellen Fachleuten überzeugend 
vertreten werden. muss man heute zugeben, dass Hoch­
leistungsflugzeuge nun einfach den Rahmen unserer 
finanziellen Leistungsfähigkeit übersteigen. Das kommt 
meines Erachtens im Bericht der Arbeitsgemeinschaft zum 
Ausdruck. Der Kompromissvorschlag auf Anschaffung von 
57 Mirage darf nur so verstanden werden, dass damit aus 
den bereits getroffenen Engagements noch etwas heraus­
geholt werden kann. dass damit aber eine endgültige Abkehr 
von den Hochleistungsflugzeugen vollzogen werden soll. 
Anders wäre es ja wohl kaum verständlich. dass man nicht 
gleich auch noch die restlichen 43 akzeptiert hätte. 

Wenn das Parlament einen wirklich entscheidenden 
Schluss für die Zukunft fällen will. muss es eindeutig zum 
Ausdruck bringen. dass keine v.eiteren mit 

mehr stattfind1;;n können und dürfen. 
Diese Willensäusserung ist um so notwendiger, als auch in 
der Erklärung des Herrn Bundespräsidenten und von Herrn 
Bundesrat Chaudet ein eindeutiger Verzicht auf weitere 
Hochleistungsflugzeuge vermisst worden ist. Der Entscheid 
wäre meines Erachtens klarer und sauberer. wenn m,tn das 
ganze Mirage-Abenteuer überhaupt abgebrochen hätte 
oder wenn man sich nur auf die Aufklärer beschränken 
würde. Das ist einer der Gründe. warum ich dem Kom­
promiss in der Arbeitsgemeinschaft nicht habe zustimmen 
können und es auch hier nicht tun kann. Es kommen dazu 
nun noch eine Anzahl Bedenken und lJ nsichcrheiten, so 
dass ich nicht gewillt bin, die Verantwortung flir die 
Beschaffung dieser 57 Mirage. insbesondere der beiden 
Jagdstaffeln. zu libcrnehmen. Es sind Bedenken und 
Unsicherheiten zunächst auf technisch-militärischem Ge­
biete im Zusammenhang mit dem Elektroniksystem. D.:r 

Taran ist ein Oberhegriff. und es ist richtig. dass der Taran 
schon verschiedentlich in läuft; aber die 
schweizerische Version für den läuft noch nicht und 
muss erst werden. Die in den l;SA 
hat ja erst begonnen. und ich habe mir von einem bekannten 
Fachmann sagen diese Cm-

nicht \ hmate. sondern Jahre dauern kann. 
ja auch daraus hervor. wir erst im 1966 

eine weitere Botschaft vom Bundesrat ernarten könn..::n. 
Ich die Elektronik ist das 

heute noch zu \,cnig 
,•.eitere 57 ',lirage in 

bin ich nicht bereit. 
und werde deshalb 

in diesem Punkte dem 
schaft nicht zustimmen. 

Stadlin: Unser Herr 
uns gestern in seinem 

der 

darauf aufmerksam dass es in der 
schaft zwei Gruppen von Enttäuschten ""''"~'"n 

hat 

bei die eine für null gewesen sei. während die 
andere für die Durchführung der gesamten Flugzeugbe­
sch:iffungsak tion eingetreten sei. Ich muss Ihnen gestehen. 
dass ich zu diesen Enttäuschten gehöre, und zwar zur 
zweiten Gruppe. die es lieber gesehen hätte. wenn man das 
vom Parlament im Jahre 1961 beschlossene Werk zu Ende 
geführt hätte. 

Zur Begründung der Ablehnung der ursprünglich be­
schlossenen Hunderterserie wird vor allem erklärt, die 
Kosten - also diese Mehrkosten - hätten im zukünftigen 
jährlichen Ausgabenplafond von l .6 Milliarden Franken 
für die Landesverteidigungsaufgaben nicht mehr Platz, 
wenn man nicht andere Waffengattungen vernachlässigen 
wolle. Es wird dabei vor allem auf die Bedürfnisse der 
Flab und der Artillerie hingewiesen. Ich möchte nun die 
Bedeutung der Flab für den örtlichen Raumschutz keines­
wegs negieren, und auch die Artillerie hat für die kämp­
fende Truppe in einem Krieg mit konventionellen Waffen 
bestimmt ihre wichtige Aufgabe. Trotzdem halte ich nun 
aber eine moderne und gut ausgerüstete Luftwaffe für 
mindestens so wichtig. Ohne leistu11gsfähige Luftwaffe 
wird es einer noch so gut ausgerüsteten Feldarmee nicht 
möglich sein, ihre Aufgaben zur Verteidigung des Landes 
zu erfüllen. Mit der Anschaffung von nur 36 Kampf­
flugzeugen kann die vom Parlament im Jahre 1961 ange­
strebte Verbesserung und Modernisierung der Luftwaffe 
nicht erreicht werden. Ich halte deshalb den auf Seite 60 
unseres Berichtes in den Schlussfolgerungen zum Knpitel 
"Die militärische Problematik,; enthaltenen Satz: <1 hgd 
und Raumschutz erfahren die grösste Beschränkung. sind 
aber immerhin zu Beginn eines möglich)> für un· 
zutreffend. Gerade zu Beginn eines Krieges ist mit wuch· 
tigen Schlägen eines Angreifers aus der Luft zu rechnen, 
und zu Beginn eines Krieges müssen wir uns auch darauf 
einstellen, dass wir in unserem lande wirklich allein stehen 
und dass wir nicht sofort über irgendeinen Bundesgenossen 
verfügen können. Mit 36 Hochleistungsflugzeugen eine 
solche Aufgabe durchführen zu können, wenn man noch 
bedenkt, dass nie alle diese Flttgzeuge einsatzlY.:reit sind, 
halte ich nun wirklich nicht mehr für möglich. 

Wir wissen auch. dass unsere Luftwaffe dringend der 
Modernisierung bed:irf. das dürfte unbestritten sein. Das 
wurde auch in unserer A rbeitsgemeirm:haft wiederholt 
festgestellt, und diese Feststellung wurue gerade am letzten 
Dienstag aw.:h in einem interessanten Artikel im Zürcher 
«Volksrecht» gemacht. Ich habe diesen Artikel mit In­
teresse gelesen. Dort wurde unter anderem von Herrn 
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Oberst Mark ausgeführt: « Sie lässt die alarmierende Lage 
den Bestand unserer Flugwaffe völlig ausser 

acht,; (Eben diese Anschaffung. wie sie nun vorgesehen 
ist.) « Die sind überholt und sollten 

Gründen um 1970 ersetzt werden. 
Tritt Jer Beschluss in Kraft. ,,ürden wir in den Jahren 
nach 1970 nur noch die 150 nämlich die 100 
Hunter und die 50 haben. 
in naher Zukunft gezwungen sehen. uns erneut mit einer 

befassen zu müssen. Auch 
dann \ ielleicht keine 

mehr solltl.'.n, so ,,erden sie trotzdem ,iel Geld kosten. 
so dass das wie wir es nun anstreben. minde­
stens so teuer zu stehen kommt wie die Durchführung der 

Aktion mit den 100 

Wenn ich mich als \füglied der Arbeitsgemeinschaft 
trotz der Kompromisslösung in der 
Frage der Flugzeugbeschaffung zu einer positiven Stel­

zum Kommissionsbericht durchgerungen habe. 
so einmal desv.egen. weil ich mit den übrigen Feststellungen 
Jes Berichtes in organisatorischer und in anderer Hinsicht. 
hauptsächlich auch im Hinblick auf die Verbesserungs­
vorschläge, durchaus einverstanden bin. Zum zweiten 
stimme ich dem Bericht aber auch vor allem deshalb zu, 
weil es in der gegenwärtigen Situation vor allem gilt. die 
Vertrauenskrise, die durch diese unglückliche Affäre ent­
standen ist zwischen der Öffentlichkeit und der Verwal­
tung und der Armee usw .• zu beheben und zu beseitigen. 
Ich halte dafür. dass das durch den klaren und eindeutigen 
Bericht unserer Arbeitsgemeinschaft weitgehend gelungen 
ist. Auf jeden Fall hat die Öffentlichkeit erkannt. dass das 
Parlament seine Aufgaben als Vertreter der Interessen der 
Allgemeinheit wahren will. Die staatspolitischen Inter­
essen. die wir alle, Volk und Behörden, an der Erhaltung 
der demokratischen Ordnung haben, müssen uns zur Zu­
stimmung zu diesem Berichte führen. 

Gestatten Sie mir nun noch ganz zum Schluss ein 
kurzes Wort zur disziplinarrechtlichen Seite. Sie wurde 
auch heute morgen schon wieder angezogen. Herr Bun­
despräsident von Moos hat uns gestern mitgeteilt, dass 
die belasteten Funktionäre eine Disziplinaruntersuchung 
gegen sich selbst beantragt haben und dass eine Gruppe 
von Bundesrichtern mit der Durchführung der Unter­
suchung betraut werden solle. Gestern und auch heute 
wieder haben verschiedene Redner hier in diesem Saale 
die Meinung vertreten. dass eine solche Untersuchung 
unterbleiben solle. weil der Bericht der Arbeitsgemein­
schaft bereits eindeutig genug ausgefallen sei. Ich glaube 
nicht, dass wir so argumentieren dürfen, und zwar aus 
rechtlichen Erwägungen, denn erstens stellt die Unter­
suchung der Arbeitsgemeinschaft keine Disziplinarunter­
suchung im Rechtssinne, im Sinne des Beamtengesetzes, 
dar. Dazu hätten wir in der Arbeitsgemeinschaft als parla­
mentarische Kommission auch gar nicht die Kompetenz 
gehabt. Das wurde übrigens in unserem Bericht auf den 
Seiten 11 und 12 ganz deutlich ausgeführt. Zum zweiten 
haben die Beamten, denen irgendein Vorhalt gemacht 
wird, gemäss dem Beamtengesetz das Recht, eine Unter­
suchung gegen sich selbst zu beantragen und zu verlangen. 
Wenn der Bundesrat nun unter den gegebenen Umständen 
damit das Bundesgericht als völlig unabhängige und un­
beteiligte Instanz betrauen will, so halte ich ein solches 
Vorgehen als durchaus in Ordnung und finde das richtig. 

Im librigen möchte ich Ihnen noch einmal beliebt 
machen, auf den Bericht einzutreten und ihm zuzustim­
men. 

455 Mirage. Angekgenhcit 

Dellbcrg: Der Entscheid über die Fortsetzung des 
Mirage-Abenteuers, sagen die einen, mit der 
des Mirage-Skandals. sagen die andern, verlangt 
risch unsere volle Es ist eine Gewissens-

insbesondere deshalb. weil der :Vlirage als Atom­
wurde. "Jahe an die 400 000 

Stimmberechtigte haben sich gegen atomare 
Als Atomwaffe 

hm>h~n>'lrnn werden. 

Zwei Berichte über die \,erden 
Der erste von der Dreierkommission zur 
der der Herren Pro­

fessor Dr. Daenzer. Direktor des Betriebswissenschaftlichen 
Instituts der ETH, Dr. h.c. Charles Aeschlimann. Dele· 

des Verwaltungsrates der Aare-Tessin AG. Olten, 
und endlich F. Luterbacher. Mitglied der Ge­
schäftsleitung der Maschinenfabrik Oerlikon. Ihr Bericht 
ist aufsehenerregend. In diesem Berichte lesen wir: 

1. Für die Beschaffung der 100 Mirage war .militä­
risches Pflichtenheft' nicht vorhanden. Grössenordnung 
von einer Milliarde. 

2. Es fehlte die Stelle, die das ganze Projekt vom indu­
striellen Standpunkt aus zu überblicken und zu beurteilen 
\ermochte. 

3. Zahlreiche Änderungen wurden an dem als fabrika­
tionsreif bezeichneten Mirage III C vorgenommen. Sie 
sind die Ursachen der bedeutenden Mehrkosten. 

4. Die wichtigsten Änderungen: 1. Mehrzweckflugzeug 
nach der Landesverteidigungskommission; 2. Elektronik 
Taran; und 3. die Verbesserungen der Flugleistungen und 
der Flugsicherheit. Daher stammen diese grossen Mehr­
kosten. 

5. Die Zahlenangaben in der Botschaft vom 25. April 
1961 zu wenig kritisch, ohne genligende Rücksicht auf die 
einzelnen Einwendungen des Finanz- und Zolldeparte­
ments und die Bedenken der KT A. 

6. Scheingenauigkeiten, die liber die tatsächliche Be­
stimmbarkeit der Kosten hinwegtäuschen mussten. 

7. Es fehlte die Stelle ausserhalb der dem General­
stabschef zur Verfügung stehenden Instanzen und auch 
des Militärdepartements, die liber den nötigen Überblick 
und die Erfahrung flir die industrielle Beurteilung eines 
derartigen Projektes verfügte. 

8. Die Mehrkosten haben ihre Ursache: Abstellung auf 
sehr unsichere Schätzungen; Wahl der Elektronik und 
Lenkwaffen; weitere eigene Abänderungswünsche. 

9. Arithmetische Scheingenauigkeit führte zu Fehl­
schlüssen über die Mehrkosten. 

IO. Der von allem Anfang an fehlende Gesamtüberblick 
über das vielseitige und anspruchsvolle Vorhaben führte 
bereits in den ersten Phasen zu folgenschweren Fehl· 
schlüssen. » 

Diese festgestellten Tatsachen erweckten grosses Auf­
sehen, und zwar in den Räten und auch im Volk draussen. 
Schon in der Junisession 1964 zog Kollege Arnold den 
Schluss aus diesem Bericht: << Wir müssen das M irnge­
Abenteuer aufgeben. Besser jetzt 871 Millionen abschreiben 
als 2000 Millionen zu verschleudern.» Kollege Dürrenmatt 
fasste die sehr lange Diskussion zusammen mit den Wor­
ten: Der Volkszorn sei nicht von der Presse hochgespielt 
v, orden, er sei auch nicht wegen eines Korruptionsfalles 
entstanden - nun sehr wichtig -, sondern weil im Volke 
draussen das Gefühl herrsche, die Staatsordnung funk­
tioniere nicht mehr. 
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Affaire «Mirage> 456 24 ,cptembre 1964 

Mit 95 · 65 Stimmen hiess der Rat das Postulat gut: 
vorläufig keine weiteren Verpflichtungen in Sachen Mirage 
eingehen. Dies trotz der Ablehnung durch Bundesrat 
Chaudet. 

Der Bericht liegt heute \Or. Er stellt über die Verant-
wortlichkeiten für das kurz und 

in der sich das 
'-"""""·'• ist der Bundesrat verant­

wortlich. )> Herr von \1oos hat das in 
seiner Antwort des Bundesrates gestern zum Bericht der 
Arbeitsgemeinschaft unumwunden aber auch 
zu:ge~teben, dass er durch die verantwortlichen Fachmänner 
falsch orientiert wurde. Aber auf 45 hören Sie: 
auf 45 Seiten, befasst sich der Bericht mit der 
formellen und materiellen Verantwortung für die von 
Bundespräsident von Moos zugegebene, so bedauerliche 
Affäre. Der Bericht stellt fest: Fehldispositionen, Lieder­
lichkeit, Irreführungen und Unfähigkeit. Die Verantwort­
lichen werden mit Namen genannt. Die formelle Verant­
wortung trägt gewiss der Bundesrat; die materielle Ver­
antwortung tragen die Fachleute, die den Bundesrat falsch 
informiert haben. Nach der Schwere ihres Versagens sind 
das die Herren Bundesrat Chaudet, Vorsteher des EMD, 
Generalstabschef Annasohn, Oberst im Generalstab Max 
Keller, Oberstbrigadier Bloetzer, Ingenieur Greinacher; 
ferner die Herren Keller, Bloetzer und Greinacher der 
Arbeitsgruppe für Flugzeugbeschaffung; dazu der Waffen­
chef der Flieger- und Flabtruppen, Primault, der Direktor 
der Eidgenössischen Militärverwaltung, Kaech, und weiter 
alt KTA-Chef Oberstbrigadier von Wattenwil, der neue 
KTA-Chef, Oberstdivisionär Kuenzy, der damalige Unter­
stabschef «Front», Oberstdivisionär Burckhardt, der vor­
malige Direktor der Emmener Flugzeugwerke Emmen, 
Buri, die KTA-Ingenieure Lüthi, Heiz und König, die 
Mitglieder der Landesverteidigungskommission. 

Natürlich gibt es noch zahlreiche weitere Mitverant­
wortliche, doch die genannten Herren werden im Bericht 
mit genau umschriebenen Verantwortlichkeiten in Verbin­
dung gebracht. 

Im weitem stellt der Bericht der Arbeitsgemeinschaft 
folgende sehr schwere Tatbestände fest: 

Die seltsame Bestellung der Arbeitsgruppe für Flug­
zeugbeschaffung, die fehlenden Pflichtenhefte für den 
Mirage und seine Elektronik, die Cnklarheit über die 
Zuständigkeit zur Kostenberechnung, liederliche Kosten­
berechnung, grobfahrlässige und irreführende Redaktion 
der Botschaften für die 1961 und 1964, 
die 'verkleinernde, bagatellisierende Orientierung der Bun­
desversammlung. Für alle diese Tatbestände sind die Ver­
antwortlichkeiten klm·. 

Aber nach dem Bericht der Arbeitsgemeinschaft ist der 
Hauptschuldige Bundesrat Chaudet. Die Schuld Chaudets 
nach dem Bericht: am 19. Juli 1961 erwägt Bundesrat 
Chaudet, den Bundesrat vor der Unterzeichnung der Ver­
träge über die Mehrkosten des Taran-Systems zu orien­
tieren - er tat es nicht. 

25. Juli 1961 : Bundesrat Chaudet behält sich vor, vor 
der Unterzeichnung der Verträge noch mit dem Bundes­
präsidenten zu sprechen. A u1· die Orientierung des Bundes­
rates hat Herr Bundesrat Chaudet verzichtet. 

28.Juli 1961: Bundesrat Chaudet ratifiziert die Ver­
triige; von der Rücksprache mit dem Bundespräsidenten 
hat er abgesehen. 

20. Oktober 1961 : Bundesrat Chaudet entscheidet sich 
fiir das Taran-Systcm. 

21. November 1961: Die 
sich dazu zu äusscrn. 

Chaudcts beschliesst der 
Bundesrat 

Im Februar. \tai !962 orientiert Bundesrat Chaudet 
endlich die Militärkommission 
sioncn der beiden Räte. 

Aber die in 
Seite 33, nur diese 
einzelnen Fällen aus 
rechtlicher Pt1ichtcn 

veranlassen. » 
Desselben den die Kommission verant-

wortlich macht für die unerfreuliche sich das 
\1irage-Geschäft heute befindet! 

Cnd nach Bundespräsident von :Vfoos haben die Ver-
antwortlichen heute eine gegen sich verlangt, 
und Bundesrichter sollen über ihre ent-
scheiden! Auch über die Fehler von Herrn Bundesrat 
Chaudet? . Wenn sich statt Obersten einfache Wehr­
männer solche Liederlichkeiten, Grobfahrlässigkeiten, Irre­
führungen usw. hätten zuschulden kommen lassen, wäre 
die Arbeitsgemeinschaft in ihren Schlussfolgerungen auch 
so rücksichtsvoll? 

Ich frage ja bloss, trotzdem Herr Präsident Furgler in 
der Pressekonferenz und auch in seiner Fraktion ausführte­
« Unser Bericht wird personelle Folgen haben!» 

Und nun zu den Anträgen der Arbeitsgemeinschaft! 
Auf Seite 74 heisst es: Die Kommissionen des National­
rates und des Ständerates haben, ohne Gegenstimme 
beschlossen, den eidgenössischen Räten den folgenden 
Entwurf zu einem Bundesbeschluss, zwei Motionen und 
weitere Anträge zu unterbreiten: 

In Artikel l des Bundesbeschlusses werden die ver­
langten Zusatzkredite von 576 Millionen abgelehnt. 

In Artikel 2 aber werden 57 Mirage, einschliesslich 
Zubehör, Ersatzteilen und Munitionsausrüstung, zuge­
stimmt. 

In Artikel 3 werden 827,9 Millionen für die 57 Mirage 
zur Verfügung gestellt und dazu weitere 200 Millionen 
Überbrückungskredit. 

In Artikel 5 endlich wird dieser merkwürdige Bundes­
beschluss der Volksabstimmung entzogen. 

57 Mirage! Und doch waren immer 100 Mirage 
Die Mehrheit der Militärkommission wollte mit Ihrer Zu­
stimmung in der Junisession 100 Mirage. 1961 hat uns 
Herr Präsident Furgler mit ebensoviel Überzeugungskraft, 
wie er heute 57 verteidigt, 100 Mirage empfohlen, und der 
Rat folgte ihm. Nachdem die Arbeitsgemeinschaft selber ' 
die Mirage-Konzeption als äusserst fragwürdig hezeichnet 
hat, hätte sie folgerichtig den Abbruch des Mirage­
Experimentes beantragen müssen. Die Hochleistungsflug­
zeuge passen so schlecht in die Verteidigungsaufgabe un­
seres Landes! 

Die Reduktion der Mirage von 100 auf 57 ist sinnlos 
geworden. Roderer hatte recht, in seinem « Mini Meinig -
Dini Meinig » seinen bitteren Spott über diese Art Luft­
verteidigung auszuschütten! Nach seiner Meinung wäre 
dieser (<Schildbürgerstreich>> auch nicht 100-, sondern rmr 
57 karätig! 

Der Ausbildungschef unserer Armee, Oberstkorpskom· 
mandant Frick, erzählte den Damen und I ferren an der 
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24. September 1964 457 Mirage-Angelegenheit 

« dass nichts in den vrnmPcr" 

den Rahmen des Annehmbaren und 
Frick auf die 

unseres \OO 

frick könnte daraus etwas lernen. 

Aber Herr Bundesrat Chaudet sagte in seinem 
om 24. \fai 1964 im Radio Sottens wörtlich: 

Keine od,:r l 00 die Räte werden zwischen diesen 
zwei zu wählen haben, eine dritte es nicht .. 
Und seiner Antwort 1 !. Juni 1964 auf die Zusatz-
kredite für die crkliirte auch der deutsche Bericht­
erstatter der Mehrheit für Eintreten auf die Zusatzkredite: 

ist der weitere ob die Akten über 

die 
Beschluss in zu ziehen seien. Für die 
Mehrheit der Kommission steht das ausser Diskussion. 
Die technische Frage ist gelöst, der Mirage ist ein ein­
wandfreies Flugzeug, das den Mehrzweckansprüchen ge­
nügt, politisch leider aber zu einem ambivalenten Flugzeug 
""''vm·,len ist. )) 

Dass das Büro Ferner für den Verein flir Wehrwissen­
schaft unbedingt für 100 Mirage einsteht und mit ihm alle 
hinter der Wehrwissenschaft stehenden hohen und höchsten 
Offiziere, beweist die Eingabe an uns vom September 1964. 
Aber auch der Herr Bundespräsident, und nach ihm Herr 
Bundesrat Chaudet, sind auch heute noch der Meinung: 
« Angesichts der heutigen Situation hat der Bundesrat Ver­
ständnis für die von der Arbeitsgemeinschaft vorgeschla­
gene Lösung, die eine erhebliche Reduktion der zu be­
schaffenden Flugzeugserie vorsieht. Auf die Gefahr hin, 
uns damit neuen Vorwürfen auszusetzen, fühlen wir uns 
trotzdem verpflichtet, darauf aufmerksam zu machen, dass 
dieser Vorschlag mit schweren Nachteilen verbunden ist. 
Man muss sich namentlich fragen, ob eine derart gekürzte 
Serie ökonomisch, industriell und im Lichte der Landes­
verteidigung verantwortet werden kann.» - Folglich ist 
der Bundesrat immer noch für die 100 Mirage eingenom­
men! Und ist die Gefahr gross, dass wir früher oder später 
doch mit Vorlagen für eine Hunderterserie rechnen müs­
sen! Aber was sagen die Fachmänner zu diesen 57 Mirage? 
In der « Berner Tagwacht» vom 11. September 1964 
äusserte sich ein Fachmann unter dem Titel « Bedenken 
eines Technikers zum Mirage III S », was auch vom 
«Volksrecht» übernommen wurde, folgendermassen: «Der 
Antrag der Untersuchungskommission, die Yiirage-Serie 
ungefähr zu hälfteln, ist nur ein Ausweg fürs Auge. Alle 
waren sieh sicher bewusst, dass eine völlige Liquidation 
des ~firage-Abenteuers selbst unter der Devise ,koste es, 
was es wolle' die sauberste und dargestellt 
hätte. Tatsächlich haben die Kriegstechniker zum jetzigen 
Kompromiss einige berechtigte Bedenken anzumelden. Die 
Untersuchungskommission hat trotz guter Erkenntnisse 
die logischen Konsequenzen nicht gezogen. Sie hält stur 
am Mirage II[ S fest. Der Mirage III C wäre vernünftiger, 
er erfüllt die gestellten Bedingungen. Der Mirage III S 
mit der komplizierten Taran-Elektronik ist ohne Sinn. Es 
ist auch technisch, taktisch und finanziell verfehlt, für 
einige, die mit der Taran-Elektronik ausgerüstet werden 
sollen, den komplizierten Bodenaufwand an Betriebs­
organisationen und Boden-Jiiger- Leitstellen aufzuziehen, 
der unnützerweise Millionen und Hunderte von Millionen 
beanspruchen wird.» Er 5chliesst seine Ausführungen also: 
<< Angst vor einer Expertise: Es ist auch sonst überall im 
Wirtschaftsleben üblich, technische Entscheidungen mit 
erheblichen finanziellen Auswirkungen erst nach Exper­
tisen von tüchtigen Fachleuten zu fällen. Darum wäre es 

richtig, wenn die Kommission oder das Parlament eine 
Gruppe vom EMD Wissenschafter und In­

der Taran-Elektronik 
betrieblichen finan· 

ZU 
auch erst in der Dezembersession würde, um den 
Bericht dieser abzuwarten, käme es uns 
immer noch unsichere 
mit seinen verschiedenen, grossen Risiken weiterzu­
führen.,, 

Und im 
1964, zu 

« Die Elektronik müsste 
Es ist ein grosses Verdienst 

der den Versuch gewagt zu 
haben, ein Pflichtenheft für unsere Luftwaffe aufzustellen. 
Die Schlussfolgerungen der Kommission lassen auch er· 
kennen, dass eigentlich die Beschaffung von Hochleistungs­
tlugzeugen Typus Mirage für unsere Landesverteidigung 
gar nicht zweckmässig ist! Die Taran-Elcktronik bildet 
eigentlich heute noch den wundesten Punkt in der Mirage­
Beschaffung, und zwar in folgenden JO Punkten.» Ich 
verzichte darauf, Ihnen diese 10 Punkte hier bekanntzu· 
geben und möchte mit den Schlussfolgerungen im Artikel 
von Dipl. Ingenieur E. Varone schliessen: Wir sollten 
zurückgreifen auf die französische Elektronik Cyrano [ 
mit so vielen Vorteilen eines erprobten Systems. Selbst 
wenn hohe Beträge für das Abgehen vom Taran geopfert 
werden müssten ... >> 

Präsident: Herr Dellberg, ich muss Sie darauf auf­
merksam machen, dass die Redezeit abgelaufen ist. 

Dellberg: Ich wünsche noch eine Redezeit von zwei 
Minuten. 

Präsident: Herr Dellberg ersucht um eine zweiminütige 
Verlängerung der Redezeit. Sind Sie damit einverstanden? -
Es ist dies der Fall. 

Dellberg: Aber die Schuldigen des Mirage-Skandals 
haben nicht Asche auf ihr Haupt gestreut und haben nicht 
Busse getan, trotzdem wir am letzten Sonntag den Eid­
genössischen Dank-, Bitt-, Buss- und Bettag hatten. Weder 
ist Herr Bundesrat Chaudet-ABC nach dem Volkswitz 
zurückgetreten, noch hat der Bundesrat die Abberufung des 
Generalstabschefs Annasohn, des Oberstdivisionärs Pri· 
mault, der Oberstbrigadiers Keller und Bloetzer und der 
andern Schuldigen verfügt oder sie in ihrem Amt eingestellt. 
Im Gegenteil! Nach Bundespräsident von 1\foos sollen 
Bundesrichter erst noch mit einer weitem Prüfung der Ver­
fehlungen betraut werden! Und doch hat am 11. Juni 1964 
Herr Bundesrat Chaudet über den Mirage-Skandal erklärt: 
«Vom Schreck wurde der Bundesrat in erster Linie be­
troffen ... und er, der Bundesrat, wird auch nicht zögern, 
Sanktionen zu ergreifen, wenn dies nötig sein sollte, und 
zwar ohne Ansehen der Person!» Frei nach Goethes Faust 
sage ich: « Die Botschaft hör ich wohl, allein mir fehlt der 
Glaube!» 

Zum Schluss! Die Aufgabe der Schweiz nach innen: 
Abbau der bald 2 Milliarden jährlicher Militärausgaben! 
Verwendung für Erziehung und Bildung des Volkes, Un­
entgeltlichkeit für Volks-, Hochschul- und Fachbildung, 
Wohnungsbau und Strassenbau, gesundes Wasser und ge­
sunde Luft, soziale Sicherheit des ganzen Volkes usw. usw., 
und dabei die allgemein menschliche, die Herzensbildung 
nicht vergessen! Nach aussen: Unterstützung und Förde-
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Affaire « Mirage» 

rung der Friedenshestrebungen der acht neutralen Na­
tionen an der Abrüstungskonferenz in Genf, wirksame 
Hilfe den Analphaheten, den Menschen der unterentwickel­
ten und unterernährten Völker, für die des 
Friedens so \\Crhen und kämpfen, \,ie 
tärische Aus- und als erster Schritt, erste 

Tat: Fort mit den 1500 bis 2000 \lillionen Franken 
für die für unser Land 

\feine Heiren 
Lieber ein Ende mit 
ohne Ende! 

mit Interesse und 

meine Herren Nationalräte: 
als ein Schrecken 

den wir alle 

missionen gebührt unser Dank für ihre aussergewöhnlich 
speditive Arbeit. Sie hahen uns in Rekordzeit Unterlagen 
vermittelt, die für unsere heutige Diskussion sehr wesentlich 
sind. 

Bei der Begründung meines Rückweisungsantrages zur 
Mirage-Botschaft 1961 hahe ich seinerzeit die gemeinsame 
Behandlung mit der Flab-Vorlage verlangt, weil es mir 
wichtig schien, eine Gesamt-Luftraum-Konzeption zu 
hahen und die Kosten und Kredite entsprechend zu ver­
teilen. Ich hahe damals protestiert dagegen, dass das Parla­
ment zeitlich unter Druck gesetzt wurde, und gefragt: 
Warum denn diese verdächtige Eile? Heute wissen wir, dass 
eine nähere Abklärung den massgehenden Herren der 
Fliegertruppe gar nicht erwünscht war. Der Bericht hat mit 
aller Deutlichkeit meine damaligen Feststellungen hestä­
tigt, dass Polyvalenz ein Wunschtraum, der Einsatz auf 
Fernziele fragwürdig, der Neutralitätsschutz mit Flug­
zeugen problematisch ist, dass die Hochleistungsflugzeuge 
im Erdeinsatz ihrer hesondern Stärke heraubt werden, die 
Ausbildung von Milizpiloten für alle die vorgesehenen 
Einsatzarten stark erschwert ist auf Grund ausländischer 
Erfahrungen sogar für Berufspiloten-, und er hat auch he­
stätigt, dass die Bedeutung der Flab für unsere Armee 
deren sofortigen Ausbau und Modernisierung verlangt. 

Im weitem hahen wir aus dem Bericht vernommen, dass 
die Botschaft 1961 irreführend, unzuverlässig, unsorgfältig 
und tendenziös ausgearheitet war. « Ein Vergleich zwischen 
den Botschaften 1961 und 1964, » sagt der Bericht, « mache 
es schwer, an die Gutgläubigkeit aller an der Ausarheitung 
der Botschaft 1961 Beteiligten zu glauben.» 

Heute stecken wir in einer Sackgasse, und das Schlimme 
ist, dass es aus dieser Sackgasse eigentlich keinen hundert­
prozentig hefriedigenden Ausweg gibt. Ein Abbruch der 
Beschaffung \\ürde uns mindestens 850 Millionen kosten 
für nichts. Die Beschaffung von 100 Flugzeugen, gemäss 
Vorlage, würde einer Kostenüherschreitung von ungefähr 
einer Milliarde entsprechen und damit den Rahmen unseres 
Militärbudgets, auch wenn wir Mehrausgaben heschliessen 
sollten, sprengen und die Ausrüstung anderer Waffen­
gattungen mit modernen Waffen, die sie ebenfalls dringend 
nötig hahen, in Frage stellen. Der Antrag der Kommission, 
der Kompromiss auf 57 Flugzeuge, das heisst also rund 
1.4 Milliarden oder zu den hereitsgebundenen 800 Millionen 
noch einmal etwa 600 Millionen, ist auch keine sehr ele­
gante Lösung und hat ebenfalls schwere Haken. Die ge­
nauen Totalkosten dieser 57 Flugzeuge wissen wir noch 
nicht. Auf Grund der Schätzungen soll das Stück immerhin 
auf ungefähr 26 Millionen Franken zu stehen kommen. Die 
Frage, ob die Taran-Elektronik überhaupt funktioniert, ist 
noch offen. Auf jeden Fall wird die Erprobung noch eine 
erhebliche Verzögerung in der Beschaffung ergehen. 
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Ich hahe mich gegen die \1irage-Vorlage gewandt, so­
lange es sinnvoll war, solange noch eine ,Ä.nderung möglich 
war, vor allem auch darum, weil ich mit der Konzeption der 
Botschaft 1961 nicht einverstanden und der 
war - und es auch heute noch bin -, dass die 

üher was der \1 
grössten Teil in das Reich der Fantasie 0,-1,m·Pn 

zum 

Auf Grund der wie ~ie nun im Bericht dar-
sind, würde es mir aher aus Z\\ei Gründen ehcnfa!ls 

schwer fiir den Abbruch der 
einzutreten. 850 \1illionen Franken für gar 

nichts scheint mir schwer zu verantworten zu sein, wohei 
noch dazu kommt. dass wir dann eine ganz hedenkliche 
Lücke in der für auf 
uns zu nehmen und wir werd,m ohnehin nicht darum 
herumkommen, in absehbarer Zeit uns mit der 
von trotz allem zu befassen. 

Herr Vontohel hat in seinem Votum 
dass unsere Fraktion den Kommissionsanträgen unter be­
stimmten Bedingungen ZlL~timme. Wir sind der Meinung, 
dass der Kommissionsantrag auf 57 Flugzeuge noch der 
gangbarste Weg ist. Wir möchten aber Be­
dingungen daran knüpfen: Erstens einmal scheint es uns 
wesentlich, dass der Bundesrat die heiden Motionen der 
Kommission und die Anträge hetreffend Verhesserung der 
parlamentarischen Kontrolle entgegennimmt und deren 
sofortige Verwirklichung an die Hand nimmt. Diese beiden 
Motionen und der Antrag scheinen uns im Grunde ge­
nommen viel wichtiger als die ganze Mirage-Angelegenheit 
üherhaupt. Es scheint uns auch, dass die Motion üher die 
Verwaltungsgerichtsbarkeit innert der festgesetzten Frist 
von einem Jahr erledigt werden sollte, nachdem wir gestern 
von Herrn Bundespräsident von Moos gehört hahen, dass 
hereits siehen Jahre Vorarheit geleistet worden sind. Da 
sollte meines Erachtens der Termin nun wirklich keine 
Schwierigkeiten mehr bieten. 

Es erscheint uns aher auch notwendig, dass zusätzlich 
zu diesen Motionen, von denen die erste vor allem die 
Rüstung hetrifft, auch die Landesverteidigungskonzeption 
im gesamten und speziell auch der Einsatz Flieger und Flab, 
also die Luftraumverteidigung, neu üherprüft wird. Es ist 
eine ausserordentlich wichtige Angelegenheit, und es 
scheint mir, dass wir auch ein gewisses Mitspracherecht des 
Parlamentes uns wahren sollten, damit wir hier zu einer 
klaren Linie kommen. 

Der zweite Hauptpunkt: Die personellen Konsequenzen. 
Der Bericht hält die Verantwortlichkeiten mit aller Deut­
lichkeit fest. In hezug auf Herrn Bundesrat Chaudet und 
Herrn Generalstabschef Annasohn steht im Bericht. dass 
an ihrer persönlichen Integrität nicht gezweifelt wird. Wir 
schliessen uns diesem Urteil an. Es ist aher immerhin 
hemerkenswert, dass diese Feststellung in bezug auf die · 
anderen Hauptheteiligten im Bericht nicht enthalten ist. ; 
Für die offensichtlich mindestens teilweise bewusst irre­
führende Botschaft des Jahres 1961 sind in erster Linie ver• 
antwortlich: Der Waffenchef der Flieger- und Flabtruppen, · 
Herr Oberstdivisionär Primault der Herr Kommissions· 
präsident hat gestern gesagt, dass er eines seiner Kinder ' 
hesser behandle als andere-; nach meiner Auffassung hat 
er als Waffenchef der Flab üherhaupt versagt und ist un· ·· 
trabar geworden. Dann der Kommandant der Flugwaffe, 
Herr Oberstbrigadier Bloetzer, und der Chef der AGF, 
Herr Oberstbrigadier Keller. Diese Herren hahen den Zu· , 
zug von Experten abgelehnt; sie haben u. a. wahrheits• 
getreuere Formulierungen eines anderen Mitgliedes der 
AGF (Herrn Ing. Greinacher) nicht berücksichtigt; sie' 
haben durch unwahre und irreführende Behauptungen das.: 
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24. September 1964 -· 
Parlament in die heutige Situation manöveriert und Hun­
derte \ on 1\1illionen von Bundes- und damit Steuergeldern 

verschwendet. Sie sind die Hauptverantwortlichen 
das wir je erlebt haben. Sollen nun 

diese Herren weitere Hunderte von Millionen er-
halten und diese so sie sich das bisher offen-
bar waren'! Diese Leute sind 

Sie 
zu 

aller Deutlichkeit erklärt, 
die die Herren 

sieh angestrengt haben sollen. habe die 
Eine 

in bezug auf ihre Leistung ganz bestimmt nichts Neues 
bringen. Darum muss der Bundesrat heute die Konse­

ziehen. Die Amtsdauer der Herren 
Bloetzer Keller läuft Ende dieses Jahres ab. ebenso die-

von Herrn Generalstabschef Annasohn, der wie Herr 
Bundesrat Chaudet seinen \!itarbeitern zu sehr vertraut, 
sie w überwacht und sich damit mitschuldig gemacht 
hat. Ich habe hier einen Bundesratsbeschluss vom 5. Juni 
1964 über die Wiederwahl der Beamten vor mir, in dem es 
heisst: Das Dienstverhältnis der Beamten der allgemeinen 
Bundesverwaltung wird für die Amtsdauer von 1965 bis 
1968 erneuert, wenn ihr Amt weiterhin besetzt bleiben soll 
und wenn die Tauglichkeit für das Amt und das Verhalten 
der bisherigen Amtsinhaber eine Wiederwahl rechtfertigen. 
Von der Wiederwahl für die neue Amtsdauer ausgeschlos­
sen sind Beamte ... , die hinsichtlich Tauglichkeit und Ver­
halten den Anforderungen des Amtes nicht genügen.» Es 
steht hier, dass die Bundeskanzlei vor dem 1. Oktober 1964 
die verfügte Wiederwahl der Beamten der Allgemeinen 
Bundesverwaltung im « Schweizerischen Bundesblatt» ver­
öffentliche. Dabei ist festzuhalten, dass Beamte, die vor 
dem 1. Oktober 1964 keine gegenteilige Mitteilung erhalten, 
für die ganze neue Amtsdauer, längstens aber bis zum Ende 
des Kalenderjahres, wiedergewählt werden, in dem sie das 
65. Altersjahr vollenden. Es heisst, dass die Wahlbehörde 
(oder wo der Bundesrat Wahlbehörde ist, das Departement) 
vor dem 1. Oktober 1964 unter Angabe der Gründe und 
unter Beachtung von Artikel 69 der Beamtenordnung 1 
diese Mitteilung den Betroffenen schriftlich zu erlassen habe. 

Ich möchte Herrn Bundespräsident von Moos und Herrn 
Bundesrat Chaudet fragen: Glauben Sie es verantworten zu 
können, diese Beamten auf eine weitere Amtsdauer von 
vier Jahren zu bestätigen? Nach meiner Meinung ist das 
Vertrauen des Volkes in das Parlament und in den Bundes­
rat, respektive speziell in diese ausführenden Herren, der­
massen erschüttert, dass die Voraussetzung für die Nicht­
wiederwahl absolut gegeben ist. Wenn wir schon die Militär­

in Zukunft noch heben müssen, dann ist doch un­
Voraussetzung, dass das Vertrauen des Volkes 

werden, wenn auch personell die Bericht 
ergebenden Konsequenzen gezogen v,erden. 

Darum ist unsere weitere zur zum 
der Kommission auf die Beschaffung von 57 \firage 

die des Bundesrates, dass die Amtsdauer der 
Herren Annasohn, Primault, Bloetzer und Keller nicht auf 
1,eitere vier Jahre erneuert wird und ihnen das 
l. Oktober - haben heute den 24. ,,,,~,"m:,,,r 
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nicht verwehrt werden, aber das muss den Bundesrat nicht 
daran hindern, diese Konsequenz zu ziehen. Die Disziplinar­
untersuchung kann auch nachher weiter laufen, Eine Be­

auf weitere vier Jahre erschiene mir 
ist, und wenn 

Herr 
glaube kaum, dass er es verantworten 

muss 
Ich 

Posten zu wenn seine engsten 'vlit,trbeiter gehen 
müssen und er die mit ihnen eben auch 
tragen muss. Nach unserer 

ziehen. Herr 
hat gestern erklärt, der Bundesrat wisse, dass die Fehler 
erkannt und die Lehren gezogen werden müssen, und dass 
das Vertrauen von Parlament und im Vorder-
grund stehen. Das scheint auch uns das Aber 
der Bundesrat kann es nicht bei Worten bewenden lassen, 
er muss handeln, und zwar muss er jetzt handeln. Darum 
müssen wir verlangen, dass er diese Erklärung abgibt. Wenn 
er die Erklärung abgibt, können wir dem Kommissions­
antrag zustimmen, sonst würden wir dem Antrag Götsch 
zustimmen. 

Diethelm: Der Bericht der Arbeitsgemeinschaft übet die 
Vorkommnisse bei der Mirage-Beschaffung hat mich er­
schüttert. Ich habe Verständnis, dass man über Kompetenz­
abgrenzungen und Kompetenzdelegationen streitet, habe 
aber nie erwartet, dass man in einer derart erschreckenden 
Sorglosigkeit über Hunderte von Millionen Schweizer 
Franken disponiert, ohne die Regierung und das Parlament 
zu orientieren und zu befragen. Am schmerzlichsten be­
rührt mich die krasse Irreführung des Parlamentes, wie dies 
mit der Botschaft 1961 geschehen ist. Der Schlussbericht 
der Arbeitsgemeinschaft hat eine erfreuliche Wirkung aus­
gestrahlt. Mit aller wünschbaren Klarheit wurden die Ver­
antwortlichkeiten abgeklärt. Meines Erachtens hat man aber 
den Urheber dieser ganzen Affäre, wenn er diese auch nicht 
gewollt hat, den Initianten und Befürworter des Bewegungs­
krieges, den grossen Freund der NATO, doch zu Unrecht 
in diesem ganzen Zusammenhang verschwiegen. Ich stimme 
den Anträgen der Arbeitsgemeinschaft bezüglich der Re­
organisation des Eidgenössischen Militärdepartementes, be­
züglich der Erweiterung der parlamentarischen Kontrolle 
der Verwaltung und des Ausbaus der Verwaltungsgerichts­
barkeit vorbehaltlos zu und gratuliere zu diesem mutigen 
Entscheide. Dagegen ist es mir nicht möglich, dem Antrag 
auf Beschaffung von 57 Typ Mirage, zuzu­
stimmen, weil die technischen und finanziellen 

klärt sind. Herr Bundesrat Chaudet hat gestern in seiner 
Rede erklärt, d:L,s es erst im Jahre 1966 sei. den 
genauen finanziellen Aufwand festzustellen, und d:tss die 
Botschaft über den Kreditbeschluss den 
R;iten erst im Jahre 1966 unterbreitet werden könne. Eine 
eindeutige Beurteilung der Kosten ist also auch heute nicht 
mö~fich. Ich stimme deshalb nicht zu, weil ich keine Klar­
heit über den tatsächlichen finanziellen Aufwand habe, und 
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gibt mir einen zu teuren Schrotthaufen. Persönlich würde 
ich bei den bedeutenden Unbekannten, die vorliegen, eine 
Zurückweisung des Beschlussentwurfes für richtig be­
trachten. Die Stellungnahme des Parlamentes 
könnte dann unter anderen bei klarer 
Kenntnis der technischen und finanziellen 

Die Situation ist leider durch das 
der Verwaltung, durch die getätigten Arbeiten 

auf dem Gcbiete der Produktion der aber auch 
durch die rund 4000 bereits die 

denkbar des 
Geschäftes. Das Parlament befindet sich in einer 

und ich wiederhole: Die hat uns in diese 
hineinmanövriert. 

Ich verzichte aus diesen Gründen darauf, einen Rück­
zu stellen und enthalte mich der Stimme. 

Gestatten Sie mir noch Ausführungen zu den 
beiden Motionen und den Vorschlägen der Arbeitsgemein· 
schaft zur Verbesserung der parlamentarischen Kontrolle. 
Die vorgeschlagene Motion zur Reorganisation des Militär­
departementes drängt sich gebieterisch auf. Nichts beweist 
die Notwendigkeit eindrücklicher als die offenen Ent­
hüllungen des Berichtes, der zur Diskussion steht. Es darf 
in Zukunft nicht mehr vorkommen, dass Leute ohne die 
geringste Erfahrung mit Aufgaben bedacht werden, deren 
Meisterung vielmehr fachliche und charakterliche Voraus­
setzungen von höchster Güte erfordern. Die Motion für 
den Ausbau der Verwaltungsgerichtsbarkeit unterstütze ich 
aus voller Überzeugung. Wenn es auch nicht gelingen sollte, 
die im Bericht anvisierten Ziele restlos zu erreichen, so ist 
die Vervollkommnung dieses Instrumentes sehr zu be­
grüssen. Insbesondere kann der Schutz des Bürgers gegen­
über der Verwaltung durch eine justizmässige Kontrolle 
besser gewahrt werden als durch die Verwaltung selbst. 
Besondere Bedeutung messe ich dem Argument zu, dass 
durch den Ausbau der Verwaltungsgerichtsbarkeit sowohl 
das Parlament selbst wie der Bundesrat wirksam entlastet 
werden. Die dadurch gewonnene Zeit kann für die Er­
füllung wertvoller Staatsaufgaben verwendet werden und 
Bürger und Staat werden Nutzniesser dieser Institution 
sein. Im Bericht wird deutlich erklärt: « Das Parlament ist 
irregeführt worden.» Das Parlament ist daher im Interesse 
des Staates verpflichtet, dafür zu sorgen, dass sich ein 
solcher Vorgang nicht wiederholt. 

Und nun sage ich etwas, das mich sehr beschäftigt und 
was ich als nicht geringste Ursache für die Kühnheit der 
Verwaltung bezeichnen möchte. Es sind Tatsachen, die ich 
selbst erlebt habe. Zwei Beispiele: Aus meiner früheren 
Tätigkeit war mir bekannt, dass eine Verwaltungsabteilung 
des Bundes bei der Handhabung eines Bundeserlasses sehr 
inkonsequent ist. kh habe einige Beispiele gründlich abge­
klärt und den Bundesrat und das Parlament bei der Be­
handlung des Geschäftsberichtes 1960 orientiert, wobei ich. 
auf die möglichen politischen und fiskalischen Folgen auf­
merksam gemacht habe. Kaum eine Stunde nach meinen 
Darlegungen wurde ich vom Direktor der erwähnten Ver­
waltungsabteilung dringend ersucht, ihm meine Infor­
mationsquellen bekanntzugeben. Aber nicht genug, es 
wurde mir mitgeteilt, dass sich ein prominentes Mitglied 
unseres Rates bei der betreffenden Verwaltung beschwert 
habe, dass Funktionäre der Verwaltung sich über Kompro­
misse, die zwischen Kantonen und den Spitzen der betref­
fenden Verwaltung geschlossen oder vereinbart worden 
seien, zu Parlamentariern äussem. Dass man schlussend­
lich zu Unrecht einen Beamten verdächtigte, mir die Infor­
mationen zugespielt zu haben und ihn entsprechend behan· 
delte, zeigt die herrschende Mentalität. Bei der Prüfung des 

Geschäftsberichtes 1963 habe ich als Mitglied der Ge­
schäftsprüfungskommission an die mir zugeteilten Ver­
waltungsabteilungen verschiedene Fragen zur Beantwortung 
zugestellt. Die Antworten haben mich nicht restlos befrie­
digt, was mich veranlasste, auf den 
sprechen und zusätzliche schriftliche zu 

Die Antworten deckten in 
verschiedenen Kantonen bei der von Bundes-

von erhebfo:hen 
kh fühlte mich 

im und das 
bitten, für dieser 

zu sorgen. l n d.er hat sich 
ein prominenter Vertreter des von mir zitierten Kantons 
mit unmissverständlicher Schärfe an meine Informations-
stelle gewandt und die Offenheit der kritisiert. 
Der zuständige Sektionschef hatte sogar die auf der 
betreffenden kantonalen Verwaltung die Mängel selbst 
nachzuweisen. Diese zwei von mir selbst erlebten Beispiele 
veranschaulichen sehr deutlich die Mentalität, die bisher 
von einzelnen Herren geübt wurde. Es muss daher auch im 
Interesse des Parlaments selbst bei jedem Parlamentarier 
der Wille und die Bereitschaft vorhanden sein, kompromiss· 
los auch dann, wenn es um kantonale oder regionale Inter· 
essen geht, für die Einhaltung von Bundeserlassen ei nzu. 
stehen. Wenn dieser Wille vorhanden ist, wird die parlamen­
tarische Kontrolle im Sinne der Vorschläge der Arbeits­
gemeinschaft sehr wertvoll sein. 

Gestatten Sie mir noch eine Schlussbemerkung. Das 
Vorgehen der Verwaltung bei der Beschaffung der Mirage 
hat das Vertrauen des Schweizervolkes tief erschüttert. 
Leidtragende sind aber nicht nur die Beamten, die als 
Verantwortliche bezeichnet werden, sondern ebenso die 
Beamten aller Verwaltungsabteilungen des Bundes, aber 
auch die Beamten der Kantone und der Gemeinden. Es 
liegt an uns, durch eine scharfe Kontrolle, durch klare 
Weisungen und Erlasse mitzuhelfen, das Vertrauen in die 
Verwaltung wieder zurückzugewinnen. Es liegt aber auch 
an uns, durch eine kompromisslose Ahndung der schweren 
Fehler, die bei diesem Geschäft gemacht wurden, dem Volk 
die Möglichkeit zu geben, der Verwaltung und der Regie• 
rnng wieder Vertrauen entgegenbringen zu können. 

Bürgi: Sie werden dem 21. Redner gegenüber mit 
Recht den Anspruch geltend machen, dass er nicht die 
ganze Problematik, vor der wir uns befinden, aufgreift. 
sondern sich auf einige Hauptgedanken beschränkt. 

Zunächst einige Bemerkungen zu den gestrigen Aus· 
führungen von Herrn Bundespräsident von Moos. Ich bin 
darüber ausserordentlich glücklich. Ich glaube, die bundes­
rätliche Erklärung hat den Ton gefunden, welcher der 
Situation angemessen ist. Ich möchte diese Erklärung als 
einen konstruktiven Beitrag zur Entspannung der Lage be­
zeichnen. Nachdem wir den Bundesrat in den letzten 
Wochen und Monaten nicht gerade mit Komplimenten ·· 
überhäuft haben, scheint es mir angezeigt, dieses Wort der 
Anerkennung doch zum Ausdruck zu bringen. Allerdings i 
muss ich. einen wesentlichen Vorbehalt äm;sern. Er bezieht •. 
sich auf die angekündigte administrative Untersuchung. Ich : 
möchte darauf hinweisen, dass es sich um die dritte Unter• 
suchung in der Angelegenheit handelt: erstens jene der •• 
Kommission Daenzer, zweitens jene der parlamentarischen 1 

Arbeitsgemeinschaft und nun noch eine solche einet 
Gremiwns aus Bundesrichtern. Es könnte leicht im Volke 
der Eindruck einer Verschleppung entstehen. Ich möchte. 
deshalb sagen: Das mindeste, was wir von diesen Bundes-; 
richtern fordern müssen, ist, dass sie im Mirage-TempO'.\ 
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durchführen. Im übrigen besteht eine 
Problematik. indem beamtenrechtlich aus 

Verfahren wohl kaum ein Vergehen 
Es handelt sich ja vielmehr um ein 

Pr,lbliem des Vatrauens zu diesen Funktionären. und ich 
ganze zum 
an den Bundesrat zurückkommt. Er 

meiner :c\nsicht die Freiheit wahren. dass 
Frist für die Wiederwahl 

zu 
im Interesse des Bundes­

der 

Einsicht 
die der Stunde können wir leider nicht 

auf alle - kh unterstreiche: nicht auf alle - höheren 
Militärs ausdehnen. Es ,ind leider Ansätze einer Legende 
vorhanden. Sie geht etwa dahin. dass es die böse Ylirage-

war. welche ein Durcheinander 
,.,,,,,.r,rhtt>r hat. !eh glaube. man muss in diesen Kreisen 
zur Kenntnis nehmen. Jass wir vor einer allgemeinen 
Vertrauenskrise standen. welche alle, die dem Gedanken 
der Landesverteidigung verpflichtet sind. mit grösster 
Besorgnis erfüllte. Die Arbeitsgemeinschaft hat für die 
Landesverteidigung positiv gearbeitet, indem sie wieder 
eine feste Position aufgerichtet hat. Es ist nun wieder ein 
Neubeginn möglich im Sinne einer gleichmässigen Ent­
wicklung aller Armeeteile. 

Und nun eine Bemerkung zur Zahl der Flugzeuge. 
Rein militärisch betrachtet sind wir in der Arbeitsgemein­
schaft für meinen Geschmack an die unterste Grenze 
herangekommen. Ich betrachte, im Gegensatz zu andern 
Rednern. eine gewisse Anzahl schnellfliegender Jagd- und 
Aufklärungsflugzeuge für unsere Landesverteidigung als 
unerlässlich. fch möchte insbesondere den Neutralitätsfall 
unterstreichen. Der Status des ewig Neutralen auferlegt uns 
gewisse Verpflichtungen. \Vir dürfen es nicht zulassen. dass 
darüber Diskussionen im Ausland entstehen können. Und 
dann geht es auch um die Vervollständigung unseres 
Abschreckungspotentials. Wir müssen ja stets damit 
rechnen. dass ausländische Generalstäbe den Fall Schweiz 
bearbeiten. Wir müssen hier das gleiche Ergebnis herbei­
führen. wie es in den Kriegen 1914-1918 und 1939-1945 

war. nämlich: Der Fall Schweiz ist zu kostspielig; 
wir haben die notwendigen Divisionen nicht. Die Luft­
waffe \.\ird in eine solche Überprüfung des Falles Schweiz 
bestimmt 

Indessen möchte ich sagen: Was nützt uns alle RüstW1g 
ohne feste Vertrauensgrundlage? Die Wiedergewinnung 
dieser Vertrauensgrundlage ist das zurzeit entscheidende 
Kriterium. Deshalb habe ich mich dem Kompromiss 
Ihrer Kommission unterzogen und stehe hier loyal dazu. 

Gestatten Sie mir eine Bemerkung zum weiteren Vor­
gehen in bezug auf die Flugzeugbeschaffung. Ich erachte 
es als dringend notwendig, dass die Probleme unserer 
Luftwaffe unter Einbezug der militärischen, technischen 
und finanziellen Möglichkeiten unverzüglich neu über­
arbeitet werden. Es wird unerlässlich sein, dafür Experten 
aus Wissenschaft und Wirtschaft zuzuziehen. Wir kommen 
auf diesem Wege beinahe automatisch zu einer neuen 
K \! F. Ich bin der Meinung, dass mit der Einsetzung eines 
~olehcn Gremiums nicht zugewartet werden kann, bis der 
Rr1~tungschef mit seinem beratenden Kollegium eingesetzt 
ist. Wir müssen doch darnach trachten, dass wir aus dieser 

'.\'11tionalrat - Cnn~eil national HH},\ 

Kette von Misserfolgen herauskommen, welche unsere 
Flugzeugbeschaffung seit der Liquidation des P-16 kenn­
zeichnet. Wir müssen dafür sorgen. dass wir in auf 
die Luftwaffe die echte Politik des armen \1annes be­
treiben können. Wir sind solche raschen in 

auf die Luftwaffe auch unsern Piloten und Luftwaf­
fensoldaten 

äussern möchte. 
\\ urde in den letzten Wochen etwa 

das Parlament hätte 
über­

marcht. Ich habe diesen Vorwurf nicht leicht genommen. 
Ich glaube aber. dass wir für die besondem l'mstände 
in Anspruch nehmen müssen. Wir waren aus der Situation 
heraus verpflichtet. ein Vakuum auszufüllen. nur noch das 
Parlament hatte die Autorität dazu. Ich betone 
aber. dass ich persönlich in keiner Art und Weise ein Inter­
esse an einem schwachen Bundesrat oder an einer 
teten Verwaltung habe. Ganz im Gegenteil! Wir benötigen 
mehr denn je eine vorausblickende. handlungsfähige und 
entschlussfähige Regierung. Ihr beigesellt muss eine Ver­
waltung sein. die den Ansturm der modernen Technik be­
,,ältigen kann. Wir sind uns alle einig, dass auch der Zeit­
punkt herangekommen ist. in welchem wir die Arbeitsweise 
und das Instrumentarium des Parlamentes ebenfalls den 
gewandelten Verhältnissen anpassen müssen. Die diesbezüg­
liche Motion der Arbeitsgemeinschaft öffnet den Weg zu 
einer umfassenden Prüfung dieser Problematik. 

Der Antrag unseres Kollegen Götsch greift nun grund­
sätzlich ähnliche Fragen auf. Wenn ich beides miteinander 
vergleiche - die Motion und seinen Antrag -. möchte ich 
sagen: Er schiesst mit Ladung 6. wo sich die Kommission 
mit Ladung 4 begnügt. Entscheidend scheint mir aber. dass 
wir diese Motion möglichst einmütig im Rate durchbringen. 
Ich glaube, dass der Antrag Götsch geeignet ist, diese Ein­
mütigkeit zu gefährden. Wir müssen auch an den Ständerat 
denken. wo der gleiche Antrag der Arbeitsgemeinschaft zur 
Beratung kommen wird. 12 Ständeräte sind auf diese 
Motion verpflichtet; wir sollten diese günstige Ausgangs­
lage im Ständerat nicht gefährden. Kollega Götsch sagte 
gestern mit Recht, dass wir uns in einer Sternstunde des 
Parlamentes befinden. fch möchte sagen: Wahren wir sie, 
indem wir nicht die Kräfte in Anträgen verzetteln. sondern 
der Arbeitsgemeinschaft auch hier möglichst eindrücklich 
beipflichten! Ich gestatte mir deshalb auf Grund dieser 
Überlegungen, Kollega Götsch freundschaftlich einzuladen, 
seinen Antrag zurückzuziehen. 

Präsident: Zwischenhinein eine Mitteilung: Sie betrifft 
die Aufnahme durch Radio und Fernsehen. Trotz dem 
grossen Interesse, das die Öffentlichkeit unseren Verhand­
lungen über dieses Geschäft entgegenbringt, habe ich ein 
Gesuch, die ganze Debatte für das Fernsehen und das Radio 
aufnehmen zu dürfen, abgelehnt. Ich wollte, dass wir uns 
bei diesen Verhandlungen möglichst frei fühlen können. 

Um der Öffentlichkeit aber vielleicht doch noch einen 
direkten Einblick in unsere Verhandlungen zu ermöglichen. 
ist mir vorgeschlagen worden, wenigstens die Schluss­
abstimmungen für das Fernsehen und das Radio freizu­
geben. Sofern Sie damit einverstanden sind, bin ich hereit, 
diese Bewilligung zu erteilen. 

Wird gegen dieses Vorgehen Einsprache erhoben? -· Das 
ist nicht der Fall. Ich glaube kaum. dass wir darüber ab­
stimmen müssen. Wenn einige Herren sich dagegen wenden 
und nicht einverstanden sind, dann werden wir das dem 
Radio und dem Fernsehen einfach mitteilen. Wenn also 
kein Einspruch erhoben wird, würde ich in diesem Sinne 

:rn 
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die Bewilligung erteilen. Somit werden unsere Schluss­
abstimmungen für das Fernsehen und das Radio übertragen 
werden dürfen Adlresio11 J. 

Diskussion sind insbesondere 
Ich meine 

der hervor-
'""'nrli>n Arbeit der Kommission und anderseits den nach-

Eindruck in auf \\eiche 
ob des Inhalts des in weitesten 
Kreisen unseres Volkes und des Parlamentes Platz 
hat. Pflichtbewusstsein. Treue und Gehorsam sind drei 
wesentliche Grundelemente unserer 
\Vir setzen diese bei unsern Soldaten ""''1r1,,7 u 

verständlichkeit rnraus. müssen nun aber auf Grund des 
Berichtes erkennen. dass diese zum Teil 
durch hohe und höchste Offiziere unserer Armee in einer 
Art und Weise worden sind. die zum Auf­
sehen mahnt und einer raschen und umfassenden Korrektur 
bedarf. Wohl gelangt die Untersuchungskommission in 
ihren Schlussbemerkungen zur Feststellung, dass keine 
Anhaltspunkte für unehrenhafte Handlungen nachzuweisen 
seien. Dazu bin ich nun schon der Meinung. dass von den 
ermittelten Tatbeständen bei weitem nicht alle das Prädikat 
«ehrenhaft» verdienen. Ich erinnere in diesem Zusammen­
hang vor allem an die Bemerkungen der Untersuchungs­
kommission auf Seite 24. wo festgestellt wird, dass die Vor­
entwürfe für die Botschaften 1961 weitgehend fehlen. Die 
Kommission begnügt sich mit dem Hinweis, das sei un­
verständlich. Ich wage es. hier etwas weiter zu gehen und 
zu sagen: Ich glaube nicht daran, dass diese Vorentwürfe 
vom Winde verweht worden sind. Es handelt sich dabei 
doch um Materialien zu einem Bundesbeschluss. die für die 
Feststellung der Verantwortlichkeit von grösster Bedeutung 
sind. Es bleibt somit die Vermutung haften. sie seien von 
den Beteiligten den Mitgliedern der Untersuchungskom­
mission wissentlich vorenthalten worden. Auch ein Ver­
gleich der Botschaften 1961 und 1964 zeigt. dass nicht nur 
ehrenhafte Absichten bestanden, als die Botschaft 1961 
redigiert wurde. Ich beschränke mich lediglich auf ein 
einziges Beispiel. wo in der Botschaft 1961 gesagt wurde: 
« Der Mirage III S ist eines der schnellsten Hochleistungs­
flugzeuge. die gegenwärtig in Serie gebaut werden.» 1964: 
« Die Ergebnisse detaillierter Konstruktionsstudien und der 
Erprobung müssen zum Teil noch abgewartet werden.» 
Tch will damit sagen. es sei meines Erachtens in höchstem 
Grade unehrenhaft. wenn durch Irreführungen und bewusst 
falsche Darlegungen das Parlament überspielt wird. In 
dieser Richtung vermag ich mich den Schlussbemerkungen 
der Kommission. aber auch den gestrigen Ausführungen 
von Herrn Bundespräsident von Moos nicht anzuschliessen. 

In der gleichen Richtung weist die Tatsache. dass der 
P-16 durch die Untersuchung eine entscheidende, wenn 
auch verspätete Aufwertung erfahren hat. Sie werden es mir 
nicht verargen, dass mich das als St. Galler besonders 
schmerzlich berührt. Aber es geht hier ja um mehr, nämlich 
darum, dass unserem Lande ein hochqualifizierter Flug­
zeugkonstrukteur unwiederbringlich verloren ging, und 
zwar durch Handlungen und Entscheide, die es wert wären, 
in einem besonderen Untersuchungsverfahren einer Klä­
rung entgegengeführt zu werden. Ich bin heute in der Rück­
hlende davon überzeugt. dass damals mit diesem Fallen­
lassen des P-16 der Leidensweg der Irreführungen und der 
Fehlentscheide seinen unrühmlichen Anfang genommen 
hat. Herr Bundespräsident von Moos hat gestern erklärt, die 
vom Untersuchungsbericht betroffenen Beamten hätten 
gegen sich selbst die Einleitung eines Disziplinarverfahrens 
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anbegehrt. Dieses Vorgehen hat er als korrekt bezeichnet. 
Ich vermag mich auch dieser Auffassung nicht anzu­
schliessen. Bis heute war ich stets der 
Beamter dann gegen sich selbst die 
Verfahrens und wenn er 
oder wenn er sich in guten Treuen als 
darf. Beide treffen hier nicht zu. Vielmehr 
scheint es mir. es soll damit eine Unschuld ,!i,ror•rn, 

werden. welche durch den Bericht der 
kommission schon heute als einwandfrei 
net werden muss. Ich wundere mich deshalb über das Ver­
halten der betreffenden Beamten, wie über weiterer 
hoher \filitärs. die nach dem Erscheinen des Berichtes mit 

an die Öffentlichkeit getreten sind. als betreffe 
die nicht sie. sondern 
Feuerwehr auf dem lande dr:mssen. 

Zur Frage, ie das Parlament entscheiden soll, ob 57, 
0 oder 100, bin ich nach reiflicher zum 
Schluss gekommen. mich dem Antrag Götsch anzuschlies­
sen. Entscheidend hiefür waren kurz folgende Gründe: 
Einmal haften der Lösung 57 allzu viele l;nsicherheits­
faktoren an. Die Teuerung im Ausmass von rund 100 Mil­
lionen ist ausgeklammert worden. damit aber nicht auf­
gehoben. Die weitere Entwicklung der Elektronik ist un­
gewiss. Ich hätte in dieser Richtung gerne vom Präsidenten 
der Kommission noch eine Erläuterung erhalten, welches 
eigentlich in dieser Richtung die bestehenden, Sicherheiten 
sind. Weitere Kostenfaktoren sind heute nicht mit Sicher­
heit zu errechnen. Zahlreiche Berechnungen und Angaben 
stammen aus jener gleichen Küche. die uns bereits eine un­
geniessbare Suppe vorgesetzt hat. Ich befürchte allen Ernstes, 
dass noch zwei, wenn nicht drei weitere Kreditbegehren in 
gleicher Sache an uns herangetragen werden. und dass 
schliesslich für 57 Flugzeuge, die nicht einmal in die Kon­
zeption hineinpassen und nicht unbedingt als zweckmässig 
bezeichnet werden können. rund 2 Milliarden Franken auf­
gewendet werden müssen. Wenn wir schliesslich noch die 
teuren Panzer in Rechnung stellen, die uns ebenfalls noch 
Überraschungen bescheren können. erscheint mir die Ge­
fahr gross. dass andere Truppengattungen auf lange Sicht 
hinaus weiterhin im Argen liegen. Die Mirage-Angelegen­
heit wird den Rat und die Öffentlichkeit. wenn die Be­
schaffung von 57 Flugzeugen beschlossen wird - was zu 
erwarten steht noch wiederholt beschäftigen. womit eine 
wahrhaft unrühmliche Angelegenheit immer wieder neu auf­
gewärmt wird. Das erachte ich als staatspolitisch ausser­
ordentlich gefährlich. Lieber ein sofortiges Ende mit 
Schrecken als ein Schrecken ohne Ende! Zugegeben. wenn 
wir jetzt auf O Flugzeuge entscheiden. entsteht ein Verlust 
von rund 800 Millionen Franken. Das berührt ganz zweifel­
los schmerzlich. Ich wende mich aber entschieden gegen die 
Argumentation, dass nur bei einem Abbruch des Aben· 
teuers bzw. bei der Verweigerung jeglicher weiterer Kredite 
für die Mirage- Beschaffung, ein Schrotthaufen entsteht. 
Dass in diesem Falle wegen der bereits eingegangenen Ver­
pflichtungen zirka 800 Millionen verloren gehen, ist nicht 
zu bestreiten. Ich will aber beifügen. dass sich bei jeder ·; 
reduzierten Serie die getroffenen Engagements wie ein Blei· 
gewicht anhängen. Beim Vorschlag der Arbeitsgemeinschaft 
werden ebenfalls Hunderte von Millionen vor die Hunde ,, 
gehen. Es werden zirka 500 Millionen sein. Somit darf uns 
wohl niemand verübeln. wenn wir 300 Millionen Franken 
mehr an Verlusten in Kauf nehmen wollen. um endgültig ,, 
mit dem Abenteuer der Hochleistungsflugzeuge Schluss zu , 
machen, dem Parlament eindeutig das Heft wieder in die 
Hände zu geben und nicht zuletzt, um im Interesse unsere!' , 
Landesverteidigung wertvolle Millionen zu gewinnen, die ' 
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Lösung zu finden. Dahei hat jeder Einzelne. wie Sie alle. 
mit sich gerungen. im Bestreben. entscheiden 
zu können. Die Angelegenheit erscheint mir zu ermt. um 
mit ihr zu Dabei ich mit Ihnen der Hoffnung 

dass sich die heutigen Nuller nicht in wenigen 
Jahlen zu Volltreffern entwickeln werden. Noch bleibt uns 
die Hoffnung. das reinigende. aber kostspielige Gewitter 
werde neben den bekannten unerfreulichen Auswirkungen 
in die Zukunft \,eisend auch positive Perspektiven eröffnen. 
Das wird dann der Fall sein. wenn das Vertrauen wieder all­
seits hergestellt. erarbeitet und verdient ist. wenn gewisse 
hohe Persönlichkeiten ihre Haltung und ihre Einstellung 
revidieren und einige Treppenstufen heruntersteigen. um 
damit dem Empfinden und dem Willen des Volkes und 
dessen Vertreter einen Schritt näherzukommen. 

In Verbindung mit den geforderten weiteren Verbesse­
rungen wird das entscheidend dazu beitragen. dass unser 
Land auch diesen schweren Schock. sei er einmalig. ohne 
bleibenden Nachteil zu überwinden vermag. 

Arnold: Herr Bundespräsident von Moos hat uns eine 
alte Sokr:1:i~che Weisheit zum besten gegeben. Abgekürzt 
lautet sie etwa so: 

Der Bundesrat weiss nun. dass er nichts wusste. Und als 
Präzisierung sagte er, der Chef des Militärdepartementes. 
Herr Bundesrat Chaudet, wusste nicht mehr als die anderen 
Bundesräte. Herr Bundespräsident von Moos wird kaum 
glauben. dass er damit seinen Kollegen vom EMD ent­
lastet habe. Er hat ihm aber die für einen Bundesrat keines­
wegs heroische Rolle eines Briefträgers attestiert. Wenn 
einer der Bundesräte in dieser Sache verpflichtet war. etwas 
zu wissen, so ist es Herr Chaudet. An der Sitzung der 
'-füitärkommission vom 21. Mai 1964 im Walcheturm in 
Zürich sagte uns der Chef der KTA \\Örtlich: Wir haben 
in keiner Phase etwas verschwiegen und in keiner Phase das 
Engagement des Parlamentes überschritten.)> Der General­
stabschef erklärte. ich habe mir das genau notiert: « Wir 
haben nichts unterschlagen und nichts bagatellisiert. Wir 
haben uns getäuscht. aber wir haben nicht irregeführt.» 
Und auf den Vorwurf. die Verantwortung, die das Parla­
ment trägt. sei missachtet worden. erklärte er: « Wenn Herr 
Arnold den Generalstabschef näher kennen würde. so 
würde er bestimmt sehen. dass diesem die Verantwortung 
des Parlamentes gerade sehr eindringlich bewusst ist.» 
Sicher ist aber. dass Herr Bundesrat Chaudet die Herren 
,ehr gut kennt. und dass er srätestens nach der Sitzung der 
\!i/itiirkommission vom 21. Mai 1964 sein Wissen als 
Depancmentschef hätte ergänzen und sich hätte vergewis­
iern müssen. ob er selbst. ob der Bundesrat oder ob das 
Parlament nicht irregeführt worden seien. Das war seine 
Pflicht. Und wenn er nicht selbst darauf gekommen wäre. 
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so hätte ihm die Diskussion in der Militärkommission dazu 
Anlass geben müssen. 

Was aber \,usste der Gesamtbundesrat? Was wussten 
die sieben \,eisen unseres Landes. die alle 
viel wussten. oder. wenn Sie wollen. \\ ussten '! 
Sie alle \, ussten spätestens am :20. Dezember 1961. dass der 
rnn den Räten am 21 Juni 1961 beschlossene Kredit um 

95.3 \lilliom:n überschri!ten \\aL Das wussten 
die sieben Bundesräte auch am 19. 1962. sie die 
drei das heisst unter 
eines Bundesbeschlusses mit Gesetzescharakter. zusammen-

und damit statt das rote das grüne Licht 
zum Weiterwursteln t; nd als die sieben weisen 
Häupter unseres Landes spätestens am 12. Februar 1964 
wussten. dass die \tehrkosten 576 Millionen 
Franken werden. da fiel es ihnen immer noch nicht 
ein. das rote Stopplicht einzuschalten. Das des 
FMD konnte unbehindert weiterfahren. und die 
der beiden Räte mussten am Strassenrand weitere vier 
\fonate warten. bis sie endlich in der Junisession 1964 
selbst das rote Stopplicht geben konnten. So vergingen 
21;, Jahre. seitdem der Bundesrat wusste. dass der ihm von 
de~ Räten bewilligte Kredit um wenigstens 95.3 Millionen 
überschritten war. In dieser Zeit wuchs der potentielle eid­
genössische Schrotthaufen auf 850 Millionen Franken an. 
Es kann doch im Ernste niemand bestreiten, dass der 
Gesamtbundesrat für diesen Schrotthaufen. mindestens 
soweit er sich seit dem 19. Januar 1962 weiter angehäuft hat, 
die Hauptverantwortung trägt. und dass der grössere Teil 
dieser Verantwortung, wie nun der Untersuchungsbericht 
zeigt. auf den Chef des Militärdepartementes fällt. Man be­
greift daher nur zu gut, dass dieser Bundesrat es gerne 
einigen Bundesrichtern überlassen möchte, die Verantwort­
lichen in den ihm unterstellten Dienstzweigen zur Rechen­
schaft zu ziehen. Er ist ja selbst tatsächlich nicht besonders 
ausgewiesen. seine Beamten zur Verantwortung zu ziehen. 
Aber ich teile die Meinung der Herren Vontobel und 
Schmid: Die Untersuchung ist durchgeführt durch die 
Kommission, das können die Bundesrichter nicht besser 
machen. 

Ich habe dem Mirage in der Sommersession eine Grab­
rede gehalten. Ich sagte: der Mirage ist politisch tot. Man 
wusste genug. um das zu sagen. Nun haben wir noch den 
Bericht der Arbeitsgemeinschaft. Wesentlich an diesem 
Bericht ist. dass wir nun noch eine eigentliche Skandal­
chronik besitzen. eine Skandalchronik. die viel schlimmer 
ist, als wir es uns vorgestellt hatten. Ich verweise nur auf 
die Kapitel I und 4. Niemand hätte das für möglich gehal­
ten. Das ist ja ein Attentat des EMD auf 
Bundesrat und Parlament. Sehen Sie. Herr Bundesrat 
Chaudet. wir hatten Bedauern mit Ihnen. dass Ihnen im 
Jura mit einer Fahnenstange auf den Kopf geschlagen 
wurde. Wir haben aber auch Bedauern mit dem Parla­
ment. als wir durch den Bericht der Kommission zur Kennt­
nis nehmen mussten. wie skrupellos das EMD seinen ratrio­
tischen Kredit vertan hat. wie es den eidgenössischen Räten 
mit seiner Fahnenstange auf den Kopf geschlagen hat. Wir 
sagen Ihnen. Herr Departementschef. soviel Verantwortung. 
wie Sie zu übernehmen gedachten, kann keiner tragen. sei 
er nun Bundesrat oder Parlamentarier. Niemand. der hier 
in diesem Saale ein Gelübde auf Verfassung und Gesetz 
abgelegt hat, kann die Verantwortung tragen. Gesetze zu 
verletzen. Und hier liegt die Vertrauensfrage. Sie wissen, 
dass wir Sie persönlich achten. Herr Bundesrat Chaudet. 
und dass ich Ihnen noch im Sommer meinen Respekt be· 
zeugt habe hier in diesem Saale. Umso schwerer fällt es mir 
nun, heute sagen zu müssen .. dass ich nicht glaube, dass das 

michael.tellenbach
Textfeld



Affaire «: Mirage > 464 24 sepkmbre 1964 

Vertrauen im Volke wiederhergestellt werden kann. wenn 
Sie im Amte bleiben. Es fehlte 1961 eine seriöse Botschaft. 
Es fehlte 1961 die rechtliche für die Zu­

der Objektkredite. Es fehlte im Bundesrat 
die Einsicht- dass die Produktion hätte gestoppt 

fehlte wiederum 1964 eine seriöse Bot­
Was sollen \\ ir aus Ihren 

Herr Bundesrat Chaudet. schlies-

hier im Saale interessante 
Ich zitiere nach Protokoll: Schon vor anderthalb Jahren 
wurde das E\fD durch die Schweizerische 
schaft darauf iesen. dass zufolge einer 
in der Art und in der der 
im NATO-Raum nördlich unserer Grenzen 

werden könnten." Kein 
Schrott! << die praktisch noch gar keine Flug­
stunden aufwiesen und die insgesamt 12 Millionen für 
60 Stück gekostet hätten.» (So die Offiziersgesellschaft.) 
Herr Meyer sagte weiter: « Diese Flugzeuge gingen dann 
in das Lieferwerk nach England und sind dort immerhin 
auch noch erhältlich, nachdem sie überholt worden sind 
und ungefähr 100 neuwertige Hunter könnten zu l \1illion 
das Stück, also zu rund 100 Millionen. gekauft werden.,, 
Ich frage nun· Wurde das abgeklärt? Warum sagt der 
Bericht nichts darüber? Warum eigentlich nicht? Stimmt 
etwa die Vermutung, die Herr Kollege Haller gestern aus­
gesprochen hat, dass im Hintergrund industrielle Interessen 
für die Eigenfabrikation im Spiele sind? Wenn schon die 
Arbeitsgemeinschaft Bericht und Antrag zum Mirage­
Geschäft macht, dann soll sie auch Fragen beantworten, 
die im Rat gestellt wurden. 

Man sagte uns aus den Reihen der Kommissions­
mitglieder. bei ihrem Antrag handle es sich um einen poli­
tischen Kompromiss. Die Kommission habe daher zu 
einem einheitlichen Beschlusse kommen müssen, weil das 
Vertrauen zurückzugewinnen war, das Vertrauen, das 
andere vertan hatten. Der Preis. den wir für dieses Ver­
trauen zu bezahlen hätten. stehe in irgendeinem Verhältnis 
zum eidgenössischen Schrotthaufen. Bei O Flugzeugen ist 
der Schrotthaufen 100~,;; oder 850 Millionen, bei 100 Flug­
zeugen O~~. und bei 57 liegt er irgendwo dazwischen, weil 
ja Hundertcrserien in Auftrag gegeben wurden. 

So sehr wir dem Bericht der Arbeitsgemeinschaft An­
erkennung zollen. so wenig vermögen wir seinen Schluss­
folgerungen betreffend der Anschaffung von 57 Mirage 
zuzustimmen. Sollen wir nun die Neukonzeption mit dieser 
Schrotthaufen-Kompromisstheorie belasten? Herr Allgö­
wer hat nachgewiesen, dass wir im Sumpfe einer falschen 
Konzeption sitzen. Sollen wir nun sagen: (!Tugend. das 
heisst still im Sumpfe dieser Konzeption sitzen bleiben?» 
Kann so das Vertrauen geschaffen werden mit einem sol­
chen politischen Kompromiss? Das Volk verfangt doch von 
uns nicht, dass wir auf den Autofriedhof gehen, um noch 
auszugraben, was noch zu retten ist von den Mirage. Es 
will doch wissen, wohin nun der Weg gehen soll. 

Der Antrag Götsch weist diesen Weg. Der Antrag der 
Arbeitsgemeinschaft ist ein untaugliches Verlegenheits­
produkt. Wir brauchen jetzt doch keine r nspirationen 
Züblin'scher Strategie. der die Schweiz zu eng ist und die 
daher mit Atomkraft und Überschall die Verteidigung über 
die Landesgrenzen hinaustragen will! Und wir brauchen 
erst recht keine RatschHlge des Lobby- Vereins zur Unter­
grabung des Wehrwillens und der Wehrbereitschaft! Das 
ist nämlich der Effekt dieses Vereins. Es gab schon einmal 

eine Zeit. da in unserem Lande einige Brüder so auftraten. 
als hätten sie den Patriotismus für sich allein und 
als seien die andern Schweizer nur arme. arme, Ver. 
wandte. Die Sache nahm dann ein schlimmes Ende. als 
diese andern Schweizer wchrbercit an der Grenze standen 
und ihre Pflicht erfüllten. 

Cnd nun ich da gestern in der 
a Die Sozialdemokratische 

Nun meine Herren 
kratischc Partei ist in erster 
nicht eine 
sinn. Und wenn sie in der 
hdt des Volkt:s reflektiert. so ist dieser 
t:in billiger Kommentar. "'eil diese mehr die Inter-
essen des als des Volkes reflektiert. Oder darf 
man vielleicht warum der rechte des 
Zürcher Freisinns, Herr EibcL bei diesem Mirage-Geschäft 
so schweigsam ist? Weder hier im Rat noch im «Trumpf­
Buur» hat er die Praktiken der EMD-« Demokraten von 
beänstigendem Ausmass >> (das Wort hat er selbst erfunden) 
angeprangert! Diese Zurückhaltung entspricht doch sonst 
nicht seiner Natur. Die Kommission aber musste keinen 
Kompromiss mit diesen EMD-<< Demokraten von beäng­
stigendem Ausmass » suchen. Sie durfte sich von deren 
Geschrei nach kostspieligen Spielzeugen nicht beeindrucken 
lassen, so wie eine Mutter. die zwar mit ihren Kindern 
schimpft, aber schwach wird, sobald diese ein Geschrei 
machen. Diese EMD-Demokraten machen ein gutgeplantes 
Geschrei um Zeitgewinn. Und im Blick auf ihr höheres Ziel 
nehmen sie auch die Prügel in Kauf, die sie im ersten Teil 
des Untersuchungsberichtes erhalten haben. 

Es handelt sich aber auch nicht darum, dass sich die in 
der Arbeitsgemeinschaft versammelten Parlamentarier 
gegenseitig das Vertrauen aussprechen. Es handelt sich nur 
darum. dass das Vertrauen des Volkes wieder gewonnen 
wird. Das Volk ist der entscheidende Partner bei diesem 
staatspolitischen Kompromiss, von dem so viel gesprochen 
wurde. Darum stelle ich für den Fall. dass der Antrag der 
Arbeitsgemeinschaft dem Antrag Götsch vorgezogen wird, 
den Antrag, Artikel 5 des Bundesbeschlusses sei wie folgt 
zu fassen: « Dieser Bundesbeschluss ist gemäss den Be­
stimmungen des Bundesgesetzes vom 17. Juni 1874 be­
treffend Volksabstimmung über Bundesgesetze und Bundes­
beschlüsse zu veröffentlichen,» ( das heisst, dem fakulta­
tiven Referendum zu unterstellen}. 

Ich weiss wohl, welche formalen Eimvände gegen diesen 
Antrag erhoben werden können. Aber ich stelle den Antrag 
trotzdem in voller Kenntnis dieser Einwände. Wenn es 
wahr ist, dass der Hauptzweck des parteipolitischen Kom­
promisses die Wiedergewinnung des Vertrauens des Volkes 
ist, dann sollen wir auch den Mut haben, dem Volke 
Gelegenheit zu geben, selber zu bezeugen, ob dieses Ziel 
damit erreicht sei. Es ist ein ungewöhnliches Vorgehen. 
Aber ungewöhnlich war auch das Vorgehen der Militär­
verwaltung, des Militärdepartementes und des Bundesrates 
bei dieser Mirage-Angelegenheit Und ungewöhnlich, aber 
der Situation angemessen, war auch die Methode der Unter­
suchung und Antragstellung durch die Riite. Die Referen­
dumsklausel fällt daher nicht aus dem Rahmen; sie ist 
ebenso ungewöhnlich, aber ebenso der Situation ange­
messen wie das Vorgehen der eidgenössischen Räte. Haben 
Sie doch den Mut dazu, dieses Volk, dessen Vertrauen Sie 
gewinnen wollen, zu befragen! Sie werden dann erfahren, 
ob der !'Vfirage politisch tot ist oder ob er nur scheintot 
war. Die Armee selbst hat das grösste Interesse an der 
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J1 .11,klr · 1d1 .ibcr l11c·r um c'lill' 1.:111c \ c•r­
u,1d dc·,iulb ,,,l!k c 11,:.i l1c·r l nt.:rsuchungs­

'.',.:r:1..'ht 1.l-,'t 1' l ;/11rni:--..,ii_)n /t:r f... ... u111tnis g~lh)ffl!lli..'/1 \\ t rdl:'n 
i..ili..' 1', ,rcil/~!1 31Jlkn tLir~ni:-; jcl~t gc./t)g:cn \\1..'.rdcn. 

,:cnn jct/L L:·:dc· de, J::hn:s, 1•.crJ..::i alle BunJc;h::1111tc11 
:'ur eine 1\e1krc· \mt,dauc:r \Ull \ ic:r Jahren \\ icJ,:rge\1/ihlt. 
1 )i.:,c '\ i.:'H ,, icdcrn 11hl kann uhne Bcgrt·i!,dung crrolgcn. 
"'d ,bs \ ,:nr,.1uen gc,tört i•,t. \fan !m•.l.;.;ht r,ur diesen 
In.:k. d:h, ,:.es,: lkrre11 Jie Divipli:1:1ru,1t..:rsu.:hu11g gt1i;en 
,1.:h ,clt,,1 h::::11r:1g1.:n, nh:ht i1<2r:i:uulülk,1. 

1:lrchd1,·r: Ich habe l'S nod1 nie i'rndalx1r gefunden, 
111id1 mit ,l.:111 K,d:cgcn \la, \rnolJ, :1u,scr (.'(1,a 11Ht c.:incm 
S.1tzc, :w,l.'i,1.rn,krwsctzen, u11J id1 \\erde es :\lieh die·rnial 
n1d1t tun. i 1s"rr \nwld h:it hier cinl' fulmin:mt.: "1:1kbg.:­
rcdc gcli,d1u1: mir geht es um die lkr,:111igung ,kr \I ir:,gc· 
·\ngekg..:1: 11..:it. Ich \\Crdt.: mich l'r.:ucn, nacl:h·cr aus dem 
\fu,1d..: d,:r , krr.:11 8ringlllf und Leucnbcrgc·r 1u IHirc11. 0!1 

111cht 11Li..:li ,,1,dere Versionen denk bar ,ind, in denen ma:1 

diese \ 1 irc1;,,:- ·\ngekgcnhs"it betrachten kann. als diejen igc. 
die u11> k1T \rnold vorgetragen hat. 

Zur S,1c'1..: 111ikhtc ich folgcnJ,:s ,<1gc11: kh habe 1'.1i..:l1 
Lu lkgi1111 11 ,•,ercr Debatte gi:fr,1gt, ob die eingchenJe :\u,­
c111.1ndu !1u11g 1il•cr die \l!rag1:- . .\11g,~kgcnhl'1t die i,n Be-
richt d __ r r:,trlJ1ncn f aris\..'ht.:11 l nt~r-., 11...:hungskt)n1n1is~)i11n 

knntur..:n , i~dh~n oder uh ')tc dt:n 
l ,c!i.ilt diese, lkriciHc, fc,thc1ltcn und C,11 · 

llll· 

n1it dcrn :J.rt}~,>-t..:n R ustung(,g-..::">cl1~t 
:, ·"c'n,ch,1!'1 110..:h ,a:ir~er '1..:r11u":1rhcikn 11,:nk. 

\,tl'.hd1. 11 1 1.r.h,.:r di...: l Ld 1,,,.~:it 1.k1 :'\ti-.\,h,: hi1r.: 1.h --ri1d. i ,t 

'"'' 11 f:I i\'t'j.1 ll1..-ll. Jl("',l; 1 ray:~ ;:U bc.t!lt\\OrlL':L ldt gl~!L:bt.· 
111111 111,,,,k 1<.:•1 ,:,1g\:,1 w dur,·en. cL1,, "il' u11·; i11 dies.:11! 
\ug,·11hl1,~, t1'<1tZ ,k11 1111\•:1111-:i,!lic\·,,::1 \11 ,.,d1Uigen d,:r 
lli,~11,·,1,,11. ;11 ,kncn i,11 c·hen die itc"Jc \t)1l I krrn .\rnuld 
l,ti1k. ·•il,:,11.:n \\'q;cn hcl'in,kn. ;1ul'\\,gc:1. 1011 de11e11 \1ir. 
'.<,11111·.•,,,.!lic\1, 11i..:ht c1hirn:11 ,•)l\trn. Ikr gut·~ '.i1,1n u11d der 

\'1111.·,ti.,.:.: \ crl:1ui' un,·:rer i),·b.ttL.' ,i:1d \<ir 111!.:1;1 

d.,, \ ,h!, "I ,.!,T p.1rl:1111.:11l.11'i.•.dH:11 .\r>Lil··:,tc·111,.:i11«.:'1<11't. 
,!iL..' '-H>-. ·:•,,.: c1'1l\rJ111_:~·1hh' und \l,r::f:dtiµl· !)~lr·.t~ l!~11·1g l'lllc"·, 

k11 n1pk_ · ... 1 ... I1\v'.·h,1lh unt1. .. ·1hrt.'!h:t t1,1d d-1 1111 /\\L'tliJ),1.., 

di1..· lL:11 1J!.l1.: 11rH.! 1 1, d .. '-.; \li, i .; >,.!, 1.., .. -,~ 1\.._·1:~ 

~l·',~1·,d 11:':,•,:licllt ll<1t. \11,·l1 di,: f: i.1llk':·t11lf·..'i'1 ,lc, k,)ill· 

iiit'-r·11i11h;·r. -11.kriti.."11 /t11n B,.,'rH.:IH, dil: \\ ir g1..··,t1..'n1 ':~l':)l;n 
h 11,,,, l . 1 . l . 1 \" . 
'" 1, 1 11/krl _g("\\l~\ d '-; \\t_µy.~hl.'IH l!il k',;tL'/l )/lHll· {!._'\ 

grLs·~en. J h'.) \H,:h l!...:f Uun1.ic~rd: 111Lhf in :.:iPt::1 

tnil der Kl,nur1i~s:1.H1 ur~d d:rn P,irl~tnH.:nt ui"lt.:r 1 i:11.:l!h.:i:cn 

fut. ob·,~i1t),t ~r gL\\i';\c -\kL'ntL i:1 der\\ 
d...:r l i"sarhc11 u11d Lh:s ,\l:·Liufs t!,~'S \1i:·ag,.> \lJ1.::1-

1eucr, ct11:1s cindcr;; sctn .• i:s die p:,r:.1i11c':1[.:•·i,chc \rhci1,:-
gc11H:1I1scli:1ft. Der f !crr :, ird .:, ,11ir 11i..:ht 
t1bcrnchnh:n, \\Cnn id1 r:'c1ri-!g~. \.!tt'~'.') n~11..:i; I1k'i;1l·1:1 l .i:1lfruck 
durch th:sc ,\k1enn·crs~·hi~~:,'.trise11 Ji...: 0!1lbcL_·Jh.:n r 1,,.·'.:}t· 

stcl!u11gc.:il unJ die 110:1ll!hcrkgk:1 der 
p:1rhrni:11t:1ri,ch,:11 .\dJcit,:g,'1ncin\c!1:1l1 1!1 c!:.1 ! f,1upt-

L nsi..;n: KtH11n1i:;-skr11 luttc \1.111 dic~;crn R:ttc di.:n .\uflr~ig 
erhalten, dis" \lira,;e-AngckgcJ,heit .ilvuki:irc,n, die V..:r.111!· 
1\ortl1chk.:ircn ;u ermittd,1 und d:.: .\u,;-.1ir:w1~g.:11 de; 
Gc,e!ürres « untn JL11 (;c,1chtsru11k tcq der d1:11wkr.1-
t i,chc11 Ord1,ung, der L:rnd,'s1cncidi:;u:1g unJ des I i:1:111z­
naL!Sh:\:t12s <.h:~; Huihks >> zu unr~-·r;;uc!1cn. ~ii.: h:11 di"-°')t11 :\ur 
traJ. 11:·.: :dlgcm.:in .,nc>r:,::t:111! 11ird, i;;it cinc:n .-\ui\1,:11d :lfl 

Zeit und ,\rbcit. mir ,·111~r G..:11 i,s.::11h.1 u:1d 111!! 

eincn1 Schl\rf,inn ,rf:':!lt, ,Ji.: IT,r d.;s !':,d:w1cnt l lir,: ei>1-
lc_f:;.>1 \!k: r.11..:.:acn \lic \11:,} ... '!eg-..:·1 11.:it k\.)l11J'iicn i111 

B1...·rit:!11 der pnrian1t::H:rri-;chL·:1 \rbcits~!1..'nh.:i 1scll:~rt zur ~·i11-
kuch1-::1 alle 
p.:k~:z:nht.:it 
s;'rt)L";l;_':1 

pdrla nh .. ~ll i,;rl-s;t:hL'1l 2n.:hlus".1t,·i, .. -:1 
,s:t1c.·11 ,ollen. \h,-r iv:1 ,!.·.,· :•,: 11\,:. 
:·,. l/11"-'I) 1_r(_,:.:.: 1 d :-, 1 111.L ,.'.1 .... -:r h·~' ,.\,-, .. :tr._•11 d1 1,l L: i~~ .. : 1 J ;;,,:~ 

h„L·.'. d:1·,; 1'1,r lllH.:1111:11.:h ,1ic \,1r 1tlJ,.: 1 .:,:.:ti<:n dc:r \!i:·,igc.:· 
\,1L:-:!:: 1.,·,i!'. :it i:1 dem ~t;iat,p,1liti•.c:'.'1·:i1 f'1·11hk111 .'.':,.1,n111:•,. 

11;~-'~"~:1. i..h~ durch 1.l1e"I•.'. u:1µ,_-,·. (1111,li lic iind h1:\ti.·1.r1..:!idc 

I L'hlk1t1!::1::! d, .. ~ gru..;~,!1..'1l f\L.;-;tu:1t~·•~r.:·~1..·!1u!t·.:-~ d1;'\ L~\n<..k'"' 
~!U!°~: .. ··.,1'n·~;1 \\{)nkn ··t11H!. '\,]~!lt di: 111.\h:-:,i,,.: J<i·~· .. ;ituh~r· 
'1(111'·-itung a!!ci11. di~ ·nir dc..·r 'iidir:".1r--.~,; ~. 1.h,,.·i\! \u;,1..;iul\ 
die."·r fchlleill111(! i:,t. ,.te!tt l:.1r li1,kct»i·>:l, ,n11ckm ;,II,.:: 

! ,n..,t.indt: ti::d !k·~1.k1tl.'r,;ch...:!:1un'1.L':\ ,_;it 1,-...:,. ( 11.:·\,:11:-r1,.·.~. dl, .. · 
d:1/U ~.._ (id1r1 !l.:hL'f' ,'. ., i\, ... ·t· \drl 1lt:1\ c>·h_i,1.'ll -: L'h•. ,1 '.~ it .. : 

~1..·ldi:·,,.., ,!lll" ~k:..;"·h 11!11 1 ;:!. \\111 \1 ,l l !1'.1...hk·,·,'ll!'1::~"'1H1::rc l'' ·i) 

i':P \l11:1g•i. 11ic:ht 1"'·':·1·.:•:11 1 •1::·;1 dc:r ·-cq1 ,k:1 I< •t,:·1 

~'i..'\\:1h1r1.: B~ .. :i..:tftil'ut·1~ .... '-.. 1..ll1t \.1,d x7! \lil!i1.1nl11 t .·:111h,·11 

/lj/ / ,}!\ i1~· 1,!·,t1!~- Lhh.'.,) ,l\'.',~t:1 II 1.'l!h:.:; lh."'lf,._'!) f'\lll.!/L'!Jgl'"i f)1J 
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Affaire « Mirage» 

allen ihren technischen Komplikationen und den uns erst 
heute bekanntgegebenen schwerwiegenden finanziellen Kon­
sequenzen verwendet worden ist. Die Verletzung der Pflicht 
zum korrekten Vollzug eines gesetzlichen durch 
die war verbunden mit einer Reihe von Hand-

und von der irreführenden Ab-
der Botschaft \On 1961 bis ungenauen und \er­

späteten Information des Parlamentes bzw. seiner Kom-
missionen über dcn Stand des Geschäftes. und 

die eine nicht zu 
des Wii!ens und Rechte des 
Dcshalb hat die 
trauenskrise hpr·vnn,,•r, 

zwischen und Bundesrat 
und sie hat zugleich im Volke das Vertrauen zu den obersten 
Bundesbehörden erschüttert. Es ist und bleibt unsere erste. 

diese Vertrauenskrise durch die 
der zu 

Dabei ist eines mit aller Deutlichkeit festzuhalten: Das 
Parlament hat die Zügd der Mirage-Angelegenheit nicht 
in einem Anfall rnn Übermut. von ,\fachtgefühl oder 
Prestigebedürfnis in die Hand genommen. Es hat die Zügel 
dieser Angelegenheit in die Hand genommen, weil und 
nachdem sie dem Bundesrat und der Verwaltung offen­
sichtlich entglitten waren. Wenn ich es vulgärer ausdrücken 
will: Das Parlament ist zu seiner Rolle in der Mirage­
Angelegenheit gekommen wie eine Kuh zu einem Tritt. 
Wenn man ihm selbst einen Vorwurf aus seiner früheren 
Beschlussfassung über die Beschaffung des Mirage machen 
will ich glaube. ich habe diesen Vorwurf aus der Rede von 
Herrn Götsch herausgehört - oder wenn man ihm sogar 
imputieren sollte, dass es sich mit der von ihm durch­
geführten Untersuchung als Richter in eigener Sache ge­
bärde, so dürfen wir derartige Anklagen ruhig, aber be­
stimmt abweisen. Denn die eidgenössischen Räte sind bei 
ihrer Beschlussfassung vom 21. Juni 1961 tatsächlich, wie 
auch der Bundesrat anerkennt, irregeführt und nachher 
über den Gang des Geschäftes nicht oder nicht genau und 
jedenfalls zu spät informiert worden. Ich habe der Erklä­
rung des Bundespräsidenten vom gestrigen Morgen mit 
Interesse entnommen, dass der Bundesrat für sich selbst, 
zu seiner Entlastung, eine <<Informationslücke» geltend 
macht. In viel ausgedehnterem Masse bestand diese In­
formationslücke für das Parlament, und es hatte keine 
Möglichkeit, diese Lücke durch eigenes Handeln auszu­
füllen. Wenn das Parlament überhaupt noch einer Exkul­
pation bedürfte. so läge sie in der an sich erfreulichen und 
positiven Festst~llung, dass bisher die Glaubwürdigkeit 
bundesrätlicher Botschaften iiberhaupt nicht fraglich war, 
dass die Räte sich darnuf verlassen durften, dass diese Bot­
schaften ihnen zuverliissige, nach Lage der Dinge im Zeit­
punkt ihrer Abfassung genaue Daten lieferten, dass die den 
Kommissionen und dem Plenum gegebenen ergänzenden 
Aufschlüsse richtig waren und dass alle diese Unterlagen 
eine in voller Kenntnis der Dinge erfolgende Beschluss­
fassung ermöglichten. ln der unerwarteten und unvorher­
sehbaren. ich möchte sagen in der einmaligen Durch­
brechung dieser Regel in einem konkreten Fall liegt das 
Ungewöhnliche, das Ausscrordentliche der Mirage-Ange­
legenheit. Ihr ungewöhnlicher und ausserordentlicher 
Charakter erlaubt uns aber auch, die Hoffnung zu hegen, 
dass die genaue Aufklärung der Vorgänge. die Ermittlung 
der Verantwortlichkeiten und die Bereinigung der Ange­
legenheit zur Überwindung der Vertrauenskrise führen 
werden, dass das Ansehen der Institutionen unseres Bundes­
staates nicht geschwächt. sondern gestärkt aus dieser Krise 
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hervorgehen wird, aus der Jie parlamentarische Arbeits. 
gemeinschaft in ihrem Bericht mit bestimmten Antr" 
bereits gezogen hat. die die Ausübung 
Kontrollrechtes des Parlaments umfassender und wir 
SJmer ,verden. 

A.bschliessend möchte ich der 

Auch der hier zu treffende 
Kommission 

des vom Bundesrat für die 
Zusatzkredites und damit die Zahl der zu besc 

», der 
meiner Ansicht den vor allen andern Ge 
punkten hat. Ich weiss, dass dieser Antrag als ein politi 
Kompromiss angefochten wird und dass von anderer Seite 
eine andere Erledigung der Mirage-Angelegenheit postu­
liert wird. Aber die dem Kommissionsantrag angehängte 
Etikette « politischer Kompromiss» braucht uns nicht zu 
erschrecken und abzuschrecken. denn sie ist nur eine Eti• 
kette. ein Schlagwort, mit dem man sich unter lJ mständen 
leicht der objektiven Prüfung des Inhalts und Sinnes des 
Antrages entschlagen kann. Wenn Kompromiss in diesem 
Falle bedeutet - und ich behaupte. dass dies die Bedeutung 
des Kommissionsantrages ist -, dass in einer heillos ver­
fahrenen Situation eine Lösung gesucht und gefunden 
worden ist, für die eine qualifizierte, eine eindeutige Mehr­
heit dieses Rates die Verantwortung zu übernehmen bereit 
und imstande ist. und wenn diese Lösung sich sachlkh als 
Ergebnis der sorgfältigen Abwägung aller auf dem Spiele 
stehenden Interessen darstellt, so darf man sie mit gutem 
Gewissen vertreten und annehmen. Oder gibt es wirklich 
andere, bessere Auswege aus dem Dilemma. in das wir 
durch die Fehlleitung des Mirage-Geschäftes geraten sind? 
Zeigt nicht schon der Umstand, dass die abweichenden 
Anträge und Meinungen die extremen Pole der theoretisch 
möglichen Entscheide verkörpern, dass unsere Kommission 
einen praktisch gangbaren Ausweg gesucht und gefunden 
hat? Weder der Antrag «Null Mirage», das heisst voll· 
ständige Liquidierung des Geschäftes unter Inkaufnahme 
eines Verlustes von über 800 Millionen Franken. noch das 
Festhalten an der Meinung. dass unbedingt mehr als 57. 
das heisst 72 oder 100 Mirage beschafft werden sollten. 
wird der gegebenen Sachlage gerecht. Wenn m:.m die von 
der Kommission vorgeschlagene Lösung als unbefriedigend 
bezeichnet, so stimmt das sicherlich insofern. als es bei 
dem gegenwärtigen Stande des Mirage-Geschäftes über· 
gaupt keine Lösung gibt, die man schlechthin mit dem • 
Prädikat «befriedigend» auszeichnen könnte. Man hat in 
der Politik sozusagen nie die Wahl zwischen dem durchaus ' 
Guten und dem durchaus Schlechten. Man hat meistens , 
nur die Wahl Z'Wischen dem Guten und weniger Guten. und 
man hat allzuoft sogar nur die Wahl zwischen ckm grössern 
und kleinem Übel. Das Letztere trifft heute in besonders 
ausgeprägtem Masse für die Zwangslage· zu. in der wir 
stehen. Es ist hier in einigen Reden. zum Teil in intelligenter 
Weise, der Versuch gemacht worden - ich zühle die Rede 
des Herrn Arnold nicht dazu-. die vollst:indige Liquidation 
des Mirage-Geschäftes mit sachlichen Argumenten zu be· 
gründen. Aber ich muss Ihnen sagen, dass nach meinem -
Eindruck der Schrotthaufen, den die «Nuller» wollen, 
doch im Grunde genommen nichts anderes als eine spek· 
takuläre Trotzgeste wäre, eine Trotzgeste ähnlich derjenigen 
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·s Kn,iben. der sc1gt. "Es geschieht meinem Vater ganz 
J\ r \\Cnn H.:h mir die Handc c1 friere: \\arum hat er mir 
rei.n · . 
,, . ,e \\Mmcn Handschuhe gekauft!» 
,..cll, . l l \\" k „ b \\ ir ,,cnicn diesen a 1 ehncn. ir onnen a er 

dc:m \',:rlu ngcn 

cm fang \ cm irkfü:ht 
Jiese umcrmcidfü:hc Reduktion r,icht beim Parlament, 
und das Parl,uncnt ist auch nicht schuld daran. dass die 
als so unentbehrlich für die Landes,ertcidigung bezeich­
neten Hcchkistungsflugzeuge uns in jedem Fall, das heisst 
im günstigsten Falle, \\enn \Veiterhin nun alles gut geht 
ich mache diesen Vorbehalt in den ersten Exemplaren 
erst von Ende 1965 an zur Verfügung stehen werden, 
v.ährend in allen modernen Armeen längst Hochleistungs­
flugzeuge im Dienste sind und der für uns als ungeeignet 
befundene und zweifellos allzu billige « Draken >> schon seit 
1960 in der schwedischen Luftwaffe im Einsatz steht. 

Man weist darauf hin, dass 100 Mirage auch jetzt noch 
bei einer entsprechenden Erhöhung des Plafonds der 
Rüstungsausgaben beschafft werden könnten. Es ist kein 
Geheimnis, dass wir auf alle Fälle mit der Erhöhung dieses 
Plafonds in den nächsten Jahren zu rechnen haben. Aber 
diese Erhöhung kann nicht zugunsten der im Verhältnis zu 
den übrigen Waffengattungen bereits stark dotierten Flug­
\\atfe erfolgen. Und wenn in Zeitungsartikeln und in Ein­
gaben an die Räte gesagt wird, dass eine nochmalige und 
stärkere Erhöhung des Plafonds die durch das Mirage­
Geschäft entstandenen Schwierigkeiten lösen und uns ge­
statten v.ürde, jetzt trotzdem 100 Hochleistungsflugzeuge 
anzuschaffen, so möchte ich dazu mit aller Deutlichkeit 
folgendes bemerken: Ich werde in Zukunft jeder im Inter­
esse der Landesverteidigung, der Kriegsbereitschaft un­
;;erer Armee, nötigen Erhöhung der Militärausgaben zu­
stimmen; aber ich halte es für ps)chologisch und politisch 

für undenkbar, eine solche Erhöhung unter dem 
Banner des )>vordem Schweizenolk zu 
und hier durchzusetzen. 

Aus all dh:sen Fr'.l.:igungen werde ich für alle Antrüge 
der Kommis~ion stimmen. kh bin liberzcugt, dass, wenn 
wir diesen Antrügen zur Annahme verhelfen, \vir damit 
einen entscheidenden Schritt tun, um zu wrhindern, dass 
lwischen den Institutionen, den Behörden des Landes und 
dern Volk eine Kluft sich auftut, wie \vir sie bisher nicht 
gekannt haben. Ein Staat ist oder wird krank, wenn « le 
Pays legal,> und "le pays rcel •> nicht mehr identisch sind, 
\\enn sie auseinanderfallen. Die Bereinigung der :'vlirage­
Angclegenheit muss und wird uns vor dieser Gefahr 
,chützen. 

Bergcr-Olten: Das Ziel unserer Beratunge11 besteht in 
~er Tat nicht nur darin, aus der Mirage-Angelegenheit 
finanziell und wehrpolitisch eine vernünftige und tragbare 

Lösung zu l1nd1:n, sondern es muss uns ein ebenso grosses 
,ein, das Vertrau1:n des Volkes 

in seine höchsten Behördc::n und ihre ,eranmortlichen Aus-

Was mich aber im beso11Jeren hat, in die Dis-
kussion kurz sind 
Fehler einzelner Stc:l!en des \1 

Vertrauens bei­
d:1\on aus, dass es seit der Juni­

session, mithin also seit Jer Ansetlung Jer parlamenta­
rischen Beratung, Sache alicr an der \1irnge-Angelegenheit 
Beteiligten gewesen sein muss, in ,.kmokratischer Art, wie 
es eine saubere staatspolitische Grund!ultung als unge­
schriebenes Gesetz gebietet, alles zu unterlassen, was die 
sch\,ere Arbeit der Untersuchungskommission in direkter 
oder indirekter Weise hätte becini1ussen oder diskrimini1:ren 
können. Dieses Gebot musste vor allem für Jas Militlr­
departement und seine es nach aussen v1:rkörpernden Per­
sönlichkeiten gelten. Man kommt aber zur Auffassung, dass 
an zuständigen Stellen wenig Verständnis für dieses Gebot 
gezeigt wurde und entweder bewusst oder aus einem 
sclmerwiegenden Mangel an Fingerspitzengefühl Hand­
lungen vollbracht worden sind, die der Sache ,veder gedient 
noch die stark angeschlagene Stellung des Militiirdeparte­
ments und einzelner seiner Vertreter verbess,;:rt haben. 

Ich gestatte mir, diese kritische Auffassung an Bei­
spielen darzulegen. Schon vor der Inangriffnahme der Be­
handlung der bundesrätlichen \lirage-Vorbge in der Juni­
session wurde es im Parlament und in der Öffentlichkeit 
unangenehm empfunden, dass hohe militärische Führer an 
der Jahresversammlung der Schweizerischen Offiziers­
gesdlschaft in Bern sich in einer ,\rt zur Vorb15e und deren 
kritische Aufnahme äusserten, die offensichtlich mehr sub­
jekti\en als objektiven Be,\eggründ<!n entsprungen waren. 
Aus der dadurch entstandc::nen ö:rentliehen Diskussion die 
Lehren zu ziehen, "äre nicht nur 
,\endig ge,.,esen, und es schien die 
dass über,tll de, d,iss n·Jn die 
bis zu ihrer parlamentarischen Erledigung einzig und allein 
bei den eidgenössischen IUtc:n liegt und darum uns1:re 
militiirischen Spitzen alles zu unterlassen haben, was dazu 
anget:m sein könnte, die Arbeit des Parlaments als eine Art 
unern Dnschter Einmischung in eine hochge,:üchtete De­
parte111e11t:ihiernrchic erscheinen zu lassen. Wir dürfen dabei 
nicht \Crgessen, dass in dieser bedeutsamen Auseinander­
setzung auch Jas Ausland mithört und sich seine eigene 
Meinung über die tatsüchlichen Verhältnisse in der Schweiz 
ebenfalls macht. Viele halte11 darum die Reise des f fcrrn 
Generalstabschefs A111msohn inmitten der .\1iragc-Unt,~r­
suchung nach Finnland, auch "enn sie schon st•it liingc"rer 
Zeit ,orbcreitet ge\\cscn s;;:in sollte, als ei11cn h.:hler. Sie 
hiitte verschoben werden 111(:s,,.:11. Daran wiire die Schws:iz 
nicht rngrunde gegangc-n, und in Finnland, d:1s uns in 
innen- und aussenpolitischer Be\~eg!khkeit Lehrmeister 
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sein kann, wäre mit Sicherheit Verständnis dafür vorhanden 
gewesen. Ebenso hätte die Delegation von 15 Offizieren 
nach der Bundesrepublik auf einen späteren Zeitpunkt ver­
legt werden müssen. Mit etwelchem Erstaunen hat man 
auch das nach dem Erscheinen des 

zur Kenntnis genommen. Wenn schon ein 
solches. dann vom der es aber offenbar 
nicht für tunlich 
zu lassen. Im weitern muss die Rede des 
Frick bei den Frauen auf dem 
und unklug bezeichnet werden. Es zur 
persönlichkeit hoher und höchster Offiziere zu erkennen, 
"ann und in welchen Situationen ihr 
und ihre Verantwortung in 
L' nd letztlich fand auch die Rede des 
Militärdepartements an der kantonalen Militärdirektoren­
konferenz in St. Gallen in bezug auf Zeitpunkt und Inhalt 
angesichts der kommenden parlamentarischen Weiter­
behandlung der Mirage-Angelegenheit nicht ungeteiltes 
Verständnis. Was seither von militärischen Stellen und 
ihnen nahestehenden Kreisen zur Landesverteidigung noch 
geschrieben und gesprochen wurde, muss für die Zukunft 
zu einigen Bedenken Anlass geben. Wenn auch für einzelne 
dieser Tatsachen mehr oder weniger begreifliche Be,veg­
gründe vorgebracht \verden könnten, so hätten sie zurück­
treten müssen vor der Überlegung, dass die Öffentlichkeit 
ein feines Mass von Empfinden hat, was und in welchem 
Moment das Richtige ist und wo die Schwerpunkte einer 
so bedeutungsvollen Angelegenheit, wie die Mirage­
Angelegenheit sie darstellt, zu liegen haben. Alles in allem 
müsste und muss es also darum gehen, dass in unserem 
lande, das in letzter Zeit durch verschiedene Vorkomm­
nisse nicht gering einzuschätzende Ansehenseinbussen er­
litten hat, wieder Vertrauen einkehrt und das Volk seinen 
Glauben an unsere verfassungsmässig wohlabgestimmtes 
demokratisches Zusammenleben erhalten kann. 

M. Maitre: Je me permettrai de souligner quelques-unes 
des reservcs que je crois pouvoir faire a 1 'endroit de certains 
des considerants ou de quelques-unes des conclusions rete­
nus par la Comrnunaute de travail. Je n'entends pas pour 
autant assumer a cette tribune la defense de quiconque vise 
par le rapport. Les officiers, et plus particulierement ceux 
de l'aviation, dont on a parle abondamment, ont demande 

on l'a souligne aussi une enquete administrative sur 
leurs faits et gestes dans cette affaire. C'est la - et nous 
prenons acte de la declaration du Conseil federal a cet egard 
qui ordonnera cette enquete et designera des federaux 
a cet effet - repondre a une des elementaires de la 
procedure penale et administrative, car quiconque est 
accuse doit etre autorise a se prononcer sur les accusations 
retenues, apres en avoir pris connaissance. Or, Messieurs, 
les officiers en question n'ont connu les griefs formules a 
leur endroit qu'a la publication du rapport. lls n'ont pas eu 
l'occasion de s'exprimer. II y a certes des proces-verbaux qui 
sont etablis mais ils n'ont pas ete signes. Des lors, ce n·est 
pas parce qu'on a trois galons ou davantage a sa casquette 
qu'on doit se voir refuser un droit reconnu il n'importe quel 
citoyen. 

En ce qui concerne l'industrie suisse de l'aviation, je 
voudrais simplement dire que quelle que soit la nature de 
nos debats depuis 1964 et meme avant, die est liee par des 
engagements contractuels survenus en 1961 et 1962. Des 
lors, nos decisions ne peuvent modifier ces engagements 
que d'un commun accord entre parties. Nous dirons simple­
ment aujourd'hui qu'il est souhaitable qu'un esprit de 

comprehcnsion reciproque permette de trouver une so!u. 
tion correspondante a la decision qui sera par ce 
parlement. 

Quant aux ils continueront il. servir dans le meme 
de discip!ine et 

En 1939-1945. aucun d'entre 

ciel et de notre neutralite aerienne, 
ditions defavorables et un nombre 
insuffisant d'a,ions ils ont du se battre a un contre 

que soit le 
oo•saiun. ils con-

En ce conceme le rapport de ia Communaute de 
travail et !es debats nous avons assiste depuis hier, 
il y aurait beaucoup de choses a dire. Vous me permettrez 
de faire quelques considerations 

Je voudrais, pour eviter toute la 
distinction essentielle qui doit ctre faite entre !es proposi­
tions de Ja commission ten<lant a retablir sans reserve les 
prerogatives du parlement, la necessite <l'un contröle par!e­
mentaire et la revision de l'organisation militaire, comme 
aussi l'institution d'une juridiction administrative, d'avec 
les conclusions se rapportant plus particulierement aux 
credits necessaires pour l'acquisition d'avions '.1irage. Les 
premieres de ces considerations, je crois que nous so1nmes 
unanimes a y souscrire sans reserve. Et en ce qui me con­
cerne, je suis d'autant plus ä l'aise pour en parler que j'ai 
depose au mois de juin une motion tendant precisement a 
instituer un organe intermediaire entre le Conseil föderal, 
le parlement et !es milieux interesses a la production de 
notre armement, qui puisse assurer une coordination suffi­
sante, et a mettre toujours ä disposition les techniciens 
capables de nous renseigner sur l'evolution rapide de la 
technique moderne, ses exigences et ses repercussions sur 
!es credits. 

En ce qui concerne l'argumentation se rapportant direc­
tement aux Mirage, et ä la reponse qu'on y donne, je me 
permettrai de poser certaines questions. On jette un dis­
credit sur !es GTAA, Ie groupe d'acquisition d'avions, sur 
ses membres et plus particulierement sur le delegue de 
l'aviation. On precise que preoccupe essentiellement d'avoir 
le meilleur avion, on ne s'est pas soucie des frais, on ne s'est 
pas soucie des limites du perfectionnement qu'on pouvait 
apporter, on ne s'est pas soucie enfin de renseigner cn temps 
voulu ceux qui devaient prendre une Jecision et principale­
ment le parlement. On estime que l'on aurait du en rester 
a la premiere du Mirage III C et qu'on aurait du 
eviter tout developpement de cette machine, en tout cas en 
ce qui nous concerne. Et alors de parler de ce perfectionnis• 
mus helviticus et de reprocher a ceux qui ont pris des de· 
cisions et fait des propositions sur ce plan-Ja leur legerete 
en la matiere et leur fantaisie! 

Messieurs, le Draken, que certains d'entre nous regret• 
tent de ne pas avoir vu choisir par le parlemcnt, le Draken 
est en train d'etre retire par l'armee suedoise pour ctre 
remplace par le Weeken. Le F 104 americain qui etait un 
des avions qu'on aurait pu choisir parmi !es scpt prnposes 
au groupe GT AA pour connaitre son preavis, est devenu 
aujourd'hui le F I04G qui est commande en 2000 exem· 
plaires, dont 600 a 800 reserves ä l'armee de l'air de la 
Republique fedcrale allemande. Et !es Etats Cnis, d'etudier 
a present la transformation de cet avion en F 111, avion 
polyvalent qui devrait servir tout autant ä la marine qu'a 
l'armee de terre et ä l'armee de l'air. Et en France? Le llI C 
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24. September l '164 469 :\1 iragc· An;cckgcnl1c 1t ---··· 
11 ne le cn11struit plus! On construit k ll l E et on etudie le ~i1 F De", i,'r, faur-il faire vraiment un grand grief ,l ccux 

1wur essentielle de nous con-
k rnc:illcur choix 1.run a\ion, d'ayoir chcrche ,\ 

\-.:UX rdenir quelques-uns des arguments 
ne me pas v,da-

bl.:s. 1a poly,alencc. On dit que la 
\,,km:c e,t trnc hercsie. Lc rapport prc..:ise que le professeur 

dcclare que cette forme d'avions doit 
.::trc au profir d\1\ ic,n~ spcciaux cktermincs et 
can~us d ,·unstruits pour chaque mission qu'ils doivent 
rcmplir. Lil bien, '.v1essieurs, pcrmettcz-moi de vous dire 

!es US,\ ont 17 :i,ions polyvalents cn 
acti\itc. la (irandc-Bretagne en a 10, 1a France en a 13. 
L'lnion 1.ks Republiques sovietiques, sur le plan tactique, 
n\1 que 1.k, a, ions polyvalents; on en connait neuf types iI 
.:e jour. t ·omment peut-ün des lors faire la critique au 
GTAA d\t,oir lui-mcme choisi egalement un avion poly­
valent, ou mieux dit, un avion a buts multiples? Certes, il 
a preconisc de tr.insformer quelques avions polyvalent III S 
en avion polyvalent III RS, c'est-a-dire en avion de n:con­
naissance. sans avertir personne. On aurait dü certainemcnt 
informer lc parlcment, respectivement le Conseil federal, en 
temps Vclulu, de l'opportunite qu'il y avait pour nousd'avoir 
un avion de reconnaissance. Mais de h\ iI vouloir montrer 
d'un doigt vengeur ceux qui ont pris cette initiative, il y a 
unc margc que le rapport ne montre pas. Car, dans le rapport 
lui- m2111c, on souligne l'interct essentiel de la reconnais­
sance ac:rienne pour notre defcnse nationale et en mcme 
temps on reproehe aux techniciens d'avoir adapte un avion 
a cet eilet. Au debut, on avait cru qu'en mettant sur le 
\!iragc des appareils photographiques dans des «con­
tal'ners ,, cxtcrieurs a la cellu!e, on arriverait sans autre a 
cffectucr cette rcconnaissance aerienne. Or, ü l'experience, 
et perso1111e ne pom,ait le prevoir. iI s'est avere que ces 

,, nffraient une rcsistance aerodynamique trop 
forte et qu'il fallait incorporer !es appareils de dctection 

dans la cdlule de l'avion. II n'y a des lors 
quni faire sur cc point des gricfs aussi violents 

4uc cet1\ rctenus dans 1c rappnrt. 
Fn cc qui conccrne l'ekctroniquc>, 011 nnus a dit · et le 

Conseil !1:,k'r,ll l'a preci,c hier d,rns son rapport .. que tout 
le mal 1c:11ait de ce que l'on n'a pas garde l'clectronique 
fr:im;;1i,c. Et bien, je Jois faire rcmarqucr qu'aujourd'hui la 
f'rance utilise l'clectronique Cyrano 11. \fois cette electro­
niquc cntraine des moditlcntions importantes de l,1 ccllule, 
ccllc-ci dc1 ant ctre allo11gec de 30 ccntimctres pour pouvoir 
conknir ks c1pparcils nccessaires a ce genre de dctcction 
r:idar, 

Or, \ 1'lus I ous renda wmptc des repercussiüns 4u\:11-
trQine ,ur la construdion, un ~dlongemcnt de la cellule de 
,o centim.:tres lursqu'il ,;agit d'un avion de Ja perfeetion 
,:0rod:·, 111111ique du \lir:1ge! 

Fnth, nn pn:tend que le T,tran est une elcctrnnique tn!s 
coüteu,,t: mais on doit admettre et cela cst gcncralement 

zidmis - qu'il est le mcillcur mo~en mis acrnclkment ,li,;­
en mati.:re 

Cn mot en r:1ssant sur l\1rtirnuti011 ,ekn 
de la DC\ est l,t 

errnn ns:e: lcs 
p,1r1eur la refutent. 
J'OTA'\ C.:st um: 
7000 a, 

techniciens milit:lircs, t,rn! en Suisse 
l..:ure troupe serait ineffkace 

de creer une situatitl:1 aerienne 
restres peuvent üpcrer :nec cflkac:it~. 

'\;ous en arrivons au point essentiel: lcs fr,1is. 

On dcclare que le GTA aurait du calcukr lcs fr,iis ,~t 
nous renseigner :\ ce sujet. Les membrcs du G L\ Je c.Jn­
testent. Sur ce point, il sera int.:res;ant de c,mnaitrc le, 
explications qui seront donnees a la commission d'enqu~tc 
administrative. Car, comment voulez-vous que le c,1lo11cl 
Blüetzer, par exemple, qui est exclusi,emcnt of!icier instruc­
teur et pilote, ait la competence nccessaire pour etablir .Jcs 
coCtts industriels et det.:rminer le prix d'tm a\ ion? L1 
outre, il n'avait aucun dossicr i1 sa disposition et ne conn:fr;. 
sait pas, par exemplc, les contrats passes avec l'industri.;: en 
Suisse et a retranger. A cet cgard - et c'est unc question 
que je pose - ne faut-il pas recherchcr Je manquc de ren­
seignements quant aux frais occasicmnes par la construction 
du Mirage et son pcrfectionnement dans la di\'ergence, 
signalee dans le rapport lui-meme, l!Ui existait ü l'epoque 
entre le chef du STM et le chef de son scrvice commercial ·> 

Personnellement, je pense que e'est Jü que Ja cohcsion et la 
coordination n'ont pas ete suf!isantes et qu'on a trop tra­
vaille en parallele au service technique militaire, a l'epoque, 
alors qu'on aurait dü collaborer etroitement et se 1m:nccu­
per des renseignements a reunir comme aussi des infor­
mations ä donner au Conseil föderal et au p:1rlement. 

Quant a l'autre element du problcme, qui n'a pas cte 
evoque, c'est celui de l'impossibilite, dans !'etat actui:l de la 
technique, d'evaluer avec exactitudc les depenses nec.:s­
saires en matierc electronique. Faut-il rappeler a cette tri­
bune qu'au dcbut de l'annee, le miifr,tre de !et defen~e 
nationale de Sucde a declare au parlcment qu'il n\:t:iit pas 
possible d'etablir avec prccision les frais de 
pour la simple et bonne raison que cettc 

evolution et ne permet pas de 
analyses suffisantes pour fixer le prix de rcvicnt. C'est ai11\i 
qu'il dcclarait en cm1clusion: « .. der ddlnitive Knsten­
rahmen konnte aus natürlichen G ninden nkht bereits am 
Anfang festgelegt \\erden!» C'est ainsi qu'une rcvue specia­
lisee ecrit, il propos de la eommandc de l'eli!crrnni4tH! f.iitc 
par les Suedois aux Etats-L'nis - il ne s'agit pas du rar.m 
mais d'unc autre formc electronique a~sez ,;emhl:1lilc .. qu1.:, 
pour !es futurs Viggen qui doivcnt rempLicer !es Draken, 
on a vote un crcdit « von vidcn \!illinnen Dollars!,, ,\u, 
cune autrc prccision n'est donnee, parce que i:ela t:S! im­
possible. Pensez-vous l!llC nous snrnmes mieux /1 menw 
d'apportcr des precisions ,\ cet eg,trd qu.c lcs Sued, ,is? Oil 
repondra que, d:tns ce i:as-lit, il falbit ab:111d,Hint:r l\·kc­
troniquc et se ctlntenter d\tn appareil plus simple:! Or, 
n'irnporte quel pilote vous dira de ,Pn cüte qu',1cl11:ter 
aujourd'hui un avion il haute perfonn,rnc.: ,,ins c:le~·truniqu,' 

.i'i 
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est une escroquerie morale a l'endroit de ceux qui accordent 
!es credits necessaires, car cet avion est pratiquement in­
utilisable sur le plan operationnel et tactique. 

Je crois que ces quelques considerations repondent a des 
remarques faites au cours des debats et qui doivent etre 
accueillies avec reserve. 

Il convient aussi de s'arreter au mode de calcul. En 
effet, lorsqu'on demande des credits pour les chars, par 
exemple, on n'y inclut pas !es montants necessaires a l'acqui­
sition des terrains d'entrainement, alors que, dans le cas 
particulier, on calcule le prix du Mirage en fonction du 
credit total de 1400 millions dernandes, ce qui fausse la 
comparaison avec !es prix de revient a l'etranger. Tous [es 
avions de la classe du Mirage, construits et a construire a 
l'etranger, reviennent, cellule et reacteur, a des prix sen­
siblement egaux a ceux du Mirage. 

J'en arrive a ma conclusion. II y a des responsabilites. 
Elles ont ete determinees sur certains points. par Ja com­
mission. L'enquete a laquelle il faudra proceder !es con­
firmera ou non. Mais j'estime que l'attitude du Conseil 
federal en cette matiere et la reponse qu'il nous a donnee 
sont pour le moins surprenantes. En etfet, ou bien les con­
ditions d'aujourd'hui sont changees et 100 Mirage ne sont 
plus necessaires, ou bien elles sont aujourd'hui ce qu'elles 
etaient hier, lorsqu'on nous a affirme que 100 Mirage cons­
tituaient l'element essentiel de notre defense nationale. et il 
est alors impossible de concevoir une defense serieuse sans 
un tel armement. Si les conditions ont change, il faut le 
preciser afin que nous sachions a quoi nous en tenir. Car il 
ne suffit pas de prendre Ja responsabilite de ce qui a ete fait, 
il faut assumer celle de ce qui reste a faire. Le parlement 
prendra ses responsabilites, comme il !es a prises, helas, 
lorsqu'il a abandonne le N 20, puis le P-16. coupant court 
ainsi a nos possibilites de developpement d'une aviation 
d'une fai;on continue en Suisse. Et beaucoup ne sont pas 
sans regretter aujourd'hui les decisions qui ont ete prises et 
qui se sont averees injustifiees apres coup. 

Sur le plan des responsabilite, ne devons-nous pas re­
connaitre aussi une responsabilite, celle de noscommissions, 
qui ont ete averties en 1962 de depassements de !'ordre de 
100 millions pour I'electronique mais ne se sont preoccu­
pees d'aucune maniere, apres coup, de prendre une initiative 
quelconque pour suivre le developpement de ces depasse­
ments? 

Notre parlernent, lui aussi, a une responsabilite. II aurait 
dO prevoir des institutions parlementaires qui perrnettent 
de suivre l'electronique en particulier et le developpement 
technique en general. pour eviter que nous subissions ce 
que nous avons subi en definitive, cornrne d'autres Etats, le 
phenornene de la technocratie. 

Enfin. si nous acceptons aujourd'hui !es propositions de 
Ja commission, il conviendra parallelement ( ... j'en ai pres­
que termine, Monsieur le president) de prendre d'ores et 
deja les dispositions necessaires pour assurer ce qui devra 
etre fait en remplacement des avions qui seront elimines 
dans quelques annees. Nous ne pouvons pas continuer a 
attendre qu'une decision ne soit prise qu'au moment ou il 
est devenu indispensable d'acquerir un armement. Sinon, 
nous risquerions une fois de plus les pires deconvenues. Que 
l'on sache des a present que si Ja fabrication des 57 
Mirage est admise, il est indispensable de prevoir en meme 
temps la suite qu'il leur sera donnee. 

Nous avons dans Je cas particulier voulu determiner !es 
responsabilites des autres. La commission l'a fait. Mais 
n'oublions pas, en toute honnetete, que notre parlement a 
aussi une part de responsabilite. Vous ne m'en voudrez pas 
de l'avoir rappele en guise de conclusion. 

Hubacher: Eine weitverbreitete Zeitschrift in unserem 
land. die praktisch in allen Haushaltungen vertreten ist. 
hat, bevor der Bericht der Arbeitsgemeinschaft erschienen 
ist. bereits das Urteil vorweggenommen und dargestellt 
dieser Bericht werde wie üblich nichtssagend ausfallen,, 
werde das Wesentliche vertuschen. verwede!n. es sei mit 
Be~tirnmtheit mit einem Hornbergerschiessen zu rechnen; 
Ich glaube, diese Stimmung war auch im Volk nach un 
Sommersession durchaus vorhanden; dieses Misstra 
dass nun einfach eine parlamentarische Kommission 
gesetzt worden sei. um das ganze Mirage-Geschäft zu 
schleppen. übereinstimmend ist festgehalten worden, 
dieser Bericht alles andere als nichtssagend ausgefallen 
Es ist vielfach geschrieben und ebenso vielfach beha 
worden, seit Bestehen unseres Bundesstaates habe es · 
haupt noch nie einen derart scharfen Bericht einerparla 
tarischen Kommission mit einer derart - ich möchte 
sagen - ätzenden Kritik an die Adresse der Verwaltung 
des Bundesrates gegeben. Müsste ich den Tatsachen 
der Arbeitsgemeinschaft mit einem zügigen Titel ve 
dann würde ich wählen: « Das ist der Tatsachen 
der betrogenen Betrüger.» Ich glaube. es sind erst 
in der Schweiz auf diese unverblümte Art Hintergrü 
aufgedeckt worden. in einer offenen Sprache, in ein 
hervorragenden Bericht einer Arbeitsgemeinschaft, 
ebenso hervorragende Arbeit geleistet hat. Das ist un 
stritten. Ich möchte mich nur zu zwei Punkten äusse 
Die personelle Seite: Ich bin nicht überzeugt, dass alle 
im Bericht zu recht als Schuldige dargestellten di 
öffentliche Urteil so leicht auf sich nehmen werden. 
glaube, es hat darunter Truppenführer, die wir bisher 
ehrenwert, als zuverlässig kennengelernt haben, und 
vielleicht nun mit einer Aufgabe betraut worden sind, 
ihrer Herkunft und ihrer Schulung entsprechend zu gr 
war. Ich ersehe aus diesem Bericht für Einzelne 
Verantwortlichen auch eine menschliche Tragödie. 
diese Seite sollten wir, glaube ich, nicht übersehen. Ich 
sicher, dass einige Verantwortliche an dieser öffentli 
Blossstellung, die sie nun vor dem ganzen Schweize 
auf sich nehmen mussten, schwer zu tragen haben wer 
Ich glaube, es hat vielleicht darunter Armeeführer, die 
im Ernstfall, im Feld, durchaus glänzend bewähren wür 
aber die vielleicht mit einer administrativen Verwalt 
aufgabe in diesem Ausmass überfordert worden sind. 
hat aber unter den Verantwortlichen auch eine zw 
Gruppe. die nie ein Hehl daraus gemacht hat. dass sie 
der Zivilgewalt gegenüber nicht besonders verantwo 
fühlt, und die immer ungefähr die Einstellung gehabt 
und offenbar nach letzten Reden immer noch hat, 
Parlament sei höchstens dazu da. Militärkredite zu 
willigen, sonst habe es aber in sämtlichen Landessprac 
zu schweigen, sonst verstehe es von militärischen Din 
nichts, das sei Sache der Verantwortlichen der Armee. I 
glaube, diese zweite Gruppe. die die Politik, das Parlame 
und Beschlüsse des Parlamentes nie besonders respekti 
haben, diese Gruppe verdient nicht das Mitleid, das 
mit einzelnen der von mir erwähnten ersten Gruppe durc 
aus haben muss. Diese zweite Gruppe gehört auch in · 
Kategorie, die seit je innerhalb der Armee eine gegenteili 
Meinung in rein sachlicher Hinsicht nicht oder nur se 
ungerne zur Kenntnis genommen hat. Wer in der Diskus--,; 
sion wn die Armeereform als hoher Truppenoffizier eint 
andere Auffassung geäusScrt hat. der muss das heute noch,; 
beispielsweise durch Nichtberücksichtigung bei Beförde-li.;, 
rungen spüren. 

Dieser Geist der Intoleranz, des Nichtachtenwollet1S'1 

einer anderen, sachlichen Meinung, geht ja auch deutlich,' 
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;iu, d..:m lkr i..:ht der Arbeitsgemeinschaft in bezug auf das 

der hervor. Ei11 Direktor 
die Botschaft mit den Gcsamtk,isten 
1966 zu et warten dem Parlament 

Lüthi. die beide als 

Slllkn. 
Bundesrat nnch deut­

Herr Suter hi..:r 
dieses fahrcs die ,\mtsdauer s:imtlicher 

und diese Herren gegen sich selber ein 
haben. ist es bei meiner 

t,e,..;h,:1J,:nen Kennt:,is der Bestimmungen 

!üngcrung des 
dern d:1, ! 
rnu,s. 

d:iss der Bundesrat vorlüu!lg keine Ver-
Di..:nst\crlültnisscs beantragen kann. son­

der w..:iteren Cntcrsuchung abwarten 

h:h mö<.:hte mich noch zu einem zweiten Punkt äussern: 
\\ eshalb hat eine 'vlinderheit in der sozialdemokratischen 
Fraktion dt:n Antrag eingereicht, die 'vlirage-Übung sei 
abzubrechen 1:nd es sei kein Kredit für weitere 57 Flugzeuge 
mehr zu be\, iltigen? Ich glaube, Sie gestehen dieser Oppo­
sition sachliche Argumente zu. Es wird auf die Dauer kaum 
n,ehr angehen, dass bei jeder sachlichen Kritik in Militär­
fragen sofort das Bekenntnis zur Landesverteidigung in 
Frage gestellt wird. Diese Ära der Diskussion hat meiner 
Ansicht n::ch dem Parlament und der Sache wenig genützt. 
Es \\ar, 11::nn man die Protokolle der letzten fahre durch­
liest, spürbar, dass das Parlament jedesmal bei sachlicher 
Kritik \llihe hatte, sich mit einer solchen Kritik zu kon­
frontieren. Man war sehr leicht und rasch mit Vorwürfen 
hcreit und erklärte: « Das ist halt einer. der für die Landes­
verteidigung ohnehin kein Verständnis hat.>) 

Aw.:h die « Neue Zürcher Zeitung» hat im laufe der 
\lirage-Diskussion am 4. Juni 1964 geschrieben, « dass die 
bisher be11iihrte Methode des Einzelexerzierens mit dem 
probaten Rückgriff auf die Frontbildung der ,Patrioten' 
gegen die ,Antimilitaristen' einfach nicht mehr haltbar,> 
sei und ni<.:ht mehr ziehe. 

Wir haben also aus sachlichen Gründen den Antrag des 
Uötsch unterstützt, es sei kein weiterer Kredit 

mehr fi1r d:ts \1 irage-Programm zu bev, 1lligen. \Venn wir 
jetzt noch ge\, isse Zweifel haben konnten ich 

wir hütten einfach recht, sondern 

nicht lid,er abbrechen., 
man rnr die 
programmes .tus,t.tJ14,:uc 

800 bis 900 \liliionen 
für die zweekmiissigere 
rung vornehmen Ich erw1ihne die \\Unden Punkte bei der 
Flab, der Artillerie, der Infanterie, der Sanit:it und andern­
orts. \Väre es nicht besser, hevor wir ,\eitere Hunderte von 
Millionen für die Mirage-Beschffung be\\ illigen - das i~t im 
Antrag des Ratskolk:gen Götsch genannt . wenn ,\ ir uns 
nicht \orher über die Konzeption einigen und mit der Cber­
prüfung der jetzigen Konzeption selbstverstiinJ!ich auch 
gleich den Ausbau der Luftwaffe vorantreiben würden'? Wir 
können unsere bveifel nicht überwinden, ob der Kompro­
miss 57, der ein politischer Kompromiss ist, milit:irisch die 
richtige Lösung darstellt. Ich habe eigentlich bis heute no<.:h 
keinen Redner gehört, der mit Bestimmheit erklärt hätte, 
militärisch betrachtet sei die Lösung 57 richtig und es sei 
von entscheidender Bedeutung für die Landesverteidigung, 
dass man diese 57 Mirage-Flugzeuge jetzt anschaffe. 

Zum Schlusse: Das Versagen d,~r zuständigen Armee­
Verantwortlichen hat meines Erachtens jetzt schon zu einer 
Schwächung der Landesverteidigung geführt. indem wir 
heute nach sechs Jahren Diskussion über den Ausbau der 
Luftwaffe immer noch keine modernen Kampfflugzeuge 
besitzen. Ich glaube, dass die Überprüfung der Konzeption 
mit der Vorbereitung gemäss Antrag Götsch für den Aus­
bau der Luftwaffe zeitlich gesehen kein so riesenhafter Ver­
lust ist, dass er aus Gründen der Landesverteidigung nicht 
verantwortet werden könnte; sonst müsste man sagen, was 
bisher - in den letzten sechs Jahren an Versäumnissen 
geschehen ist, wäre vom Gesichtspunkt der Landes­
verteidigung aus gesehen unverantwortlid1. 

Ich hätte eine Bitte an den Herrn 
denten und an den zuständigen Departements,orsteher. 
welche dahin geht - vielleicht habe ich dies üb::rhört, aber 
ich es ist bis jetzt noch nicht deutlich crkliirt 

dass, falls der 

Schütz: Ich 11 i II 
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Bundesrat war sich bewusst, dass diese Leute keine Fach­
leute sind. Ich weiss nicht, ob der militärische Rang oder 
andere Gründe dafür ausschlaggebend waren, dass der 
Bundesrat diese Leute an die stellte. Ich betrachte 
dies als einen ausserordentlich grossen Fehler. Wären tat­
sächlich Fachleute in dieser Kommission gewesen, dann 
wäre es gewesen, dass man einen erteilt 
auf Serienbau, ohne dass vorher ein Prototyp 
wurde. Viele Fachleute und auch die Presse sind sich dar-
über dass wenn man einen Serienbau von 
zeugen beginnen zuerst ein für die Berech-
nungen der Offerten und auch für ar:dere Gründe bei der 
Arbeitsvergebung, aber insbesondere für die Be­
rechnung der Finanzen, zur gestellt werden 
muss. Aus der Rede von Herrn Bundesrat Chaudet der 
deutschen zitiere ich « Es muss 
festgestellt werden, dass die Beschaffung von 57 
die verantwortlichen Stellen vor eine sehr schwere und in 
ihrer Dauer noch nicht überblickbare Aufgabe stellt. Sie 
macht eine Anderung aller Verträge notwendig, die für 
100 Flugzeuge abgeschlossen wurden.Dabei ist zu beachten, 
dass trotz aller Anstrengungen die Preise für verschiedene 
Teile der Zelle zur Zeit» - also jetzt! - •< noch nicht aus­
gehandelt sind. Es müssen also Verhandlungen über die 
Reduktion eines Lieferungsumfanges geführt werden, wo­
bei der Preis des Liefergegenstandes, das heisst der grössem 
Serie, noch nicht feststeht. » 

Im Jahre 1961 wurde der Kredit für die Mirage be­
schlossen. Die Kommissionsreferenten und auch andere 
Ratsmitglieder haben erklärt, dass, wenn sie zu dieser Zeit 
gewusst hätten, wie hoch sich die Auslagen belaufen würden, 
sie der Vorlage nie zugestimmt hätten. Heute gehen sie 
dazu über, obwohl sie auf Grund der bundesrätlichen Aus­
führungen nicht wissen, wie hoch der Preis sein wird für die 
57 Flugzeuge, weitere Kredite zu bewilligen. Sie wieder­
holen genau das, was im Jahre 1961 geschehen ist. Das ist 
für mich unverständlich! Es wurden dort die Aufträge er­
teilt, teils ohne klare, teils überhaupt ohne Offerten. Es ist 
auch heute der Prototyp überhaupt nicht vorhanden. Wir 
wissen nicht, wie hoch nachher die Kosten sein werden; 
wir wissen überhaupt nicht, wie hoch dann auf Grund des 
erprobten Prototyps die Fabrikationskosten zu stehen 
kommen werden. Das wird auch hier erklärt. 

Ich glaube daher, dass wir unter allen Umständen diese 
ganze Anschaffung auch auf die zukünftigen Entwick­
lungen festlegen müssen. Die Kriegstechnik macht zweifel­
los Fortschritte, so dass ein Kleinstaat mit der Zeit über­
haupt nicht mehr mithalten kann. Es wird notwendig sein, 
dass wir uns auf das beschränken, was wirtschaftlich trag­
bar ist, und auf das, was wir anschaffen können. Hoch­
leistungsflugzeuge sind von vielen Fachleuten für unser 
Land bestritten; dies auch vom militärischen Standpunkt 
aus. Es gibt viele Fachleute, die erklären, dass wir keine 
Elektronik brauchen, es genüge wenn man entsprechende 
Erdkampfflugzeuge zum Schutze der Truppen einsetzen 
würde. Es ist der Zug der Technik, Raketen anzuschaffen, 
die aber auch nicht billig sein werden. Eine neue Konzep­
tion auf militärischem Gebiet muss auch finanziell über­
prüft werden. Es muss abgewogen werden, wie weit sie 
dann wirtschaftlich tragbar ist. Bekanntlich gibt es nicht 
nur eine militärische Landesverteidigung; es gibt auch eine 
wirtsch,tftliche Landesverteidigung. 

Eine Hauptfrage ist ja auch die Frage des Vertrauens 
zur Verwaltung. Ich habe Herrn Bretscher und auch t!inige 
andere Herren gehört. Sie reden von der Wiederherstellung 
des Vertrauens. Ich möchte feststellen, dass das Vertrauen 
nicht vom Parlament, sondern von denjenigen erschüttert 

wurde, die für dieses Mirnge-Ge,chäft verantwortlich sind. 
Dass das Vertrauen nicht wird, bevor diese Leute 
zur Verantwortung gezogen werden, wird eine Tatsache 
sein. Ich hitte: Es nkht nur die 
Blätter, die das schreiben: 
tung und andere 
siert und mit 

daher, dass der Bundesrat in dieser 
muss. Ich bin mit Rednern 
erklären, dass der Bundesrat 
Hinsicht eine bestimmte 
kann sofort 
Leute, die 
haben, unter allen Umständen in ihrer 
Funktionen einstellt. Das ist innert kurzer Zeit mcigllca 
Dementsprechend muss auch dem Bundesrat klar sein, dass 
er die dafür trtigt, solche Leute 
zu haben, die überhaupt keine Fachkenntnisse haben. Zum 
Schluss möchte ich erklären: Solange die militärischen, 
finanziellen und personellen Fragen nkht gelöst sind, kann 
ich keine weiteren Kredite bewilligen. 

Präsident: Ich mache darauf aufmerksam, dass um 
16 Uhr eine Nachmittagssitzung stattfindet. Der Fahrplan, 
der vor uns liegt, bedingt unbedingt eine Nachmittags­
sitzung. Herr Conzett verzichtet auf das Wort. 

Bringolf-Schaffhausen: Ich weiss, dass ich Ihnen nicht 
viel Neues berichten kann. Ich weiss aber auch, dass doch 
noch einige Akzente gesetzt werden müssen, die unerläss­
lich sind. Ich freue mich, dass so vielseitig der Dank an die 
Arbeitsgemeinschaft ausgesprochen wurde, und ich bin 
beinahe gerührt darüber. Aber ich mache mir auf Grund 
meiner Erfahrungen gar keine Illusionen über diese Dankes­
bezeugungen. Das kann in wenigen Monaten wieder ändern 
und umgekehrt tönen. Die Arbeitsgemeinschaft hat ihre 
Pflicht getan, vielleicht hat sie sogar etwas mehr als ihre 
Pflicht getan und der Dank der Republik wird bald ver­
gessen sein. 

Darf ich daran erinnern, dass ich im Juni einige Fest­
stellungen machte, die sich, was die Beurteilung der Bot­
schaft 1961 betraf, deckten mit denjenigen, die Herr Furgler 
gemacht hat? Ich habe dort von Irreführung gesprochen 
und von Leichtfertigkeit. Heute muss ich jener Beurteilung 
der Botschaft 1961 beifügen, dass ich auf Grund meiner 
Mitarbeit in der Arbeitsgemeinschaft zur Uberzeugung ge­
kommen bin, dass bei uns tatsächlich ein Mangel an Fach· 
leuten für die Vorbereitung dieses Geschäftes vorhanden 
ist. Es ist schon gesagt worden ich sage das aber jetzt aus 
Kenntnis der Einzelheiten -: Der einzige Grund, mit dem 
man uns erklären konnte, warum Herr Oberstbrigadier 
Keller zum Vorsitzenden der Arbeitsgemeinschaft für mili­
tärische Flugzeugbt.'Schaffung bestimmt worden sei, war, 
dass es sich um einen energischen Mann handle. (Heiterkeit.) 
Auf unsere Frage: Hat Herr Keller je einmal mit Flugzeug• 
bauten zu tun gehabt? Nie. Kriegsmaterialbeschaffung? 
Braver Mann, lacht wenig, immer ernst. Aber das genügt 
eben nicht. (Heiterkeit). 

Nachdem wir hier und im Ständerat entschieden und 
den Kredit 1961 bewilligt hatten, ging der Auftrag zum 
Vollzug an die KTA. Herr Direktor Grossenbacher, ein 
Ingenieur, sein engster Mitarbeiter S!.:hcrrcr, ein Inge­
nieur, haben sich - das haben wir einwandfrei abgeklärt -, 
bevor sie sich mit der Ausführung dieses gewaltigen Auf­
trages in seiner ganzen Kompliziertheit zu befassen hatt.:n, 

24 

ar1 

Pri 

Lei 

der 
du1 
mit 
die 
&:r 
Set 
seir 
mit 
25. 
wa1 
als 
ist 
stin 
Da; 
sie 
die 
hei, 
zerr 
Ant 
des 
besi 
vor 
luat 
25. 
net 
das 

hern 
da g 
unt, 
Her 
Bun 
wi,s 
g1.:tr 
und 
,ind 
Fnt; 
<kr 
kon 
. .,,ar, 
\tn·i 
eine· 

hh, 
nier 

michael.tellenbach
Textfeld



!an, 
tgs. 

icht 
och 
[iss-

die 
bin 
.md 
(CS­

.em 
:hre 
hre 
ver-

est­
Jot­
gier 
hen 
J.ng 
ner 
ge­
ch­
jen 
aus 
em 
lier 
tili· 
·ar, 
it.) 
Jg• 
1g? 
jgt 

nd 
11n 

!in 

.1f• 
:n, 

b r 1%4 24. Septern e ------. ni,·t Flt1112eupbcschaffung und nie mit Flugzeug-her 111e - .., 
\Ofen b,:fas,t. lch habe _l lcm1 Scherrer, den P:oj;k_tlciter, 
frag, (' ,, 1111 tl,.,,mnus,1on gefragt: !-laben St..: ,ruhcr Je r ucr IL" -'°i Flugzeugen. 1-- luglcUgbcs..:hatTung, Flugzeug~o:,struk: 
!111 t 1., ''L·l1·1l1t ' f· r mus~te ~;,gen: '.';e111. Ich tr t!!e Sie. · n zu L",... • · . -: . -: 
00 .· ·h ir••cnd ein Land diesen Sp:tss leisten. k:inn irgend Kann s1<..1 " . . . . 

0 Land ,i..:h einen der.irll~en Lu,us leisten, 1rnt erner der-
et h, ·r,11e<>·'n,kn -\ufgabe Leute 1u ht'traucn. die a.rt S( \ L ::;,'-' . . . . 

. 1 1· F·,~·h1'ennt111s,e hcs1t/en. und darum · das 1st f..e1ner e · .. 
,,~nz ,111:·a.:he S:iche, f fcrr ßumksf)r.h1,knt ~ ,,aren 

eine ,,.. . . F. . 1 , , .. l I r1· alle die,e L:utc 111 der Al, 111 , cn , a~, cn u:r_ - 1cger. 
Aber die l \iegcr, Hs:rr Oher,t B!oetzer, rlcrr .' !oll, rJerr 

mault. di..:: ,cr,t,111den , 011 J1csen Hochle1stung,!lug­
~1 •l.'.n auch ni,·ht m<ehr als \\ ir von der :\G F heute vcr­
z,:n. ( 1 kit<:rkeit.) - D:1s ist ebenfalls cinw,tndfrti f,·st, 
~te . . d k . 
gestdlt \Lt,rdcn. Aber ~il.'. haben, \\etl sie - as ·onunt nn 
Leben ,or d.:n Eindruck cn1,eckcn, als ob ... (H.:1tcrke1t) 

d \\eil sie untt:r den Blinden waren, nach dem berühmten 
~rich\\Ort ., Das E inüugige obsiegt>) (Heit..::rkeit). Ja, unter 
den ßlindcn i~t dcr Ein:1ug1ge Ko111g und sie h:i!xn steh 
durchgcsetlt ! ( lkiti::rkeit). Und weil sie nur mit einem t\uge 
mit der Sache ,crbunJen \\aren, ist dieser Schlamm::isscl, 
diese tinamielle Katastrophe unausblc1blich gewesen. 
Sehen Sie, im Sümmer 1961 bewilligten wir die Kredite. 
Schon vier Wochen später, bevor Herr Bundesrat Chaudet 
seine Zustimmung zur LJnterzeichnung der Optionsverträge 
mit der FirnM Dassault gab - diese Zustimmung hat er am 
25. Juli 1961 gegeben-, war !xkannt, und Herrn Chaudet 
l'.ar es bekannt, dass die Pastete 85 Millionen mehr koste 
als die Räte lxschlossen haben. Herr Bundesrat Chaudet 
ist darüber informiert worden. Trotzdem hat er die Zu­
stimmung zur Unterzeichnung der Verträge mit der Firma 
Dassault gegeben. Dazwischen lagen Warnungen. Man hat 
sie in den Wind geschlagen. Auch Warnungen in bezug auf 
die Taran-Elektronik und ihre Kosten. Aber es hat ge­
heissen: Optionsverträge, Optionsverträge. . . Am 26. De­
zember 1961 hat der Bundesrat die Taran-Elektronik auf 
Antrag des Herrn Departementsvorstehers und auf Antrag 
des Herrn Generalstabschefs beschlossen. Der Bundesrat 
beschloss, ohne den Bericht der AGF ülxr die Evaluation 
vor sich zu haben. Erst Ende Januar wurde ihm die Eva­
luation bekanntgegeben. Wiederum: Optionsverträge. Am 
15. Juli hat es geheissen: Bis zum 31. Juli muss unterzeich­
net werden, sonst verlieren wir das Recht auf die Option, 
das heisst auf den günstigen Preis. ( Heiterkeit). Am 16. De­
zember hat man dem Bundesrat erklärt: Wenn wir nicht 
jetzt Ja sagen zur Taran,Elektro:1ik, ,ertieren wir die Mög­
lichkeit der Option, die am 31. Dezember abläuft. 

'.1.kine Herren, das ist eint'. :\1etho<le, dis: wir ganz klar 
heraus,tcllen müssen, damit man sich klar i,t darü!xr, was 
da gespielt worden ist. Ich muss das herausstellen, weil ich 
unter dem l'indruck stehe, dass hier ein Spiel · nicht 1011 
Herrn Bundl.!.~r,tt Chau<let, <las wollte er nicht, auch der 
Bundesrat wollte das nicht, drts anerkenne ich - von ge-
11 issen Lcuten (ich spreche hier von diesen Einäugigen) 
getrieben worden ist, dem auch Herr Bundesrat Chaudet 
und dem auch der General,tabschef zum Opfer gefallen 
sind. Oiesen t\!ut sollte man haben. Sehen Sie, nach der 
Entscheidung über die Ta ran- Elektronik anfangs 196:2, nach 
der Information der Finrtnzkommis,ion und der Mi!it{ir­
kommission über die 95 \-1illioncn :\khrkosten -· inzwischen 
11.aren es so viel geworden -. liess nun zwci Jahre ,er, 
streichen, bis man sich ent<chied, eine neue Vnri:1ge für 
einen '.\achtr:tgskredit oder Zusatzkredit an die ßundcs-
1ersammlu11g zu machen. Zwei volle Jahre' In diesen 1wci 
Jahren hat man die 800 Millionen engagiert! Mir ma.:ht 
niemand ,or, dass man nicht zum Teil bew11~~t dic,e Fr-

473 Mirage· Angelegenheit 

streckung der Frist wollte, um in dieser Zeit die 800 \1il­
lioncn engagieren zu können und uns mit dem Zusatz­
kreditbegd1ren 1964 dann vor die Situ:Hion zu stellen, in 
der 11 ir uns heute befindc:n. \Vir sind heute di:: Gc'fa11g::11e11 
einer Situation. die man uns eingebrockt h.lt. Ich glau'Je, 
diese Dinge nüsscn eindeutig klargestellt werd..::11. 

l-lcrr Bundespräsident ,011 \loos hat gestern in seinem 
i11krcssantcn, bemcrkens11erte11 Bericht über die Stc!lung­
n.1hme des Bundesrates g..::s;igt: ,, Der Bundesr.lt bef..rnd ,ich 
in der gleichen Lage \\ ie die Kommission der Reite und die 
Bundesversammlung. Auf Grund der ihm unterbreiteten 
Angaben und erteilten Zusicherungen war er und durfte er 
Libcrzcugt sein, einen sorgfältig ermittelten Kredit ,erlangt 
zu haben. Das Parlament kann \ ersichert s·~in, dass der 
Bundesrat die Botschaft nicht unterbn::itet lütte, 1~enn ihm 
der heute bekannte Sachverh::iit schon damals bekannt ge­
wesen wäre. Dass Fachleute schwerwiegende Eim\ände 
gegen die Kostenanga!xn erhoben hatten, und dass die 
Firmc1 DJssault bereits im Juni 1961 gegenüber Mitgliedern 
der AG F auf ,\lehrkostcn aufmerksam gemacht hatte, war 
leider weder dem Vorsteher des ,\!ilitärdepartements noch 
dem Bundesr:He bekannt." Im Bericht der Arbeitsgemein­
schaft steht auf Seite 19 - Herr Bundespräsident, Sie ge­
statten, dass ich Sie dar.1uf aufmerksam mache: « Am 
11. Januar 1961 gelangte im Zusammenhang mit der Re­
daktion der Botschaft der Chef der KT A an den Vorsteher 
des Militärdepartementes, Herrn Bundesrat Chaudet, mit 
dem Vorschl:lg, es sei die Frage, welche Gesamtkosten in 
der Vorlage zu berücksichtigen seien, auf der Ebene der 
Abteilungschefs konferenziell zu behandeln.» Das Schrei­
ben berechnete die Kosten in jenem Zeitpunkt, rund ein 
Jahr nach dem Schlussbericht AGF, trotz teilweiser Berück­
sichtigung der von der Landesverteidigungskommission 
vorgenommenen Kürzungen, auf 1125 Millionen Franken . 
Der heutige Chef der KT A schliesst aus diesem Brief des 
damaligen Chefs der KT A in einer Zuschrift an Direktor 
Kaech vom 17. März 1964 mit Recht, es sei innerhalb des 
Militärdepartements schon zur Zeit der Abfassung der Bot­
schaft 1961 !xkannt gewesen, dass die eingestellten Mittel 
nicht ausreichen würden. Kaech teilt heute diese Meinung 
und erklärt, die Botschaft 1961 hätte den Räten nicht vor­
gelegt werden dürfen, da sie ein falsches Bild der Situation 
geben musste. Meine Herren, da fehlt es an der Präzision 
der Stellungnahme des Bunde,rates, vertreten durch den 
Herrn Bundespräsidenten. Der Herr Vürsteher des Militär­
derartementes war vor der Behandlung der Botschaft 1961 
über Mehrkosten - ich sage nicht üher die Mehrkosten -
im ßilde. Das geht aus unsern Unt..::rsuchungen einwandfrei 
h..::rvor. Wenn er es nicht war, d::inn würde ich das bedauern, 
weil das ein etwas merkwürdiges Licht auf die Stellung des 
Chefs des Militärdepartementes werfen würde. Aber er kann 
nicht sag..::n, er war es nicht, weil er direkt informiert \\ urd..::, 
aber vit:lleicht hat er diese Information nicht genügend reali­
siert. Wir haben in dieser grtnzen Auseinandersetzung leider 
noch den Ausbildungschef der -\rmee, Herrn Rolxrt Frick, 
hören müssen. :\!eine Herren ,warum hat ,ich Herr Obcrst­
korpskommandant Frick auch noch in diese Angelegenheit 
hincingemischt? Ich habe d:1s nicht ver,tanden. Und wie er 
es t::it, war sehr ungeschickt, denn Herr Frick war im Jahre 
1961 auf unserer Seite, in,besondere auf meiner Seite. wenn 
ich so sagen darf. Er war gegen die Hochleistungsflugzeuge 
und w1r flir FrdkarnpfA.llgzeuge. L'nd jetzt kommt er plötl­
lich und vert~·idigt die Theorie der Hoc:hleistungsflug1~uge. 
( lerr Frick war Librigens nicht der ,'i,11ige der ober,ten 
Armeeführer; Herr KorpskommanJ:rnt Ciygli war auch 
dieser \1einung. Fragen Sie Herrn Korpskommandant 
l fllmann, was l..'r denkt. \fan soll do,·h hier nicht den Ein-
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druck erwecken, als ob die ganze Landesverteidigungs­
kommission, als ob alle Truppenführer der Meinung des 
Herrn Departementschefs oder der einäugigen Flieger-

in der AGF gewesen seien. Tatsache ist, dass eine 
ganze Reihe von 
Heereseinheits-Kommandanten durchaus anders denken in 
dieser und dass, Herr genau so wie in der 
sozialdemokratischen Fraktion auch in der Landes­

keine 
also da in einer gar 

und guten Gesellschaft. Ganz 
davon ich muss es Ihnen sagen-, dass Herr Primault ich 
habe in der Kommission als Feuilletonist bezeichnet 
(Heiterkeit) - für die die er zwar bedauert, nichts 

hat. \1eine wenn Sie 100 zustimmen, dann 
haben Sie nicht nur die Grenzen der von 
denen \\ iederholt wurde, weitgehend über­
schritten, dann müssen Sie auch zur Kenntnis nehmen, dass 
Herr Primau!t uns erklärt hat: Dann habe ich bis zum 
fahre 1970 keinen Franken mehr für den Ausbau, für die 
Modernisierung der Flab. Sie ist mir zwar ein liebes Kind, 
\\eil sie ein armes Kind ist, und ein Familienvater, der ver­
schiedene Kinder hat, liebt die armen und die schwach­
begabten immer mehr als die besseren und die begabteren.» 
Aber das ist ja kein Trost, das ist eine objektive Tatsache. 
Da muss ich sagen, Herr Bundesrat Chaudet, Sie wissen, 
dass ich Sie hoch schätze, aber Sie haben mich enttäuscht. 
Ihre Ausführungen von gestern haben mich enttäuscht. 
Ich hätte von Ihnen, da Sie als Vertreter des Bundesrates 
sprachen, wie Herr Bundespräsident von Moos, uns er­
klärte, erwartet, dass Sie nun eindeutig abrücken von einer 
falschen, fehlgeleiteten militärischen Version und Konzep­
tion und von einer fehlgeleiteten Kapitalinvestition und 
dass Sie nicht aus Loyalität, aus falsch verstandener 
Kameradschaft, Ihre Leute decken. Man muss den Mut 
haben, auch Freunden gegenüber hart zu sein, wenn es sich 
um Entscheidungen handelt, die das ganze Land angehen. 
Und hier geht es um solche Entscheidungen. Es geht nicht 
mehr um Entscheidungen einer Fraktion oder einiger 
Fraktionen oder einiger Herren hier oder im Ständerat; 
ich glaube, es geht um Entscheidungen, die das Land an­
gehen, und da muss ich sagen: Herr Bundesrat Chaudet 
hat mich bitter enttäuscht. 

Die Überprüfung der Einsatzdoktrin ist unerlässlich. 
Die Theorie über Raumschutz und Verteidigung des Luft­
raumes, sowohl als Neutralitätsschutz als im allfälligen 
Kriegsfall, ist nicht mehr aufrechtzuerhalten, wenn sie 
überhaupt je ein solides Fundament hatte, und darum er­
innere ich an meine Motion, die eine Überprüfung der 
Konzeption verlangt. Haben wir doch den Mut, dazu 
Stellung zu nehmen! [eh finde da in einer United-Press­
Meldung eine wertvolle Unterstützung. Zufällig war diese 
United-Press-Meldung heute vormittag hier in den Zei­
tungen zu lesen. Es heisst: « Der Direktor für Verteidigungs­
forschung und -technik im amerikanischen Verteidigungs­
ministerium, Dr. Harold Brown, hielt am Dienstag vor 
Fachleuten einen Vortrag.» Die Meldung fährt fort: 
« Harold Brown erneuerte gleichzeitig die Absage des Pen­
tagon an das Projekt des Bombers XB-70-A ... Heute 
komme es nicht mehr darauf an, Flugzeuge zu entwickeln, 
die in grossen Höhen mit dreifacher Schallgeschwindigkeit 
!liegen. Notwendig seien vielmehr Flugzeuge, die mit etwa 
Sch:1llgeschwindigkeit im Tiefflug die Radarsperren über­
winden könnten.» Vnd dann heisst es in dieser Meldung 
weiter, dass Brown mitgeteilt habe, dass mit diesem Flug­
zeug, das der Typus des Erdkämpfers ist. die ersten Fllige für 
den kommenden Winter vorgesehen seien. Die Vereinigten 

Staaten, die mehr Geld haben als v.ir und mehr in Ent. 
wicklungen stecken, gehen also von der noch gestern von 
Herrn Bundesrat Chaudet so hochgepriesenen Hoch. 
leistungstheorie weg und wieder über zum Erd. 

bei dem wir uns auch schon einmal 
haben und der nun 

Ich habe der 

habe ich 
Weder 0, noch 100, noch der 

meines Freundes Götsch sind frei 
800 ~tillionen. An 
wie ein Bleiklumpen. Der 57 ist zwar 
ein aber sekundär auch ein militärisch vertret. 
barer Kompromiss: daran es gar nichts zu deuteln. 
Da befinde ich mich im absoluten zu den Auf •. 
fassungen, die Herr Bundesrat Chaudet gestern vertreten 
hat. 

Noch etwas anderes: Dieser Kompromiss ist in der 
Kommission reichlich diskutiert worden. Er ist nicht in 
einer Stunde, sondern in Tagen entstanden und geboren 
worden. (Glocke des Präsidenten.) Geben Sie mir noch 
5 Minuten! 

Ich habe in der Kommission erkliirt ich erlaube mir 
das beizufügen-, dass ich hier im Rate bei der Vertretung 
meines Standpunktes erklären werde, dass für mich - und 
ich sage das auch hier für meine Fraktion, soweit die 
Fraktion natürlich zustimmt zu diesem Kompromiss 54 
bzw. 57 das Abtenteuer Hochleistungsflugzeuge abge­
schlossen ist (Zwischenruf: hoffentlich!), dass es nicht mehr 
weitergeführt werden darf, dass wir übergehen müssen zum 
Studium eines Erdkämpfers, und dieses Studium ist mög• 
lieh und notwendig und wird ohnehin einige Jahre in An­
spruch nehmen. Herr Bundesrat Chaudet hat in dieser 
Frage das Gegenteil - sofern ich seine Ausführungen richtig 
verstanden habe entwickelt. Er spricht heute noch für 
100, weiss aber ganz genau, dass alle diejenigen, die uns 
diese Sauce eingebrockt haben, für mindestens 200 sind 
und bereit wären, auch für 300 einzutreten! Das ist ein· 
wandfrei erwiesen. Ich habe bedauert, dass Herr Bundes­
präsident von Moos in seiner Erklärung in dieser Frage 
«Schluss mit dem Abenteuer Hochleistungsflugzeuge» 
nicht eindeutig den Standpunkt des Bundesrates vertreten 
hat. Ich sage noch einmal: Dieser Schlusspunkt ist finanziell 
unbedingt unerlässlich, und er ist auch militärisch un· 
erlässlich. Ich bitte also, in der Beziehung doch eine ein· 
deutigere Haltung einzunehmen und uns in der Arbeits­
gemeinschaft nicht die Sache unnötig zu erschweren. Mit 
Komplimenten - ich wiederhole es - ist es nicht getan. Man . 
muss uns und unseren Intentionen und unseren Auf• , 
fassungen auch sachlich gerecht werden, uns zustimmen ·· 
und unterstützen und uns nicht einfach mit Komplimenten 
beschwichtigen. So eitel sind wir nicht mehr, dass uns die . 
Komplimente Eindruck machen. (Teilweise Widerspruch, 
teilweise Heiterkeit.) lch bin wenigstens ehrlich! Jeder, nicht 
wahr, Herr Allgöwer, weiss, was das heisst: vanitas ra11i• , 
tatum! 

Zum Schluss: Ich bin sehr enttäuscht über eine weitere ' 
Bemerkung des Herrn Bundespräsidenten, und das betrifft 
die Disziplinaruntersuchung. Das gefällt mir gar nicht. Ich 1• 

bitte den Herrn Bundespräsidenten, den Bundesrat einzu· 
laden, die Herren, die gegen sich eine Disziplinaruntet· 
suchung beantragt haben, zu veranlassen, auf diesen 
«Scherz», der leicht zu einer Komödie ausarten könnte, 
zu verzichten. Ich schliesse mich den Auffassungen an. die 
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Jie es die Konsequenzen dann würde unsere 
Achtung und die Achtung des Volkes rnr ihnen 
LnJ darauf kommt es schliess!ich an. Es ist eine 
\'\llkes. und 1,enn es eine des Volkes ist, ist es auch 
eine Frage des Parlamentes, und \venn es eine Frage des 
Parlamentes ist, dann ist es auch eine Frage unseres Staates, 
unserer Demokratie und der Institutionen unserer Demo­
kratie. Die Institutionen unserer Demokratie ich rede 
nicht von Sta:itskrise, aber niemand wird leugnen, dass wir 
uns in einer Teilkrise unserer Staatswesens befinden müs­
sen wieder gesunden. Und sehen Sie, das war schon im 
alten R,im und in der klassischen griechischen Republik 
so: Wenn der Staat krank war, wenn ein Krankheits­
zustand sich durchgefressen hatte, dann mussten persönliche 
Opfer, nicht nur materielle, gebracht werden. Und ein 
persönliches Opfer im klassischen Sinne und im klassischen 
Stile wäre diese Entscheidung der Verantwortlichen, die ich 
angerufen habe und um die ich bitte, die ich aber nicht 
\erlange. 

Leuenberger: Viele meiner Vorredner. auch einige mei­
ner Fraktionskollegen. haben sich über ganz beachtliche 
wehrwissenschaftliche Kenntnisse ausgewiesen. (Heiter­
keit.) Im Gegensatz zu ihnen gehöre ich nicht zu den 
\lilitärsachverständigen unseres Rates. Wenn ich trotz­
dem der Arbeitsgemeinschaft angehört habe. über deren 
Bericht und Anträge wir seit gestern zu Gericht sitzen. 
so ist das auf meine Unvorsichtigkeit zurückzuführen. die 
darin hcstand. dass ich in der Junisession mit meiner 
\fotion eine gründliche Lntersuchung der ganzen :Vlirage-
Aifärc habe. 

Zudem gehöre ich auch zu \litgliedern der 
t\rbe1tsge111einschaft, die sich nach der Veröffentlichung 
des fkrichtcs aus dem Busch klopfen liessen. Radio 
Zürich, Redaktion "Volksrecht». Redaktion der (< Schwei­
zer Illustrierten» haben auch mich erwischt. und dadurch 
ist bereits bekannt. dass ich zwar dem Bericht der Arbeits­
gemeinschaft. aber nicht allen ihren Anträgen zugestimmt 
habe. Unter anderem h'itte ich in bezug auf die Frage. 
oh O oder 100 der fragwürdigen Maschinen der Flugwaffe 
7~ur \\:rfi'igung gestellt werden sollen. einen eindeutigeren 
F:ntsd1.::id vorgezogen. 

Trotzdem stehe ich zum Bericht und den dazugehö­
renden Antr/igen der l'.ntersuchungskommission. Aber ich 
rnuss. 11 ie einige rn.::incr Vorredner und insbesondere wie 
c~ 5ocbe11 1 !err Bri11gulf getan hat. zugeben. dass cs mir 
die ge~trige Rede des Chefs des Militiirdepartementes noch 
einmal. ein letztes Mal. schwer gemacht hat. den An­
triigen der Arbeitsgemeinschaft zuzustimmen. 
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Während die Ausführungen des Herrn Bundespräsi-
denten die Annahme zultisst. dass der Bundesrat aus der 

Lehren und Zll ziehen bereit 
V - und ich möchte sagen. 

der - des Chefs dscs 

im 
umstrittenen und äus5;::rst 
unserer 

valcnz. an die 

Di;::se 

auch noch eine 
(Grosse Heiterkeit.) 

Herr Bundscsrat Chaudet, besteht 
darin. dass man nicht einm,1!. und insbesonderc Sie. nicht 
einmal cine Chance. die Chance. die vorhanden gewesen 
wiire. zur Rettung der IOO Mirage. wahrgenommen hat. 
Warum, frage ich Sie, wenn ;::s nur um die Anschaffung 
der 100 :Vfirage gehen würde, warum hat man dann nicht 
noch im letzten :Vfoment. während unsere Untersuchungs­
kommission an der Arbeit war. auf die Taran-Elektronik 
verzichten können? Warum. frage ich. die Zwängerei? 
Warum das unbedingte Festhalten an der Taran-Elektronik, 
die auch in der Wahl des Bodenleitsystems jedes freie Ent­
scheidungsrecht nimmt? Warum kann man nicht auf die 
Polyvalenz verzichten. die uns im Grunde genommen in 
das finanzielle Debakel geführt hat? Man müsste, wenn 
man das getan hätte und wenn man rechtzeitig der Unter­
suchungskommission einen derartigen Entscheid leicht 
gemacht hätte, höchstens den Taran-Schrotthaufen in Kauf 
nehmen. Ich sage das auch deshalb, weil ich in der Arbeits­
gemeinschaft zu Protokoll gegeben habe, dass ich an die 
Güte und Zweckmässigkeit der Taran-Elcktronik nicht 
glaube. dass ich nicht von dieser Güte, Zweckmässigkeit 
und Notwendigkeit überzeugt sei und man meiner Meinung 
nach füglich darauf hiitte verzichten können. Aber man 
will eben an der Taran-Elektronik festhalten, man will 
am Konzept des polyvalenten Flugzeuges festhaltcn. Aus 
Prestigegründen hielt und hält man an den seinerzeit ge­
troffenen Fehldispositionen fest. Aber eine Mindcrheit in 
der Arbeitsgemeinschaft ist sogar fest davon überzeugt, 
dass in finanzieller und möglicherweise sogar in tech­
nischer Hinsicht tatsächlich mit weiteren unangenehmen 
Überraschungen gerechnet werden muss. 

fch habe zwar noch am vergangenen Dienstagabend 
in der Fraktion zu den Verteidigern des Kompromisses 
gehört. Auf die geschlossene Haltung der Arbeitsgemein­
schaft legte ich deshalb \Vert. weil ich fest 
davon überzeugt bin, dass nur dadurch durch eine ge­
~chlossene Arbeitsgemeinschaft. durch möglichst einstim­
mige Beschlüsse ·· die Verantwortlichen im Militärdeparte­
ment und in der Armeeleitung bceindruckt werden können. 
Nichts \\äre - d:.ivon bin ich fest überzeugt - den unbclehr­
haren .\1iliWrgöttern erwlinschter und dienlicher gewescn, 
,tls wenn sich die Arbeitsgemeinschaft in verschiedene 
.\finderheiten aufgelöst und eine Mindcrheit gegen die 
andere hiitte ausgespiclt werden können. Ich gestehe des­
halb ganz offen, dass mir an einer eindrucksvollen und ge­
schlossenen Haltung der Arbeitsgemeinschaft sogar mehr 
gelegen war als daran, ob ein Schrotthaufen von mehrerc:1 
lrnndcrt :Vfillionen Franken in Kauf genommen werden 
müsse oder nicht. 

Mir geht es darum. dass endlich, neben der Miragc­
Affäre. einer gewissen Entwicklungsmanie und dem be· 
reits angeprangerten Perfektionismus im Milittirdeparte-
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ment und in der Armeeleitung ein Ende bereitet werden 
kann. Ich bestreite nämlich. dass es sich bei der Mirage­
Affäre um eine vereinzelte Missgeburt der Entwicklungs­
manie und des militärischen Perfektionismus handelt. Hier 
irrt der Herr und hier irrt auch der 

sein Chef, seine Mitarbeiter. nicht auch bei der 
der Bloodhound über die Ohren worden sind. 
Wie hätte sonst der Premier. Lord Horne. im 
Unterhaus den schweizerischen Bundesrat auffordern kön-
nen. ein Gesuch um des bezahlten 
Preises zu stellen, damit dieses Gesuch werden 
könne? Ich erinnere an die Antwort. die seinerzeit 
Herr Breitenmoser auf seinen 
Vorstoss erhalten hat. Darf ich bei dieser Gelegenheit den 
Chef des und den Bw1desrat 
ob man dieser Aufforderung des Premiers in 
der Zwischenzeit nachgekommen ist? Wenn nein, sollte 
man jetzt oder in einem andern Zusammenhang dem 
Parlament oder mindestens dem Interpellanten darüber 
Auskunft geben. 

Wohin die von mir charakterisierte und bezeichnete 
Entwicklungsmanie im Militärdepartement führt. lässt sich 
auch an dem mir bekannt gewordenen Beispiel der Be­
schaffung eines eidgenössischen Skistocks für unsere 
Armee illustrieren. Ich frage den Bundespräsidenten und 
den Chef des Militärdepartements, ob es wahr ist, dass 
man aus allen umliegenden Staaten einige hundert Ski­
stockpaare besorgen liess, diese geprüft hat, und dass die 
Prüfer dieser Hunderte von Skistöcken zum Schlusse ge­
kommen seien, dass kein einziger der im Ausland ver­
wendeten Skistöcke ihren Erwartungen und Anforderungen 
entspreche und deshalb ein eigener schweizerischer Armee­
skistock entwickelt werden müsse. (Heiterkeit.) Ich frage, 
ob dies wahr sei. Ich glaube, dass es stimmt, auch wenn 
vielleicht nicht viele Hunderte von Paaren angeschafft 
worden sind. Es ist nach meiner Meinung unverständlich, 
dass man mit dieser Entwicklungsmanie sogar so weit 
geht, dass man glaubt, einen eigenen Armeeskistock ent­
wickeln zu müssen. 

Nicht nur mit dem Mirage-Abenteuer muss Schluss 
gemacht werden, sondern auch mit dem Übermut und 
der Leichtfertigkeit, mit denen mit den Mitteln umge­
sprungen wird. die wir für die militärische Landesver­
teidigung bewilligt haben. Zu dieser merkwürdigen Gross­
zügigkeit auf verschiedenen Gebieten gehört ja auch das 
grosszügige Honorar, das man für die Untersuchungs­
kommission Daenzer beschlossen hat. So zirkuliert in 
unseren Kreisen das Gerücht, dass Herr Daenzer pro Tag 
600 Schweizer Franken bezogen haben soll. Ich bitte die 
Mitglieder der Finanzkommission. das Konto zu suchen, 
auf dem dieser Ausgabeposten verbucht ist. So gesehen, 
sind die Anträge der Arbeitsgemeinschaft als Ganzes zu 
bewerten. 

Noch eines: Auch die Passage im Bericht der Arbeits­
gemeinschaft über die Loyalität gewisser Militärs gegen­
über dem Parlament schien mir in zu abgewogener Weise 
abgefasst worden zu sein. Wie unser Arbeitsgemeinschafts­
präsident den Bericht in grosszügiger Art formuliert hat. 
so ist auch diese Passage nach meiner Überzeugung etwas 
zu !arge herausgekommen. Ich sage das nicht erst jetzt; 
schon bei der Beratung des Berichtes der Arbeitsgemein­
schaft habe ich eine schärfere und deutlichere Sprache 
"crtreten. 

Ich sage jetzt auch ganz offen, dass meine Achtung 
und mein Respekt als Zivilist vor einigen Armeegewaltigen 
im Verlaufe der Untersuchung auf ein Minimum gesunken 

ist. Es steht dies im Protokoll der Arbeitsgemeinschaft. 
Mein persönliches Vertrauen und das Vertrauen vieler 
meiner Freunde in die Zuverlässigkeit und Vertra 
würdigkeit einiger Goldbandträger in unserer Armee 
erschüttert worden. Das betrachte ich als das Al 
schlimmste. Deshalb schliesse ich mich auch der 
fassung meines Vorredners und an. 
war auch etwas enttäuscht. als man uns mitteilte. dass 

die wir als ganz besonders Verantwortliche für 
Debakel bezeichnen. gegen sich ein 
beantragt hätten. Ebenso scheint mir die 
Herrn von Moos in Aussicht gest 

Untersuchung durch ein Gremium 
Bundesrichtern zu sein. Ich wir sollten von dezt 
« Angeschlagenen ,,, um kein schärferes Wort zu 
brauchen, eine mutige. soldatische Geste erwarten dü 
Sie würde darin bestehen. dass diese Herren, ohne 
dem Bund weitere Kosten verursacht werden und o 
dass ein weiterer Zeitverlust in Kauf genommen wer 
muss. als Menschen, als Bürger und als Soldaten freiwi 
die Konsequenz ziehen. Ich bin überzeugt, dass eine 
artige Geste auch bei unseren Soldaten und beim !e 
Bürger unseres Landes einen unerhörten Eindruck ma 
würde. Es wäre dies eine Geste, die dazu beitragen k · 
den Vertrauensschwund zu beseitigen und das Ve 
in die Armee und ins ganze Offizierskorps wieder 
stellen. Ich wiederhole es, eine derartige mutige 
liehe Geste der Verantwortlichen. die ihren freiwilli 
Rücktritt geben sollten, würde den grössten Beitrag 
Wiedererlangung des Vertrauens in die Armee 
Ich weiss, dass der Kompromiss, den wir beantr 
unbefriedigend ist. Ich betrachte aber eine derartige G 
der Verantwortlichen noch für bedeutungsvoller als 
materielle Entscheid, ob wir nW1 diese oder jene Z 
von Flugzeugen unserer Flugwaffe zur Verfügung stell 
In diesem Sinne will ich die Gelegenheit benützen, wn 
Schlusse unserer Vormittagsdebatte hier laut und deut 
einen letzten Appell an die von Herrn Suter und an 
Ratsmitgliedern anvisierten Offiziere richten, sie so 
unserem Land, dem Bundesrat, dem Chef des Mili 
departements und dem Parlament im Interesse des 
trauens in die 'Armee, das wieder hergestellt werden 
das persönliche Opfer bringen und so rasch als m · 
von der Bildfläche verschwinden. (Heiterkeit und teilw 
Beifall.) 

Hier wird die Beratung abgebrochen 
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Scam:e du 24 septembre l<..'64, aprt·s-midi 

zu 8947. '.\lirage-Angelegenheit. Abklärung 
Affaire « '.\lirage ». Enquete 

aus, als ob ich 
Berufsiaster frönen möchte, dass 

,fas letlte Wort haben. Aber kh habe 
das einem Zufall zuzusdm::iben ist. 

das \\' ort verzichtet habe. so deshalb 
1;, iederum mit einer Eigen-

-, weil es mich lockt, in diesem 
Stadium. die Eintretensdebatte dem Schlusse zu. 
neigt. einen Blick auf den politischen Gehalt dieser De­
batte zu run. Da Journalist ist aufgerufen, für seine Leser 
zu k,,rrnni:nricren, und deshalb \vcrden Sie es ihm zugute 
h:iltcn, \,.:1111 er auch hier zu kommentieren versucht. Ich 
glaube, die Frage, \vas der politische Gehalt dessen sei, 
was hit?r gesprochen worden ist, drängt sich uns allen auf, 
weil wir ja 11 issen, dass diese Mirage-Debatte nicht Selbst­
zweck ist, sondern mithelfen soll, aus einer schweren Ver­
trauenskrise herauszukommen, in die wir durch dieses 
Geschäft gc:raten sind. Ich frage mich also: Hat die Debatte 
diesen Z1,eck erfüllt? Sie konnte von einer Neuerung 
ausgehen. die fDr diesen Zu,arnrnenh:.mg wichtig war, dass 
nämlich :rnsd1liesser.d an die Kommissionsreferate die 
Auffas,ung des Bundesrates zu vernehmen war. Ich habe 
diese Neuerung begrüsst, denn sie gab uns die Möglichkeit, 
die beiden Standpunkte anzuhören, bevor wir darüber 
diskutkrcn mussten, und ich bin der Meinung, es sei eine 
\euerung. die sich vielleicht auch in andern Fällen auf­
drängen ,, Link. 

Wenn ich 111m zuriickkomme auf die Frage, was der 
politische (;ehalt sei, so möchte ich weiter hinzufügen, 
dass mich nicht zuletzt das Votum meines Berufä- und 

Bret,cher veranlasst hat. zu sprechen: des­
und damit komme ich auf die Ausführungen 

lies nirück dessen Ausführungen um eine 
~uancc anders sehe, als er si<' ge~chcn hat Ich setze ,or­
rn,. 1.b,s das, \h1S Herr Bundcspdsidcnt ,on ;\!nos, 
.ibcr aud1 ".1:; l lerr Chaudct gesagt hat, als die Vcr!aut­
harung de, flundesrates betrachte und nicht als die persön­
lu:he Vcrl,wtharung der beiden Herren. Ich bin der \!ci­
nung, d:iss die Ausführungen rnn Herrn Chaudet hier nicht 
g,•niacht \\Orden wären, wenn sie nicht die Billigung des 
Gcsarntknllegiun,5 gehabt hätten, zum mindesten, wenn 
d;is gc,:umc Kollegium nicht damit einverstanden gewe­
,cn ":irc. dass er sie hier machte. Und nun stimme ich 
durch:1us mit Herrn Bretscher darin liberein, dass das, was 
/.'.~sagt worden ist, abgewogen war, dass es auf gar keinen 
f'all borniert \\ar, dass es vielleicht auch weise war; aber 
:eh bin der \fcinung und ich muss das hier aussprechen -, 
(b" d~s nicht genügt, wenn wir bedenken, wo wir stehen. 
\\~1,heit i,t 11ichtig, gerade in unserer z,~it. Aher ich hahe 
111 den \u,fuhrungen Jes Bundesratc:s wr ganzen Ange-
1 • 

'~~cn!w1t 1.:1,•. as , ermisst, das uns weitergeführt hiitte. Für 
n1kh 11:1rrn dksc Au,führung<'n nicht nur defensiv, son­
dern ,ie II irktcn ,lllf mich in bestimmten Teilen ausge-
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und Grabcr. fkide haben 
t?twas nicht getan, was sie lünen tun köirnen · Sie haben 
die scharfen Stellen des Ekrichtes der 
nicht \,:rsch:irfr, sondern sie gingen \On d"r deutlichen 
rend-:nz: aus, mit ihr-:m ßericht eine Brücke zu b,iuen, 
über die dann der Bundesr:it den Weg linden sollte zur 
Diskussion mit dem Parlament. \kin Eindruck war, d,tss 
er diesen \V<:g eigentlid1 zögernd gegangen ist. Dieser Ein­
druck bezieht sich auf zwei Punkte der Stellungnahme des 
Bundesrates: erstens auf die Einstellung zum Reform­
programm, das zum Mirage-Bericht gehört, und zweitens 
auf das Problem der 57 Flugzeuge, die zu bewilligen seien. 
Der Bundesrat hat das Reformprogramm angenommen. 
aber er bat es nur mit einigen Wenn und Aber angenom­
men. Man spürte, dass sich die sieben mit Arbeit über­
lasteten Herren gefragt haben: Mutet man uns nun ein 
neues, grosses Pensum zu? Und so suchte sich der Bundes­
rat mit Bezug auf die zeitliche Befristung, Luft zu schaffen, 
während ich mich der Illusion hingegeben hatte, der Bun­
desrat würde vielleicht diese Brücke gerade dazu benützen, 
damit sie uns helfen würde, aus der politischen Krise her­
auszukommen: in diesem Sinne weist sie ja nach vorw:irts. 
Weiter hatte ich geglaubt, er würde die Gelegenheit benüt­
zen, nm vielleicht seinerseits noch einige Reformpunkte 
hinzuzufügen, zu sagen: Wir sind bereit, hier diesen neuen 
Weg mit dem Parlament zu gehen! Ihnen allen wird das­
selbe widerfahren sein, das mir widerfahren ist, das der 
sogenannte Mann aus dem V 0ike, sofern er gutwillig noch 
zu unserem Staat und Land eingestellt ist, zu sagen pflegt<': 
Wenn wir aus dieser \firage-Geschichtc etwas lernen. dann 
~ind uns auch 800 Millionen nicht zuviel. Aber was heisst 
nun lernen? Lernen hcisst doch, da,;s \\ir für die Zukunft 
eben die Vorkehren treffen, die .L\hnlicl1es verhindern. Ich 
hatte mir die ru diesem Sekun­

würde 
positiver, etwas aus den Reihen des Bundes-
rates klingen. 

Dann das zweite. die Frage der 57 Flugzeuge. feil habe 
berdts darauf hingewiesen, dass Herr Bundesrat Chaudc:t 
hier noch einmal alle Grlinde geltend gemacht hat, wes­
wegen nach Oberzeugung des Bundesrates 100 Flugzeuge 
das Richtige gewesen wären. Der Bundesrat ,tand also 
hier vor der klaren Alternati\·e, entweder für sein Programm 
zu kämpfen, an den hundert festzuhalten und es auf eine 
Diskussion über diesen Punkt ankommen zu lassen, oder 
aber vor der gleichen Sitnation, vor der sich die Arbeits­
gemeinsd1aft gefunden hat, zu crk!i:iren: es ist politi,cll 
unmöglich, ein Programm ,on 100 \!irage Zll realisieren; 
1\ ir s.:hlicssen uns den 57 an. Das hat er auch geLrn. i\ bcr 
nun kommt der Punkt, W() ich die Haltung des Bundes­
rates nicht mehr vc:rstehe. 1wnn er nun auf 57 einschwenkt. 
Ich kann mir nümlii.:h nicht vorstellen. wie das gleiche 
Programm ohne :\nderung der Konzeption 1crwirklicht 
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werden soll. Ich kann mir nicht vorstellen, dass man zu. 
nächst erkli.irt, die Luftverteidigung sei nur mit hundert 

militi.irisch und wirtschaftlich möglich, dann, unter 
dem Eindruck der Vcrhil!tnisse, auf den An-

aber be-
ändere sich nichts. Hier kann ich 

ich muss das noch einmal und 
dass der Bundesrat nicht auch hier die 

benützt hat, uns zu sagen: wenn wir uns Ihrem 
wenn hier mitmachen, dann können 

wir das nur und wir machen Sie darauf aufmerksam -, in-
dem wir Ihnen ein neues für die 
für die Lösung der militärischen Probleme 

Hier verbindet sich für mich auch die 
Problem der Verantwortung. Es ist ja heute von dieser 
Verant\vortung sehr , ie! worden und es be-
steht jetzt eine das zu tun, was die Arbeits-
gemeinschaft vermieden hatte, nämlich nun doch noch 
Köpfe rollen zu lassen. Dabei zeigen sich Nuancen; die 
einen verlangen sehr klar den und jenen Rücktritt, andere 
empfehlen ihn. 

Ich möchte hier zu diesem Problem meine persönliche 
Überzeugung darin formulieren: Ich bin der Meinung, was 
sich in der Mirage-Sache ereignet hat, hätte sich an und 
für sich, so wie unsere Regierungsmethoden sind, in jedem 
andern Departement ereignen können. Es hat sich vielleicht 
auch schon ereignet, aber es hat nie die Grössenordnung 
der Mirage erreicht, und so war es offenbar eine Fügung, 
dass diese Sache endlich einmal platzen musste. Hier 
liegen Verkettungen vor, die bis ins Parlament hinein· 
reichen, was die Verantwortung anbelangt. Deswegen emp­
finde ich eben den zweiten Teil, den Reformteil des Mirage­
Berichtes für derart positiv. Aber auf der andern Seite 
gibt es nun eine rein sachliche Verantwortung. und da ist 
meine Meinung vollkommen identisch mit derjenigen der 
Herren Bringolf und Leuenberger. Es geht wiederum um 
die 57! Wenn sich der Generalstabschef, der Chef der 
Flieger- und Flabtruppen und seine nächsten und höch· 
sten Mitarbeiter von der Fliegerei mit 100 Mirage identi­
fiziert und wiederholt erklärt haben: wir können die Luft­
verteidigung und die Durchführung unserer militärischen 
Konzeption nur unter der Bedingung durchführen, dass 
wir diese 100 Mirage bekommen, und es wird sich wahr­
scheinlich zeigen, dass wir noch eine zweite Serie von 100 
brauchen dann können sie doch jetzt nicht erklären: wir 
sind nun auch bereit, es mit 57 zu machen. So dürfen wir 
nämlich nicht mit den militärischen Laien umspringen. Wir 
dürfen nicht mit einem Volke, das sich für Wehrfragen 
interessiert in der Weise umspringen, dass man sagt: Wir 
verlangen mit dem Einsatz eines grossen Elans, wir ver­
langen mit einem Einsatz, der eben dazu geführt hat, dass 
die Mirage-Sache entgleist ist, 100 Mirage, es geht nur mit 
100 Mirage und gleich hernach feststellen, es gehe jetzt 
auch mit 57 und alles bleibe beim alten. Das halte ich für 
unmöglich. Ich halte es filr unmöglich, dass die selben 
Leute, die auf 100 gesetzt haben, nun mit 57 weiterarbei­
ten können, und deshalb komme ich auf dasselbe zurück, 
was ich bereits gesagt habe: Es ist eine Illusion zu wähnen, 
dieser Entscheid berühre die Konzeption nicht. Er muss 
die Konzeption berühren. 

Das waren die Ausführungen, die ich hier noch machen 
wollte. kh möchte abschliessend nur sagen: Wenn wir aus 
der Sache herauskommen wollen, brauchen wir keinen 
resignierenden Bundesrat. Wir brauchen nicht eine Situa­
tion. in der es so aussieht, als ob das Parlament den Bundes­
rat einfach überrundet habe und der Bundesrat sich wider­
willig dem Parlament füge. Wir können aus der ganzen 

Sache nur herauskommen, wenn wir für die Zukunft eine 
Polarität zwischen uns und dem Bundesrat entwickeln, 
wenn der Bundesrat seine Konzeptionen vertritt, aber als 
Kollegialbehörde. Wir von 
diesem Problem der 
den 
kollegiale Ver-
antwortung in Zukunft uns ersparen kann. 
Wenn Herr Chaudet noch einmal hier für 100 
getreten ist, wie gesagt, dann kann ich mir nicht vnr<t,"""'" 

er das getan hat, ohne de:1 Bundesrat 
grüssen. Wenn aber der Bundesrat hat, er müsse 
ihm diese Freiheit muss uns der Bundesrat 
auf der andern Seite kollektiv mit Herrn Chaudct sagen, 
wie es mit der Konzeption soll, wenn wir nur 
57 

Eibel: Es war nicht meine Absicht, in dieser Debatte 
Dinge zu wiederholen, die wir nun zur unter ver­
schiedenster Beleuchtung vorgesetzt bekommen haben. 
Leider zwingt mich das Votum von Herrn Arnold, eine 
persönliche Erklärung abzugeben, weil er mich unter 
Namensnennung in tatsachenwidriger und unwahrer 
Weise angepöbelt hat. Die Diskussion um den Mirage ist 
schon schwer überschaubar genug, als dass wir es uns 
leisten könnten, sie noch durch eine Verfälschung der Tat­
sachen und durch üble Nachreden vernebeln zu lassen. 
Das scheint zwar der politische Stil des Herrn Arnold zu 
sein. Ich war schon einmal genötigt, dem Blatte, für wel­
ches er als verantwortlicher Herausgeber zeichnet, durch 
den Strafrichter nachweisen zu lassen, dass es sich der üblen 
Nachrede in übelster Weise schuldig gemacht hat. Herr 
Arnold hat mit Seitenhieben und Unterschiebungen gegen­
über meiner Partei und mir in diesem Saale heute vormit­
tag erklärt, ich hätte nicht den Mut gehabt, zum Mirage­
Fall eindeutig Stellung zu nehmen. Ich verlange von Herrn 
Arnold nicht, dass er meine Literatur liest; er könnte dabei 
psychischen Schaden nehmen. Aber wir sind gegenwärtig 
dabei, von der Verwaltung zu verlangen, dass sie uns nicht 
über Tatsachen täusche, und so müssen wir wohl auch das 
gleiche von einem Ratsmitglied in seinen Voten erwarten. 
kh habe Ende Mai dieses Jahres in rund 800 000 Zeitungs­
exemplaren zum Fall Mirage folgendes geschrieben: « fn 
der Mirage-Beschaffung hat man sich aber nun in einer Art 
und Weise über die demokratischen Spielregeln und damit 
über das Volksempfinden, dann aber auch über die Kredit­
beschlüsse des Parlamentes hinweggesetzt, die zum Pro­
test herausfordert. Der Mirage, den wir bekommen wer­
den, ist ein gänzlich anderer als derjenige, für den die Kre­
dite bewilligt wurden. Er wird schliesslich ungefähr das 
Doppelte kosten. Wem sollte da nicht der Gedanke kom­
men, dass gewisse entscheidende Instanzen Kreditbewil• 
ligungen durch das Parlament als eine unbequeme For• ·· 
malität betrachten, die in keiner Weise verpflichtend , 
seien? All denen, die zu jeder Zeit, auch wenn es höchst 
unpopulär war, für die Belange der Landesverteidigung 
auf die Barrikaden gestiegen sind, leistet man mit solchen ·· 
Methoden einen Bärendienst, haben doch die offenen und : 
verkappten Gegner unserer Rüstungsanstrengungen mit 
ihrer subversiven Taktik leichtes Spiel, wenn sich die militä· 
rischen Instanzen derartig unverzeihliche Blössen geben. Es 
wird denn auch in dieser Sache keine Ruhe geben, bevor die 
Frage der Verantwortlichkeiten und der damit verbunde· '. 
nen Sanktionen restlos klargestellt sein wird.>> Ich habe .• 
diesem Text vom Mai 1964 auch nach Anhörung der heu· 
tigen Debatte weder etwas hinzuzufügen noch etwas hin· 
wegzunehmen. 
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Präsident; Damit ist die Rednerliste erschöpft und die 
. 1,.ussion zum Eintreten geschlossen. Das Wort haben 

Dis · . d. H B d .. d h h d. in erster L1111e 1e erren un esrate un ernac 1e 
;:rren Referenten. fch erteile das Wort Herrn Bundes­

präsident von \ foos. 

aundespräsident von Moos: Die Anträge, über die Sie 
. einigen Minuten zu befinden haben werden, sind An­
~ der Arbeitsgemeinschaft und dazu Anträge aus der 
"-fitte Ihres Rates. Der Bundesrat ist nicht dazu berufen, 
die Anträge der Arbeitsgemeinschaft gegen Zweifel, gegen 
ßedenken, gegen abweichende Auffassungen oder gegen 
vereinzelte e\entualiter gestellte Zusatzanträge in Schutz 
zu nehmen. Zu einigen Gesichtspunkten militärischer Art 
wird sich nachher noch der Vorsteher des Militärdeparte­
mentes äussern. Den beiden Motionen der Arbeitsgemein­
schaft stehen wir - Sie wissen das - positiv gegenüber. 

Ich brauche auch nicht zu wiederholen, dass der Bun­
desrat im internen Bereich und zusammen mit der Verwal­
tung alles daran setzen wird, um zu vermeiden, dass das 
Parlament auf dem Gebiete der Landesverteidigung oder 
in andern Bereichen in Zukunft wieder vor eine ähnliche 
unerfreuliche Situation gestellt werden wird. Dass aus dem 
vorgefallenen nicht ein Scherbenhaufen resultiert, son­
dern dass daraus materiell sich ein Entschluss ergeben soll, 
der militärisch, finanziell und politisch verantwortet wer­
den kann, dass vor allem in organisatorischer und staats­
politischer Hinsicht Folgerungen gezogen werden, die eine 
aufbauende und positive Arbeit in der Zukunft erleichtern 
wollen, darin erblicken wir ein Verdienst der Aufgaben­
erfüllung der Arbeitsgemeinschaft, ein Verdienst, das wir 
in keiner Weise schmälern wollen, im Gegenteil. Der Bun­
desrat ist willens, dabei nicht bloss mitzuwirken, sondern 
die in seiner Zuständigkeit und Verantwortung liegenden 
Dispositionen zu treffen, um das gesteckte Ziel zu er­
reichen. Aus diesem Willen ergab sich seine ganze Ein­
stellung zu der im Gange befindlichen Bereinigung der 
Angelegenheit. Wenn er gegenüber der Empfehlung der 
Arbeitsgemeinschaft im Punkte « Reduktion der Beschaf­
fung von 100 auf 57 » sich heute nicht auf eine Position 
der Stärke festlegt, aber doch seine Auffassung darüber 
Ihnen nicht vorzuenthalten sich verpflichtet hielt, so be­
trachtet er das im Lichte des Geschehenen, unter poli­
tischen Gesichtspunkten und zur Ermöglichung des Er­
reichbaren nicht als eine Preisgabe seiner Autorität. 

Der Bundesrat hält sich in dieser Situation auch nicht 
für veranlasst, zu den vielen Voten von gestern und von 
heute vormittag und zu den dabei vertretenen Auffas­
sungen im einzelnen Stellung zu nehmen. Wenn ich das 
zu einem einzigen Votum tue, so möge Herr Nationalrat 
Bringolf das der besondern Eloquenz und Brillanz seines 
Vortrages von heute morgen zuschreiben. fch muss es aber 
vor allem lkswegen tun, weil er gefunden hat, der Spre­
chende habe in der Erklärung des Bundesrates, die er 
fhnen zur Kenntnis zu bringen die Ehre hatte, etwas ge­
sagt, das mit den Tatsachen bzw. mit den Feststellungen 
der Arbeitsgemeinschaft nicht völlig übereinstimme. Es 
WUrde die Feststellung in meiner gestrigen Erklärung bzw. 
der gestrigen Erklärung des Gesamtbund~rates bean­
standet: « Dass Fachleute schwerwiegende Einwände ge­
gen die Kostenangaben erhoben hatten und dass die Firma 
Dassault bereits im Juni 1961 gegenüber Mitgliedern der 
t'GF auf \!chrkosten aufmerksam gemacht hatte, war 
~der v.cJcr Jem Vorsteher des Militärdepartements noch 
d ll1 Bundesrate bekannt.•> Es muss festgehalten werden, 
ass d,;:r Bundesrat liberzeugt war, einen sorgfältig ermit­

telten Kredit verlangt zu haben. Es ist aber auch zu. 

treffend - ich muss das hier wiederholen -, dass der Bun­
desrat und der Chef des Militärdepartementes keine Kennt­
nis davon hatten, dass die Firma Dassault bereits im Juni 
1961 gegenüber ~fitgliedern der AGF auf Mehrkosten 
aufmerksam gemacht hatte. Die Arbeitsgemeinschaft stellt 
selbst fest und kritisiert das auf Seite 21 ihres Berichtes, 
dass diese \1ittei!ung von den technischen Organen nicht 
nach oben gegeben wurde. Dem Bundesrat war auch 
nicht hckannt, dass Fachleute schwerwiegende Einwände 
gegen die Kostenangaben erhoben hätten. Was den Vor­
steher des Mi!itärdepartementes im besondern anbelangt, 
ist in diesem Zusammenhang der Brief des damaligen 
Chefs der Kriegstechnischen Abteilung vom 11. Januar 1961 
zitiert worden. Dieser Brief enthält Anträge und Kosten­
berechnungen, die zu einem wesentlich höheren Finanz­
bedarf als dem geführt hätten, der schliesslich in der Bot­
schaft berücksichtigt wurde. Nach damaliger Ordnung war 
es Sache des Generalstabschefs, sich mit dem Chef der 
Kriegstechnischen Abteilung darüber auseinanderzusetzen. 
Der Vorsteher des Militärdepartementes hat daher das 
Geschäft korrekt und in diesem Sinne dem Generalstabs­
chef überwiesen und durfte sich darauf verlassen, dass die 
Bereinigung nach fachlichen Gesichtspunkten erfolge. Der 
Generalstabschef hat denn auch im Mai 1961, also vor 
der Behandlung der Botschaft in den eidgenössischen 
Räten, dem Chef des Militärdepartementes einen ausführ­
lichen Bericht erstattet, warum den Anträgen und Auf­
fassungen des Chefs der Kriegstechnischen Abteilung nicht 
Rechnung getragen werden konnte. Es lag daher, aus der 
damaligen Sicht beurteilt, doch offenbar kein Anlass vor, 
den Bundesrat über diesen Punkt im besondern zu orien­
tieren. 

Die Verantwortung des Bundesrates ist, wie die Arbeits­
gemeinschaft selber festgestellt hat, eine formelle, inbe­
griffen diejenige des Chefs des Eidgenössischen Militär­
departementes. Sie wird als solche nicht bestritten und 
steht auch hier weiter nicht zur Diskussion. Dass in ein­
zelnen Voten der Volkszorn sich lautstarke Stimmen zu 
verschaffen wusste und durch diese Stimmen, gestern und 
insbesondere heute morgen, das Rollen von Köpfen ver­
langte, das mag auf der einen Seite verständlich sein. Auf 
der andern Seite steht sowohl im Bericht der Arbeitsge­
meinschaft wie im Beamtengesetz der lapidare Grundsatz, 
dass die dienstrechtlichen Massnahmen in die Zuständig­
keit des Bundesrates fallen. Das betrifft die disziplinar­
rechtlichen Massnahmen; etwas anderes ist die staats­
strukturelle Frage nach der Regierungsverantwortung. fch 
möchte dem beifügen, dass dazu ganz vereinzelt übrigens 
auch der Ruf nach dem Rücktritt eines Mitgliedes des 
Bundesrates erhoben worden ist. 

Ich möchte hier folgendes sagen: Was den Vorsteher 
des Militärdepartementes betrifft, so war das, was er und 
was der Sprechende Ihnen vorzutragen hatten, die Stimme 
des Bundesrates. Er hat im Namen des Gesamtbundesrates 
gesprochen und musste Ihnen im Namen des Bundesrates 
erklären, warum der Bundesrat seinerseits dem Antrag 
der Arbeitsgemeinschaft auf 57 Mirage-Flugzeuge nicht 
einfach zustimmen könne. Dazu musste er die Argumente, 
die den Bundesrat zu dieser Haltung bewogen haben, ins 
Feld führen, wobei er am Schlusse beifügte, dass der 
Bundesrat dem Antrag der Arbeitsgemeinschaft in diesem 
Punkte keine Opposition mache, in den anderen Punkten 
übrigens zustimme. Das möchte ich wiederholt haben. 

Zum Punkte der Regierungsverantwortung - ich möchte 
das hier nicht nur aus Gründen persönlicher Kollegialität 
beifiigen --: ein anderes Verhalten, ein Verhalten, an das 
man hie und da offenbar denkt, wäre doch ein Bruch 
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nicht bloss mit einer schönen Tradition. sondern es wäre 
ein Bruch mit dem System unserer Regierungstätigkeit im 
Bunde, das immerhin früher als eine an­
gesehen wurde. Der Bundesrat ist eine Kollegialbehörde. 
Fr hat erklärt, dass er seine formelle Verantwortlichkeit 
übernimmt. und darin ist 
und ein anderes \fal 
des betreffenden und seine Ver-
antwortung ist die des Gesamtbundesrates. 

Nun zu den Verantwortlichkeiten der Beamten: Hier 
scheint mir eine 
Einmal ist es nicht 
Sie mit mir übereinstimmen 
werfen. Dazu bedarf es einer 
Wertung des Verhaltens und der 

die bereits auch von 
meinschaft in durchaus verdienstlicher Weise vorgenom-
men worden ist. Aber zweitens ist hiezu noch eine doch 
massgebende Unterscheidung anzubringen. Wir müssen 
hier Bezug nehmen auf einzelne in der Aussprache von 
gestern und heute gefallene Voten, um wieder auf den 
Punkt zu kommen, wo man danach gerufen hat, es seien 
personelle Konsequenzen zu ziehen. Was braucht es noch 
eine Untersuchung, diese hat ja stattgefunden, so hat man 
hier verkündigt. Wenn man sich in der uns beschäfti­
genden Angelegenheit auf den Standpunkt stellt - wenn 
ich sage, «uns beschäftigende Angelegenheit», so ist das 
kein leeres Wort -, es seien die Grenzen der verfassungs­
mässigen und gesetzlichen Zuständigkeitsordnung in der 
Beamtenhierarchie, in der Verwaltung, gegenüber dem 
Bundesrat und dem Parlament nicht beachtet worden, es 
hätten in der Abwicklung des Mirage-Geschäftes Über­
schreitungen der Kompetenzen in der Beamtenhierarchie, 
in der Verwaltung stattgefunden, so wird sich doch Ihr 
Rat sicherlich nicht nachsagen lassen, er wolle nun dem 
schlechten Beispiel folgen und selber gesetzlich festgelegte 
Grenzen überschreiten. 

Was die Arbeitsgemeinschaft, die Kommissionen beider 
Räte, vorgenommen hat, das war und ist eine parlamen­
tarisch-administrative Untersuchung unter Berufung auf 
Artikel 85, Ziffer 11 BV. Die Arbeitsgemeinschaft erklärt 
- ich zitiere ihren Bericht auf Seite 11 -: « Die Unter­
suchung richtete sich ja nicht wie ein Disziplinarverfahren 
oder ein strafrechtliches Ermittlungs- oder Voruntersu­
chungsverfahren gegen bestimmte Personen, vielmehr ging 
es darum. die Verantwortlichkeiten in den einzelnen Sach­
gebieten festzustellen.» Sie hat in ihrem Bericht festge­
stellt, der Bundesrat werde zu beurteilen haben, ob im 
einzelnen Falle disziplinarrechtliche Massnahmen oder an­
dere dienstrechtliche Massnahmen in Betracht kämen. 
Unter «anderen dienstreehtlichen Massnahmen» ist offen­
sichtlich in erster Linie an eine Nichtwiederwahl der Haupt­
beteiligten zu denken. Disziplinarmassnahmen dürfen nur 
im gesetzlich geordneten Verfahren und unter voller Wah­
rung der Verteidigungsrechte der Beamten getroffen wer­
den. Soll der Bundesrat prüfen, ob Disziplinarmassnahmen 
zu ergreifen sind, so mu.~s er eine entsprechende Unter­
suchung anordnen (siehe Beamtengesetz, Beamtenord­
nung). Das Gesetz ermächtigt ihn ausdrücklich, ausser­
halb der Verwaltung stehende Personen mit einer solchen 
Untersuchung zu beauftragen. Die Durchführung einer 
solchen Untersuchung ist auch von den Betroffenen selber 
anbegehrt worden. Die Untersuchung der Arbeitsgemein­
schaft - das möchte ich unterstreichen - wird die Führung 
einer Disziplinaruntersuchung ausserordentlich erleichtern. 
Sie kann sie aber nicht ersetzen, weil sie einen anderen 
Charakter hatte, da vor der Kommission den Beamten 

die Parteirechte nicht zustanden, die ihnen das Disziplinar. ' 
verfahren einräumt. So hatten Sie nicht Gelegenheit, Be. 

zu in die Akten Ein-

zu äussern. Ich habe vor :,m 
Zermatt wieder hören bekommen, 
rechtliche Gehör auf allen Stufen als 

wenn es verschiedene gerne täten, 
Am Ende dieses Jahres läuft die 

desbeamten Damit endet 
Wahlhehörde entscheidet (Art. 57 
nach freiem Ermessen über seine 

dass ihm wird. Der 
auf Gewäh­

auch in Verwaltungs. 
sachen. Er darf nicht gerade im vorliegenden Falle ver• 
letzt werden, wo es darum geht, sämtlichen Beteiligten auf 
allen Stufen die gesetzliche Kompetenzordnung in Erinne. 
rung zu rufen, sie zu verstärken, zu wo es 
nötig wäre. Es hätte deshalb der Intervention, die ich heute 
morgen gehört habe, nicht bedurft; der Bundesrat brauchte 
sie nicht abzuwarten. Der Bundesrat hat - das möchte ich 
auf die Intervention von heute morgen sagen - die nötigen 
Massnahmen getroffen, die es ihm erlauben, in bezug auf 
die Frage der Wiederwahl oder Nichtwiederwahl unter Be­
achtung der gesetzlichen Frist des Beamtengesetzes seine 
volle Handlungsfreiheit zu bewahren. Das ist die Erklä­
rung, die ich Ihnen hier zu Gehör bringen möchte. 

Die Hefte sind also in dieser Richtung nicht geschlossen. 
Ohne diesen Gesichtspunkt zu vernachlässigen, erscheint 
es uns aber heute mit der Arbeitsgemeinschaft als ganz 
besonders wesentlich, den Blick nun auf die Zukunft zu 
richten. Darin sehen wir den Wert der von der Arbeits­
gemeinschaft vorgeschlagenen Motionen, und darin er• 
blicken wir ein wesentliches Ziel des Verfahrens, das die 
beiden Räte mit der Einsetzung der U ntersuchungskom­
missionen eingeschlagen und durchgeführt haben. Sie 
werden dabei auf die loyale und entschlossene Mitwir­
kung des Bundesrates rechnen können. 

M. Chaudet, conseiller federal. Je crois utile de revenir 
- aussi brievement que possible - sur quelques-unes des re­
marques qui ont ete formulees au cours de ces debats sur 
certains aspects du probleme de la dcfense nationale et les 
intentions generales de mon departement. Je m·arrete ce­
pendant d'abord a deux points dont l'un me touche per· 
sonnellement, rautre ayant trait aux methodes de travail 
de mes services. Pour ne pas vous donner fOt-ce l'ombre 
d'une impression de m'elever contre !es conclusions de la 
communaute de travail, je ne reviendrai pas ~ur les autres ,, 
questions qui ont ete souleves au cours du debat et qui ont 
pu me valoir des reproches. 

Sur le premier point, qui me touche tres vivement, un , 
orateur a souligne qu'au moment ou j'ai signe !es contrats ' 
relatifs a l'acquisition des avions, j'aurais eu connaissance 
d'un depassement de 85 millions qui etait previsible a ' 
l'epoque et que, par ma signature, j'engageais irremediable· 
ment ce depassement. 

J'ai trouve plus tard dans !es dossiers de mon departe· 'i 

ment un document que je n'ai pas vise et qui fait effective- ' 
ment etat de ce chiffre. Ce document a ete classe aux actes 
trois jours apres !a signature des contrats en question mais r 

je ne l'avais pas vu. 
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Je tiens a souligner que ce document contient des assu­

- elles m'ont du reste ete donnees au moment oi.I j'ai 
~es contrats - selon lesqucllcs le choix de l'electronique 
~ pas definitivcmcnt_ cngage. Vous sa~cz q~e ce cho,x 
~ntait unc proport1on assez forte dun depassement 
_ ........ me ma1s non prouve dans lt: detail. Des rescnes 
;;;rormukes Jans les contrats nous perm<.:ttant, le cas 
~t, de porter notrc choix sur un autre systeme quc le 

Taflll. ' bl. I d I f' . . -~ Le texte du rapport da I ors e a con erence qu1 ava1t 
~ la signature des contrats precise, en effet, claire-

t. 
nien«inssesamt muss somit, im Falle der Einführung des 
raran. mit einer Kos_tenvermehrung in der Grössenordnung 
von 85 Millionen Franken gerechnet werden, das he1sst, 
dasl die in der Botschaft enthaltenen Summen bereits um 

io·~ überschritten sind. - . 
1 
••. Es wurde festgestellt, dass die Verträge eine Klausel 

enthalten, die auch nach der Unterzeichnung einen Über­
pn& auf das Ferranti-System erlauben würde. Es \,urde 
be,chlossen, den Verträgen beizufügen, dass auch auf das 
Cyrano-System übergegangen werden kann, welche Ab­
lnderung noch möglich war.» 

Lorsque j'ai donne l'autorisation de signer ces contrats 
_ que je devais encore ratifier, car la signature ne leur con­
fcrait pas force executoire - j'ai prie le chef du service 
technique militaire de venir a mon domicile pour !es sou­
mettn, a mon examen. Nous !es avons discute longuement, 
puisje Jes ai approuves apres avoir re~u l'assurance formelle 
que ma signature ne m'engageait pas au dela des credits 
votes par le parlement puisque la question de l'electronique 
restait ouverte et que d'autres depassements eventuels pou­
vaient etre encore cornprimes. J'ai ordonne l'etude imme­
diate de ces compressions. 

Je n'ai donc pas pris d'engagements a ce momcnt - dans 
!es circonstances duquel il faut se replacer - qui faisaient, 
cn quelque sorte sauter Je cadre des crcdits que vous nous 
aviez accordes. Je ne pouvais pas savoir que la suite des 
tvcnements nous entrainerait a des rencherissemcnts aussi 
considerables que ccux que vous connaissez. 

L'autre point sur lequel je veux insister est la tendance 
de mon departement, soulignee au debut de ce debat par l'un 
des rapporteurs, de decouper les objets importants qui 
doivent etre soumis aux Chambres föderales pour en faci­
litcr l'adoption. On a fait a ce propos allusion il Ja loi sur 
l'organisation des troupes de 1961. Je m'eleve eontre cette 
allegation. En ctfet, au debut de Ja reorganisation de l'ar­
mcc, nous avons declare que Ia modernisation de l'artillerie 
et du solde de la defense contre avions viendraient en 
dcwcieme urgence. 

Nous devons toujours, dans l'execution de nos travaux, 
fixer des ordres d'urgence lorsque nous nous trouvons 
devant des programmes dont on ne peut deja rctenir quc 
l'indispensable et non tout ce qui serait utile. Je pourrais 
vous presenter un inventaire considerable de revendications 
cmanant des services et des armes que la commission de 
defense nationale, le Departement militaire et !e Conseil 
(c.'deral ont rcfoulees, car leur realisation aurait porte le 
hudget militairc ,\ un niveau insupportable. 
. Dans ce qui ;i etc accepte, un echelonnement des efforts 

'est toujours avere indispensable. Vous vous rememorez 
sans ?oute tout ce qui a etc accompli par ailleurs depuis un 
certain nombre d'annecs pour accroitre dans une mcsure 
appreciable notre pot<:ntiel de defcnse. Eussions-nous pre­:te, :n 1961, un credit Je developpcment ou de premiere 
~· Je comprendrais qu'on nous reproche aujourd'hui de 

Uper les projets mais c·est pour avoir au contraire 

voulu demander Je crerlit total que nous nous trouvons 
maintenant dans une situation difficilc. 

De maniere tres generale, vous me permettcz maintenant 
de vous dem:rnder sans prejuger de la qucstion des respon­
sabilites au sujct de laquelle nous confirmons ks declar ations 
quc nous vous avons faites au mois Je juin, d'b iter que l'im­
pression qui sc degagc de ce debat nc ..:hargc l"ensemble du 
corps des officicrs de notre armee ou des collaborateurs de 
mon departement d'une llypotheque aussi lourde llu'injustc. 

Je tiens a rendrc hommage au devouement, il la conse­
cration a 1a Wehe, au desinteressement dont font preuve en 
general les officiers de notrc armee, qu'ils soient milicicns 
ou officiers de carriere, de 111.:me que les colhboratcurs du 
Departement militaire dont l'activite est souvent herissee 
de difficultes et qui, vous le savez bien, est plus exposee a 
la critique que d·autres secteurs de nos activite nationales. 
II n'cst que de soulever des prob!emes comme celui du ehar 
suisse, de I'acquisition des Bloodhounds ou d-; la mise sur 
pied d'une conduite centralisee des o~~rations de l'aviation 
et de la DCA pour imaginer !es obsta...:lcs qui se dressent 
devant eux. 

ll n'y a pas, pour le plus grand nombre des offici<.:rs de 
l'armee ou de nos collaborateurs, de «mythe d'intoucha­
bilite du secteur militaire». II n'y a p,1s, parmi les bons ser­
viteurs de !'Etat et de l'armce. ,< que des gens qui n' ont ricn 
appris, qui ne veulent ou nc peuvent pas apprendre ». Qu'ils 
commcttent des maladresses, je suis le premier a l'admettre 
et a en connaitre les consequences. Que certains officiers, 
pousses par !es exigences du metier a pratiquer l'absolu, 
s'y laissent entrainer, c'est encore possible mais ce sont lit 
des exceptions qui ne font que confirmer !es rcgles de fide­
lite et d'honneur dont Ja carriere de !'immense majorite est 
l'expression tres nette. Voila ce qu'il faut avoir I'honnetete 
de reconnaitre et cc dont nous pouvons etre heureux pour • 
le sort et la reputation de notre pays. ~ 

Dans la preoccupation de l'avenir, et en relation avec la 
motion relative it la reorganisation de notre departement, 
nous partageons !es vues des membrcs de votre commission 
qui estiment qu'une plus grande continuite s'impose aux 
postes importants de l'armement ou de la planification. 

L'engagement a ces postes d'officiers instructeurs com­
porte en soi des inconvenients qui sont inherents aux 
obligations de leur carriere. La difficulte devant laquelle 
nous nous trouvons constamment est celle du rccrutement 
des specialistes et nous avons connu dejit a cct egard des 
experiences extremement defavorables. II nous est arrive, 
pour repourvoir un seul poste, apres n'avoir eu aucun 
candidat civil au concours, de devoir faire appel a plus de 
dcux cents officiers de carriere avant que l'un d'eux se 
decide a venir prendre des responsabilites dont il savait 
qu'elles lui vaudraient probablement d'assez graves in­
convenients. Je pense aussi que le futur chef de l'arme­
ment ne doit pas necessaircmcnt .:trc un officier de car­
riere mais un homme dont Ies connaissances techniques et 
l'e.xperie!lce industrielle feront autorite dans les domaines 
ou i! aura a excrcer son a..:tivit.'.:. II s'agira le momcnt venu 
de trouver cet homme. 

En ..:e qui concerne le conseil de defense nation:ile, je 
pcnse que les questions de sa justification, de sa missiün et 
de sa composition devront etre aussi revues d,rns le cadre de 
l'etude generale qui sera fait..: lluant aux structures adminis­
tratives et tcdrniques du d0p,1rtement militaire. 

Plutot que revenir Jans le detail d'unc di,cussiL>n l!Ui 
me parait epuisee, je \C,i-( pre~cnter quelques rdkxions ~ur 
un probleme dont on a beaucoup p:1rle, a 5avoir celui de ht 
relation raisonnable qui doit etre maintcnue - en temps Je 
paix - entre l'etfort de defcnse nationale et !es autres 
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tiiches de la Confederation. Nous partageons a cet egard 
l'avis qui a ete exprirne. Nous ne pouvons cependant pas 
perdre de vue le fait que. sans une continuite de notre pre­
paration, nous prendrions le risque de nous laisser sur-

le jour ou la menace se ferait directe et immediate 
sur le pays. II au Conseil f-:deral et aux 
Chambres de determiner doit etre la relation raison-
nable entre nos taches eh ilcs et nos taches militaircs. 

11 en sera de meme pour la dodrine de 
notre a\iation. Ce que cntendu au cours de ce debat 
me place devant la necessite de l'ensemble de ce 

a l'etude devant le Conseil fe<leral. II de 
reexaminer le rapport a etablir entre l'aviation et la defense 
contre avions, entre le nombre d'avions des dirferentes 
types, y compris !'eventuelle renonciation aux avions a 
hautes ou au contraire leur maintien, et 
ce!a dans la de la defense de la neutralite, des 
exigences du combat aerien et de la couverture du combat 
terrestre. "Sous ne voulons en aucun cas nous laisser acculer 
a une impasse. Si fai estime devoir parler hier avec une 
certaine franchise en vous donnant un texte du reste ex­
pressement approuve par le Conseil federal, c'est que je 
voulais dire que l'operation qui nous est proposee par la 
communaute de travail n'est pas une operation impossible 
mais qu'elle nous reserve des difficultes dont nous devons 
etre conscients parce que Conseil federal et parlement 
auront encore a s'en occuper. Je sais trop personnellement 
quels obstacles nous pourrions avoir a franchir dans un 
proche avenir en vue de maintenir un budget militaire d'un 
certain niveau pour ne pas examiner le probleme de notre 
capacite a soutenir l'effort de defense nationale dans des 
conditions difficiles, c'est-a-dire au moment oil !es evene­
ments n'en demontreraient pas !'urgente necessite. Je sais 
qu 'en de telles circonstances il faut pouvoir durer sans tuer 
l'esprit qui anime notre peuple dans son contact avec 
l'armee et dans sa volonte de defense. C'est dans cette 
preoccupation que j'accepte du reste la proposition de la 
communaute de travail. 

Je veux me permettre de conclure brievement en vous 
priant - sans modifier vos propositions de songer peut­
etre encore a l'ensemble de l'affaire Mirage en la reprenant 
dans sa retrospective. Vous en verrez aussi !es aspeets 
positifs, a savoir que !es qualites de l'avion n'ont pas ete 
rernises en cause, que son coflt restera inferieur a celui des 
machines de meme classe construites a l'etranger - compte 
tenu de leur construction en beaucoup plus grandes 
series -, que les possibilites de son systeme d'armement 
constituent un renforcement considerable de notre defense 
de l'espace aerien. Lorsque vous retenez les responsabilites 
qui ont cte prises par le chef du departement militaire 
föderal et ses collaborateurs, il convient au moins d'ad­
mettre que nous avons agi dans un domaine d'une extreme 
complexite dans le seul but d'assurer a notre armee un 
equipement de combat qui accroisse son efficacite. La 
preoccupation de l'aviation a ete certainement la note domi­
nante des debats militaires que j'ai eu a soutenir devant 
vous depuis un certain nombre d'annees. Si nous n'avions 
pas pris d'initiatives ou de decisions, si nous etions restes 
sur une solution qui ne permettait pas de resoudre les 
täches de neutralite et de couverture aerienne des avions 
engages dans l'appui au sol, vous pourriez aujourd'hui 
nous reprocher gravement notre passivite et notre con­
tentement de solutions de facilite. Soumis maintenant a 
une critique impitoyable et sans prendre le risque de 
perdre ma dignite en cherchant a me justifier quant au 
jugement que la communaute de travail a estime devoir 
porter sur ma personne ou celles de mes collaborateurs, 

je me permets simplement et respectueusement de vout 
prier d'etablir un parallele entre la nature des respon. 
sabilites qui ont etc dans un domaine stri 
technique et cclles que votre commun;wte de tr 
endoss..:es. Nous sommes ici sur d1:ux 
Cenes, il est ncccssaire de 
tendront a maintenir le 

leur carriere et les 
peut-etre au de r opinion Le devoir a 
/>Y'HYPnr,•o qui S0nt allees dans le C:lS du 
Ja securite de ma personne, au-dela de nos 
collaborateurs ou en previsions 
J'endosse la charge de cette avec le senti 
que si nous avons toujours, \es uns et !es autres, quel 
chose a apprendre dans la vie, rien de solide et de dura 
ne se construit sans qu'on s·engage contre des resistan 
en soi du reste souvent legitimes lorsqu'i! s'agit des 
qui nous regissent -, sans qu'on s'engage contre des 
comprehensions et un cadre de travai! dont !es struetu 
ne s'adaptent qu'apres des mises a l'epreuve parfois t 
dures a l'evolution generale. Si le Conseil federal, le 
lement et l'armee tirent chacun pour son compte le pr 
voulu de la le~on que nous venons de vivre, je ne doute 
que le prix douloureux de l'affaire Mirage ne soit le p 
de depart d'une etape de travail oil tous !es ho 
places pour le faire se consacreront de maniere constru 
a realiser l'interet et le bien du pays. 

Furgler, Berichterstatter: Es obliegt mir die Pflicht, 
dieser Debatte die Argumente so zusammenzufassen, 
wir zu den Anträgen der Arbeitsgemeinschaft Stellung 
men können. Ich unterscheide die Mirage-Frage im en 
Sinn: Beschaffungszahl und die Mirage-Frage im wei 
Sinn. Darunter subsumiere ich die Vertrauensfrage, die 
antwortlichkeitsfrage, die Führungskrise und die Stru 
krise. Ich beginne, nachdem wir alle den Eindruck gew 
nen haben, wie gross zum Teil die persönliche Tragik 
Zusammenhang mit der Verantwortlichkeit gewertet 
den muss, mit der menschlichen Seite dieser Mir 
Angelegenheit, mit der Verantwortlichkeit. Ich be 
Herrn Bundesrat Chaudet. wenn er soeben in be 
Worten den Soldaten und Offizieren. der Armee im a 
meinen das ausgestellt hat, sie erfülle ihre 
gabe in jeder Hinsicht, sie zeichne sich durch Treue 
Pflichteifer aus. Jeder von uns ist überzeugt, dass 
Armee im wesentlichen, Gott sei Dank. intakt ist. 

Ich fühle mich verpflichtet, nachdem ich alle Vo 
noch einmal im stillen durchgangen habe, einige Un 
scheidungsmerkmale aufzuzeigen. die Ihnen begreif 
machen, weshalb sich die Arbeitsgemeinschaft der Pfli 
nicht entziehen konnte, präzis Antwort auf Verantwo . 
lichkeitsfragen zu erteilen. Ich möchte vorausschick 
dass sie dies nach sorgfältigster, eines Rechtsstaates w" < 

digen Abklärung des Tatbestandes getan hat, und i 
trete damit allfälligen Gerüchten entgegen, als ob in 
einzuvernehmende Personen einfach vor ein Tribunal 
zerrt habe. wo sie rechtlich schutzlos sich selbst überlas 
gewesen seien. kh verweise auf das, was auf Seite 11 und 11 
des Berichtes über die Art, wie wir <lie Verantwortlich · 
untersuchten, geschrieben steht. 
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D,irf id1 nun k,,nkrct werden·: \\'ir stellten fest. dass es 
Vc·rantwonlid1e gibt. nicht nur dem 

\knschen. die {1,ie lkrr lfub.ic:hcr 
bemerkt hat) 

gawungen durch die l 'nter­
,,,.;hung über die \'erant\Hirtlic:hkcit. die der .\rbc1tsgc­
·;,cir:'ld1ctft id~('rtr:tgt:n \\Orden \\ ~1r. 

f krr (ic•n,·r;\!•;Lih,chcf .\nnasoh11 hat bezcichnendcr-
1,c:i,c. al, id1 1/im im Kreise einer Dcl,igation der Arbeics­

die \on1ürfe bekannt zu geben hatte - vor 
Ja Pul,Jik;1tion des Berichtes. \~ir handelten auch fli.:r 
~,,rrckt w j,:dcm einzelnen Vom urf nach einer kurzen 
/cit Jcs lkcknkens Stellung bezogen und das hat uns 
zutic:fst h.:,·i ndruck t - alle Vom Urfe im wesentlichen 
kas,iert. Fr hat sich Rechens.:haft gegeben. dass aus der 
Schau. 11 ic 11 ir sie heute haben. Vcrantwonlichkeiten nicht 
rcmirtcn 11erden können. Dass beispielsweise bei der Be­
stellung der AG F eine c11/pa in elige11do vorliegt; dass in 
Artikel 7 der Weisungen an die AG F eine C nter!assungs­
,unde begangen worden ist. weil dem ganzen Problem der 
Kosrcnb.:rcchnung zu 11enig Aufmerksamkeit geschenkt 
„1,1rdcn ist. Ich zitiere diesen Artikel als Musterbeispiel 
dafür. 11 ie man - nolens ro!e11S - verantwortlich 11erden 
kann; es hcisst dort: « Ausserdem sind durch die kriegs­
kchnische Abteilung unter Beizug der Direktion Jer :'vtili­
t.irflugpliitze zuhanden der Arbeitsgruppe ahzuklären: die 
frage der Termine, die Möglichkeit der Lizenzfabrikation. 
die Bc,chaffungskosten für Kauf und Fabrikation.» Wir 
haben im Bericht einlässlich nachgewiesen. wie auf Grund 
dieses Artikels 7 bei der KTA der Eindruck vorherrschte. 
1ie sei « nicht ganv> verantwortlich: wie die AGF ihrer­
,cirs dachte. sie sei Juch ,, nicht ganz ,, verantwortlich: 
kurz und gut. "ie die Kosten,;rmirtlung und nachher die 

mangelhaft bearbeitet worden ist. 
ir H.:rrn Annasohn die \"c:rantwortlid1-

miuuteiit:n hatten. 1,aren. ich iederhole es. beein-
druckt von da Art. 11 ie er dazu Stellung nahm. 

L'nd 11u11 füge ich ein Beispiel der z~,eiten Gruppe bei. 
l,h hi11 :1u,,;,•ro1·dentlich wrückh:dtend. 11eil ich jeden 
\fcnsch..:11 ,o sehr a.:hte. dass ich auch in diesem htihen 
IL1use nur 111it innerer Überwindung anklagend werde. In 
,ler gkichen Sirwng war uns ein ganz anderes Erlebnis 
h~,i.:hied.:11. kh 1qr I crp/liehtet. einem hoh.:11 \ !ilitiir zu 
' 1gc11. d:,·" in d.:r zitierten \Vdsung auch ein Artikel J 
'',he. 11,111:ich di.: \V.ihl des zu beschaffenden Flui:;zcllg· 
i11t1dcils :1111' Cirund i:ines 10111 Waffcnd1cf der f-lie"er- und 
11· "' 
,. "~ger,th11 chrtruppen erstdlten militiirisch,:11 Pfüchten-
:·dk,. 11ckh,·s den f·.i11satzz11eck. die geforderte Flug­
·"htimg. di..: \c.:1 Lrngti: Kampfkraft u,w. l'e'>t!.:ge. zu ,:rfol· 
gen h;1 ht.:. 

. J,·ikr \(111 uns. der c.:inmal Dii:nst gekbtet hat. 1•.e1,,; um 
d1cn,.,J,t I! •v· \'" .. 

l>,\ Ui ung S\l 1.: 1er v CtSUI1gen. v1r IIMCl1 /tltletst 
abwra~cln. tun nicht lU sagen bestürzt. als dieser hohe 

-!8J 

\!ilitiir uns erkl:ine. dcs11cgcn fühle er ,ich 1,icht 1erant· 
wnrt!ii:h: dl.'nn ,ein \',_1r!'"c,ctztcr. l krr (icncr:dstcih,chcf 
.\nna,olm. habe dit.'se \\t.'i,ung j:1 nicht Dk-

D:,ru ich 

t,rund des [kriclm::s hc,te!H. \her hah::1 ii1:1 ,,, formu­
iicrt. ,hiss sie und ihre Familien s1.:h in keiner . .\rt und 
\\ci:e als \li1111c11sch,:n missachtet flihlen rnüs,en. kh 
11 link mich sehümt:n. \'orn ürfc ;u erheben. denn 
11 ir 11 issen. dass sie \\iihrc·nd .lahrzclrnten 1-kn,irragenJcs 
flir unser Land gcleis:ct haben. Sie.: 11 ollten I ielleicht zu 
1 iel leist.:n und 1erg:,sscn dabei die Vcrb.::sserung da Ar­
b.:itsmcthoden. die unter anderem d,en auch neuzeitlich 
gestaltet 11,erden mlissen. Im Fall :\lirage hatten einzeln.: 
eine ungeheure Last zu tragen; eine Last. die man bei klu­
ger Disposition auf 1erschicdene Schultern h:itte I crteikn 
können. 

Nur so,id als Beispiel zur Frage der Ver:int\\ortlichkcit. 
um all jene Mitmenschen. die im ßericht als Verantwort­
liche genannt werden. darüber ins Bild zu setzen. d:1ss wir 
zu unterscheiden \,issen. Es wäre ab.:r falsi.:h. hier den 
Grundsatz prei,zugcben. d.:n \,ir alle gc:rade a!s Soldat1:n 
kennen und achten gclernt haben. dass die Sache über der 
Person steht und dass 11 ir demzufolge ofkn und ehrlich 
auch schmerzhafte Wahrheiten beim Nam<.!n nennen 
müssen. Wir haben also keine !3lit;:justiz betrieben. 

Ich habe hier no.:h beizufügen. 11eil heute morgen Herr 
Kollege Berger auf die Reise des Generalstabschefs 11ac!1 
Finnland zu sprechen kam. dass die Arbeitsgemeinschaft 
iiber diese Reise orientiert worden ist und dass sie. weil die 
Arbeit abgeschlossen w,ir, kt?inen Grund hatte. um w 
sagen: Bitte gehen Sie nicht. Herr Generalst<tbschef Anna­
sohn hat in Jeder Hinsicht korr.:kt i;chandelt und uns recht­
zeitig orientiert. 

Es wurde heute morg,:n \On \Crsc:hi.:de11cn Herrcn J...:ul­
legen die Frage der 
Ich habe dafür volles Verständnis. Herr 
von Moos hat hcutc 
Wir sind sicher die letzten, die diese H.echtsl:Lge vcrkcn11et1. 
Ich stelle l<.:diglicl1 l~st. r, gibt :1d)e11 ,kr \\'firdig:111g l.'inc.~ 
Tatbestandes in reehtlieher Sicht eine politische \Vl"irdigung, 
die l\ir hier in diesem Hause vornehmen 111üsse:1 und auf 
die immer 11, iedcr mit dem Stichw,,rt Vcrtn,w:n hinge\\ icscn 
11orden ist. Selbst d:11111, 11.:1111 eine Sdrnld im rechrlid1en 
Sinn, al,o ein \O!'llerfbares \'<:·rhalten, das eine lx~timmte 
Red1tsnor111 verletzt, bei den am meisten bel,tstet.:11 Herren 
nicht crmirtdt werden sollte, ist nach .-\u(f.tssung der 
.\rbcit~;g~meinselmft die \'c:r,r:iw.:nsgrumlbgc ,w,,tiirt, die 
die Vllr:wssctzung \,:in:. ur,1 die cnhpr1:che11de h1·,:_,i,m 
:1uszulib.:11. Ich ,:rLluix mir im Namen J.:r ,\r'[-1,:it;g,rn-:i11-
,d1.it't, diese Cb,:rkgungc:11 ,tll un,erc R.:i;icrung "cik1,:u­
geben, d,tmit man sich r:idH t.iusdit. 

kh möchte es au..:11 all di:11e11, di,: i11 der (irupp.: 1 ,i.iJ. 
um nc..:hmals dies,: Li;1t.:ilung zu vl!f'\\~nden, ,:r,p:in:n. 
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Affaire < Mirage> 484 24 scptL:mbre 1964 --
dass sie nun w:ihrend Monaten noch einmal Tag für Tag 
antreten müssen, um zu Tatbeständen zu machen, 
die die in 
hat. Dass es dem Bundesrat unbelassen 
die dem Beamtenrecht unterstehen und 
rechtliche fordern. diese 

das bestreite ich als Jurist sicher nicht. 
Wert auf die Distinktion zwischen rechtlicher 

noch sinmol! ist. Sicher 
bestrebt \V ar, den 

auf den Herr Bundespräsident von 'vfoos 
muliatur et altera pars, zu verwirklichen. Es fanden Aus­
sprachen mit den in stehenden Personen statt, deren 
Meinungsäusserungen sachlich gewürdigt wurden. Auch 
wurde der Tatsache Rechnung getragen, dass bereits Jahre 
verstrichen sind seit dem Anfang der Mirage-Angelegenheit. 

Wenn die Arbeitsgemeinschaft trotzdem, auch mit Be­
zug auf die Regierung und den Vorsteher des Militär­
departements, zu Feststellungen über die Verantwortlich­
keit gekommen ist, so geschah dies in Berücksichtigung 
unserer staatsrechtlichen Ordnung. Es wurde unterschieden 
zwischen formeller und materieller Verantwortlichkeit, und 
ich stelle mit Genugtuung fest, dass der hohe Bundesrat 
die ihm angelastete Verantwortlichkeit bejaht hat. Wir sind 
überzeugt, dass auch das harte Kapitel « Verantwortlich­
keit» letzten Endes dem Staate dient, sofern aus den Feh­
lern die nötigen Lehren gezogen werden. 

Ich möchte nun über die Mirage-Frage im engeren Sinne 
sprechen. Im Laufe der Diskussion wurde von einzelnen 
Herren die Einsatzdoktrin vehement attackiert. Am schärf­
sten hat sich vielleicht Herr A!lgöwer ausgedrückt, der, 
ohne Namen zu nennen aber ich habe hier Gott sei Dank 
ein feines Gespür - sagte. es sei verständlich, dass Menschen, 
die im Zusammenhang mit der Truppenordnung 61 hier 
vorne gestanden seien, nicht die Fliegervorlage benützten, 
um die Konzeption der Truppenordnung 61 in Frage zu 
stellen. Ich glaube, dass ich ihn richtig verstanden habe. 

Wir haben in schonungsloser Offenheit über alle Fragen, 
die unsere Armee betreffen, in der Arbeitsgemeinschaft 
gesprochen. Herr Allgöwer, wenn Sie auch damals noch 
nicht im Parlament waren, so darf ich Sie versichern, dass 
ich zu jeder einzelnen meiner :\usserungen stehe, selbst 
wenn ich einmal bekennen müsste, dass ich mich geirrt 

was mir wie andern Menschen ohne weiteres zu­
stossen kann. Aber mit auf die 61 
sage ich fhnen olfon: Diese steht in ihren Grundfesten nach 
wie vor, und das war die Meinung der Arbeitsgemeinschaft 
Es ist nicht so, dass man eine Truppenordnung gleichsam 
als erratischen Block einfach stehen Hisst. Wir werden von 
Jahr zu Jahr schauen müssen, ob im Zusammenhang mit 
der Entwicklung des Kampfverfahrens Anpassungen nötig 
sind. Aber die zwölf Divisionen, die wir damals geschaffen 
haben, keineswegs zum Zwecke, Bewegungsschlachten 
grossen Stils zu führen! sind heute <lurch:ms gesund vor­
handen. Inwieweit wir ihnen mehr Mittel geben müssen, 
haben wir selbst zu entscheiden. Ich erinnere an die Selbst­
fahr-Artillerie und an den verbesserten Flabschutz. Es 
schien der Arbeitsgemeinschaft also nicht zweckmässig, nur 
deshalb, weil eine ganz bestimmte Zahl Flugzeuge zur Dis­
kussion stand, die Struktur unseres ganzen Heeres erneut 
zur Diskussion zu stellen. Ich habe mit grösster Aufmerk-

samkeit Ihr Votum notiert 
nachdem Sie die bestehende 
einen mindestens 

man als 
raffiniert als 
so wie das 
er auch immer 

Die 

Damit komme ich zu einer mit der wir uns ja:. 
bereits in den einführenden Voten und in der Arbeits,.J. 
gemeinschaft während Stunden und Tagen auseinander.,. 
gesetzt haben: lst es wirklich so, dass infolge der vorge.) 
sehenen Reduktion der Flugzeugzahl das ganze Gefüge der :: 
Armee ins Wanken geraten könnte'! Ich bezeichne derartige; 
Äusserungen als gefährlich, als übertrieben, ja schlechter-: 
dings als nicht haltbar. Ohne Zweifel kann auch mit der 
reduzierten Zahl Hochleistungsflugzeuge der Neutralitäts­
schutz prästiert ,verden. Ich verweise auf die diesbezüg. 
liehen Ausführungen im Bericht. Die Rolle der Flab darf 
auch für diese Aufgabe nicht unterschätzt werden. 

Zweitens kann die Aufklärungsaufgabe im Interesse 
Armeeleitung hervorragend erfüllt werden. Ich betone d' 
beiden Einsatzarten, weil Sie, verehrter Herr Kolle 
Götsch. auch bei der Wertung Ihres Antrages eine l» 
stimmte Rolle spielen. Dazu kommt, dass zu Beginn eines 
Krieges bestimmte Raumschutzaufgaben von den zwei 
Kampfstaffeln Mirage III S zusammen mit den übrigen 
Flugzeugen, von denen man in dieser Diskussion zu wenig· 
gesprochen hat es existieren ja noch Hunter und auch 
Venom -, erfüllt werden können. Ich gebe offen und ehrlich 
zu, und das war der Arbeitsgemeinschaft als Opfer bewusst, 
dass eine Reduktion dieser Einsatzmöglichkeiten, vor allem 
der Einsatzzahl, infolge der Reduktion der Kampfstalfeln 
eintreten wird. Ich bin mit Herrn Kol!ega Dürrenmatt, mit 
Ihnen, Herr und mit andern Diskussionsvotanten 
der diese Flugzeug-Flab-Frage muss einlässlich 
studiert werden. Wir ersuchen deshalb den Bundesrat, eine 
entsprechende Arbeit sofort in Auftrag zu geben. Aber ich/ 
fühlte mich doch verpflichtet, hier vor Verzerrungen zu, 
warnen. Es wäre falsch und für alle, die in der Armee Dienst: 
leisten, unverständlich - ich sage das auch mit einem Blick 
auf den Chef des Mi!itärdepartemcntcs, auf Grund der Aus· 
führungen, die er gestern hier vorgetragen hat-·, \\t:nn man ·· 
so tun wollte. als ob der aus Kostengründen nötige Verzicht ' 
auf zwei Staffeln Mirage so schwerwiegende Nachteile mit ' 
sich brächte, dass er nicht verantwortet werden könnte. 
Darf ich Sie an alle andl!rn Waffengattungen erinnern, die 
zum Teil. vor allem in Berücksichtigung der Fl!indein· ·. 
wirkungen. auch mit reduzierten Waffenzahlen fechten 
müssen! Erinnern Sie sich auch daran. dass, so das Kriegs• 
unglück es wollte. selbst bei der Anschaffung von l 00 Mirage 
zwei Staffeln sehr rasch zerstört sein könnten. Es wird doch 
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. dem einfo!kn. zu behaupten, dass dann. nur wegen 

n~Vcrlustcs. unsere Armee ihre Aufgabe nicht mehr 
~ könnte. Ich muss hier in diesem Sinne Stellung 
er{ n um - und hier verwende ich das Wort meines 
oc~U~r Kollegen Bürgi ·- einer Legende vorzubeugen. 
S~ habe mit Beunruhigung verspürt. dass die beste Ab­
! icht unserer \rrc·itsgemeinschaft. das \!enschenmögliche ;ilr die Lande,;\crre,Jigung aus dieser verzwickten Situation 

uszuhokn. heute an ge\\ issen Orten mis,deutet wird. 
~jss(kutet in Lkm Sinne. als ob man eine \\irksame Rü­

un& wrpedicrcn 11olle. [eh bezeichne d,.;rart1ge l nter­
~bungen nicht nur als unfair. sondern als bewusste Irre-

führung. 
Es wurden Hlll einzelnen Herren Kollegen Fragen ge-

gellt, die den t<.'chnischen Stand des Flugzeuges betreffen. 
leb denke an die Herren Vetsch, Hubacher und Götsch. 
Wir hat>en Ji.:s;s:n Fragen grösstes Gewicht beigemessen. 
Wir haben dw Bericht über die Evaluation der Elektronik 
einlässlich studiert und uns über die Massnahmen zur lnte­
ption von Elektronik und Flugzeugzelle orientieren 
tass(n. Selbm cr'iti\ndlich war die Arbeitsgemeinschaft auf 
Aussagen von Fachleuten angewiesen. Wir konnten ja nicht 
in dieser Zeit auch noch einen kurzen Lehrgang für Elek­
rronik absolvieren! (Heiterkeit.) In Würdigung dieser Aus­
sagen und nach Prüfung der Akten kamen wir zum Schluss. 
das., der technische Stand des Flugzeuges die empfohlene 
Lösung rechtfertige. 

Es folgt nun das Kapitel « Die Magie der Zahl». lch 
habe einiges vorweggenommen unter dem Aspekt der Ein­
satzdoktrin. Es geht um den Antrag Fore! und um den 
Antrag Götsch. Weil ich bei Herrn Fore! weiss. dass er aus 
andern Motiven zu seinem Antrag gekommen ist als Herr 
Götsch. und weil ich überzeugt bin. dass es mir nicht ge­
lingen wird, auch wenn ich die Redezeit allzu sehr strapa­
zierte. ihn zu unserer Auffassung von der Landesverteidi­
gung zu bekehren, möchte ich mich lieber mit dem Antrag 
Götsch befassen. ( Heiterkeit). Herr Götsch sagt, die Mirage­
Beschaffung sei endgültig einzustellen. Und er hat hier 
- das muss festgehalten werden, man hat es gespürt - der 
Oberzeugung Ausdruck gegeben, die er und seine Kollegen 
während Tagen erarbeitet haben. fch weiss nicht, ob es mir 
gelingt, ihn in diesen wenigen I'vtinuten zu einer Änderung 
seines Standpunktes zu bringen. Aber ich möchte ihn auf 
folgende Tatsachen in aller Freundlichkeit aufmerksam 
machen. Er bestreitet nicht, dass wir einen wirksamen 
Neutralitätsschutz haben sollten. Er und seine Kollegen 
bestreiten nicht dass wir eine wirksame Aufklärung haben 
sollten. Er !;\:streitet nicht. dass für diese beiden Aufgaben 
der Mirage, den wir zur Beschaffung vorschlagen. bestens 
qualifiziert ist. Er stellt auch keine Alternativ-Lösung in 
seinem Antrag zur Debatte, wie diese beiden Aufgaben 
ohne diese Flui;zeuge in naher Zukunft gut gelöst werden 
könnten. Ich gt,1ube. das ist Jer erste wunde Punkt seines 
Antrages. der wunde Punkt Nr. 1. Der zweite: Er sagt. er 
~olle eine starke Luftwaffe, Richtung Erdkampf und ope­
riert mit dem wirt,;chaftlichen Argument. dass die im Falle 
der Nicbtbe~chaffung von :\1irage-Flugzeugen frei \\erden­
den Mittel dementsprechend verwendet werden könnten. 
Es kann nicht bestritten werden. dass die Differenz zwischen 
8SO ~fillionen und dem Beschaffungspreis für 57 Flugzeuge 
fUr eine sülche Lösung frei würde. Sie wäre dann aber 
immerhin auch engagiert, wobei im heutigen Zeitpunkt nur 
rn11 Sch11 krigkcit gesagt werden könnte, für welches Flug, 
~ug. Dabei wiederhole ich. dass für die Aufklärung und 
~r den \',:utralitiitsschutz keine besseren Flugzeuge vor­
!' nden sind. In zeitlicher Hinsicht ergäbe sich eine wesent­
iche Verzögerung. In wirtschaftlicher Hinsicht müssten. 

S'aticrnalri:c.t - Corul'if national l~t\4 

wie heute morgen verschiedene Redner betont haben. 
850 Millionen Franken Liquidationskosten \firage berück­
sichtigt 1~erden. Sie kämen zu den Kosten des neuen Flug­
zeuges hinzu. Ich bilde mir nicht ein. die Anhänger des 
Antrages \On Herrn Götsch jetzt noch zu l'1berzeugcn. aber 
ich wollte mit diesen Argumenten beweisen. dass der Ge­
danke. möglichst rasch eine wirksame Flugwaffe zu h:1ben. 
die noch besser geeignet ist für den typischen Erdkampf. 
nicht rascher venvirklicht werden kann. ll'enn d~'r Antrag 
der Arbeitsgemeinschaft abgelehnt wird. Der Bundesrat ist 
durch den Bericht der Arbeitsgemeinschaft, sofern Sie ihm 
zustimmen, verpflichtet. die Frage Flugwaffe Flab ne.i zu 
überdenken und uns Anträge zu unterbreiten. die dem 
typischen Erdeinsatz Rechnung tragen. 

Ich fühle mich verpflichtet, hier beizufügen. um \fiss­
verständnisse zu beseitigen. die entstanden sind auf Grund 
gestriger Erklärungen, dass im Falle der Annahme des 
Antrages auf 57 Flugzeuge, die MirJge-Beschalfung end­
gültig bereinigt ist. Es wird neue Flugzeugvorlagen brau­
chen, wir werden sie in aller Ruhe auf Grund der dann­
zumaligen Erkenntnisse über Flugwa!Te und FLtb prüfen, 
aber die Angst. die jetzt bei einzelnen Herren Kollegen , or­
herrscht. als ob einfach post festum noch weitere 43 Flug­
zeuge der gleichen Art beschafft würden, ist unbegriindet. 

Ich fühle mich aber auch verpflichtet. zu sagen. was ich 
über die grundsätzliche Frage. später neben Erdkampfflug­
zeugen wiederum Hochleistungsflugzeuge zu kaufen, <lenke. 
Man kann nicht einfach apodiktisch flir alle Zukunft fest­
halten: «Nie mehr Hochleistungsflugzeuge!» Wir würden 
uns die Hände binden, und das wäre nicht logisch in der 
Stunde, in der wir dem Bundesrat den Auftrag erteilen, 
grundsätzliche Untersuchungen über Flugwaffe und Flab 
anzustellen. Ich glaube, diesen Entscheid muss das Parla­
ment sich vorbehalten, bis es vom Bundesrat die ent­
sprechenden Unterlagen erhält. 

Ich möchte nicht auf die Kröten-Theorie von Herrn 
Haller eintreten (Heiterkeit). sondern ich möchte nur fest­
halten, dass dieser Kompromiss, der von Herrn Bretschcr 
in staatsrechtlicher Sicht näher beleuchtet worden ist. ganz 
sicher eines nicht verdient, nämlich als fauler. bequemer 
Kompromiss bewertet zu werden. Ich möchte ihn nicht 
qualifizieren, aber ich möchte Sie bitten. ihn so zu werten, 
wie er heute morgen von verschiedenen Kollegen dargestellt 
worden ist: In einer heillos verfahrenen Situation eine 
Lösung suchen, für die sich eine qualifizierte Mehrheit in 
diesem Parlament findet; in kritischer Zeit die staatspoli­
tische Vertrauenskrise, die im Zusammenhang mit der 
Mirage-Angelegenheit entstanden ist. so zu beseitigen. dass 
auch militärisch noch das bestmögliche herausgeholt 
werden kann. 

Zu den finanziellen Bedenken noch ein Wort: Meine 
Herren Kollegen, wir haben im Kapitel ,< Finanzielle Ober­
legungen» einlässlich darüber orientiert. wie es zu den 
Mehrkosten gekommen ist. zu mehr Kosten als sie in der 
Zusatzkredit-Botschaft 1964 errechnet worden waren. \Vas 
[hnen jetzt an Zahlenmaterial priisentiert wird, wurde sorg­
fältig überprüft. Überall dort. wo es sich um Schätzungen 
handelte, sind diese als solche bezeichnet worden. Das ist 
ja unter anderem eine Lehre aus dem Mirage-Handel. dass 
man nicht so tun soll. als ob Schätzungswerte absolut ~er­
bindliche Aussagen ermöglichten. Dort. wo es sich um 
Schätzungen handelt, wurde die nötige Sicherheitsspanne 
eingebaut. Sie können in Ihren Fraktionen in die Rot­
Bücher Einsicht nehmen. Es ist nicht so, d:tss man nicht 
jeden einzelnen bedeutsamen Flugzeugteil. ich denke an die 
Elektronik. an die Zelle und anderes mehr. einzeln unti:r­
sucht hätte und in Addition dieser Werte letzten Endes zu 
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den im Bericht veröffentlichten Zahlen gekommen wäre; 
wir erachteten es nur deshalb nicht als die 
einzelnen Kosten detailliert auszuweisen, weil wie ich 
Ihnen schon sagte andere Leute mithören, wenn wir über 
Zahlenwerte diskutieren, aus denen militärisch erfahrene 
Menschen ganz bestimmte Schlüsse ziehen können. Ich 
glaube dass Herr Kollega Schütz beruhigt sein kann. 

Wenn Sie mir noch \,1inuten gestatten, so möchte 
ich noch festhalten, dass die 
weiteren Sinne bedeutsamer 
was wir jetzt während Stunden über 57. 100 oder O Flug-
zeuge gehört haben. 100 habe ich beiseite weil 
selbst Kollega Nfaitre in seinem brillanten wohl so 
getan hat, als ob er am Schluss 100 sagen müsste, ohne es 
jedoch zu tun. Wir stehen also einfach vor der Tatsache: 
57 oder 0. 

Volk wollen eine starke Regierung, das Volk will aber auch 
ein starkes Parlament! Cm die heutige Zeit zu meistern, 
sind die Führungsapparate auszubauen und zu moderni­
sieren. Neue Arbeitsmethoden müssen in der 
der und im Parlament zur 
Dann wird es sein, die Vertrauenskrise zu besei-

zwcck­
sein werden ich bitte 

von \foos, sogar die Frist für die 
einzuhalten - dann we1 den wir 

rückblickend einmal sagen können: Wir haben aus Fehlern 
Wir haben unsere Institutionen der Zeit angepasst. 

Es handelte sich um eine Chance der Demokratie. 
In diesem Sinne ersuche ich Sie, den die die 

hat, in vollem Umfange 
Zu den Institutionen: In bewegten Worten haben Herr zuzustimmen. (Grosser Beifall.) 

Schmitt - seinerzeit auch Herr Hofer - und andere Kol-
legen, vor allem die Fraktionschefs heute morgen aufge­
zeigt, wie sehr unsere Institutionen anpassungsbedürftig 
geworden sind. Die Arbeitsgemeinschaft teilt diese Auf­
fassung. Was Sie in den Kapiteln «Reorganisation der 
Rüstungsdienste» und « Ausbau der parlamentarischen 
Kontrolle» gefunden haben, will nur diesemZwecke dienen. 
Es gilt, die Institutionen unserer schweizerischen Demokra­
tie der heutigen Zeit anzupassen. Dafür sind wir verant­
wortlich. 

Ich habe mit grossem Interesse vernommen, was Herr 
Schaller unter dem finanziellen Aspekt ausführte. Er ver­
wies darauf, dass die dauernde finanzielle Begleitung eines 
Geschäftes durch Instanzen, die geeignet sind, die Kosten 
zu ermitteln und die Kosten zu überwachen, unerlässlich 
sei, um weitere Mirage-Fälle zu vermeiden. Ich füge bei: 
Neben der Kontrolltätigkeit müssen wir daran denken, 
auch die Planungsfrage in jedem einzelnen Departement zu 
überprüfen. Denken Sie an Grossaufgaben, in denen wir 
stehen: Nationalstrassenbau und die dortigen Erfahrungen 
mit Kostenüberschreitungen. Denken Sie an Grossauf­
gaben, die kommen - Herr Schmitt hat darauf verwiesen: 
Schulung! In den einzelnen Departementen brauchen wir 
Führungsorgane, die für die Ermittlung und Überwachung 
der Kosten qualifiziert sind. Das können Sie nicht für den 
ganzen Bund im Finanzdepartement zentralisieren. Jedes 
Departement muss eine solche Finanzstelle haben. Das 
Finanzdepartement koordiniert. Ich bin überzeugt, dass wir 
uns verschiedene schmerzhafte Erfahrungen in der Mirage­
Angelegenheit erspart hätten, wenn Herr Bundesrat Chau­
det in seinem Stab ein Organ gehabt hätte, das hieb- und 
stichfeste Kostenermittlungen und Kostenüberwachungen 
garantiert hätte. Die übrigen Reorganisationsvorschläge 
struktureller Art sind im Bericht und in den einzelnen Voten 
geschildert worden. Ich verzichte darauf, sie zu wieder­
holen. 

Ich komme zum Schluss. Wenn ich alle gegnerischen 
Voten sorgfältig würdige, ernst nehme, sie dann aber den 
Anträgen der Arbeitsgemeinschaft gegenüberstelle, die in 
monatelanger Arbeit nach dem Studium aller Tatbestands­
elemente zustandegekommen sind, dann wage ich zu be­
haupten, dass jeder Antrag seine volle Berechtigung be­
halten hat. Ich ersuche Sie, der Zahl 57 zuzustimmen, und 
ich bitte die Fraktion der Unabhängigen, die eine gewisse 
Mentalreservation geltend machte, ebenfalls zuzustimmen. 
Es wird Aufgabe unseres Parlamentes sein, die Schluss­
folgerungen aus dem Kapitel «Verantwortlichkeit» in den 
nächsten Monaten zu überwachen. 

Wir haben erkannt, dass im Verhältnis Parlament/ 
Regierung eine neue Ära begonnen hat. Parlament und 

M. Graber: rapporteur: II a personne dans cette 
salle. fimagine. qui ne soit heureux d'arriver au terme de 
ce debat et presse de passer a autre chose. Si je contribue 
a l'allonger un peu. je m'en excuse d'avance. c'est que je 
suis mfl par l'espoir, peut-etre illusoire. de contribuer du 
meme coup a ce qu'il se termine dans Ja plus grande clarte 
possible. affecte qu'i! est, me semble+il, d'une certaine 
ambigutte a partir des trois rapports que nous ont Jus hier 
les representants du Conseil federal, rapports sur Iesquels 
je reviendrai; je n'en dis pour l'instant que ceci: c'est que 
manifestement ils n'emanent pas de la meme main. 

Je voudrais dire a M. Chaudet ceci: a la commission 
deja, M. le conseiller federat vous nous avez dit la haute 
conception que vous vous faites de votre devoir. Vous avez 
affirme avoir toujours agi dans ce que vous consideriez 
eomme l'interet superieur du pays et l'interet de la de­
fense nationale. Ces declarations, que vous avez faites 
d'ailleurs avec des aceents qui ne trompent pas, nous !es 
avons ressenties, j'ose bien vous le dire. comme presque 
superflues et meme un peu genantes. Nous savons la 
täche tres difficile que vous remplissez. Vous l'accomplis­
sez au plus pres de votre conscience, nous le savons aussi. 
Sous votre presidence, des doctrines vivement contestees, 
controversees, s'affrontent, des chiffres s'entrechoquent. 
Nous savons que !es ehoix que vous avez faits ont toujours 
repondu a votre conviction la plus intime et la plus absolue. 
Je sais que j'interprete un sentiment totalement unanime 
lorsque. a cet egard. je vous rends hommage. Ce qu'il faut 
dire peut-etre. c'est qu'en revanche tous ceux qui de· 
tiennent une parceile du pouvoir executif ou meme legis­
latif ne peuvent pretendre pour eux a ee droit total a 
J'erreur qui est l'apanage du simple citoyen. Il faut dire 
aussi, me semble+il. que lorsque, comme tout a !'heure. en 
des termes emouvants, vous avez retrace votre position 
personnelle, c'etait sans le vouloir une manicre de deplacer 
un peu le debat. 11 n'y a pas d'un cötc un chef du Departe- . 
ment militaire federal qui n'a qu'un souci: assurer l'inde-, 
pendance du pays, et de l'autre cöte de simples parle­
mentaires, soucieux d'abord du bon fonctionnement des 
institutions et, en particulier. de l'institution parlementaire. 
Ce n'est pas ainsi du tout que se posent lcs problemes que 
nous avons abordes et qu'il s'agit maintenant de regler. 

Avant d'en venir sur le fond, je suis oblige. pas du tout 
dans un esprit de polemique mcdioere. vous le pensez bien, 
de m'arreter a deux details qui ont conduit !es represen· 
tants du Conseil federn! a j,:ter un leger Joutc sur deux 
affirmations, une de la commission de travail dans son 
ensemble, et une deuxieme que j'ai faite hier a cette tri· 
bune. 
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Si je mets ces ehoses au point. c'est pcut-etre seulement 
our demontrer que nous nous sommes tellcment appliques 

p des semaines et des semaines a eplucher les dossiers 
la derniere page. jusqu·a la derniere ligne. que nous 

avons la de tellement connaitre cette affaire 
dans le dernier des details que nous sommes un peu vexes. 

ne pas le dire. et ne pournns pas souffrir d'etre 
<u,m:,.u.~ d'incxactitude. :-.Jous avons dit dans le rapport -
et ceci a \1. Chaudet. conseiller federal qu'en 

196 L il :n ait decide de ratifier !es contrats Dassault 
connaissait lc montant. estime ,\ 86 millions a 

du du au choix de l'elec-
'.\ous rarnns declare. sur la base d'un document 

rem11:e l.::s travaux de la confercnce des techniciens ou. 
ees chiffrcs ont etc fixes et qui dit que. des l'instant Oll 

chiffre a ete connu. le vice-directeur de l'adminisrration 
a ete de nantir le chef du et de 

lui demander des instructions pour la signature du con­
trat. Ces instructions son venues. Si le chef du Departe­
ment militaire n'a pas connu le montant. il faudrait alors 
admettre qu'au cours de cet entretien. qui n'avait pourtant 
pas d'autre but, le vice-directeur de l'administration 
militaire Jui a cache ce chiffre. Je n'ai pas a juger. Je n'ai a 
e,1.clure aucune hypothese. Mais si tel d'aventure est le cas. 
ce!a signifie tout simplement qu'il faut allonger d'une unite 
le cortege des responsables et je laisse ce cas a !a medi­
tation du chef du departement. 

Sur un deuxieme point. c·est ce que j'ai dit hier lors 
de mon rapport qui a ete mis en doute tout a !'heure. a 
savoir que le Departement militaire avait recouru a plu­
sieurs reprises dcja a une methode discutable qui cons­
titue a alleger certains projets pour mieux !es faire fran­
chir l'obstacle parlementaire. J'ai cite des exemples qui 
venaient de l'administration des finances. Ils n'ont pas ete 
contestes. J'en ai ajoute un troisieme. celui du projet relatif 
a l'organisation des troupes de 1961. Je tiens a dire a 
M. Chaudet. conseiller federal, que je n'aurais jamais 
affirrne une chose semblable si je ne pouvais me fonder 
sur un document qui ne se prete pas a deux interpretations. 
Ce document est un proces-verbal auquel je renvoie le chef 
du Departement militaire federal, sans dire de quelle 
instance il s'agit puisque c'est un document secret parmi !es 
nombreux documents secrets que nous avons rec;us. mais 
dans lcquel il trouvera sans peine, aux pages 41 a 47. la 
confirmation de ce que f ai dit et qui repond a la plus 
stricte realite. J'ajoute encore que ce proces-verbal porte 
la date du 27 fevrier 1964. 

Venons-en, si vous permettez. a des choses plus impor­
tantes. D'abord au rapport que le president de la Con­
federation nous a lu au nom du gouvernement et dans 

le Conseil federal a reconnu. sans reticences. !es 
erreurs commises. J'ose meme dire que nous nous serions 
contentcs pour notre part d'une moins grande insistance 
dans l'autocritique. Ce qu'i! y a de certain c'est que le 
Conseil federal - il fäut !ui rendre cette justice et cet 
hommage a ete courageux de reconnaitre comme il l'a 
fait les erreurs commises. et il faut l'en remercier. A ce 
propos, l'un de nos collegues a parle d'un pelerinage a 
C~nossa. Je sais qu'il existe aussi la these du pouvoir, 
gencralement autoritaire, qui ne doit jamais reconnaitre 
a_ucune erreur pour que son prestige ne soit jamais cgra­
ttgne. \1ais il y a d'autres thescs possibles, et plus com­
m~ncment repandues dans notre pays. Pour ma part. une 
fo1s encore. j'ai apprecie la fac;on quasi heroique dont Je 
Conseil f..:deral est entre dans la voie de l'autocritique. 

Moins satisfait suis-je en revanche des conclusions 
relatives aux responsabilites, a la procedure choisie. Le 

rapport de la commission le disait en termes exprcs: c\~st 
au Conseil federn! desormais de faire le necessaire. J'ai 
paraphrase cette formule dans mes conclusions en disant 
que c'est au gouvernement qu'il incombe d'agir. Peut·on 
admettre veritablement a et a satisfaction en se 
comentant de donner une suite favorable a la 

que lcs interesses lui ont 
l'omerture d'une 
a des membres du Tribunal federn!? Je 
bien ce que !es interesses escomptent de cctte 
et ne cache pas que je suis un peu trouble. 
faits sont patents. que ces faits. 
de la s.:ront consideres 
optique differente et que les federaux 
malhcureux! aboutiront peuh!tre a la 
faits. quels qu'ils soient, ne tombent pas sous lc coup des 
sanctions par le fone· 
tionnaircs? Je ne comprends pas tres bien. je le a 
quoi on veut en venir. Je ne crois en tout 
puisse justifier cette procedure par le droit des 
d'etre entendus. car je vois mal comment !es interesses 
pourraient etre mieux et davantage entcndus qu'ils ne 
l'ont ete par !es diverses sous-commissions de la com­
munaute de travail. Je peux meme dire que certains d'entre 
eux auraient gagne a etre moins entendus. Les juges 
federaux vont-ils repartir a zero? Je ne sais pas si l' on se 
represente Je travail que l'on attend de cette haute autorite 
judiciaire. La commission a travaille dans des conditions 
ideales, je veux dire que nous avons litteralement vecu sur 
place, pendant de nombreuses semaines, proches des 
dossiers, proches des interesses. Cest cela qui nous a 
permis de !es entendre et de !es reentendre, a plusieurs 
reprises, aussi bien devant la comrnission pleniere que 
devant chacune des trois sous-commissions. Les con­
frontations ont pu se derouler immediatement: je doute que 
jamais une enquete ait pu etre menee avec tm tel soin, un 
tel souci d'exactitude et une teile efficacite. Et c'est pour­
quoi je ne cache pas que je demeure perplexe et qu·en 
depit de !'immense respect que f ai a l'endroit des juges de 
notre haute Cour federale, je ne vois pas comment ils 
pourront en fait aboutir a des rcsultats aussi fondes, aussi 
complets, aussi detailles et aussi satisfaisants. Ce que je 
sais en revanche, c'est que pendant qu'ils se livreront a ce 
travail, tres difficile et tres delicat, !es mois passeront, c'est 
la seule chose qui est certaine. Les mois passeront et rien 
ne sera rcsolu. Et je crains pour ma part que durant tout 
ce temps l'opinion ait un peu le Sentiment que le Conseil 
federal a choisi une procedure qui lui pennet de reculer 
aussi longtemps la difficulte, pour ne pas dire d'esquiver 
ses responsabilites. Cest pour cette raison que person­
nellement je suis un peu dec;u de la solution qui a ete 
choisie. Dei;u aussi, pourquoi ne pas le dire, qu'un cert::tin 
nombre des interesses les plus gravement et !es plus indis­
cutablement touches sur le plan des responsabilites n'aient 
pas tire d'eux-memes la conclusion qui s'impose. Je puis 
le dire, si je suis de<;u, c'est qu'aussi j'ai sur un autrc plan 
une certaine experience de choses semblables, comparnbles 
a tout le moins. Je pense qu'il n'en est pas beaucoup 
parmi ceux d'entre vous qui ont eu des annces durant 
l'honneur de collaborer a un executif local ou cantonal -
qui n'aient vecu des situations analogues. Or, lorsque de 
graves defaillances de chefs de service ont cte constatees a 
l'echekJn cantonal ou local, il n'y a pas eu de probleme. Lc 
pouvoir local ou eantonal a reagi immcdiatement. Tout 
le monde l'a compris et tout le monde l'attendait, et l.:s 
interesses ont reagi immcdiatement aussi comme on 
l'attendait d'eux en demissionnant dans le souci qu'ils 
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avaient et qu'avaient !es autorites de saun:garder intacte 
Ja reputation de l'administration et le prestige du pouvoir 
lui-meme. Et c'est pourquoi on aurait pu s'attendre qu\me 
solution aussi naturelle, aussi communement pratiquee que 
celle-la, se realiserait sur le plan federn!, bien que l'atfaire 
soit plus vaste et plus ample. 

Ce qui me trouble je n'ai pas Je raison de !e 
cacher, c'est que je crains qu'un certain nombre Je mi!i­
taires n'aient pas !a de notre rapport et de 
ses conclusions. J'ai un peu le sentiment sont en 
train de chercher une issue \\ius connaissez !a 

se meurt et ne se rend pas. 
on sent la se serre autour de son chcf 

ce qui est en soi une belle chose du de \ ue de ia soli-
darite et de ramitie eile n'a pas l'intention de se rendre du 
tout et eile a encore certainement beaucoup moins l'in­
tention de mourir. Mais eile a l'intention le 
voulant ou non, d'engager a,ec le parlement, une sorte 
ct·epreuve de force que je redoute non point pour le 
ment mais cu egard au bon fonctionnement de nos ins­
titutions et surtout au retablisscment indispensable de la 
confiance. Je considere comme un peu penible le spectade 
que donnent quelques-uns de nos hauts militaires qui ont 
l'air de se gonf!er les pectoraux et de s'huiler les biceps 
pour se preparer a la lutte. Je crois qu'ils s·engagcnt sur 
une voie extremement pernicieuse et qu'on devrait en haut 
lieu leur donner le conseil de mieux saisir le cours des 
evencments et de s'indiner plus facilement plutöt que de 
chercher un conf!it qui pourrait durer longtemps et s'ag­
graver encore sans deboucher sur une issue favorable. 

J'en viens maintenant aux autres rapports que Je Con­
seil federal nous a communiques. Je ne cache pas mon 
sentiment. Le premier de ces rapports, dont j'ai deja parle 
et qui a ete lu par M. Je president de la Confederation, m'a 
laisse personnellement l'impression que c'etait le rapport 
qui repondait au sentiment de six des sept conseillers 
federaux. Les deuxieme et troisieme rapports que nous 
avons entendus m·ont donne le sentiment d'exprimer en 
premier lieu Ja conception du Departement militaire, 
appromee bien sür par Je college gouvernemental. II est 
bien entendu que ces trois rapports emanent du Conseil 
föderal. Mais Je moins que l'on puisse dire, c'est que 
l'executif nous semble former un chreur a deux voix au 
moins. Et c'est ceci qui laisse une impression un peu 
desagreable que nous aurions bien tort de ceJer. Je voudrais 
dire aussi que j'ai ete un peu afllige personnellement de 
constater que le rapport dont nous a donne connaissance 
M. Chaudet. conseiller federal. ne contenait pas la moindre 
expression de regret, ni la moindre reconnaissance d'une 
erreur. En fait, la formule la plus sevcre utilisee dans ce 
rapport dont la source saute a rceil - c'est ce!le des 
«difficultes qu'on a rencontrees a mieux mener la t:khe 
assignee au Departement militairc ». Je crois tout de meme 
qu'on aurait dft honnetement aller au-dela. 

En ce qui concerne Je point de vue du Conseil fäderal 
relatif a la motion concernant la reorganisation du departe­
ment, je crois que nous pouvons passer mpidement. L 'essen­
tiel est que Ja motion soit acceptee par le gouvernement 
meme si, seJon Ja formuJe classique, ceJui-ci tient a relever 
dans son rapport qu'il n'avait bien sur pas attcndu cette 
motion pour entreprendre !es etudes neccssaire et s'il 
multiplie !es reserve; il nous dit - c'est l'essentiel - que 
cette motion peut erre acceptee, nous aurions prcfere qu'il 
comprit qu'elle doit etre acceptee et qu'il allät jusqu'a 
adniettre le delai de deux ans fixe dans ce rapport. Mais ce 
n'est pas un point capital, passons. 

Plus important est Je rapport qui a trait il la solution 
de 57 a, ions preconisee par la commission. En realite, ce 
rapport, je crois qu'on l'a de 
sa conclusion logique. :i sa,oir 
c·est bien dair. On sent quc tout le ete ecrit en 

sorte co,itre-co.:ur. comme d\iilkurs le ,v,,rr,,,.,,,, 
park:, c·est cfabord pour regretter quc ce 

semble d'une mcthode 
reformer pour ne pas dire ,) 
en effet de nomeau dans 
,eut que l'on assene 

pour tous 
dossier, chacune de ces affirmations aurait 
nuaneee, car chacune peut et doit susciter des rcsenes 
d'une certaine J'ai meme lu, je dois le 
avec un ctonnement considerable l'affirmation selon la-
quelle il n'a jamais, au ete dans les intentions 
du Conseil feder:il de faire il dites 
d'interdiction. 

Peut-ctre y a-t-il confusion dans les termes, mais pour 
autant que l'on donne a Ja notion d'interdiction la defi­
nition que la commission en a donnee dans son rapport a 
la page 61, a savoir l'engagement contre des buts terrestres 
lointains, c'est-il-dire des buts hors de portee des a,ions 
d'intervention au sol: s'il s'agit bien de ce!a et si nous 
parlons de la mcme chose, comme je l'imagine, alors il 
faut souligner que, tout au contraire, le groupe de travail 
a dit, lorsqu'i! a des l'abord fixe Ja doctrine d'engagement 
de l'avion: la mission premiere et essentielle est l'operation 
d'interdiction. C'est constamment dans cette optique que 
Je choix a ete entrepris et arrete, si bien qu'aujourd'hui je 
n'arrive pas, et j'en suis desole, a comprendre l'auteur du 
rapport qui nous a ete lu hier - et qui n'est certainement 
pas un de ces pilotes militaires ou un de ces responsables 
de l'aviation que nous avons entendus - lorsqu'il affirme 
tres crument le contraire. 

Je suis bien oblige de dire aussi a ceux qui reprochent 
a notre soJution de mettre en peril la protection a longue 
echeance de notre neutralite que, dans les memes proces· 
verbaux du groupe de travail, on trouve l'affirmation selon 
laquelle, quel que soit le nombre des avions, on ne pourra 
jamais proceder qu'avec Ja plus grande moderation a ces 
operations de dcfense de la neutralite en raison de l'usure 
rapide qui en resultera. 

D'autre part, il me parait que le redacteur est cn retard 
d'une guerre !orsqu'il deelare dans !e meme rapport que 
cette intervention aurait pour effet d'inviter le chasseur 
ennemi a atterrir. Cetait possible entre ! 939 et 1945, mais 
nous avons appris des dedarations de nos officiers 
raux qu'il fal!ait y renoncer desormais, car a peine un de 
nos chasseurs aurait pris l'air pour essayer de rattraper a 
15 000 ou 16 000 m d 'altitude un chasseur etrangcr, si 
possible sur Je tcrritoire helvetique, le vainqueur serait celui 
qui, le prernier, aura aper,;u l'autre dans son radar et de• 
denche ses armes un quart de seconde avant l'autre. fl 
n'est plus question de monter tranquillement a 15 000 m 
et, avec l'aile, de faire signe au chasseur adverse qu'il se 
trompe et qu'il a franchi notre frontiere par inadvertance. 
L'affirmation contenue dans le rapport a ce rnjet me parait 
difficilement conciliable avec ce que nous avons appris au 
cours de nos longs travaux. 

Ce rapport insiste egalement, et d'une fa.;on tres cate· 
gorique, sur la necessite de contenir le plus longtemps 
possible la chasse adverse. A ce pmpos, je voudrais rap· 
peler !es declarntions faites devant notre commission par 
celui que l'on peut considerer comme l'un des plus brillants 

2 

d 

d 

ser 

qw 
nrn 
sen 
ind 
La 
en: 
rr1e' 
hie, 
red 
d':11 
de 
57 

mer 
avo 
mat 

p:1s 

<fovr 
C\pr 
e111p, 
aha: 
nus; 

son , 
Qtli 1 
ddin 
qu' il 
sider 
d,tns 

J, 
de tll 

de n, 
~o l u tJ 

michael.tellenbach
Textfeld



e 
e 

e, 
a. 
1$ 

es 

ur 
fi. 
a 

es 
ns 
US 

il 
ail 
·nt 
on 

ue 
je 

du 
:nt 
!es 
ne 

:nt 
:ue 
es­
on 
rra 
::es 
.ire 

1rd 
1ue 
:ur 
ais 
1e­
de 
. a 

si 
lui 
ie· 
II 
m 
se 

;e~ 
ait 
au 

te· 
,ps 
.p· 
,ar 
1ts 

24. September 1964 489 Mirage-Angelegenheit 

---------------------------- -

l'intcrception n'1est 
nl!utralite, c·l!st·il·dire :nec 

au bom de Ia En re-

aflirmation qui nous a, comme le nr,·~"'''" 
heaucoup surpri'> et paru absolument 
les conclusions de la commission, a 

moins quc 11ous tres mal comprise. c·est l'affir. 
mation ,dPn laquelle. si l'on rcduit aujourd'hui a 57 le 
nomhre ,Lt\ ions. i! fuudra. apres 1970, c·est-a-dire lors 
du choix, combler la lacune cn:ee par b sup­
pression de 43 avions et ajouter ce nombre a la nouvelle 
scrie 1wur retrouver le nombre total fixe primitivernent. 

II 1:st bi1:n dair que ce n'est pas du tout dans cet esprit 
que la commission s'est prononcee et que !orsqu'elle dit que 
nous dernns nous en tenir au nombre de 57. cclui-ci repre· 
sente. dans son esprit. une pleine serie d'avions et que, 
indiscutah!ement. le nombre total en scra reduit d'autant. 
La commission a pris la responsabilite de cette rcduction 
en s'appu1ant. une nouvc!le fois. sur !es tcmoignagesabsolu­
ment im:cusables de nos officiers generaux qui ont envisage 
bien avant r>ous une reduction de cet ordre et meme des 
reductions plus importantes encore. Si bien qu'on ne peut 
,raucune maniere nous reprocher de negliger les imperatifs 
de la defense nationale. II va bien sans dire qu 'cn fixant a 
57 le nombre des Mirage a acquerir. nous signifions en 
realite la finde l'((a,enture Mirage». Cda resulte implicitc· 
ment de notre proposition. assortie de la ccrtitudc que nous 
avons que. jusqu'cn 1970. il nc sc passera plus rien en 
maticrc d' d'avions. 

En concernc la pcriode qui suivra 1970. la com· 
mission cst rcstce volnntairement dans ie vague. Elle n'a 
pas vou!u se Jetermincr. car. a son avis. cda est absolument 

Du rcste. ou :rnjourd'hui la 
.mtoritc necess:lircs pour tranchcr. des annces a 

prob!eme qui se poscra et quc lc parlemcnt 
dcvra r0soudre en son temps? En rcvanchc. nous avons 
e.xprimc notre ccrtitudc quc des raisons tinancicrcs nous 
empcchcnt absolumcnt de persistcr dans !a voic de l'avion 
a haute pcrformancc, comptc tcnu des devdoppcmcnts ccm· 
nus aujourd'hui. 

II va sans dirc quc ~i la comrnission a pu dcclarer. dans 
son rapport. quc jamais le parlcmcnt n'aurait vote le crcdit 
qui lui ctait dcmande en 196 l s'il avait pu connaitrc lc coüt 
dcfinitif de l\)peration. ä plus forte raison pcut-on imaginer 
qu'il nc \ otcrait ;1as des credits cncorc bcaucoup plus con­
,idcrablcs pm1r une opcratinn s,:mblablc qui intcrvicndrnit 
d~ns lt:, ;11111<."c~ ,1 ,enir. 

k \ <Hi.lr:,is rn·cxprimer bricvc1m:nt ,ur l.1 propo,ition 
de notrc collcgue \1. Götsch. Un de scs argumcnts. qui cst 
de natun:: ü cbranler l'opinion, consiste it dire que notrc 
Solution ne met pas le parlcment et lc pays ,\ l'abri de nou-

velles surprises. Ce~t bien elair; nous l'avons du reste Jit 
nous-mcme d,rns notrc rapport. car nous ne \ oulons pas 
encourir un jour lc d':ivoir ü notrc tour 

securite illusoirc. II est 

securite que cc!le qui \ ous est nn-,n,r>"''' 

Le chiffre de 57 contenu dans notre - et ce 
n'cst pas lc moindre de scs avantages n'a pas etc choisi 
tout a fait au hasard. Ccst cc chirfrc qui uent le mieux 
campte de l'etat d'a,,rncement des tr.ivaux et qui met a 
l'experien..:e \!irage » un terme qui soit a peu con· 
ciliable avec !es bcsoins lcs plus imperatifs de l'industric. qui 
est actuellement c:ngagc,~ en p!cin dans la construction de ce 
t)pe d'avions et a\CC !es egards qui sont dus ü la main­
d'reuvre qu\:lle occupe. 

Cest dans cette optique qu'il convient de considercr ce 
que l'on a appele un compromis po!itique. Lc termc de 
compromis a toujours une raisonnance peu sympathique et 
peu seduisante. En fait. dans cette affaire. il n'y acompromis 
que sur un point tres secondaire: a partir du moment ou 
l'on admet que. pour des raisons financieres et po!itiques, 
l'acquisition de 100 Mirage n·entre plus en consideration. 
a partir du moment oü l'on admet que ce sernit deraison­
nable de s'en tenir sinon a zero du moins il. quatre enfin 
aux quatre appareils existants - on pourrait dire alors que 
chacun d'eux coute 200 millions ou a peu pres; a partir de ce 
moment-la. Ie chiffre lui-meme a une importance qui me 
parait personnellemcnt relative et secondaire et. une fois 
encore. il a fallu le determiner en tenant compte i1 la fois de 
certains imperatifs financiers qui ceux-la sont incontestables 
aussi que de l'etat d'cngagcment et d'avanccmcnt des trn· 
vaux: c'est en ccla que ce chiffre est apparu comme raison­
nable et encore que lui non plus n 'ait pas une valeur 
m:igique pas plus qu'aucun autre chiffre quclconque. 

Je voudrais avant de conclure adresser quelques mots a 
notre sympathique \faitre qui a fustige. avec une 
certaine vehemencc. la :i Ja fois de !a commission 
et de quelques-uns d,:s mcmbres de notre Con5eil. ll faut 
convcnir que lcs aviateurs ont trouve la en l'un des lcurs un 
piaideur passionne, meme a mon ,n is trop passionne pour 
juger des choses avec le detachemcnt et avec la sercnitc 
nccessaires. Un plaideur couragcux aussi - il faut en con­
venir - mais de nouveau courageux sans aller jmqu·a 
!'aboutissemcnt logique de son cnurage qui. de toutc cvi­
dence. aurait dü lc conduirc ,'t proposer !'acquisition de 
100 avions. Peu importe. 

L 'hommagc qu'il a rendu ä nos pilotcs ctait merite mais 
je pcnse que de nouveau ici on dcplace le debat. II n'est pas 
question de mettre en doute le courage ancicn. actuel ou 
futur, !'abnegation et l'csprit de di~cipline des rilntes de 
l'.1rmee de !'air helvctique Ccst bicn clair mais nous ne 
sommcs pas ici pour peindrc des fresques hcnfiqucs. 

En revanche. ce que je voudrai5 dirc c·c:st ccci: Je crni~ 
que notrc collegue \1.titre est alle un peu J,1i11 lorsqu'il con· 
teste ,\ de vulgain::s p.irlemcnLlires lc droit de s\:xprimer 
avec une c,·rtaine connaissance des choses meme a propo~ 
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des problemes aeriens. Jene crois pas qu'il faille encourager 
cncore les aviateurs comme ils \'ont fait jusqu'ici a survoler 
de tres haut le parlement. son incompetence et ses bavar-

Et si je ne le crois pas c·est precisement parce que 
dans le dossier tout ce y a de relatif 

nn~n!P<Y\P Oll personne ne 
pourra prouver a raison. c·est bien 
certain. Et je voudrais faire cette remarque aussi. c·est qu·en 
realite. a,ec notre '.'vfaitre a defendu le 
groupe du travai! pour d'avions exactement 
sur le seul ou personne ne songe a car per­
sonne ne mct en doutc la volonte que ce groupe a eu de 
choisir le meilleur a,ion et personne ne met en 
doute la volonte qu'il a eue de choisir ensuite la meilleure 

possible. Qu'il se soit peut-etre fait des il!u­
sions quant aux difficultes qu'il y aurait a l'un a 
rautre. c'est une autre affaire mais ce n'est meme pas un 
reproche. car personne ne pouvait a ce moment-la se douter 
de ces difficultes. 

Ce que je voudrais encore dire c·est que de nouveau le 
debat n'est pas la du tout. ~ous reconnaissons que ce 
groupe s'est applique correctement a remplir, sous cet 
aspect. sa täche. Ou il a failli. en revanche, c'est dans le 
choix des methodes de calcul et c'est dans Je choix des 
methodes d'information de toutes !es instances qui lui 
etaient superieures et qui ont ete induites en erreur grave­
ment par !es methodes qui ont ete choisies, il faut bien en 
convenir. 

Je voudrais terminer en disant ceci. comme hier deja 
dans le rapport que j'ai eu l'honneur de vous presenter. En 
verite le chapitre principal dans cette affaire desormais est 
celui qui se rapporte aux reformes qu'il s'agit d'apporter 
d'abord au contröle parlementaire. Nous en sommes tous 
parfaitement conscients, de meme que nous sommes con­
scients que nous n'aurons pas epuise Ja question en reacti­
vant comme il le merite Je contröle parlementaire. De meme 
nous sommes conscients que nous n'aurons pas epuise la 
question non plus en developpant aussi largement qu'elle le 
merite la juridiction administrative. Nous savons aussi que 
d'autres mesures que la juridiction administrative doivent 
absolument etre envisagees qui permettront d'al!eger la 
täche des conseillers federaux et qui leur laisseront un temps 
plus important consacre a \'essentiel de leur mission 
d'hommes de gouvernement. 1l s'agit en un mot essentielle­
ment de mettre et le parlement et le gouvernement en etat 
de mieux accomplir !es täches de plus en plus lourdes qui 
leur sont assignees par les exigences de plus en plus impe­
rieuses d'une epoque a evolution acceleree et c'est dans la 
mesure ou le parlement affichera une volonte serieuse et 
durable d'reuvrer dans ce sens que je crois qu'il aura reuvre 
utilement pour ravenir. Je pense que l'action a entreprendre 
dans ce sens est infiniment plus importante que Ie choix 
entre zero 1dvl ira.ge >, ou 100 «Mirage» ou 57 ((Mirage». 

Präsident: Wir kommen zu den Abstimmungen. Gemäss 
Reglement gebe ich Ihnen eine Übersicht über die Ab­
stimmung und über meinen Abstimmungsplan. Das Ein­
treten auf den Bericht der Kommission ist unbestritten. 
Wir werden daher zuerst über den Entwurf zu einem 
Bundesbeschluss und nachher über die beiden von der 
Kommission vorgeschlagenen Motionen sowie über den 
weiteren Antrag betreffend den Ausbau der parlamenta­
rischen Kontrolle der Verwaltung abstimmen .. 

\Vas das eigentliche Mirage-Geschäft anbetrifft, so er­
innern Sie sich, dass in der vergangenen Sommersession 
verschiedene Anträge vorlagen, Uber die wir noch nicht 
abgestimmt haben, weil der Ordnungsantrag Furgler an-

genommen wurde. Ich habe sehr genau abgeklärt, ob die in 
der Sommersession eingereichten verschiedenen Anträge 
heute noch zur Abstimmung gebracht werden müssen. 
Dabei habe ich dass alle diese heute 
durch die neue Situation und durch die Anträge der Arbeits­
gemeinschaft entweder überholt oder in den Anträgen der 

mitenthalten sind oder von ihren Ur­
hebern nicht mehr aufrechterhalten werden. Sämtliche An. 
träge aus der Sommersession können somit als 
len gelten. 

Wir haben also über die drei 
uns den Antr:i.g der 
das heisst den Bundesbeschluss, über den Antrag Fore! und 
über den Antrag Götsch. Der Forel und der Antrag 
Götsch decken sich inhaltlich insofern, als beide die 
Liquidation der Mirage-Beschaffung wünschen. Der An­
trag Götsch verbindet diese Liquidation mit dem Auftrag 
an den Bundesrat, baldmöglichst eine neue Botschaft über 
die Luftverteidigung sowie entsprechende Beschaffungs. 
anträge vorzulegen. Ich werde daher in einer eventuellen 
Abstimmung den Antrag Fore! dem Antrag Götsch gegen­
überstellen. In der definitiven Abstimmung stelle ich das 
Resultat dieser Eventualabstimmung dem Antrag der 
Arbeitsgemeinschaft gegenüber, auf den von ihr vorge­
schlagenen Bundesbeschluss einzutreten. 

Falls der Antrag der Arbeitsgemeinschaft angenommen 
wird, können wir zur Detailberatung des Bundesbeschlusses 
übergehen. Dabei wird bei Artikel 5 über die Anträge 
Dellberg und Arnold abzustimmen sein. 

Den also bereinigten Bundesbeschluss werde ich einer 
Gesamtabstimmung unterstellen. Anschliessend werde ich 
in separaten Abstimmungen die beiden Motionen sowie den 
Antrag der Arbeitsgemeinschaft zum Entscheid vorlegen. 

Die Diskussion zu diesem Abstimmungsplan ist offen. 

M. Forel: Nous ne tenons pas a ce que notre proposition 
soit opposee a la proposition Götsch pour la bonne raison 
que, dans sa premiere partie, eile est identique a la nötre. 

Nous demandons donc a notre president, parce que 
nous tenons a voter pour les deux propositions, de separer 
la proposition de M. Götsch en deux parties, ce qui nous 
permettra de voter la proposition Götsch, puisqu'elle se 
superpose a la nötre et ensuite de voter Ja deuxieme partie 
de la proposition Götsch. 

Präsident: Werden weitere Anträge zu diesem Vorschlag 
gestellt? Das ist nicht der Fall. Wir stimmen ab Uber die 
Differenz zwischen dem Abstimmungsplan Ihres Präsi· 
denten und dem Antrag von Herrn Fore!. 

Abstimmung - Vote 

Für den Antrag des Präsidenten 
Für den Antrag Fore! 

M. Forel: Je retire ma proposition. 

187 Stimmen 
3 Stimmen 

Präsident: Da Herr Fore\ seinen Antrag zurückzieht, 
erübrigt sich die vorgesehene Eventualabstimmung. Wir 
haben nur abzustimmen über den Antrag der Arbeits· 
gemeinschaft gegenüber dem Antrag Götsch. 

Abstimmung -- Vote 

Für Eintreten auf den Beschlussentwurf 
der Kommission 

FUr den Antrag Götsch 
133 Stimmen 
37 Stimmen 
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Artikelweise Beratung Discussion des articles 

,\nträge des Kommissionen siehe Seite 409 hiervor 
f'rnpüsitions des commissions voir page 410 ci-devant 

Titel 1111d 1111d Art. f-4 

Titre et art. 1-4 

An. 5 

Antrag Dellberg 
Abs. J 

Dieser Beschluss ist 
dem V,,lke zur 

Antrag Arnold 
Abs. l 

und wird 
rnrge!egt. 

Dieser Beschluss ist gemäss den Bestimmungen des 
Bundesgesetzes vom 17. Juni 1874 betreffend Volks­
abstimmung über Bundesgesetze und Bundesbeschlüsse zu 
veröffenr liehen. 

Art. 5 

Proposition Dellberg 
Al. 1 

Le present arrete, qui est de portee generale, scra soumis 
au pcuple pour qu'il rapprouve ou Je rejette. 

Proposition Arnold 
Al. l 

Le Conseil federal est charge de publier le present arrete 
conformement a la loi federale du 17 juin 1874 concernant 
!es votations popuJaires sur !es lois et arretes federaux. 

Präsident: Zu Artikel 5 haben wir den Antrag der 
Arbeitsgemeinschaft sowie die Anträge Dellberg und Ar· 
nold. Ich beantrage Ihnen, in eventueller Abstimmung die 
Anträge Dellberg und Arnold einander gegenüberzustellen. 

Dellberg: Inhaltlich ist mein Antrag identisch mit dem 
Antrag Arnold. Ich stütze mich auf Artikel 89 der Bundes­
verfassung, der in Absatz 2 sagt: « Bundesgesetze sowie 
allgemein-verbindliche Bundesbeschlüsse sind dem Volke 
zur Annahme oder Verwerfung vorzulegen. wenn es von 
30 000 stimmberechtigten Schweizer Bürgern oder von 8 
Kantonen verlangt wird.>> Gemäss diesem Artikel der 
Bundesverfassung wollte ich diese Vorlage der Volks­
abstimmung unterbreiten; desselbe will Herr Arnold. nur 
hat Herr Arnold die übliche Form gewählt. Ich ziehe 
meinen Antrag zugunsten desjenigen des Herrn Arnold 
zurück. 

Materiell möchte ich nur erwähnen. dass gestern und 

haben. man möchte die Volks-
vorsehen und sie rechtlich ermöglichen. Über 

einer solchen Volksabstimmung brauche 
ich wohl keine weiteren Ausführungen zu machen. Es wäre 

wenn in dieser verfahrenen Situation das Volk 
zum Entscheid aufgerufen werden könnte. 

Präsident: Herr Dellberg zieht seinen Antrag zurück 
des Herr Arnold 

491 Mirage· Angelegenheit 

deutig. Ich verweise auf Artikel 87 der Militärorganisation. 
der grundsätzlich der Bewaffnung in die abschlies-
sende Kompetenz des Parlamentes legt. vernug 
auch ein Wunsch unseres 
Rates nicht aufzukommen. Eine anderer 

auch nicht an. Man kann aus 
dem einfachen Bundesbeschluss, wie wir ihn zu fassen im 

sind. nicht einen machen; 
ich verweise Sie auf das Ihnen bekannte Geschäftsverkehrs­
gesetz. worin die Formen unserer Erlasse in den Artikeln 
4 ff. sind. Vor allem verweise ich auf die 
Artikel 6. 7 und 8 und zitiere aus Artikel 8. einfache 
Bundesbeschlüsse kann das Referendum nicht 

Es ist also aus rechtlichen Gründen 
ZU 

M. Graber: rapporteur: Je voudrais remercier M. Dell­
berg d'avoir edairci la situation en retirant sa proposition. 
Cependant, dans un sens, je le regrette; celle-ci apportait 
une precision qui me rejouissait le cceur, car eile demandait 
que rarrcte soit soumis au peuple pour qu'il l'approuve ou 
le rejette. Cettc precision ne figure pas dans la proposition 
Arnold, mais nous sommes cependant obliges de !'ecarter. 
II me parait d'ailleurs vain de s'arreter aux arguments 
juridiques. M. Arnold les connait - il J'a dit - et je ne !es 
repeterai donc pas. En revanche, il a fait vaJoir que !es 
circonstances etaient tellement extraordinaires que nous 
pourrions prendre une decision de cette nature en dehors 
des normes legales. Or, je ne crois pas qu'il faille tirer du 
debat la conclusion que Je parlement est desormais invite a 
agir en dehors de !'ordre legal. 

Sur le fond, M. i\rnold a justifie sa proposition en 
assurant que seul un vote populaire serait de nature a 
retablir Ia confiance. Je n 'hesite pas un instant a lui faire 
part de mes doutes !es plus serieux a cet egard. Je ne vois 
pas tres bien quels propos ceux qui font cette proposition 
pourraient aller tenir devant Je peuple a ce moment-la, qui 
soient de nature a retablir la confiance. Je crois qu'il 
faudrait plutöt craindre Je contraire. De sorte que, pour 
des raisons de forme et de fond, la commission est obligee 
de s'opposer a cette proposition. 

Präsident: Wir haben also zu Artikel 5 zwei Anträge, 
jenen der Arbeitsgemeinschaft und den Antrag Arnold. 

Abstimmung - Vote 

Für den Antrag der Kommissionen: 
Für den Antrag Arnold: 

149 Stimmen 
9 Stimmen 

Gesamtabstimmung Vote sur fensemble 

31 Stimmen 

4n den Ständerat - Au Conseil des Etats 

Motion! 

Präsident: Die Motion wird vom Bundesrat entgegen­
genommen. Wird sie aus der Mitte des Rates bestritten 1 

Das nicht der FalL Damit ist sie angenommen und 
überwiesen. 

II 
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Motion Ackermann 

Antrag - Proposition 

Präsident: Diesem Antrag der Arbeitsgemeinschaft 
steht ein Antrag Götsch 

- Vote 

Für den Antrag der Kommissionen. 
Für den Götsch: 

143 Stimmen 
27 Stimmen 

PrJ.sident; Ich möchte die Akten ru diesem bedeut-
samen Geschäft nicht ohne auch meinerseits 

unseres Rates, die dieser 
herzlich zu danken. Sie haben alle 

den 
rend vieler Wochen durch Aktenstudium und 
die zum Beschluss erhobene vorbereitet. Nicht nur 
das sondern bestimmt auch das Volk ist ihnen 
dafür sehr dankbar. Ein Dank gebührt dem 
Generalsekretär der Herrn Dr. Brüh-
\\iler und seinen :\1itarbeitem, für den aussergewöhnlichen 
Einsatz, den sie im Verlaufe der letzten Monate geleistet 
haben. Dank und Anerkennung möchte ich auch den 
Herren Referenten für ihre kompromisslose, klare Bericht­
erstattung aussprechen. Ein ganz besonderer Dank gilt 
dem Präsidenten der Arbeitsgemeinschaft, Herrn 1',;ational­
rat Furgler, ohne dessen Einsatz und überzeugende Lei­
tung, dieses Ergebnis wohl kaum dagewesen wäre. Er ver­
dient unseren besonders grossen Dank. (Grosser Beifall.) 

Das Wort hat Herr Arnold für eine persönliche Er­
klärung. 

Arnold: Ich bedaure, die von Herrn Eibel heute zitierte 
Publikation des Trumpfbuur nicht beachtet zu haben. 
Eine Absicht, ihm unbegründete Vorwürfe zu machen, lag 
mir fern. 

An den Ständerat - An Conseil des Etats 

Nachmittagssitzung vom 28. September 1964 
Seance du 28 septembre 1964, apres-midi 

Vorsitz - Presidence: Herr Hess 

8596. l\'fotion Ackermann. 
Errichtung von Bistümern 

Creation d'eveches 

Te:a der .Wotion 

Artikel 50, Absatz 4, der Bundesverfassung bestimmt, 
dass die Errichtung von Bistümern auf schweizerischem 
Gebiete der Genehmigung des Bundes unterliegt. 

Der Bundcsr:it wird beauftragt, den eidgenössischen 
Räten eine Vorlage zu unterbreiten mit dem Antrag auf 
Aufhebung der vorgenannten Bestimmung. 

Texte de la motion 

L'artide 50, alinca 4, de la Constitution fedcrale dis­
posc qu 'il ne peut i:tre crige d'cvechcs sur 1c territoire suisse 
sans l'approbation Je la Conföderation. 

Le Conseil federn! est charge de soumettre aux conseils 
legislatifs un projet prevoyant l'abrogation de cette disposi­
tion. 

492 28 ,eptembre 1964 

Mitunterzeichner - Cosignataires: Ami (Arnold. 
Flüelen), Bretscher, Bürgi, Diethelm. Duft, Dürrenmatt, 
Glarner, Glasson, Grolimund, Hofstetter, Klingler 
Kurzmeyer, Landolt, Leber, Leu ('.vfalzacher), 1v1ever: 
Luzern, Schu!er, Stadlin, Zeller. (21) 

Präsident: Der :Vfotionär 

Räten eine 
Artikel 50, Absatz 4, zu unterbreiten. 

lautet wie : " Die 
tümcm auf schweizerischem Gebiet 
migung des Bundes. 

Bevor ich auf die meiner :Vfotion eintrete, 
sehe ich mich veranlasst, einer irreführenden 
entgegenzutreten, die letztes Jahr vom Vaterland in be. 
zug auf die von mir mit dieser Motion Absichten 
verbreitet wurde. Im Rahmen einer Glosse 
stand in diesem Blatte zu lesen: « Wie ernst es den 
Freisinnigen mit der Aufhebung der konfessionellen Aus­
nahmeartikel ist, sieht man daraus, dass die Motion Acker­
mann just nur die Aufhebung des Verbotes der Errichtung 
neuer Bistümer fordert, während offensichtlich das Kloster­
verbot und das Jesuitenverbot weiterbestehen bleiben 
sollen. - In einem Nebenpunkt will man entgegenkommen, 
in der Hauptsache bleibt man hart. » 

Das ist eine Unterschiebung, die mir - ich muss es 
Ihnen sagen - zu denken gegeben hat. Einmal möchte ich 
klarstellen, dass die Einreichung dieser Motion, welche von 
Kollegen verschiedener politischer Gruppen mitunter­
zeichnet worden ist, weder im Auftrag der Fraktion noch 
der Partei, welcher ich anzugehören die Ehre habe, erfolgt 
ist. Ich übernehme dafür die persönliche Verantwortung. 

Die zweite Klarstellung betrifft meine Haltung zur 
Eliminierung von Artikel 51 und 52 BV. Ich habe im 
Schosse von kantonalen und schweizerischen Parteigremien 
schon seit langem und verschiedentlich meine Auffassung 
vertreten, dass es gerechtfertigt wäre, in unserer Zeit zu 
einer Partialrevision der Bundesverfassung im Sinne eines 
Verzichtes auf die konfessionellen Ausnahmebestimmungen 
der Bundesverfassung Hand zu bieten. Nun wurde dann 
vom damaligen Ständerat und heutigen Herrn Bundes• 
präsidenten Ludwig von Moos in der Junisession 1955 eine 
Motion begründet, welche die Aufhebung von Artikel 51 
und 52 (die beiden Bestimmungen über die Jesuiten und 
Klöster) zum Ziele hatte. Diese wurde in Form eines 
Postulates, das im Ständerat von keiner Seite bestritten 
wurde, von Bundesrat Feldmann, dem damaligen Chef des 
Justiz- und Polizeidepartementes, mit dem Auftrag ent­
gegengenommen, über die Aufhebung von Artikel 51 und 
52 BV mit möglichster Beförderung Bericht zu erstatten 
und Antrag zu stellen. 

Herr Bundesrat Feldmann wies in seiner Antwort darauf 
hin, dass die Motion von Moos schon nach ihrem Wortlaut 
eine Prüfung erheische, beanstande sie doch ganz allgemein, 
dass die Bundesverfassung a Ausnahmebestimmungen ent• 
halte, um dann die Artikel 51 und 52 lediglich als besondere 
Beispiele solcher Ausnahmebestimmungen zu bezeichnen». 

Wir haben uns nun die Frage vorzulegen, ob nicht in 
bczug auf die Aufhebung der konfrssionellen Ausnahme· 
bestimmungen eine klare rturbereinigung ,orztmehmen 
und daher auch Artikel 50, Absatz 4, betreffend die Errich· 
tung von Bistümern in eine kommende Partialrevision der 
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Bundesblatt 
116. Jahrgang Bern, den 10. September 1964 

EJ'fcheint wöclwnJJich. PNili 33 Frank•n im Jahr, 18 Frank= im BaJbJaJir mzflulv:h 
Nachnahme- und Postbe,Wiunr;,ut#Jahr 

Band II 

Binrlkkunu•uwuhr: 60 Rappen die Petltzeile oder deren Raum. - Inserate franko an 
Slilmpfli & Cu., 3000 Born 

Zu 8947 Bericht 
der 

vom Nationalrat und vom Ständerat eingesetzten Kommissionen 
an die Eidgenössischen Räte über die Abklärung 

der Mirage-Angelegenheit 
(Vom 1. September 1964) 

Sehr geehrte Herren Präsidenten! 
Sohr geehrte Herren Kollegen! 

Im Anschluss an die Beratungen uber das Zusatzkreditbegehren des Bundes­
rates vom 24.Apri119~4 for die Beschaffrmg von Kampfflugzeugen Mirage III 
haben Sie uns durch Beschluss des Nationalrates vom 10. Juni 1964 und des 
Standerates vom 17. Juni ] 964 beauftragt, alle Umstande, die zur Stellung 
dieses 7.USätzlichen Kredit begl'hrons führten, abzuklaren. 

Diesem Auftrag lag folgender Tatbestand zugrunde; 
Durch Botschaft vom 25.April 1961 (BBl 1961 I 793)1) verlangte der Bundes­

rat von der Bundesversammlung einen Kredit von 871 Millionen Franken für 
die Beschaffung von 100 Kampfflugzeugen des Typs Mirage III S und von 
weiierem Material fur die Fliegertruppen. In beiden Räten wurde die Botschaft 
ilbungsgemass an die ::\Iilitärkommission zur Yorprüfung gewiesen. Die Militär­
kommission des Nationalrates nahm dazu an ihrer Sitzung vom 16.Mai 1961, 
jene des Ständerates am 31.Mai 1961 Stellung. Gestutzt auf die Ausfuhrungen 
in der Botschaft und im geheimen Ergänzungsbericht zur Botschaft kamen 
beide Kommiss10nen dazu, ihrem Bat die Zustimmung zum gewunschten Kredit 
und damit zur Beschaffung von 100 lllirage-Flugzeugen 11u beantragen. Der 
Nationalrat, dem die Priorität der Behandlung zugeteilt worden war, s1,immte 
diesem Antrag am 8. Juni 1961 zu. Gleicherweise nahm der Standerat am 
21. Juni 1961 den Bundesbeschluss an. 

1) Die Botschaft 1961 wird in diesem Bericht anhand der im Bundesblatt ver­
effentlichten Ausgabe und mit den entsprechenden Seitenzahlen z;itiert. Die Seite 
793 rm Bundesblatt entspricht der Seite 1 der Separatausgabe. 

Bundesblatt, 116. Jahrg. Bd. II. 19 
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Genau drei Jahre nach seiner ersten Botschaft, am 24.April 1964, richtete 
der Bundesrat eine zweite Botschaft (BBl 1964 I 901)1) in dieser .Angelegenheit 
an die Bundesversammlung, worin er für die Ausführung des ihm 1961 erteilten 
Beschaffungsauftrages einen Zusatzkredit von insgesamt 576 Millionen Pranken 
verlangte. Diese in der Geschichte unseres Bundesstaates einmalige Höhe des 
anbegehrten Zusatzkredites erregte im Parlament, in der Presse und in der gan­
zen Öffentlichkeit nicht nur Erstaunen, sondern auch Erbitterung und Empö­
rung. Da der Bundesrat verlangt hatte, dass der Zusatzkredit in der Sommer­
session von beiden Räten geprüft und bewilligt werde, versammelten sich die Mili­
tärkommissionen, denen wiederum das Geschäft zur Vorprüfung zugewiesen 
wurde, am 20.Mai 1964 zu einer gemeinsamen Besichtigung und Entgegen­
nahme der allgemeinen Erläuterungen. Die Militärkommission des National­
rates behandelte am folgenden Tag materiell die .Anträge des Bundesrates. Sie 
kam mehrheitlich zum Schluss, es sei im Prinzip dem gestellten Zusatzkredit­
begehren zuzustimmen, wobei sie jedoch für die teuerungsbedingten Mehrkosten, 
die der Bundesrat für die gesamte Periode der Beschaffung errechnet hatte, 
lediglich den bis Ende 1964 auflaufenden Betrag einsetzte. Für die Hälfte aller 
Kredite, die sie grundsätzlich zu bewilligen bereit war, beantragte sie eine 
Sperre bis zum Vorliegen eines ergänzenden Berichtes der Militärkommissionen. 
Dieser .Antrag der Militärkommission des ~ationalrates vermochte jedoch die 
Erregung von Parlament und Öffentlichkeit nicht zu dämpfen. Die Militär­
kommission des Standetates nahm am 29.1fai 1964 zu den Anträgen Stellung. 
Sie gab ihrer grossen Sorge über die Entwicklung Ausdruck und beschloss, 
zunächst das Ergebnis dor Beratungen im Nationalrat abzuwarten und erst 
nachher materiell uber das Kreditbegehren zu befinden. Zu dieser Stellung­
nahme war sie indessen nicht mehr genötigt, da der Nationalrat am 10. Juni die 
Beratung aussetzte und den erwähnten Beschluss über eine gründliche Abklärung 
der Angelegenheit fasste. Der Ständerat, dem diese Schlussnahme mitgeteilt 
worden war, stimmte am 17. ,Juni seinerseits einem entsprechenden Ordnungs­
antrag zu. 

1. Teil 

Der Auftrag und seine Durchführung 

Der im Nationalrat am 10. Juni angenommene Ordnungsantrag hatte fol­
genden Wortlaut: 

d. Die Beratung über den Zusatzkredit für die Beschaffung der Mirage­
Kampfflugzeuge wird ausgesetzt. 

2. Zur Abklärung aller Vorgänge bei der Vorbereitung und Erstellung der 
bundesrätlichen Botschaft vom 25.April 1961 betreffend die Beschaffung der 

1 ) Die Botschaft 1964 wird in diesem Bericht anhand der im Bundesblatt ver­
öffentlichten Ausgabe und mit den entsprechenden Seitenzahlen zitiert. Die Seite 901 
im Bundesblatt entspricht der Seite 1 der Separatausgabe. Die Endi;iahlen sind somit 
in beiden Ausgaben gleich. 
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Mirage-Flugzeuge sowie beim Vollzug des Bundesbeschlusses vom 21. Juni 1961 
und bei der Vorbereitung und Erstellung der Botschaft vom 24.April 1964 be­
treffend den Zusatzkredit setzt der Nationalrat eine Spezialkommission ein, 
in dor alle Fra.ktionen vertreten sind. Diese Kommission hat das Recht, zur 
Abklärung des Tatbestandes und zur Ermittlung der Verantwortlichkoiten alle 
beteiligten Verwaltungsinstanzen einzuvernehmen, in alle erforderlichen Unter­
lagen Einsicht zu verlangen und Experten beizuziehen. Ausserdem hat sie die 
Auswirkungen des Mirage-Geschäftes unter den Gesichtspunkten 
- der demokratischen Ordnung, 
- der Landesverteidigung 
- und des Finanzhaushaltes des Bundes 
zu untersuchen. 

8. Die Kommission hat dem Nationalrat einen schriftlichen Bericht zu 
erstatten. Nach Eingang dieses Berichtes wird der Nationalrat die Beratungen 
über den Zusatzkredit für die Mirage-Beschaffung fortsetzen und seine Beschlüsse 
fassen. 

4. Sofern auch der Ständerat eine Kommission mit einer entsprechenden 
Aufgabe betraut, ist eine Zusammenarbeit der beiden Kommissionen anzustre­
ben.>> 

Der vom Ständerat am 17. Juni zum Beschluss erhobene Antrag lautete: 

«1. Mit der Abklärung aller Vorgänge bei der Vorbereitung und Erstellung 
der bundesrätlichen Botschaft vom 25.April 1961 betreffend die Beschaffung 
der Mirage-Flugzeuge sowie beim Vollzug des Bundesbeschlusses vom 21. Juni 
1961 und bei der Vorbereitung und Erstellung der Botschaft vom 24.April 1964 
betreffend den Zusatzkredit wird die auf 12 Mitglieder erweiterte Militärkom­
mission des Ständerates betraut. Diese Kommission hat das Recht, zur Abklä­
rung des Tatbestandes und zur Ermittlung der Verantwortlichkeiten alle 
beteiligten Verwaltungsinstanzen einzuvernehmen, in alle erforderlichen Unter­
lagen Einsicht zu verlangen und Experten beizuziehen. Die Kommission hat 
ausserdem die Auswirkungen des Mirage-Geschäftes unter den Gesichtspunkten 
der demokratischen Ordnung, der Landesverteidigung und des Finanzhaushaltes 
des Bundes zu untersuchen. 

2. Die Kommission hat dem Ständerat einen schriftlichen Bericht zu erstat­
ten. 

8. Es ist eine Zusammenarbeit mit der entsprechenden Kommission des 
Nationalrates anzustreben.>> · 

Am 17.Juni ernannte der Nationalrat eine Spezialkommission, während 
der Ständerat am 18. Juni seine Militärkommission erweiterte. Die beiden Kom­
missionen setzten sich wie folgt zusammen: 
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Nationalrat 

Furgler (Präsident), Bringolf-Schaffhausen, Bürgi, Olottu, Oonzett, Eggen­
berger, Galli, Germanier, Gnägi, Graber, Hauser, Hayoz, Kurmann, Leuenber­
ger, Schaller, SchIDJ.d Arthur, Schürmann, Stadlin, Vontobel, Weibel (20). 

Ständerat 

Darms (Präsident), Buri, Olavadetscher, Danioth, Dietschi, Guisan, Gun­
tern, Jeanneret, Müller-Baselland, Nänny, Oechslin, Stucki (12). 

Sofort nach Schluss der Sommersossion, am 19. Juni, konstituierten sich 
die beiden Kommissionon zu einer Arbeitsgemeinschaft. Der Vorsitz wurde dem 
Präsidenten der nationalrätlichen Kommission, Furgler, übertragen, während 
der Präsident der ständerätlichen Kommission, Darms, als Stellvertreter amtete. 
Grundsätzlich wurdo beschlossen, die Untersuchungen gemeinsam zu führen. 
An ihrer nächsten Sitzung vom 6./8. Juh bildete die Arbeitsgemeinschaft drei 
Subkommissionen, von denon die eine besonders die Fragen militärischer und 
technischer Natur (Yorsitz: Nänny), die andere die sich stellenden finanziellen 
Probleme (Vorsitz: Eggonberger) und die dritte die Fragen dor Organisation 
des Eidgenössischen 3Iilitärdepartements und die sich als notwendig erweisenden 
strukturellen Reformen (Vorsitz: Clottu) zu prufen hatte. Dre1 Mitglieder jeder 
Subkommission wurden mit der besonderen Prufung der Verantwortlichkeits­
fragen beauftragt. Ebenfalls an der gleichen Sitzung wurde ein Pflichtenheft 
bereinigt, das der Arbeitsgemeinschaft und den Subkommissionen die zu beant­
wortenden Fragen zuwies. Überdies wurdo beschlossen, sich jede Woche vom 
Montag bis Mittwoch zu bosammeln und die .Arbeit wenn immer möglich auf die 
Herbstsession hin zu beenden. 

Die Arbeitsgemeinschaft hielt alsdann in der Zeit von Mitte Juli bis anfangs 
September sechs melSt dreitägige Sitzungen ab. Sie wurden in der Regel mit 
einer PlenarsitzW1g eröffnet, in der grundlegende Referate gehalten oder Einver­
nahmen von Beteiligten vorgenommen wurden, deren Aussagen fur alle Mit­
glieder der Arbeitsgemeinschaft gleicherweise wicMig waren. Hernach tagten 
die Subkommissionen getrennt, woboi sie ihrerseits Einvernahmen durch­
führt,en und die ihnen zur Prufung übertragenen Probleme behandelten. Am 
Schlusse jeder Tagung versammelte sich wieder die Plenarkommission, um die 
inzwischen in den Subkommissionen ermittelten Ergebnisse auszuwerten unJ 
über alle Fragen zu entscheiden, die ,mr Erfullung des Auftrages beantwortet 
werden mussten. 

Insgesamt wurden 51 Personen befragt und angehört, in der Hauptsacho 
Bete1hgte am Mirage-Geschehen. Dazu kamen verschiedene Experten. 

Als Grundlage fur die Beratungen und für die Einvernahmen mussten 
ausserordentlich viele Dokumente, darunter auch die Protokolle der Landes­
verteidigungskommission und des Bundesrates, verarbeitet werden. 
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In der Tagung· vom 10./12.August kam die Arbeitsgemeinschaft zum 
Schluss, dass es ihr möglich sein werde, ihren Auftrag bis zur Herbstsession zu 
erfüllen. An der gleichen Tagung wurde mit der allgemeinen Aussprache be­
gonnen. Diese wurde vom 17. bis 19.August zu Ende geführt. Die Anträge, die 
Tunen die Arbeitsgemeinschaft unterbreitet, wurden an dieser Sitzung materiell 
festgelegt. 

An der Tagung vom 31.August/1.September wurde der vom Präsidenten 
der Arbeitsgemeinschaft vorgelegte Entwurf für den vorliegenden Bericht durch­
beraten und genehmigt. 

2. Teil 

Die Ergebnisse der Untersuchung 

Die .Arbeitsgemeinschaft beehrt sich, im folgenden über die Ergebnisse 
ihrer Untersuchung zu berichten. Dabei wird im 1. und 2. Kapitel der Werdegang 
der Mirage-Beschaffung nachgezeichnet, so wie er sich anhand der verfügbaren 
Akten und auf Grund der zahlreichen ergänzenden mündlichen Befragungen 
ergibtl). Zu jeder Phase dieses Ablaufs wird das Urteil der Arbeitsgemeinschaft 
uber die getroffenen Massnahmen beigefügt und festgestellt, wer die Verantwor­
tung dafür zu ubernehmen hat. Im 3.Kapitel wird die finanzielle Situation 
dargestellt, in die die Eidgenössischen Räte durch die Beschlüsse des Bundesrates 
und die Vorkehren der Verwaltiung beim Ablauf dieses Geschäftes geraten sind. 
Anschliessend befasst sich der Bericht mit der militarischen Frage. Dabei wird 
vor allem versucht, anhand einer Gesamtwertung der militärischen Erfordernisse 
zu brurteilen, ob Mirage-Flugzeuge for unsere Armee notwendig sind, und wenn 
ja, in welcher Zahl (4.Kapitel). Sodann haben die Untersuchungen die Arbrits­
gemeinschaft zu bestimmten Überzeugungen in bezug auf die Organisation der 
Rüstungsbeschaffung geführt, die im 5.Kapitel wiedergegeben werden. Die 
Schlussfolgenmgen aus der ganzen Angelegenheit für das Verhältnis von Parla­
ment und Exekutive finden sich im 6. Kapitel. Sachlich damit verbunden ist 
die Forderung nach einem raschen Ausbau der Yerwaltungsgerichtsbarkeit, die 
im 7.Kapitel begründet wird. 

1 ) Wo im folgenden auf die Protokolle der Landesverteidigungskommission 
(LVK) oder der Arbeitsgruppe fur Flugzeugbeschaffung (AGF) Bezug genonunen 
wird, wird dies ausdrücklich erwahnt ( <<Prot. LVK,>, <<Prot. AGF»). Wo einfach auf die 
Protokolle verwiesen wird, handelt es sich um dieJenigen der Arbeitsgemeinschaft. Die 
mit I bezeichneten Protokolle enthalten dabei die Beratungen in den Plenarsitzungen, 
die mit U bezeichneten Proiokolle sind jene der Subkornmissionen, wobei die Protokolle 
der Subkommissionen Militär den Buchstaben A, jene der Subkoll11Ilission Finanz den 
Buchstaben B und jene der Subkommission Organisation den Buchstaben C tragen. 
Die anschliessende arabische Ziffer bezieht sich auf die zeitliche Folge der Tagungen 
der Arbeitsgemeinschaft oder der betreffenden Subkommission. 
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1. Kapitel 

Die wichtigsten Daten der Mirage-Angelegenheit 

10.August 1958 Der Vorsteher des Militärdepartements erlässt eine Ver 
fügung betreffend die Beschaffung von Militärflugzeugen. 
Die Leitung der Vorarbeiten wird dem Generalstabchef 
übertragen . .Als besonderes Organ für diese Aufgabe wird 
ihm eine Arbeitsgruppe für militärische Flugzeugbeschaf-

12.August 1958 
21.August 1958 

fung (AGF) beigegeben. 
Der Generalstabschef erlässt Weisungen for die AGF. 
Der Vorsteher des Militärdepartements ernennt Oberst 
Keller, Oberst Bloetzer und Ingenieur Greinacher zu Mit-
gliedern der AGF. 

Oktober 1959 Die AGF beantragt dem Generalstabschef auf Grund 
eines einlässlichen Berichts, das französische Flugzeug Mi­
rage III C für die schweizerische Flugwaffe im Lizenzbau 
zu beschaffen. 

27.November 1959 Der Chef der Kriegstechnischen Abteilung (KTA) unter­
stützt in seinem Mitbericht den Antrag der AGF auf Be­
schaffung des Flugzeuges Mirage III C und. spricht sich 
ebenfalls für den Lizenzbau aus. 

8.Dezember 1959 Die Landesverteidigungskommission beantragt die Be­
schaffung des Flugzeuges Mirage III. Dieser Antrag wird 
am 18. Januar 1960 verbindlich, nachdem die AGF in­
zwischen in Schweden noch Verhandlungen über den 
Draken geführt hatte. 

9./12.Februar 1960 Der Bundesrat wünscht aus integrationspolitischen Grün­
den eine Wiedererwägung des Entscheides der Landes­
verteidigungskommission zugunsten des Draken. 

25.Februar 1960 Die Landesverteidigungskommission hält aus militäri­
schen Gründen am Mirage III fest. 

18. Juli 1960 Nachdem die AGF noch das amerikanische Flugzeug 
Northtrop N-156 F geprüft hatte, beschliesst die Landes­
verteidigungskommission endgültig, dem Bundesrat die 
Beschaffung des Mirage III zu beantragen. Die Landes­
verteidigungskommission spricht sich für den Lizenzbau 
aus. 

18. August 1960 · Das Militärdepartement beantragt dem Bundesrat die 
Beschaffung von 100 Mirage III C im Lizenzbau. 

28.Dezember 1960 Der Bundesrat entschliesst sich gemäss Vorschlag des 
Militärdepartements für die Beschaffung von 100 Mirage 
III C im Lizenzbau. Das Militärdepartement wird be-
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auftragt, die Botscha,ft an die Bundesversammlung zu 
entwerfen. 
Der Bundesrat heisst die Entwürfe des Militärdeparte­
ments zu einer Botschaft über die Beschaffung von 
100 Mirage III S und von weiterem Material für die Flie­
gertruppen sowie zu einem entsprechenden Bundes­
beschluss gut und leitet sie an die Bundesversammlung 
weiter (BBl 1961 I 793). 
National- und Standerat boschliessen gemäss Antrag des 
Bundesrates die Beschaffung von 100 Mirage III S und 
von weiterem Material für die Fliegertruppen und be­
willigen dafür einen in vier Objektkredite aufgeteilten 
Gesamtkredit von 871 Millionen Franken. Davon sind 
drei Objektkredite von zusammen 827,9 Millionen Fran­
ken fu.r die Mirage-Beschaffung bestimmt. Der Bundes­
beschluss trägt das Datum des 21. Juni 1961 (BBl 1961 I 
1613). 
Auf Antrag der AGF stimmt der Generalstabschef einer 
besondern Version für 18 Aufklärungsflugzeuge III RS 
zu und gibt dadurch diesbezüglich die taktische Poly­
valenz preis. 
Die KTA schätzt die :Mehrkosten für den Fall einer Wahl 
des amerikanischen Elektroniksystems Taran auf 43 bis 
48 Millionen Franken. 
Eine Vertretung der KTA und der AGF begibt sich nach 
Paris, um die Unterzeichnung der Verträge vorzubereiten. 
Der Chef der KTA unterrichtet den Vorsteher des Militär­
departements mündlich über die zu erwartenden Kosten­
überschreitungen (43 bis 48 Millionen Franken) für den 
Fall der Taran-Wahl. 
Die "Cnterzeichnung der Vertrage wird auf den 25. Juli, 
die Ratifikation durch den Vorsteher des lSiilitärdeparte­
ments auf den 28. Juli 1961 angesetzt. Bundesrat Chaudet 
erwägt, zuvor noch den Bundesrat über die Mehrkosten 
bei der Wahl des Taran-Systems zu orientieren. 
Nach R-uckkehr der Delegation aus Paris - vgl. 16. Juli 
1961 - en:echnet die KTA die gesamten nach dem gegen­
wärtigen Stand des Geschäftes zu erwartenden Mehr­
kosten, einschliesslich Kosten der Taran-Wahl, mit 85 Mil­
lionen Franken. 
Der Chef der KTA unterrichtet den Unterstabschef Front, 
Oberstdivisionär Burckhardt, der den abwesenden General­
stabschef vertritt, über die Kostenlage. Der Unterstabschef 
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Front äussert die Ansicht, die Verträge seien, wie vor­
gesehen, am 25. Juli zu unterzeichnen, da die Options:frist 
am 31. Juli abläuft. Df,r Chef der KTA ersucht Vizedirektor 
Meyer von der Direktion der Militärverwaltung; beim 
Vorstehor des Militärdepartements abzuklären, ob die Ver­
träge mit Dassault am 25. Juli zu unterzeichnen seien. 

25. Juli 1961 Vizedirektor Meyer übermittelt dem Chef der KTA den 
Auftrag des Vorstehers des Militärdepartements, die Ver­
träge am gleichen Tage zn unterzeichnen. Bundesrat 
Chaudet behält, sich vor, die Angelegenheit vor der auf den 
28. Juli in Aussicht genommenen Ratifikation der Verträge 
noch mit dem Bundespräsidenten zu besprechen. Auf die 
Orientierung des Bundesrates hat der Vorsteher des Mili­
tärdepartements verzichtet. 
Die Verträge mit Dassault werden unterzeichnet. 

28. Juli 1961 Der Vorsteher des Militärdepartements ratifiziert die 
Verträge. Von einer Rücksprache mit dem Bundesprilsi­
denten hat er abgesehen. 

August 1961 }fitglieder der AGF und Vertreter der KTA begeben sich 
nach den USA, um mit der Pirma Hughes und amtlichen 
amerikanischen Stellen die Vmträ.ge für die Beschaffung 
des Taran-Systems vorzubereiten. 

September 1961 Eine schweizerische Delegation verhandolt mit Dassault 
in Paris über den Einbau des Taran-Systems. 

13.0ktober 1961 Die AGF beantragt dem Generalstabschef mündlich, das 
Elektroniksystem Taran zu wählen. 

16. Oktober 1961 Der Generalstabschef leitet den Antrag mündlich an den 
Yorsteher des Militärdepartements weiter. 

20.0ktober 1961 :N"ach einer Konferenz mit den Sachbearbeitern für das 
Elektroniksystem entscheidet sich der Vorsteher des Mili­
tärdopartements für das 'J:aran-System. 

21.November 1961 Der Generalstabschef beantragt dem Vorsteher des Mili­
tärdeparteme1~ts schriftlich, das Taran-System zu wählen. 
(Die Landesverteidigungskommission erhielt keine Go­
legenhei t, sich dazu zu äussern.) 

20. Dezember 1961. Das Militärdepartement unterbreitet dem Bundesrat 
einen Zwischenbericht' zur Mirage-Beschaffung. Unter 
Berücksichtigung der Taran-W ahl werden die gesamten 
Mehrkosten auf 95,3 Millionen Franken geschätzt. 

26. Dezember 1961 Der Bundesrat nimmt vom Zwischenbericht vorläufig 
Kenntnis und ermächtigt das Militärdepartement, die bis 
Ende 1961 laufende Option für das Elektroniksystem 
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Taran auszuüben, obwohl der Evaluationsbericht der 
AGF noch aussteht (vgl. Januar 1962). 
Das Militärdepartement sowie das Finanz- und Zoll­
departement werden beauftragt, einen Vorschlag uber die 
Bereinigung der Kreditfrage zu unterbreiten. 

19. Januar 1962 Der Bundesrat beschliesst auf Antrag des Militardepartu­
ments und gemäss zustimmendem Mitbericht des Finanz­
und Zolldepartements, die drei fiir die Beschaffung von 
100 Mirage III S vorgesehenen Objektkredite von ins­
gesamt 827,9 :Millionen Franken zusammenzulegen. Das 
Militardepartement wird ermächtigt, im Rahmen dieses 
Betrages dio zur ungestörten Weiterfuhrung der Mirage­
JJeschaffung unbedmgt erforderlichen Verpflichtungen 
einzugehen. Das Jühtärdepartement wird beauftragt, dem 
Bundesrat ein Zusatzkreditbegehren zuhanden der Bun­
desversammlung so rechtzeitig vorzulegen, dass es gleich­
zeitig wie die fur die erste Halfte 1963 geplante Votlage 
uber die Einsatzfuhrung behandelt werden kann. 
Der Vorstf'her des Jiihtärdepartements wird eingeladen, 
die Militarkommissionen bei michster Gelegenheit uber 
den Sta.nd der Beschaffung und die Kreditfra.ge zu orien­
tieren. 

Januar 1962 Die AGF unterb1·eitet dem Generalstabschef ihren 
schriftlichen•Bericht ubcr die Evaluation der Elektronik 
fur das Flugzeug Jlira.ge III S. Die AGP beantragt, das 
Taran-System zu beschaffen und die erforderlichen Ände­
rungen und Ergtmzungen a.n der Zelle darchzufuhren. 

Februar/Mai 1962 Der Vorsteher des Jlilitardepartements orientiert die 
Militarkommissionen und auf ihr Begehren auch die 
Finanzkommissionen des Katioual- und Standerates. 

30. Juni 1962 Oberstbrigadier YOn \\'attenwyl scheidet als Chef dc'r 
I{'1.'A aus. 

1. Juli 1962 Ing. Zellweger ubemimmt interimistisch die Leitung der 
K'l'A. 

7. September 1962 Auf eine Kleine Anfrage Huber vom 22.Marz 1962, die 
sich auf die Änderungen und die in der Beschaffung einge­
tretenen Verzogerungen bezieht, antwori et der Bundesrat 
ausweichend; die Bundesversammlung soll orientiert 
worden, sobald die Unterlagen vorliegen, die eino ab­
schliessende Beurteilung gestatten. 

Oktober 1962 Die KTA ubernimmt von Dassault die Maquette des 
Mirage III S und bereinigt dessen technische Definition. 

1. Januar 1963 Oberstdivisionär Kuenzyübernirnmt die Leitung der KTA. 
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8. Juli 1963 Die Landesverteidigungskommission erfährt bei der Be­
handlung des langfristigen Finanzplanes, dass für die 
1'[irage-Beschaffung mit :'\Iehrkosten von mindestens 
200 Millionen Franken zu rechnen ist. 

4. September 1963 Der Chef der KTA erwähnt in einem Bericht an den 
Generalstabschef <<ganz beträchtliche, zurzeit noch nicht 
numerisch zu beurteilende :\Iehrkostem. 

Herbst 1963 Die KTA übernimmt von Dassault die Maquette des 
:\lirage III RB. (Die Bereinigung der technischen Defini­
tion verzögert sich noch bis in den Februar 1964.) 

12.Februar 1964 Das Militärdepartement berichtet dem Bundesrat über 
Mehrkosten von 355,9 Millionen Franken und einen zu­
sätzlichen Kreditbedarf von 220,4 Millionen Franken für 
die Teuerung. 

28.Februar 1964 Der Bundesrat beauftragt das Militärdepartement, die 
finanziellen und kredittechnischen Probleme mit. dem 
Finanz- und Zolldepartement zu prüfen und einen Bot­
schaftsentwurf zuhanden dor Bundesversammlung vorzu­
legen. Die Behandlung der Botschaft wird in beiden Räten 
für die Junisession in Aussicht genommen. 

25.März 1964 Das Militärdepartement unterbreitet den Botschafts­
entwurf. 

8.April 1964 In seinem Mitbericht verzichtet das Finanz- und Zoll­
departement auf Ändllrnngs- oder Ablehnungsanträge. 

17. April 1964 Der Bundesrat verlangt vom· Militärdepartement Ände­
rungen am Botschaftsentwurf. 

24. April 1964 Der Bundesrat stimmt der Botschaft und dem Beschlusses­
entwurf zuhanden der Btmdesversammlung zu (BBI 1964 
I 901). Das Kreditbegehren lautet auf 356 Millionen 
Franken für Mehrkosten bei der eigentlichen Flugzeugbe­
schaffung und 220 Millionen Franken für teuerungs­
bedingte Mehrkosten. 

21.Mai 1964 Die Militärkommission des Nationalrates beantragt mehr­
heitlich, dem Zusatzkreditbegehren des Bundesrates zu­
zustimmen, jedoch in bezug auf die teuerungsbedingten 
Mehrkosten, die der Bundesrat für die gesamte Periode 
der Beschaffung errechnet hatte, lediglich den bis Ende 
1964 auflaufenden Betrag einzusetzen. Die Hälfte aller 
Kredite soll bis zum Vorliegen eines ergänzenden Berichts 
der Militärkommissionen gesperrt werden. 

10. Juni 1964 Der Nationalrat beschliesst, die Beratung über den Zu­
satzkredit auszusetzen und einer, Spezialkommission die 
Abklärung aller Vorgänge zu übertragen. 
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Der Nationalrat ernennt diese Kommission. 
Der Ständerat erteilt der erweiterten Militärkommission 
den gleichen Auftrag. 
Die beiden Kommissionen beschliessen, eine Arbeits­
gemeinschaft zu bilden. 
Die Kommissionen des Nationalrates und des Ständerates 
heissen den vorliegenden Bericht an die Eidgenössischen 
Räte in getrennten Abstimmungen ohne Gegenstimme gut. 

2. Kapitel 

Der Ablauf der Mirage-Beschaffung unter Einbezug 
der Verantwortlichkeiten 

Vorbemerkungen 

Die folgende Darstellung hält sich nach Möglichkeit an den chronologischen 
Ablauf der Ereignisse1). Die einzelnen Phasen dieses Ablaufes sind weitgehend 
identisch mit den Tatbeständen und Problemkreisen, die abgeklärt wurden, um 
die Verantwortlichkeiten festzustellen. Die Untersuchung richtete sich ja nicht 
- wie ein Disziplinarverfahren oder ein strafrechtliches Ermittlungs- oder Vor­
untersuchungsverfahren - gegen bestimmte Personen; vielmehr ging es darum, 
die Verantwortlichkeiten in den einzelnen Sachgebieten festzustellen. 

Abzuklären war, 
- welche Behörden oder Personen (Behördeinitglieder, Beamte, andere Be­

dienstete und Private) bei der Vorbereitung und Durchführung des Mirage­
Geschäftes, also vor und nach dem Beschaffungsbeschluss vom 21. Juni 1961, 
massgebend beteiligt waren; 

- ob ihnen ein grundsätzlicher Vorwurf im Sinne rechtswidrigen oder unzweck­
mässigen Vorgehens, nicht sachgerechten Entscheidens oder Ausserachtlassens 
wesentlicher Gesichtspunkte gemacht werden kann. 

* 
Es sind zwei Gruppen handelnde:r: Behörden oder Personen zu unterscheiden: 

- Solche mit formellen Kompetenzen auf Grund gesetzlicher oder verwaltungs­
interner Vorschriften, die kraft ihrer Stellung Verantwortlichkeit tragen; 

- solche, die als vorbereitende oder ausfahrende Stellen bei Vorkehren und Ent­
scheiden der ersten Gruppe mitbeteiligt waren. 

Dementsprechend besteht eine formelle und eine materielle Verantwort­
lichkeit. 

1) Vgl. dazu die Übersicht «Die wichtigsten Daten der Mirage-Angelegenheit& 
(S. 278 dieses Berichtes). 
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Nach Sachgruppen gegliedert sind folgende Verantwortlichkeitsbereiche 
zu unterscheiden: 
- die Einsetzung der AGP und dio Auftragserteilung an sie; 
- die Aufstellung der Pflichtenhefte fur Jagdbomber und Aufklärer; 
- die Berechnung der Kosten im Rahmen des Evaluationsverfahrens sowie die 

Berechnung der Kosten des Lizenzbaues und der hiefur nötigen Investitionen; 
- dio Redaktion der Botschaft 1961 ; 
- die Überwachung der Ausführung und der Kostenentwicklung; 
- das Abweichen vorn Auftrag; 
- die Zusammenlegung der Kredite; 
- die Vorbereitung des Nachtragskreditbegehrens (Botschaft 1964). 

Bei allen Sachgruppen war zu prüfen, ob die handelnden Behörden oder 
Personen, abgesehen von ihren eigenenEntschlussen, bei der Auswahl, Instruktion 
und Überwachung der Mitarbeiter und Untergebenen sorgfältig verfahren sind. 

Im Sinne dieser Vorbemerkungen sind die nachfolgenden Ausführungen zu 
verstehen. Sofern eine an der Abwicklung des Mirage-Geschäftes mit»irkende 
Behörde, eines ihrer Mitglieder, ein Ileamter, ein anderer Bediensteter oder ein Pri­
vater für vera,ntwortlich erklärt wird, soll damit ein Vorhalten gerugt werden, 
das der betreffenden Behörde oder Person zum Vorwurf zu machen ist. Ein straf­
rechtlich zu verfolgendes Verhalten ist von der Arbeitsgemeinschaft nicht fest­
gestellt worden. OL im einzelnen Fall disziplinarrechtliche oder andere dienst­
rechtliche Massnahmen in Betracht kommen, wird auf Grund der gesetzlichen 
Zuständigkeitsordnung der Bundesrat zu beurteilen habon. 

I. Die Bestellung der AGF; die fehlenden Pflichtenhefte 
Seit 1943 wurde das :::Wilitärdepartement in Fragen der Flugzeugbeschaffung 

von der Kommission für militärische Flugzeugbeschaffung (KMF) beraten. Es 
gehörten 1hr, unter dem Vorsitz von Professor Dr. J.Ackeret von der ETH, 
neben den sachlich )!;UStändigen Chefbeamten des Bundes vor allem Vertreter der 
Wissenschaft und der Wirtschaft an. Das Verhältnis zwischen dem Militär­
departement, besonders der Generalstabsabteilung einerseits und der KMF 
anderseits wnrde m der zweiten Hälfte der funfziger Jahre zusehends kuhler, was 
dazu führte, dass die Kommission in ihrem Tatigkeitsbereich immer mehr einge­
engt wurde (Prof. Ackeret, Prot. II/A/4, S.37/38). Ale das Militardeparl,ement 
entgegen dem Antrag der KMF auf die Beschaffung des P-16 verzichtete, erklärte 
der Prasident der KMF den Rücktritt. 

Durch Verfugung des Eidgenössischen Militardepartements vom 10.August 
1958 betreffend die Beschaffung von Militärflugzeugen wurde alsdann dem Gene­
ralstabschef die Leitung der Vorarbeiten für die Beschaffung von Militärflug­
zeugen übertragen. Es wurde ihm eine Arbeitsgruppe <<als Organ fur Fragen der 
militärischen Fh~gzeugbeschaffung>> (AGF) beigegeben; damit war die formelle 
Auflosung der KMF verbunden. Die AGF wurde vorn Vorsteher des Militär­
departements am 21.August 1958 ernannt. Durch die Weisungen des General-
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stabschefs vom 12.August 1958 wurde die AGF innerhalb der Generalstabsabtei­
lung dem Unterstabschef Front, Oberstdivisionär Burckhardt, unterstellt. Die 
AGF wurde als «Koordinationsstelle zwischen Kriegstechnischer Abteilung und 
Abteilung Flugwesen und Fliegerabwehr,> bezeichnet. In Artikel 3 der Weisungen 
heisst es, die Wahl des zu beschaffenden Flugzeugmodells erfolge <muf ,Grund 
eines vom Waffenchef der Flieger- und Fliegerabwehrtruppen gemäss den Be­
schlüssen der Landesverteidigungskommission erstellten militarischen Pflichten­
heftes, welches den Einsatzzweck, die geforderte Flugleistung, die verlangte 
Kampfkraft, die Anforderungen an Start- und Landemöglichkeiten, Unterhalt 
usw. sowie den Einführungstermin bei der Truppe festlegt>>. Die AGF habe auf 
Grund dieses militärischen Pflichtenheftes entsprechende Flugzeugtypen zu 
suchen (Art.4). 

Im Gegensatz zu diesen Anordnungen des Generalstabschefs schrieb Ar­
tikel 2 der damals geltenden Verfügung des l\Iilitärdepartements vom 10.März 
1954 betreffend die Entwicklung und Beschaffung von Kriegsmaterial für Ent­
wicklungen generell vor, dass der Generalstabschef ein taktisches, die KTA ein 
technisches Pflichtenboft zu erlassen habe (Art. 2). 

1. Die unklare Stellung der AGF 

Die Einsetzung der AGF war, wie der Generalstabschef vor der Arbeits­
gemeinschaft selber bemerkte (Prot. I/3, S.11), nicht normal. Obschon formell 
dem Unterstabschef Front unterstellt, war sie in Wirklichkeit, weitgehend auto­
nom. Nach Aussage des Generalstabschefs wurden die Angaben der AGF in 
der Generalstabsabteilung nicht uberprüft (Prot. l/3, 8.16). Die AGF erhielt 
dank dieser Selbständigkeit ein Gewicht, das sie faktisch zum erit,scheidenden 
Organ machte. Das Ergebnis ihr.er Arbeit war für die Typenwahl in fast jeder 
Hinsicht bestimmend. 

2. Die Zusammensetmn_q tler AGF 

Es gehörten der AGF als Vertreter der Generalstabsabtoilung Oberst Keller 
(Vorsitzender), als Vertreter der Abteilung Flugwesen und Fliegerabwehr Oberst 
Bloetzer und von der KTA Ing. Greinacher an. Diese personelle Zusammen­
setzung war insoweit problematisch, als die AGF keine Fachleute aus Industrie 
und Wissenschaft =fasste, obschon sie die frühere Kommission für militärische 
Flugzeugbeschaffung ersetzte, in der solche PE'Isönlichkeiten massgebend be­
teiligt gewesen waren. Die AGF war zwar durch Artikel 4 der Weisungen des 
Genoralstabschefs vom 12.August 1958 ausdrücklich ermächtigt wordm, Ex­
perten aus Industrie und Wissenschaft beizuziehen. Das geschah indessen nie, 
weil die AGF hiefur kein Bedurfnis empfand (Keller, Prot.II/A/3, 8.17). 

Die Zusammensetzung war auch insofern ungeschickt, als sie von Anfang 
an zu Spannungen mit der KTA führen musste. Ein vom Chef der KTA für die 
Mitgliedschaft in der AGF ·vorgeschlagener Mitarbeiter, der von früheren Flug­
zeugbeschaffungen her Erfahrung besass, wurde nicht berücksichtigt. 
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Der Vorsitzende der AGF hatte als Mitglied der KMF und Chef der Material­
sektion der Genrralstabsabteilung zwar Einblick in das Flugwesen und die Flug­
zeugbeschaffung erhalten, aber keine eigenen Erfahrungon erworben. In der Folge 
hat er die 'fätigkeit der AGF, jedenfalls in bezug auf die Kostenfrage, schkicht 
koordiniert; dem Protokoll der AGF v-om 8. Oktober 1961 ist zu entnehmen, dass 
sogar von der Firma Dassault erklärt wurde, es sei unbedingt notwendig, auf 
Schweizerseite eine sachlich kompetente Koordinationsstelle zu schaffen. 

Die Verantwortung fur die Zusammensetzung der AGF trägt der Vorsteher 
des Militärdepartements. Materiell ist auch der Gn1eralstabschef verantwortlich, 
der den Vorschlag fur die Wabl unterbreitete. 

3. Das Fehlen der Pflichtenhefte 

Unter diesen wenig gunstigen personellen Voraussetzungen wäre den tak­
tischen und technischen Pflichtenheften, welche dor AGF klare Richtlinien für 
ihre Arbeit gegeben hätten, besondere Bedeutung zugekommen. Pflichtenhefte 
im eigentlichen Sinne bestandf>n indessen nicht. Erst am 25. Juni 1962 erliess der 
Generalstabschef ein taktisches Pflichtenheft für das Aufklarungsflugzeug 
Mirage III RS. Ein Pflichtenheft im Sinne des .Artikels 2 der Verfugung des 
Militardepartements vom 10.März 1954 oder des Artikels 3 der Weisungen des 
Generalstabschefs vom 12.August 1958 für die Wahl des zu beschaffenden Flug­
zeuges wurde nie aufgestellt. Man betrachtete ein 7-Punkte-Programm, das aus 
den Beratungen der Landesverteidigungskommission vom 80. Juni/1. Juli 1958 
hervorgegangen war (und ubrigens in Widerspruch zu der vom Bundesrat ge­
nehmigten, formell heute noch gültigen «Truppenflihrung>>, Ziff.148, stand) als 
Pflichtenheft. Dieses 7-Punkte-Programm wurde an der ersten Sitzung der AGF 
vom 20.August 1958 einlässlich interpretiert, was dio Selbstandigkeit dieses 
Gremiums beleuchtet. Auf Grund dieser Interpretation derRichtlinienderLandes­
verteidigungskom:mission gab sich die AGF ein sogenanntes <<militarisches 
Pflichtenheft». Bezeichnenderweise sind die erwähnten Richtlinien der Landes­
verteidigungskommission in anderen Formulierungen wiedergegeben als im 
Protokoll der ersten Sitzung der AGF; die wichtigsten Verwendungszwecke des 
Flugzeugs sind nicht gleich umschrieben. Die Meinung des Generalstabschefs 
(Prot. I/3, S. l 6), dass <<inhaltlich das militärische Pflichtenheft von .Anfang an 
genau bekannt» gewesen sei, ist daher nicht richtig. Es bestanden vielleicht all­
gemeine Vorstellungen uber den Mehrzweckcharakter des zu suchenden Flug­
zeuges, nicht aber uber die Anforderungen, wie sie in Artikel 8 der Weisungen 
des Generalstabschefs deutlich umschrieben worden warGn (Einsatzzweck, Flug­
leistung, Kampfkraft, Anforderungen an Start- und Landemoglichkeiten, Unter­
halt usw.). 

Ausdruck dieser Unklarheit ist u. a. das Organisationsschema der Flugzeug­
erprobung der AGF vom 8.März 1960, wo der taktisch-operativen Gruppe unter 
Oberst Bloetzer in der ersten Phase das Aufstellen des militärischen Pflichten­
heftes inkl. Konfigurationen und Spezifikationen a}s Aufgabe zugewiesen wurde. 
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Die AGF ging also selbst davon aus, dass ihr kein Pflichtenheft vorgelegen habe. 
Der Waffenchef der Flieger- und Fliegerabwehrtruppen bestätigte vor der Arbeits­
gemeinschaft (Prot.I/8, S.34), die AGF habe das Pflichtenheft auf Grund der 
Konzeption der Landesverteidigungskommission selber gestaltet. Laut General­
stabschef hätte das Pflichtenheft von der Abteilung Flugwesen und Flieger­
abwehr erstellt werden sollen; <<wegen der grossen Zeitnot wurde jedoch darauf 
verzichtet>> (Prot. I/3, S.16). Aber auch die AGF stellte nie ein wirkliches 
Pflichtc>nheft auf. Dies gebt aus ihrem Schlussbericht vom Oktober 1959 hervor, 
wo es hcisst (S. 6): <<Aus diesen Richtlinien (der Landesverteidigungskommission) 
hätte nun zuerst ein militärisches Pflichtenheft erstellt werden sollen. Dies war 
aber nicht möglich, weil einerseits die Zeit hiefur nicht zur Verfugung stand 
und anderseits die technischen Grundlagen der erhältlichen Flugzeuge nicht 
genugend eingehend bekannt waren. Die Ricbtlinion der Landesverteidigungs­
kommission genügten aber, um auch ohne ein vorher aufgestelltes und genehmigtes 
Pflichtenheft die Arbeit zu beginnen, durchzuführen und zu einem Antrag zu 
gelangen.>> 

Das Fehlen eines Pflichtenheftes hat - entgegen der Auffassung der AGF -
zu vielen Unklarheiten Anlass gegeben. Es bestand über einen so grundlegenden 
Begriff wie Polyvalenz boi den hauptsächlich beteiligten Militärs keine <<unite 
de doctrine>>, übiigons heute noch nicht. 

Formell verantwortlich für das Fehlen der vorgeschriebenen Pflichtenhefte 
sind der Generalstabschef und der Waffenchef der Flieger- und Fliegerabwehr­
truppen, materiell auch die Mitglieder der AGF, die zumindest die von ihnen ent­
wickelten Grundsätze rechtzeitig den vorgesetzten bzw. fachlich zuständigen 
Stellen (Untergruppe Front und Abteilung für Flugwesen und Fliegerabwehr) 
hätten vorlegen und formell genehmigen lassen sollen. 

4. Das Pflichtenheft /ur die E"lektronik 

Eine gleiche Unklarheit herrschte in bezug auf das Pflichtenheft für die 
Elektronik. Weil nie ein eigentliches Pflichtenheft für das zu beschaffende Flug­
zeug erstellt wurde, in welchem u. a. das Waffensystem einigermassen genau um­
schrieben gewesen wäre (Prot.I/3, 8.16), wurde die Bedeutung der Elektronik 
für die Modellwahl verkannt. Der Generalstabschef hat das nachträglich ebenfalls 
festgestellt (Prot. I/3, S. 6, 8). Die AGF gab sich praktisch selber ein Pflichtenheft 
für die Elektronik. Formell wurde es am 7.0ktobcr 1961 vom Waffenchef der 
Flieger- und Fliegerabwehrtruppen erlassen. In diesem späten Zeitpunkt - der 
Entscheid zugunsten Taran stand in der AGF bereits fest; schon wenige Tage 
später, am 11./12. Oktober, fand die Evaluationssitzung statt und am 20. Oktober 
gab der Vorsteher des Militärdepartements seine Zustimmung zur Wahl von 
Taran - bildete das Pflichtenheft nur noch eine Formalität. Es erfüllte offen­
sichtlich bloss die Funktion, die Wahl des Taran zu rechtfertigen. In einem Bericht 
vom 25. Juli 1964 der Herren Oberstdivisionär Primault, Oberstbrigadier Bloetzer 
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und Oberst Ettinger heisst es bezeichnenderweise, das Pflichtenheft sei<, be7,uglich 
Bord-Radar dem Taran angelehnt>>! 

Die Verantwortung liegt beim Waffenchef der Flieger- und Fliegerabwehr­
truppen, der das Pflichtenheft fruher hatte erlassen müssen. 

5. Die Zuständigkeit fur die Ifostenberechm;,ng 

Trot,z ihrer umfassenden Kompetenzen wurde die AGF nicht auch unmiUel­
bar mit der Kostenberechnung beauftragt. Nach Artikel 7 der Weisungen des 
Genernlstabschefs vom 12.August 1958 hatte die KTA <,zu Randen der AGF» 
abzuklaren: <<Frage der 'rermine, Möglichkeit der Lizenzfabrikation, Beschaf­
fungskosten flir Kauf und Fabrikatiom. Laut Schlussbericht der AGF (S. 5) zog 
diese fur die Bearbeitung dieser Fragen, also auch der Kostenprobleme, <<fall­
weise von der KTA1> einzelne Herren bei. Es wurde somit nie ein bestimmter Mit­
arbeiter der KTA mit einer umfassenden Kostenberechnung beauftragt. 

Die vom Generalstabschef durch Artikel T seiner Weisungen vom 12.August 
1958 getroffene Regelung war insofern verhangnisvoll, als je nach Auslegung der 
erwähnten Bestimmung weder die KTA noch die AGF sich vollumfänglich für 
die Kostenberechnung verantwortlich fohlte. 

Ausdruck der im Schosse der AGF herrschenden Unklarhrit ist u.a. die Be­
merkung Bloetzers im Zusammenhang mit der Erprobung Northtrop (Prot. AGF 
vom 8. März 1960), die technische und die finanzielle Seite sei gemass Anftrag des 
Generalstabschefs durch die Abteilung fur Flug"esen und Fliegerabwehr zu 
bearbeJten. Auch das Organisationsschema der Flngzeugorprobung vom 8.:;\färz 
1960 zeugt von der Unsicherheit; der KTA wurden die in der Weisung des Gene­
ralstabschefs vom 12.August 1958 genannten Aufgaben zugeteilt ('rermine, 
Lizenzfragen, Kosten), ohne dass die KTA aber als feste Gruppe innerhalb der 
AGF (wie die trchmsche und die taktisch-operative Gruppe) behandelt worden 
wäre. Direktor Buri von dem der KTA unterstellten Flugzeugwerk Emmen, der 
später hauptsachllCh die Kostenfragen bearbeitete, üguriert im Organisat10ns­
schema als Chef der technischen Gruppe, im Schlussbericht der AGF als Chef der 
E1probungsequipe mit einem ganz anderon Aufgabenkreis. Dor Generalstabschef 
selber war bei der Befragung durch die Arbeitsgemeinschaft der Meinung, drn 
AGF sei für die Kostenberechnung verantwortlich gewesen (Prot. II/0/3, S.4); 
«die AGF musste dm Zahlen geben und nicht die KTA; irh lüolt mich stets an d1r 
AGF, sie war für rrnch kompetent>> (Prot.H/C/4, S.21). Diese ±ormale Betrach­
tungsweibe des Generalstabschefs tragt jedoch den tatsachlichen Verhaltnissen 
nicht genugend Rechmmg. Der jetzige Chef der KTA charakterisi8lt sie richtig 
so (Prot. I/4, S.19): «Die Heschaffung der rechnerischen Unterlagen war nicht 
emer bestimmten Person ubertragen; jeder trug etwas dazu bei, niemand koordi­
nierte. f> Der Vorsitzende der AG F selbst verneint die Verani,wortlichkeit der AG F 
fur die Kostenberechnung (Prot. II/B/4, S. 8). 

Die Verantwortung fur die folgenschwere Anordnung liegt beim Genernlsta bs­
chef. 
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II. Die Kostenberechnung 

Die Berechnung der Kosten im Rahmen des Evaluationsverfahrens und der 
Vorbereitung der Botschaft 1961 wie bei den späteren Änderungen und im 
Gefolge der Elektronikwahl wurde grob vernachlässigt. Hauptursache hiefür 
bildete die unzweckmässigo Organisation der Kostenermittlung. Aber selbst im 
Rahmen dieser unzweckmässigen Organisation wurde fehlerhaft verfahren. 

1. Das kwufmännische System der KTA 

Die KTA war zu jener Zeit in bezug auf den kommerziellen Dienst ungenügend 
organisiert. na:ss der damalige Chef der KTA- von Wattenwyl- Verbesserungs­
vorschläge, wie sie 1961 und offenbar auch schon früher von seinem späteren 
kaufmännischen Direktor Hauser unterbreitet worden waren, ablehnte, war falsch 
und wirkte sich für die Kostenberechnung erschwerend aus. Immerhin ging es von 
Wattenwyl bei seiner negativen Haltung um eine prinzipielle Frage. Er konnte 
sich auf die Erfahrungen mit dem bisherigen System bei der Beschaffung fruherer 
Flugzeugtypen berufen. Wäre ubrigens die KTA in der AGF zu vollen Rech­
ten zu Worte und zur Geltung gekommen, so hätte wohl auch die damalige 
Ordnung bessere Resultate gezeigt. 

2. Die von der AGF ermittelten Eosten 

Die Kostenberechnung im Schlussbericht der AGF vom Oktober 1959 be­
ruhte zur Hauptsache auf Angaben von Direktor Huri, dem von ungefähr die 
Funktion eines Industrieberaters zugefallen war (Prot.Il/C/8, S.29). Buri be­
rechnete im besonderen die Kosten der Zelle, lng.Lüthi und Ing. Heiz (beide 
KTA) diejenigen der Elektronik (Prot.II/C/8, 8.28), Ing. Koenig (K'.I'A) die­
jenigen des Triebwerkes (Prot.II/C/4, 8.6). Die Protokolle der AGF geben über 
die Methode der Berechnungen nur ungenau Aufschluss; Buri stützte sich zur 
Hauptsache auf Angaben der in Aussicht genommenen Lieferfirmen (Prot. II/B/4, 
S.88). Im Schlussbericht werden die Zahlen als Richtwerte bezeichnet, was der 
Mitbericht der KTA vom 27. November 1959 bestätigt. Dieser Mitbericht 
enthält zahlreiche Vorbehalte; er gibt auch der Meinung Ausdruck, fur Unvorher­
gesehenes seien 5-10 Prozent der Gesamtkosten nötig, was gegen 100 Millionen 
Franken ausgemacht hätte. 

Die Berechnungen im Schlussbericht waren in mancher Hinsicht fragwürdig. 
Richtpreise konnten notwendigerweise nicht zu zuverlässigen Angaben führen. 
Die schon damals in Aussicht genommenen Änderungen waren nicht oder zu 
wenig genau berücksichtigt. Über die Elektronikkosten war überhaupt nichts 
Zuverlässiges bekannt. 

Es lässt sieb heute nicht mehr feststellen, inwiefern die Berechnungen gemäss 
Schlussbericht der AGF falsch waren. Es steht lediglich fest, dass die Grundlagen 
keinesfalls so zuverlässig waren, wie die Botschaft 1961 selbst in der Folge glauben 
liess, dass die Berechnungen und Kostenzusammenstellungen Lücken, vorab 
für die Elektronik, aufwiesen und dass für die damals schon in Aussicht genom-
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m('non Anderungen keine Roserven vorhanden waren. Immerhin war die Koston­
zusammenstellung 1m Schlussbericht der AGI<' qua.ntifativ und nach Kosten­
positionE'n wesentlich zutrefrendor und vollstandiger ab diejenige der Bot­
schaft 1961. Allem schon der Umstand, dass Buri durchwegs auf der Hnsis 
Mirage III C rechnote, gewährleistE'te eine gewisse Genauigkeit. Die Zusammon­
stellung im Schlussbencht der AGF wies fur den :Mirage im Lizenzbau 1077,56 
Millionen Fra.nken, im .Ankauf 1080,45 Millionen Franken aus. 

3. Die Kurznngen 

Der Gesamtbetrag von rund 1077 Milhonen Pranken im Schlussbericht der 
AGFwurdoin der Folge - Ende 1959 - auf Gnmd der Boratungen im Schosse der 
Landesverteidigungskommission von der AG-F auf 947 Millionen Franken ver­
rmgert, indem u. fl. der PoRten Ersatztoile um 71 Millionen Franken und der 
Posten Wechselsatze um 12 Millionen Frnnken gekurzt wurden. Dieses Vorgehen 
war anfechtbar (vgl. Stellungnahme Direktor Gerber, Prot. II/B/2, S. 27); auch 
die Kurznng dor Nebenkosten fur Kriegseinsatz und Friedensbetrieb, die später 
ganzlieh gestrichen .rnrden, erfolgte ohne hinreichende Begrnndnng. Im all­
gemeinen wurden bei diesen l?ositionen schcmai.isehe Kurzungen um einen DrittE'l 
vorgenommen. Am 14. Jannar 1961 beschlos,, die AGF, veranlasst durch die Lan­
desverteidiguugslrnmmission und die Sektion (ur militansche Bauten der Gene­
ralstn bsabteilung (Prot. II/C/1, S.10), die Berausnahrne der Kosten für die rest­
lichen Bauten im Ausmasse von 17 5 Millionen Franken. In gleicher Weise, wurden 
dio bodenseitigen Kosten for Kurzstart und Kurzlandnng (STOL = Short Taking 
off and La.nding) m der Hohe von 86 Millionen Franken behandelt. 

Insoweit die Kurzungen in der Meinung erfolgten, die in Frage stehenden 
Positionen seien 111 andere Rustungsbotschaften, nr1mentlich solche fur mili­
tärische Bauten, zu verwefaen, lasst sich dagegen nichts einwenden; dor Zu­
sammenhang mit der )Iirage-Boschaffung hatte aber in der Botschaft 1961 
deuthcher zum Ausdruck gebracht wndl'n mussen. Die Streichung der STOL­
Kosten war sachlich nicht gerechtfertigt, nachdem die Plugzengzelle fur die ent­
sprechenden Vorrichtungen umgebaut werden sollte. 

Die Vnantwortung lit-'gt weniger bei der Landesverteidigung&kommission, 
die nur allgemeine Hinweise gegeben hatte, als bei der AGF und beim Waffenchef 
der Flieger- und Fliegerabwehrtruppen, die in Kenntnis der Sachlago die 
Kürznngen vornahmen. (Vgl. Keller, Prot. II/.ß/4, S.8: «Diese Kürzungen 
wurden nach der Diskussion in der Landesverteidigungskommission von der 
AGF und vom Waffonchef veranlasst.») 

4. Die Binwendungen der I{ TA 

Ab Ende 1960 oder Anfang 1961 fand im 7'usammenhang mit don von 
schwei~errncher Seite gewünsrhten Anderungen am Mintge III C allmahlich -
also nicht durch einen formellen Entscheid irgendeiner beteiligten Stolle - der 
Übngang zum l\fodell III E als Basis fur die Verswn III S statt. Dieser Umstand, 
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in Verbindung mit dem grossen zeitlichen Abstand, seitdem die AGF ihren 
Schlussbericht erstattet hatt'e (Oktober 1959), hätte eine Überprüiung der Kosten­
berechnungen nahelegen mussen. 

Am 11. Januar 1961 gelangte im Zusammenhang mit der Redaktion der Bot­
schaft dn Chef der KTA an den Vorsteher des Jlilitärdepartements mit dem Vor­
schlag, es sei die Frage, welche Gesamtkosten in der Vorlage zu berucksichtigen 
seien, auf der Ebene der Abteilungschefs konferenziell zu behandeln. Das Schrei­
ben berechnete die Kosten in jenem Zeitpunkt (rund ein Jahr nach dem Schluss­
bericht AGF) - trotz teilweiser Berücksichtigung der von der Landesverteidi­
gungskommission vorgenommenen Kürzungen - auf 1125 Millionen Franken. 
Der heutige Chef der KTA schliesst aus diesem Brief in einer Zuschrift an Direk­
tor Kaech vom 17. März 1964 mit Recht, es sei innerhalb des Militärdepartements 
schon zur Zeit der Abfassung der Botschaft 1961 bekannt gewesm, dass die ein­
gestellten Mittel nicht ausreichen wurden. Kacch teilt heute diese Meinung und 
erklärt (Prot. II/B/4, 8.46), die Botschaft 1961 hätte den Räten nicht vorgelegt 
werden dürfen, da sie ein falsches Bild der Situation geben musste. Von Watten­
wyl betonte bei der Befragung in der Arbeitsgemeinschaft (Prot.II/B/4, S.36), 
er sei mit den Abstrichen nicht einverstanden gewesen. Jilr habe den resultierenden 
Betrag von 94 7 Millionen Franken mit seinem Gewissen nicht vereinbaren können. 
Daher habe er den ungewöhnlichen Weg beschritten, sich direkt an den Vor­
steher des Militärdepartements zu wenden. Er erhielt am 19. Januar 1961 einen 
Brief Bundesrat Chaudets mit dem Hinweis, nach der bestehenden Organisation 
für das Mirage-Geschäft sei der Generalstabschef zuständig (Prot.I/4-, 8.8). 
Erst am 10.Mai 1961, also nach Veröffentlichung der Botschaft, nahm der Gene­
ralstabschef in einem Brief an von Wattenwyl zu einzelnen Punkten Stellung, 
und am 17. Juli 1961 erhielt dieser eine materielle Antwort vom Vorstehe1 dos 
Militärdepartements selbst. Dabei wurde u.a. bemerkt, es ginge zu weit, «ohne 
Kenntnis von verbindlichen Offerten, lediglich aus dem Gefühl heraus, dass die 
eingesetzten Mittel nicht ausreichen konnten, )Iehrkosten von 20 Prozent zu 
beantragen». Als ob beim Fehlen verbindlicher Offerten irgendwelche Schatzun­
gen, dazu noch an der untersten Grenze, zuverlassiger gewesen wären! Zudem 
war im Schreibendes Chefs der KTA vom 11. Januar 1961 klar dargelegt worden, 
wieso in jenem Zeitpunkt für viele Positionen keine verbindlichen Offerten bei­
gebracht werden konnten. Dass, wie Direktor Kaech meint (Prot.II/B/4, 8.45), 
die Einwendungen des Chefs der KTA grundlich geprüft worden seien, trifft kaum 
zu; dass sie kein Gehör fanden, wird von Direktor Kaech bestätigt. 

Die Verantwortung für die in der Botschaft 1961 enthaltenen Zahlen liegt 
primär bei der AGF. Den Vorsteher des lYiihtärdepartements trifft insofern eine 
Verantwortung, als er durch den Chef der KTA gewarnt worden war. Das hätte 
ihn veranlassen müssen, die gesamte Kostenlage nochmals uberprufen zu lassen. 
Der Chef der KTA ist seinerseits mitverantwortlich, weil er die ihm nach Artikel 7 
der Weisungen des Generalstabschefs vom 12.August 1958 obliegende Ver­
pflichtung zur Abklärung,der Beschaffungskosten fur Kauf und Fabrikation 
mangelhaft erfüllt hat. 
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5. Die Zahlen in der Botscha~ 1961 

Das Zahlenmaterial, das nach dieser Vorgeschichte in die Botschaft 1961 
Eingang gefunden hat, war notwendigerweiso unsicher und unklar, die Kosten­
positionen waren unvollständig und unübersichtlich. 

Die genaue Analyse der Kostenunterlagen für die Botschaft 1961, insbeson­
dere auch die Protokolle der AGF zu einzelnen Positionen, beAtätigen den Ein­
druck, dass die AGF die Kostenfrage als Nebensache behandelte. Die Protokolle 
zeigen auch, dass sich innerhalb der AGF niemand für die Kosten verantwortlich 
fühlte und dass die Einwendungen des Chefs der KTA nicht ernst genommen wur­
den. In den Protokollen der AGF aus der Zeit der Redaktion der Botschaft 1961 
finden sich die widBrsprüchlichsten Angaben. So gab der Vorsitzende am 13. Ja­
nuar 1961 auf Anfrage Direktor Buris bekannt, die im Schlussbericht der AGP 
(S.319) eingesetzten 778,46 Millionen Franken für die Kosten des Flugzeuges 
(ohne Munition usw.) seien auf 690,1 Millionen Franken herabgesetzt worden, 
ohne dass die G:ründe und die Urheber dieser Anordnung genannt werden. Von 
einem Teilentwurf der KTA zum Kapitel Finanzbedarf der Botschaft 1961 heisst 
es im gleichen Protokoll : << 0 hne eingetragene Zahlen»! Die Schlusszahl von 
871 Millionen Franken findet sich erstmals in einer Aktennotiz des Chefs der 
KTA vom6.März 1961; der Vorsitzende der AGF gab die neue Kostenzusammen­
stellung, die in der Botschaft zu verwenden war, telephonisch dem Chef der 
KTA bekannt. 

Am 28. Februar 1961 hatte der Chef der KTA dem Vorsitzenden der A GF eine 
weitere aufschlussreiche Berechnung - auf der Indexbasis zweites Semester 1961-
übermittelt, wobei nochmals eindrücklich darauf hingewieson wurde, dass die 
Aufwendungen für die Kurzstart- und Kurzlande-Vorrichtungen und für zahl­
reiche weitere Positionen nicht enthalten seien. Eine Auseinandersetzung mit 
diesem Schreiben findot sich in den Protokollen der AGF nicht. In einem Brief 
vom 23.Mai 1961 machte die KTA den Generalstabschef auf elf ungeklärte 
Punkte von grosser Bedeutung aufmerksam und verlangte Auskunft bis zum 
Juli 1961, da sonst ~1ehrkosten entstehen würden. Das Antwortschreiben des 
Generalstabschefs vom 11. Juli 1961 ist diesbezuglich nicht substanziell. 

Im Protokoll der AG F vom 24. Januar 1961 ist ein Hinweis des Vorsitzenden 
enthalten, es sei im Einvernehmen mit dem Finanzdienst der Direktion der 
Militärverwaltung (Schneider) ein Betrag von 20 Millionen Franken für Unvor­
hergesehenes einzusetzen, um die Teuerung in den ersten Jahren nach 1961 auf­
zufangen. Der Hinweis wurde in der Sitzung vom 81. Januar 1961 dahin präzi­
siert, die Summe sei gemäss Weisung der Direktion der Militärverwaltung ver­
deckt auf die verschiedenen Kostenpositionen der Botschaft zu verteilen und 
nicht am Schluss in einem Betrag aufzuführen, was dann auch geschah. 

Die Kosten für die Elektronik wurden offensichtlich ganz summarisch be­
rechnet, wobei Offerten und Schätzungen, wie auch bei anderen Positionen, 
bedenkenlos zusammengerechnet wurden. In der Botschaft 1961 figurieren Zah­
len für die Elektronik, die auf Richtpreisen und Schätzungen der AGF für das 
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englische Modell Airpass aus einer Option von 1960 basieren (Lüthi, Prot. II/0/4, 
8. 7; Keller, Prot. II/C/1, S. 9), das nachher gar nicht gewählt wurde. Dabei 
unterblieb in der Botschaft jeder erläuternde Hinweis oder Vorbehalt, was ein 
grobfahrlässiges Verhalten darstellt. 

Es bestätigt sich somit/dass die primäre Verantwortung für die .in der Bot­
schaft 1961 enthaltenen Zahlen bei der AGF, insbesondere deren Vorsitzenden, 
liegt. Mitverantwortlich ist die KTA, welche für die Berechnungen auf Grunrl. 
der Weisungen des Generalstabschefs vom 12.August 1958 zuständig war. 

6. Das Erkennen der Mehrkosten bi.5 End.e 1961 

Am 8. und 12. Juni 1961 hatte die Firma Dassault auf die Mehrkosten für 
die schweizerischen Änderungen hingewiesen. Dass in der AGF nicht schon in 
jenem Zeitpunkt - d. h. vor und während der parlamentarischen Beratungen -
Bedenken aufkamen, erklärt Bloetzer damit (Prot. II/0/4, 8.5), man habe die 
Hinweise von Dassault als <<Verkaufeargumente» zugunsten der französischen 
Version (mit der französischen Elektronik) nicht ernst genommen. Zudem wurden 
die Mehrkosten blass auf 12 bis 13 Millionen Franken geschätzt, die nach Auf­
fassung der AGF mit den 20 Millionen Franken für Unvorhergesehenes (die an 
sich für die Teuerung bestimmt waron) gedeckt werden sollten (Keller, Prot. 
II/B/4, S.4). 

Die Arbeitsgemeinschaft kann sich dieser nachträglichen Deutung nicht 
anschliessen. Die erste Notiz wurde von der Firma Dassault einer schweizerischen 
Delegation, die vom 5. bis 9. Juni 1961 in Paris mit ihr verhandelte, überreicht. 
Es ist unverständlich, dass die Beteiligten sich über den Inhalt der Mitteilung 
von Dassault nicht im klaren gewesen sein wollen. In Wirklichkeit mussten sie 
sich bereits in diesem Zeitpunkt Rechenschaft geben, dass die 12 bis 18 Millionen 
Franken, die Dassault im Hinblick auf die Änderungswünsche allein für seine 
eigenen Aufwendungen verlangte, im gesamten weit überschritten wurden. 
Unbedingt hätte erkannt werden müssen, dass sich die Änderungen auch auf 
die Kosten der Lizenzfabrikation auswirken werden (Hauser, Prot. II/B/4, 
S.82). 

Die Mehrkosten durch die sich abzeichnende Taran-Wahl wurden in der 
KTA Mitte Juli 1961 auf 48 bis 48 Millionen Franken errechnet (Hauser, 
Prot. II/B/4, S.82). Am 24. Juli 1961 erreichten die Schätzungen der KTA bereits 
den Betrag von 85 Millionen Franken. Im Hinblick auf die am 81. Juli 1961 ab­
laufende Optionsfrist ermächtigte der über Mehrkosten orientierte Vorsteher 
des Militärdepartements den Chef der KTA, die Verträge mit Dassault zu unter­
zeichnen. In einer besondern Klausel blieb die Möglichkeit der endgültigen Wahl 
des elektronischen Systems vorbehalten. Die Unterzeichnung der Verträge 
erfolgte am 25. Juli 1961 in Bern. 

Ursprünglich hatte sich Bundesrat Chaudet vorgenommen, zunächst den 
Bundesrat von der beträchtlichen Kostenüberschreitung in Kenntnis zu setzen; 
er verzichtete dann aber auf diesen Schritt. Bei Nichtunterzeichnung innert der 
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voreinbarten Frist hätte mit neuen Preisbedingungen der Firma Dassault ge­
rechnet werden mussen, weshalb namentlich auch die Generalstabsabteilung 
auf den Vertragsabschluss drängte (Burckhardt, Prot. II/0/4, S.45). Der Unter­
stabschef Front vertrat damals den abwesenden Generalstabschef. 

Die Verantwortung fur dio Vertragsunterzeichnung fällt auf den Vorsteher 
des Militardepartements. 

Trotz der bekannten Mehrkosten entschied sich der Vorsteher des Militär­
departements am 20. Oktober 1961 an einer Konferenz mit den zuständigen 
Sachbea,rbeitern für das Elektroniksystem Taran. Am 15.November 1961 waren 
die von der KTA errechneten Mehrkosten bereits auf 95,3 Millionen Franken 
angestiegen; überdies machte die KTA auf die Möglichkeit weiterer Kosten­
erhöhungen aufmerksam (Schreiben der KTA an den Generalstabschef vom 15. No­
vember 1961 mit Beilage <<Entwurf Nr.2 eines Berichtes an den Chef des Eid­
genössischen Militärdepartements über die Mehrkosten der Mirage-Beschaffung,>; 
Hauser, Prot. II/B/1, 8.10). Das Militärdepartement wies in seinem Zwischen­
bericht über die Mirage-Beschaffung vom 20.Dezember 1961 auf diese Situation 
hin. Trotzdem billigte der Bundesrat die Taran-Wahl am 26.Dezember 1961. 
Dabei hatte der Bundesrat durch die Verordnung vom 29. Juni 1945 über den 
Kassen-, Zahlungs- und Buchhaltungsdienst in der Bundesverwaltung (BS 6, 24) 
alle Dienststellen dafor verantwortlich erklärt, <<dass die Kredite nicht über­
schritten werden und dass ihre Verwendung zweckmässig und möglichst sparsam 
erfolgt,>> (Art.5). 

Die Verantwortung für die mit der Taran-Wahl verbundene Kreditüber­
schreitung trifft den Bundesrat. Die beträchtlichen Mehrkosten hätten ihn ver­
anlassen müssen, eine sorgfältige Überprüfung der ganzen Angelegenheit anzu­
ordnen. 

7. Die Berechnung der Kosten der Lizenzfabrikation 
Besonders nachlässig wurden die Kosten der Lizenzfabrikation ermittelt. 

Im Schlussbericht der AGF fehlen daru.ber ernsthafte Angaben. Es scheint, dass 
die Lizenzfabrikation als solche von Anfang an bejaht wurde (wohl auch auf 
Grund des Berichtes einer vom Militärdepartement eingesetzten ad hoc-Kom­
mission vom 31.August 1959). Offenbar wurden zu keiner Zeit genaue Erhebun­
gen über die Mehrkosten der Lizenzfabrikation angestellt. Man nahm zudem als 
selbstverständlich an, es werda später zu einer zweiten Serie von 100 Mirage­
Flugzeugen kommen, weshalb der Schlussbericht der AGF stets die Zahlen für 
zwei Serien aufführte. Der Satz von 15 bia 20 Prozent Mehrkosten für die Lizenz­
fabrikation, der in der Botschaft 1961 (S. 814) erwähnt wurde, beruhte auf groben 
Schätzungen, für die Direktor Buri als Kostenfachmann die Verantwortung 
ausdrücklich ablehnt (Prot. II/0/8, 8.29). 

8. Die Mhweizerischerseits gewürt.$chten Änderungen 
Die Erfassung der Mehrkosten zufolge der Änderungen, die sukzessive von 

verschiedenen Stellen, hauptsächlich vom Generalstabschef bewilligt wur-
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den, war lückenhaft. Die Sachbearbeiter, insbesondere aber der Generalstabschef, 
hielten dieso Äudorungon (Stolleutauglichkeit, Yerstärkung der Zelle, der Brem­
sen und des Fahrgestells, Schaffung einer eigenen Aufklärerversion) für gering­
fügig und glaubten, sie mit den vorgesehenen Krediten bezahlen zu können 
(Generalstabschef, Prot. I/3, S.17). 

Direktor Buri erklart, er sei gegen jedo nachtragliche Anderung am Mirage 
III C gewesen, was sich anhand der Protokolle der AGF teilweise belegen lässt. 
Zu erwähnen sind die Protokolle vom 29.:)Ln 1959 (erhöhte Kosten für den 
Flugsimulator und Anpassung an die Elektronik), 7. Juli 1959 (Kosten fur 
Kurzstart- und K urzlan de-V erfahnin), 7 .April 19 60 ( allgemein u ber die geplrm ten 
Änderungen, wobei das Protokoll worLlich sagt: <<DireHor Buri sirht fur die 
Realisierung der heute vorgeschlagenen Ausfuhrungen ausserordentliche Schwie­
rigkeiten. Es werden gewaltige Anstrengungen notwendig sein, um die noch vor­
handenen Lücken zu schliossen. Anderungen in der eloktronischenAusrüstung, die 
erst bekannt würden, wenn die Fabrikaiion schon ,m oinem gewissen Grad an­
gelaufen ist, also ein nachträgliches Einba,uen .-on Leitungen und Geritten nach 
sich ziehen, bedeuten oinen wesentlichen :)Iehraufwand in bC'zug auf die not­
wendige Arbeitszeit und dadurch auf die Kosten und '.rermine>>) und 20.April 
1960 (neue Hinweise auf die Kosten der Elektronik). Nach der He~prechuug in 
Paris uber die Integration der Elekfronik erneuerte Buri seine Bedenken 
(Prot.II/A/5, S.18, 19). Wenn der Generalstabschef erklärt (Prot.I/3, S.17) 
Buri und Greinacher hätten keinen Einspruch C'rhoben, so sind ihm die betreffen­
den Stellen in den Protokollen der AGF wohl entgangen. 

9. Die Kostenberechnung nach dem Bundesbeschliiss vom 21 . .Jvni 1961 
War schon bis zur Botschaft 1961 das Kostenwesen vernachlässigt worden, 

so gilt diese Feststellung auch fur die ZC'it nachher. Erst als die lVfoquetten fu:r die 
beiden Versionen (III S und III RS) vorhanden waren und nach der Reorgani­
sation an der Spitze der KTA wurde eine einigermassen zuverlassige Kosten­
berechnung möglich und ernsthaft an dir Hand genommen. Die Unsicherheit 
dauerte allerdings bis gegen Ende 1963 weiter. 

10. Die Uberpr11fung durch die Eidgenössische Finanzverwaltung 

Als vom Militardepartemcnt dem Dundesrat die Beschaffung von Mirage­
Flug;o;eugen vorgeschlagen und dieser Antrag übungsgemäss dem Finanz- und 
Zolldepartement zum Mitbericht ubcrwiesen wurde, hat dio ]!'inanzverwaHung 
gegen die Kosten opponiert (Notiz vom 3. Juli HJ64 an die Arbeitsgemeinschaft). 
Das Militärdepartement glaubte jedoch, dieso Einwendungen als «routino­
mässige >> Verlautbarungen des Finanzdrpartements betrachten zu durfen (Prot. 
II/0/4, S.17), da ähnliche Wendungen schon in Mitberichten des Fmanz- und 
Zolldepartements zn fruheren Geschaften enthalten gewesen waren. Die Finanz­
verwaltung hat zwar wiederholt auf die Problematik der Kostenberechnung hin­
gewiesen, im ganzen aber doch, wie Vizedirektor Bieri (Prot. II/B/2, S. 8) zugibt 

michael.tellenbach
Textfeld



296 

gewisse Begründungen allzu gutgläubig hingenommen. Sie hatte die·Überzeugung, 
dass es um die Anschaffung eines fertigen Flugzeuges gehe (Bieri, Prot. II/B/1, 
S. 5), und war im übrigen sachlich gar nicht in der Lage, alle Kostenberechnungon, 
die auf zahlreichen technischen Einzelheiten beruhten, nachzuprüfen. 

m. Die Redaktion der Botschaft 1961 

Die Botschaft 1961 erweckte den Eindruck, alle wichtigen Fragen seien ab­
geklärt; sie legte in bezug auf die Kosten eine Sicherheit zutage, die nach den da­
maligen Unterlagen keineswegs begründet war. Die Ergebnisse der Untersrn:ihung 
bestätigen, dass die Kostena.ngaben der Botschaft 1961 entweder um:utreffend 
oder lückenhaft waren. 

1. Im Begleitschreiben des Chefs der KTA ,-om SO.Mai 1962 an die Material­
sektion der Generalstabsabteilung im Hinblick auf die Beantwortung der Kleinen 
Anfrage Huber vom 22.März 1962 wird nachträglich erklärt, man habe sich vom 
Bestreben leiten lassen, unter der Milliardengrenze zu bleiben und wenn möglich 
nicht mehr als doppelt soviel zu verlangen als für den P-16 bewilligt worden war. 
Die Untersuchung hat diese Vermutung bestätigt. Dass geradezu befohlen worden 
wäre, die Botschaft sei in einem bestimmten Sinne abzufassen, konnte nicht, 
nachgowiesen werden. Äusserungen in der Landosverteidigungskommission 
(Prot. II/B/5, S. 8) und des Vorstehers des Militärdepartements vom 8.Mai 1961, 
in welchen die Milliardengrenze erwähnt wurde, kann nicht diese Bedeutung bei­
gelegt werdrm; sie dürften sich auf den Plafond der Militärausgaben bezogen 
haben. 

Dass die Botschaft 1961 und der zu ihror Ergänzung dienende Geheimbericht 
nach anderer Richtung bewusst tendenziös redigiert wurden, so in bezug auf die 
Qualitäten des zu beschaffenden Flugzeuges, geht aus dem Protokoll AGF vom 
13. Januar 1_961 hervor. Es heisst dort, dio Skepsis müsse zerstreut werden, 
wonach ein Flugzeug, das in erster Linie für den Erdkampf bestimmt sei, nicht 
auch für Int,erzeption verwendet werden könne und umgekehrt. « Wi.r müssen 
darlegen, dass die besseren Eigenschaften des Flugzeuges Draken in niedriger 
Höhe nicht entscheidend sind.» 

Aus einem Brief des Chefs der KTA vom 10. Januar 1961 an den Vorsteher 
des Militä,rdepartements ist zu schliessen, dass von Wattenwyl und seine Mit­
arbeiter König und Straessle von der Mitredaktion an der Botschaft geflissentlich 
ferngehalten wurden, so besonders beim Kapitel über die Kosten. Die Unter­
suchung hat zum Eindruck geführt, die kritischen Bemerkungen und sonstigen 
Einwendungen des Chefs der KTA seien nicht erwünscht gewesen. 

2. Die Botschaft 1961 ist eine Kollektivarbeit. Für die Arbeitsgemeinschaft 
war es um so schwieriger abzuklären, durch wen und in welchem Stadium der 
Vorbereitung gewisse irreführende Behauptungen in den später veröffentlichten 
Text eingefügt wurden, als die Vorentwürfe für die einzelnen Abschnitte weit­
gehend fehlen. Jedenfalls konnten sie von den Beteiligten nicht beigebracht 
werden (was an sich unverständlich ist, weil es sich um Materialien zu einem 
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Bundesbeschluss handelt). Feststellen liess sich, dass der Vorsitzende der AGF 
und OberstbrigadiC'r Bloetzer für die geheimen Ergänzungen zur Botschaft ver­
antwortlich sind (Prot.II/A/4, S.9; II/C/1, S.7), Direktor Buri (lt. Keller, 
Prot. II/C/1, S.5) für den Kostenteil und der damaligo Unterstabschef Front 
und sein Mitarbeiter Werner für die Gesamtredaktion (Prot.II/C/1, S.7). 

Die Arbeitsgemeinschaft bemühte sich vor allem abzukläron, wer die 
hauptsächlich beanstandeten und sachlich unrichtigen Sätze: 
- der Mirage III 8 weise gogonüber dem Modell III C lediglich <<einige geringe 

konstruktive Änderungen» auf (Botschaft 1961, 8. 811); 
- 100 Flugzeuge, fertig ausgerüstet, «einschliesslich Bordelektronik», kosteten 

514,9 Millionen Franken (8. 822); 
- der Mirage III 8 sri <<eines der schnellsten Hochleistungsflugzeuge, die gegen­

wärtig in Serie gebaut werden>> (S. 810), 
in den Botschaftstext eingefügt hat. 

Die Verantwortung für diese Aussagen der Botschaft 1961 liegt primär bei 
der AGF. Fur die Behauptung von den <<geringen konstruktiven Änderungen» 
trägt Koller die volle Verant,wortung. Die Abklärung hat ergeben, dass er einen 
von Greinacher vorgeschlagenen Text, der den Tatsachen eher gerecht geworden 
wäre, abgelehnt hat. I<'ilr die Zusicherung, die Elektronikkosten seien in jedem 
Fall- das System war damals noch nicht gewählt -in denKosten inbegriffen, hat 
die AGF die Verantwortung zu übernehmen. Der Botschaftsentwurf Werners 
wurde in einer Konferenz unter dem Vorsitz des Generalstabschefs Zeile um Zeile 
geprüft. In diesem Entwurf waren die Worte <<einschliesslich Elektronik>> noch 
nicht enthalten. Sie sind an dieser Redaktionskonferenz eingefügt worden. 

Die Beteuerung, der :VIirage III S werde <<in Serie>> gebaut, findet sich merk­
würdigerweise nur im deutschen Text der Botschaft, während er im französischen 
fehlL J,Js konnte nicht abgeklärt werden, wieso diese Wendung, die im Entwurf 
der Generalstabsabteilung nicht enthaltPn ist, offenbar im letzten Moment in die 
deutsche Fassung des Probedruckes eingefugt wurde (Direktor Kaech, Prot. 
II/B/4, 8.44). Werner hält es fiir wahrscheinlich, dass er selbst diese Ergänzung 
angebracht hat (Prot.II/C/4, 8.45). 

Fur den Entwurf der Generalstabsab1eilung, der von der AGP überprüft 
worden war, trägt formell der Generalstabschef die Verantwortung. Es kann ihm 
nicht zum Vorwurf gemacht werden, dass er der Auffassung war, diesen Text an 
die Direktion der Eidgenossischen Militärverwaltung weiterleiten zu dürfen. 
Letztlich tragen formell der Direktor der Eidgenössischen Militärverwaltung, der 
Vorsteher des Militärdepartements und der Bundesrat als Behörde die Verant­
wortung für die Botschaft. 

IV. Das Abweichen vom Auftrag; die Wahl der Elektronik 

Vom Beschaffungsbeschluss wurde hauptsächlich nach zwei Richtungen 
abgewichen: 
~ durch die Differenzierung in eine Jagdbomber- und eine Aufklärerversion; 
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- durch die Wahl emos Elektroniksystems, das im Zeitpunkt des Beschaffungs­
beschlusses weder boi der AGF noch bei dor Landesverteidigungskommission 
1m Vordergrund gestanden hatte und daher namentlich auch nicht den ent­
sprechenden Kostenschatzungen zugrundeliegen konnte. 

1. Die Schaffimg einer besonderen A ufklärerversion (Mirage III RS) 

Dass eine Jagdbomber- und eine Aufklärerversion zu beschaffen seien, war 
in der Botschaft 1961 mit keinem Wort erwahnt worden. Vielmohr hatte der 
Bundesrat der Bundesversammlung die Beschaffung von «100 Kampfflugzeugen 
vom Typ Mirage III Si> vorgeschlagen (S. 825), die in <<4 normale und 1 versta,rkte 
Aufklarerstaffeh gegliedert werden sollten (S. 807). Anstelle von Erdkampfwaffen 
sollten die Aufklärer Gerate fair die Bildaufklärung bei Tag und Nacht mitführen 
(S. 806 f.). Wie der Bundesrat auch in der Botschaft ]964 feststellt (S. 916),war 
jedoch ausdrücklich vorgesehen, «fur Aufklärungszwecke das gleiche Flugzeug 
zu verwenden wie fur die Kampfaufgabeni>. Der Bundesbeschluss vom 21. Juni 
1961 lautete gemass Antrag des Bundesrates auf die <<Beschaffung von 100 
Kampfflugzeugen vom Typ Mirage IIIS,> (Art. l). 

In der erstrn Halfte 196] scheint sich den sachboarbeitenden Stellen -AGF 
und KTA-gezeigt zu haben, dass die der Botschaft 1961 zugrundeliegende tech­
nische Losung für die Aufklarerstaffel -Anordnung der Aufklarungsausrüstung 
als Aussenlasten - die Eniirlung der vorgeschriebenen Flugleistungen (Über­
schallgeschwindigkeiten) verhinderte. Somit hatte die sachlich zuständige AGF 
das ganze Problem vor ihrer Antragstellung an den Generalstabschef nngenügend 
gepruft. Die in der Folge gewählte RB-Version unterscheidet sich vom Mirage III S 
nach Angaben der K'J'A im wesentlichen durch die Aufklärungsausrilstung, die 
Bewaffnungsmöglichkeiten und das Feuerleitsystem. 

Es ist anzunehmen, dass die Schaffung einer Aufklärerversion während der 
Junisession 1961 bereits entscheidungsreif war, beruft sich doch der General­
stabschef, der die Anordnung traf, in seinem Brief vom. 7. Juli 1961 an den Chef 
der KTA auf dessen <<Schreiben vom 23.Mai 1961», welches das Problem dar­
gelegt hatte. Das Geschaft lag der Landesverteidigungskommission, dem Vor­
steher des Militardepartemonts und dem Bundesrat nicht vor, wiewohl in bezug 
auf die 18 in Frage stehenden Aufklärer die taktische Polyvalenz preisgegeben 
wurde. 

Nach den heute zur Verfügung stehenden Angaben fuhrte der Entscheid zu­
gunsten einer eigenen Aufklärerversion zu höheren Kosten, die aber nicht be­
ziffert werden können. Generalstabschef Annasohn hatte seinerzeit angenommen, 
dass die von ihm gutgeheissene Lösung Binsparungen erlaube (Prot. Militar­
komm.ission Natwnalrat vom 21.Mai 1964, S.18). 

Die Schaffung einer besonderen Aufklärerversion steht in klarem Wider­
spruch zum Bundesbeschluss vom 21. Juni 1961. Wieso dies nicht erkannt wurde, 
ist unbegreiflich. Die Verantwortung trifft den Generalstabschef. Mitverant­
wortlich ist der damalige Chef der KTA, denn er war nicht berechtigt, eine offen­
sichtlich kompetenzwidrige Anordnung des Generalstabschefs zu vollziehen. 
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2. Die Wahl der Elektronik 

Die Wahl der Elektronik erfolgte unter zum Teil befremdlichen Umständen. 
Auf Drangen der Flieger bezog die AG}, anfangs Hl61, entgegen ihrer fruheren 
ablehnenden Haltung, das System Ta ran in die Evaluation ein. Am 29. Juni 1961 
entschied sie sirh für diese Elektronik lllld entband Ing. Luthi, den Elektronik­
spezialisten der KTA, der ernstliche Bedenken wegen der Integration geltend 
gemarht hatte, von der Yerantwortung fur diesen Entscheid. Bloetzer erklärte, die 
Truppe sei fur Taran und ubernehme die Yerantwortnng. Der Generalstabschef 
schrieb am 7. Juli 1961 dem Chef der KTA, Taran stehe im Vordergrund und werde, 
unter Yorbehalt technischer Fragen und annehmbarer Vertragsbedmgungen, 
beschafft. Ing. Lüthi wolltu noch an der E.aluationssitzung vom 11./12. Oktober 
1961 - an der übrigens Ing. Greinacher, der ordentliches Mitglied der AGF war, 
nicht teilnahm -und nach der an sich posifo- verlaufenen Besichtigung der Liefer­
firma des Taran <<wegen des zu erwartenden personellen und materiellrn Ein­
satzes fur die Verheiratung mit dem Flugzeug>> (Prot. JI/C/4, S. 9) dem Taran die 
Note 3 (gemäss Evaluationsschema) geben. Keller lehnte dies ab, da ein solcher 
Entscheid zum Ausschluss des Taran gefuhrt hattP. << Wir gaben dann die Note 4, 
weil wir auch keine Beweü,e fur die von uns behauptPten Schwierigkeiten be­
sassen» (Ing. Lüthi, erwähntes Prot.). 

Von diesen sachlichen Bedenken wurde ,veder dem Generalstabschef noch 
dem Vorsteher des Militardepartements Kenntms gegeben, als der Antrag zur 
Wahl des Taran unterbreitet wurde. 

Es mag damit zusammenhängen, dass der Generalstabschef 1md der Vor­
Rteher des :Militärdepartements davon absahen, das Geschäft der Landesvertei­
digungskommission vorzulegen. Diese Xichtkonsultierung verstiess gegen Ar­
tikel 7 und 8 der Verfügung des Militardepartements vom 10. Marz 1954; es han­
delte sich bei dieser Wahl gerade nicht um eine <<Frage ohne grundsatzliche Trag­
weite>> im Sinne von Artikel 8, die der Generalstabschef selber hatte entscheiden 
dürfen. 

Warum nachher zwei Monate - bis zum 20.Dezember 1961 - vergingen, bis 
das Militärdepartement den Bundesrat uber die Frage orientierte, so dass dieser 
wegen der Optionsfrist bereits wenige Tage später, am 26.Dezember, entscheidon 
musste, ist nicht verstandlich. 

Auf Grund der Unterlagen, die der Arbeitsgemeinschaft zur Verfügung 
standen, ist anzunehmen, dass die Taran-Elektronik- verglichen mit den übrigen 
Systemen - eine grossere Leistungsfähigkeit aufweist. Die ausserordentliche 
Tragweite der technischPn und kostenmässigen Implikationen dieser Wahl wurde 
jedoch nicht erkannt. Dies stellt ein eindeutiges Versagen der hiefur Yerantwort­
lichen dar. Die Untersuch1mg hat den Eindruck vermittelt, dass sich die haupt­
sächlich Beteiligten uber die von fachmännischer Seite geäusserten Befürch­
tungen in bezug auf die Konsequenzen der Wahl und die Schwierigkeiten der 
Integration leichtfertig hinwegsetzten und dass von Fliegerseite bedenkenlos 
auf Taran gedrängt wurde, ohne Rücksicht auf die finanziellen, organisatorischen 
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und technischen Sch,vierigkeiten. Der Genoralsiabschef und der Vorsteher des 
Militärdepartements waren lediglich über die finanzielle, nicht a bRr über die innere 
Problematik des Vorschlages ins Bild gesetzt worden. Der EvaluationsbRricht der 
AGF über die Elektronik vom Januar 1962 konnte für sie nicht aufschlusfireich 
sein, weil der ganze Bericht lediglich eine Bestätigung der Taran-Wahl bedeutete. 

Die Verantwortung liegt daher primär bei den ständigen ~Iitgliedern dRr 
AGF, soweit sie an den eni,schRidRnden Sitzungen teilgRnommrnhatten, d.h. bei 
Keller und Bloetzer. Formell verantwortlich sind der Genoralstabschef, dRr dem 
Vorsteher des Militärdepartements am 16. Oktober 1961 mündlich und am 21. No­
vember 19Gl schriftlich d~1n entspreohendPn Antrag stellte, und der Departe­
mentsvorsteher, der diesen Antrag am 20.Dezember 1961. an den Bundesrat 
weiterleitete. Der Generulstabsohef wie der Dtipartementsvorsteher hätten er­
kennen müssen, dass diese Wahl sowohl ko~tenmässig als auch dRm Sinne nach 
mit dem Bundesbeschluss vom 21. Juni 1961 nicht mehr in Einklang zu bringen 
war. Derselbe Vorwurf muss gegenüber dem fümdesrat erhoben werden, der aller­
dings auf diR ZRitnot hinweisen kann, in der er seinen Entscheid zu Hi,llen hatte. 

3. Der Übergang voni Mirage III G auf den Mirage llIE 

Da,Ss der Mirage III E zur Grundlage der schweizerischen Version (III S) 
wurdt1, hängt nicht in erster Linie mit der Elektronikwahl znsammen; schon die 
Verstärkung des Fahrgestelles und die Erfordernisse der Stollentauglichkeit wie 
auch die sonstigen schweizerischen Änderungswünsche haUen diese Entwicklung 
vorhältnismässig früh - Ende 1960 oder anfangs 1961 - eingeleitet (Keller, 
Prot. II/A/3, S. 22; Grossenbacher, l'rot. II/A/1, S. 9). Der Generalstabschef 
und die ihm übergeordneLen Stellen wurden übor diese .Ändenmg nicht ins Bild 
gesetzt; sie war lediglich der AGF nnd dfül Sachbearbeitern dm· KTA bekannt. 
Als die Bundesversammlung im Juni 1961 ihre Beschlüsse auf der rechnerischen 
Basis des III C fasste, war der Wechsel zum III Ein Wirklichkeit bernits voll­
zogen. Die Optionsverträge wurden allerdings nicht angepn,sst, so dass sich die 
Pirma Dassault für die Zukunft von gewissen rechtlichen Bindungen befreit sah. 

V. Die verspätete Vorlage des Zusatzkreditbegehrens 

1. Die Zusammenlegung der Objektkredite 

Anlässlich der Vorbereitung der .Botschaft 1961 wollte das Militärdopart~1-
ment in seinem Entwurf für die Beschaffung der Mirage-Flugzeuge sowie von 
weiterem MatRrial für die 1',liegertrnppen einen einheitlichen Gesamtkredit von 
871 Millionen Franken anfordern. Auf Verlangen des Finanz- und Zolldeparto­
ments wurde dann der Gesamtkredit in vier einzelne Posten (für 100 Flugzeuge -
für Zubehör und Ersatzteile - für Munitionsausrüstung - für weitere Material­
beschaffungen) aufgeteilt. In dieser Form unterbreitete der Bundesrat den Be­
schlussesentwurf, und in dieser Formstimmton die Räte der Vorlage zu. Die 
Aufteilung in die vier Positionen wurde aber nur oberflächlich berechnet; Di-
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rektor Kaech erklärte in der Befragung (l'rot. II/C/8, S. 22), die Aufteilung sei 
etwas willkürlich geschehen. Demgegenüber stellte die Finanzkontrolle fest, dass 
die KTA die vier Objektkredite, so wie sie bewilligt wurden, für die verwaltungs­
mässigen Bedürfnisse gut aufteilte. Die getatigten Engagements wurden zunächst 
auf 2/i Teilkreditkarten pflichtgemass und laufend überwacht. Ab anfangs 1962 
verlor jedoch die KTA bis gegen Ende 1963 ,wgen der sich abzeichnenden Mehr­
kosten die Übersicht über den gesamten Kreditbedarf (Direktor Lehmann, 
Prot.II/C/5, S.10). 

Schon Ende 1961 standen auf 95,3 )Jillionen Franken geschätzte :Mehr­
kosten fest,. Der verfassungsrechtlich gebotene Weg, von den Eidgenössischen 
Rät0n einen Zusat,ikredit zu verlangen, schien dem 1Iilitärdepartement wegen der 
damit verbundenen «weiteren Verzögerung1> und aus andern Gründrn nicht gang­
bar. Es beantragte daher dem Bundesmt am 20. Dezember 1961, mit der Stellung 
des ~achtragskreditbegehrens noch etwa zwei Jahre zuzuwarten, da der durch 
Bundesbeschluss vom 21. ,Juni 1961 bewilligte Gesamtkredit von 871 }füliunen 
Franken durch die vertraglichen Verpflichtungen nicht vor Ende 1964 voll be­
ansprucht werde. ]1Jinzig dor l'rste Objektkredit (fur 100 Flugzeuge) reichte nach 
den damaligen Berechnungen höchstens bis Ende 1962 aus. Um diese partielle 
Kreditschwierigkeit zu uberbrücken, ersuchte das Militärdepartement den 
Bundesrat um die Erlaubnis zu Verschiebungen zwischen den einzelnen Objekt­
krediten. Das Militärdepartement stützte seinen Antrag auf Artikel 1, Absatz 3, 
des Bundesbeschlusses vom 21. Juni 1961, der dem Bundesrat die Befugnis zu­
erkannte, im Rahmen des Gesamtkredites «geringfügige Verschiobungem 
zwischen den einzelnen Objektkrediten vorzunehmen. 

Am 26.Dezembor 1961 beauftragte der Bundesrat zunächst das Militär­
departement und das Finanz- und Zolldepartement mit einer gemeinsamen Prü­
fung dieser Frage. Am 19. Januar 1962 beschloss er sodann auf üboreiustimmenden 
Antrag der beiden Departemente, die durch den Bundesbeischluss von 1961 be­
willigten Objektkredite 1-3, die - im Gegensatz zum Objektkredit 4 - alle die 
Mirage-Beschaffung betrafen, zusammenzulegen und das Militärdepartement ;m 

ermächtigen, im Rahmen des Oesamtbetrages von 827,9 Millionen Frankf'n alle 
<<zur ungestörten Weiterfuhrung der Mirage-Beschaffung unbedingt erforder­
lichen Verpflichtungen einzugehen». Die Stellung oinos Zusatzkreditbegehrens 
an die Bundesversammlung wurde für die erste Halfte 1963 in Aussicht genom­
men, da zu diesem Zeitpunkt auch die Vorlage fur die zentralo Einsatzführung 
unterbreitet werden sollte. 

Wie Vizedirektor Bieri von der Eidgenössischen Finanzverwaltung erkbrte 
(Prot. II/C/4, S.13 f.), kamen die Sachbearbeiter des Finanz- und Zolldeparte­
ments und des Militärdepartements auf diesen Ausweg, weil sie erkannten, dass 
die seinerneit vom Finanzdepartement verlangte Aufteilung dos Gesamtkre­
dites für die Mirage-Beschaffung in drei getrennte Objektkredite nicht durchwegs 
sinnvoll war und daher in der Praxis zu Schwierigkeiten führte. Der Bundesrat 
war sich bewusst, dass or nach Artikel 1, Absatz 3, des Bundesbeschlusses vom 
21. Juni 1961 nur zu geringfugigen Verschiebungen im Rahmen des Gesamt-
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- kredites befugt war. Er vertrat indessen die Meinung, weil es si.ch um eine <, be­
fristete Lösungi> handle, gehe die beschlossene .Änderung nicht über das hinaus, 
was sich noch verantworten lasse (Bericht des :\Jilitärdepartements vom 11. Ja­
nuar 1.962, S.3; Mitbericht des Finanz- und ZolldepartE1ments vom 17. Januar 
1962, S.l). 

Dieser Begründung kann nicht zugestimmt werden, geht doch die Auf­
fassung, es handl0 sich lediglich um eine<, befristete Lösungi> stillschweigend von 
der Voraussetzung aus, die Bundesversammlung werde zu gegebener Zeit den 
von ihr verlangten K achtragskredit obno weiteres bewilligen. Eine solche Be­
schränkung ihrer Entscheidungsfreiheit, welche das verfassungsmässige Kredit­
bewilligungsrecht des Parlaments in Frage stellt, kann die Blmdesversammlung 
nicht hinnehmen. Wie verfehlt die Auffassung des Bundesrates war, es handle 
sich lediglich um ein zeitliches Problem, zeigt die Tatsache, dass das Militär­
departement durch die Zusammenlegung der Objektkredite die Möglichkeit er­
hielt, die Mirage-Beschaffm1g bis in die erste Hälfte 1964 fortzusetzen. Eine ernst­
hafte Aussicht, mit den von der Bundesversammlung 1961 bewilligten Mitteln 
den Auftrag zur Beschaffung von 100 Kampfflugzeugen vollumfänglich erfüllen 
zu können, bestand indessen bereits anfangs 1962, als der Bundesrat seinen 
Beschluss fasste, nicht mehr. Wäre die Zusammenlegung der drei Objektkredite 
unterblieben, so hätte der Bundesrat schon 1962 an die Bundesversammlung 
gelangen müssen, zu einem Zeitpunkt also, da für das Parlament in mancher 
Richtung noch weit mehr Entscheidungsfreiheit bestand, als dies heute wegen der 
weit vorangetriebenen Fabrikation der Fall ist. 

Die Verantwortung fur die rechtswidrige Zusammenlegung der drei Mirage­
Objektkredite trägt der Bundesrat. 

2. Die Orientierung der Militär- und der Finanzkommissionen 

Im gleichen Bundesratsbeschluss vom 19. Januar 1962 wurde der Vorsteher 
des Militärdepartements beauftragt, die parlamentarischen Militärkommissionen 
<, bei nä,chster Gelegenheit über den Stand der Beschaffung und die Kreditfrage 
zu orientieren>>. Dies geschah in der Sitzung der Militärkommission des National­
rates vom 27 .Februar 1962 und in der Sitzung der Militärkommission des Stände­
rates vom 3.Mai 1962. 

In beiden Gremien wurde die Zusammenlegung der drei Objektkredite als 
«une solution temporaire>> bezeiclmot und das Kreditbegehren fur die Früh­
jahrssession 1963 in Aussicht gestellt (Bundesrat Chaudet, Prot. der Militär­
kommissionen; Nationalrat S.35/86, Ständerat S.19/20). Es wurde versichert, 
die zu erwartenden Mehrkosten wurden insgesamt, bis zum Ende der Ablieferung 
95,3 Millionen Franken nicht übersteigen (Bur1desrat Chaudet, Prot. S.29 bzw. 
S.13). Der Generalstabschef erklärte, auch bei einer Wahl des Draken wäre heute 
die Lage zeitlich und finanziell nicht besser (Prot. der Militärkommissionen: 
Nationalrat S.41/42, Ständerat S.25/26). Nach der Aussprache beschloss die 
Kommission des Nationalrates, von der Orientierung dediglich Kenntnis zu 
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nehmem. Sie erwarte zu gegebener Zeit eine entsprechende Zusatzkreditvorlage 
des Bundesrates und werde dazu noch eingehend Stellung nehmen (Prot. S.47). 
Die Militärkommission des Ständerates verzichtete nach diesen Erklärnngen auf 
eine Stellungnahme und gewärtigte ebenfalls eino Nachtragskreditvorlage (Prot. 
S.26). 

Die Finanzkommissionen der beiden Räte wurden auf eigenes Begehren im 
Februar bzw. Mai 1962 im gleichen Sinne orientiert. Nach den ihr vonseiten des 
Bundesrates erteilten Auskünften war die Finanzkommission des Nationalrates 
«nur im Lichte dieser Erklärungen damit einverstanden, das11 die provisorisch 
getroffene interne Massnahme durchgeführt wird>>. Sie fügte ausdrücklich bei, 
im grundsätzlichen der Zusammenlegung von Objektkrediten nicht beipflichten 
zu können. 

Der Bundesrat wurde durch den Vorsteher des Militärdepartements über 
die Reaktion der Kommissionen orientiert (Bundespräsident von l\loos, Prot.I/5, 
S.15). Es ist daher unverständlich, dass der Bundesrat annehmen konnte, er sei 
durch die vom Chef des Militärdepartements übernommone Orientierung ge­
dockt. Es musste ihm bekannt sein, dass eine Gutheissung seiner Massnahmen 
weder durch die Militär- noch durch die Finanzkommissionen, sondern aus­
scbliesslich durch die beiden Räte selbst hatte erfolgon können. 

Die Vorantwortung für die bagatellisierende Orientierung der Kommissionen 
trifft den Vorsteher des Militärdepartements. Kach allem was heute bekannt ist, 
hätten die Kommissionen entschiedener reagieren müssen, obschon sie geltend 
machen können, die ihnen vermittelten Informationen über die Gesamthöhe der 
Mehrkosten und uber den Zeitpunkt der Vorlage des Nachtragskreditbegehrens 
hätten sich nachträglich als falsch erwiesen. 

Die Verantwortung für die Verzögerung der Zusatzkreditbotschaft liegt 
beim Vorsteher des Militärdepartements und beim ·Direktor der Eidgenössischen 
Militärverwaltung, aber auch beim Bund.esrat als Behörde. Die Zahlen, die 1961 
bekannt wurden, mi;issten zur Vorsicht mahnen . .Anfangs 1962 erfolgte die Zu­
sammenlegung der drei Objektkredite unter dem ausdrücklichen Hinweis auf 
die in der ersten Hälfte 1968 zu erwartende Zusatzkreditbotschaft. Im Juli 1968 
erfuhr die Landesverteidigungskommission bei der Behandlung des langfristigen 
Finanzplanes, dass für die Mirage-Beschaffung Mehrkosten von mindestens 
200 Millionen Franken zu erwarten seien. E& ist daher unbegreiflich, dass die 
Botschaft des Bundesrates erst am 24.April 1964 erschien. 

3. Die Orientierung J.er Bund.esversammlung 

Den Eidgenössischen Räten ist der wahre Sachverhalt allzu lange nicht 
eröffnet worden. Wie die verwaltungsinternen Bemerkungen des Chefs der KTA 
gegenüber der Generalstabsabteilung vom SO.Mai 1962 zeigen, war die Antwort 
des Bundesrates auf die Kleine Anfrage Huber am 7. September 1962 bewusst 
beschwichtigend. Im Frühjahr 1968 wurde von der Generalstabsabteilung in 
den langfristigen Plan der Militärausgaben für die Mirage-Mehrkosten vorsichts-
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halber ein Betrag von 200 Millionen Franken aufgenommen. Die Landesvertei­
digungskommission diskutierte hierüber am 8. Juli 1963. Spätestens Mitte 1963 
bestätigte sich, dass es richtig war, mit mindestens 200 Millionen Franken Zu­
satzkosten zu rechnen. Weder der Bundesrat noch das Parlament wurden jedoch 
während des Jahres 1968 über die Entwicklung der Mirage-Angelegenheit orien­
tiert. 

Dabei hatte es au verwaltungsinternen Hinweisen ernstzunehmender Art 
schon seit Mitte 1962 nicht gefehlt. So hatte z.B. am 27.August 1962 der in 
Fragen der Flugzeugbeschaffung erfahrene Ing. König <lern damaligen interi­
mistischen Chef der KTA, Zellweger, geschrieben, es sei eine Tatsache, <<dass in 
terminlicher und kreditmässiger Hinsicht das Mirage-Geschäft jetzt ungünstig 
steht. Es ist eine Ermessensfrage, ob man von einer sehr unerfreulichen Aussicht 
sprechen will und für die Zukunft fast eine Katastrophe kommen sieht, oder wie 
man die Lage bezeichnen will. Dass jedenfalls die Lage äusserst schwierig ist, 
sehr viel schwieriger als man sie 1961 arnfühen musste, ist wohl nicht zu bestrei­
ten». Dass man solche Hinweise nicht oder kaum zur Kenntnis nahm, ist un­
begreiflich. Die Untätigkeit lässt sich höchstens so erklärnn, dass die verant­
wortlichen Stellen auf Leute, die nicht zum AGF-Kreis gehörten, konsequent 
nicht achteten. 

VI. Schlussbemerkungen 

1. Die hauptsächlich beteiligten Personen machen geltend, nach dem Schei­
tern des P-16 habe die Zeit gedrängt; die Devise habe gelautet: Vorwärtsmachen ! 
<,Die Vampires mussten möglichst bald ersetzt werden» (Generalstabschef, 
Prot.I/3, S.6). Dio Armeeführung war sodann in den Jahren ab 1959 durch die 
Revision der Militärorganisation und der Truppenordnung stark beansprucht. 
Das RüstungswesE'n bedeutete - vor der Schaffung einer Untergruppe Planung 
bei der Generalstabsabteilung noch mehr als heute - eine ausserordentliche 
Belastung für den Generalstabschef. 

2. Bei allen Fehlern, die gemacht wurden, hat die Untersuchung in keinem 
Fall einen Anhaltspunkt für unehrenhafte Handlungen oder ein Streben nach 
persönlichen Vorteilen ergeben. Die Arbeitsgemeinschaft ist namentlich von der 
persönlichen Integrität des Vorstehers des Militärdepartements und des General­
stabschefs, denen im vorliegenden Bericht für viele Entschlüsse und Vorkehren 
die Verantwortung überbunden werden muss, uberzeugt. 

8. Es stellt sich die Frage, ob bei allen Beteiligten die durch die Verfassung 
gebotene Loyalität gegenüber der Bundesversammlung vorhanden war. Ge­
wisse Vorkommnisse bei der Wahl des Mirage, irrefuhrende Wendungen und 
unzuverlässige Angaben in der Botschaft 1961 sowie gewisse Erscheinungen bei 
der Entscheidung für das Elektroniksystem Taran lassen auf ein tendenziöses 
oder zu wenig sorgfältiges Verhalten bestimmter Beteiligter schliessen. Ob sie 
alle gutgläubig und in vollem Bewusstsein der Pflicht znr wahrheitsgetreuen 
Information der Bundesversammlung handelten, bleibt offen. Die Gegenüber­
stellung verschiedener Behauptungen in der Botschaft 1961 mit den gegenteili-
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gen späteren Ausführungen in der Botschaft 1964 (vgl. die Darstellung S. 820 fi.) 
macht es in der Tat schwer, an die Gutgläubigkeit aller an der Ausarbeitung der 
Botschaft 1961 Bet6i1igten zu glauben. Nach Auffassung der Arbeitsgemeinschaft 
gehört aber dio Beachtung der verfassungsmässigen Verteilung der politischen 
Gewichte und damit der Respekt vor der Entscheidungsfreiheit und den Be­
schlüssen des Parlaments zu den Dienstpflichten jedes Trägers von Verwal­
tungsaufgaben. Diese Einstellung muss unter allen Umständen dem technischen 
Eifer und dem Streben nach stets noch besseren Lösungen vorgehen. Zu prüfen, 
ob sich in einzelnen Fällen aus einer solchen :Missachtung dienstrechtlicher 
Pflichten disziplinarische Massnahmen aufdrängen, war nicht die Aufgabe der 
Arbeitsgemeinschaft. Auf Grund der geltenden Kompetenzordnung wird es 
vielmehr Sache des Bundesrates sein, gegebenenfalls das Nötige zu veranlassen. 

4. Die Hauptorgebnisse der Untersuchung lassen sich wie folgt zusammen­
fassen: 

a. Die Kostenermittlung in der AGF war unzweckmässig organisiert. 
b. Die Botschaft 1961 war zum Teil tendenziös, zum Teil unsorgfältig und 

an einzelnen Stellen geradezu irreführend abgefasst. Dies betrifft vor allem die 
Darstellung der technischen Reife des Flugzeuges und der Kostenfrage. 

c. Beim Vollzug des Bundesbeschlusses wurde einem Perfektionismus ge­
huldigt, der keine wirkliche Rücksicht auf den gesteckten finanziellen Rahmen 
nahm und auch nicht davor zurückschreckte, in mehreren Richtungen vom 
Beschaffungsbeschluss abzuweichen. 

d. Die Mehrkosten, die sich schon vor Erlass des Bundesbeschlusses offen­
kundig abzeichneten, hätten den Bundesrat veranlassen müssen, die Botschaft 
zurückzustellen. Später hätte die drohende Kreditüberschreitung Verwaltung 
und Bundesrat vor der unbekümmerten Weiterführung des Beschaffungsauf­
trages warnen müssen. Der Bundesrat hätte es, als er Ende 1961 darüber orien­
tiert wurde, in der Hand gehabt, die Eidgenossischen Räte zu informieren und 
neue Weisungen einzuholen. Statt dessen erlaubte er der Verwaltung durch die 
rechtswidrige Zusammenlegung der Objektkredite, auf dem eingeschlagenen, 
kostspieligen Weg weiterzugehen. Er nahm an, die Räte würden später ohne 
weiteres einen von ihnen verlangten Zusatzkredit bewilligen. Mit dem Zu­
warten bis 1964 wurde die Entscheidungsfreiheit der Bundesversammlung mit 
jedem Monat mehr beschnitten. 

e. Für die höchst unerfreuliche Lage, in der sich das Mirage-Geschäft heute 
befindet, ist der Bundesrat verantwortlich. 

Bundesblatt. 116. Je.hrg. Bd. n. 21 
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3. Kapitel 

Die finanzielle Situation 

I. Die Ausgangslage 

Der Finanzbedarf für die Beschaffung von 100 Kampfflugzeugen Mirage III S 
wurde auf S.822 der Botschaft 1961 wie folgt umschrieben: 

in Millionen 
Franlrnn 

100 Flugzeuge, fertig ausgerüstet, einschliesslich Bordelektronik 514,9 
Zubehör und Ersatzteile 1) 231,4 
Munitionsausrüstung. . . 81,6 

Mirage-Beschaffung total. 827,9 

Weitere Materialbeschaffungen für die Modernisierung der Flug-
waffe und der Fliegertruppen, ohne direkten Zusammenhang 
mit der Beschaffung der Mirage-Flugzeuge . . . . . . 43,1 

Zusammen 871,0 

Die Eidgenössischen Räte nahmen zur Kenntnis, dass weitere 150 bis 
200 Millionen Franken dazu kommen sollten für Boden- und Bordgeräte zur 
Automatisierung der Führung und Luftverteidigung sowie für die im Zusammen­
hang mit der Mirage nötig werdenden Bauten. 

Das Parlament sah sich nicht veranlasst, die seriös wirkenden Unterlagen 
für seine Beschlusse zu bezweifeln. In der Zwischenzeit stellte es sich jedoch her­
aus, dass Parlament und Volk in eine falsche Sicherheit gewiegt worden waren. 
Zahlreiche Tatbestände, die in der Botschaft 1961 als &ndgiiltig bereinigt er­
schienen, sind in der Botschaft 1964 als nicht abgeklärt zur Diskussion gestellt. 

In finanzieller Hinsicht hat der Bundesrat den Auftrag nicht erfüllt, für 
827,9 Millionen Franken, die von ihm berechnet worden waren, 100 Mirage zu 
beschaffen. Jedermann weiss, dass das Parlament in Kenntnis der Endkosten 
den Anträgen des Bundesrates niemals zugestimmt hätte. Trotzdem wurde mit 
Botschaft vom 24.April 1964 ein Zusatzkredit von 576 Millionen Franken ver­
langt, ohne dass auch nur approximative Werte über die endgültigen Kosten des 
Mirage-Projoktes genannt werden konnten. 

Die Arbeitsgemeinschaft erachtete es daher als ihre Pflicht, das Zustande­
kommen der Kostenberechnung für die Botschaft 1961 abzuklären. 

II. Der Werdegang der Miragekosten 

Die folgende Tabelle zeigt in übersichtlicher Darstdlung die Entwicklung 
der Kosten bis zur Botschaft 1964. · 

1 ) Diese Position umfasst auch die Bodenausrüstung. 

michael.tellenbach
Textfeld



---

Kosten des Flugzeugs 
Zelle } 'rriebwerk 
Elektronik 

Faln"ikationsbauten 

Zubehör 
rnrsat:deile } Korpsumleriul 

F/.ugerprobung 
Unvorhergeselwnes 

.i\1 unition 
Nebenkosten für Kriegseinsatz 
Nebenkosten für Frieden.'lbetrieb 

Total MIRAGE 

Obje/dlcredit 4 
(weiteres Material für 
Flugwaffe und Fliegertruppen) 

Gesamttota'I 

1) aufgerundet 

Der Werdegang der Miragekosten 
(Millionen Franken) 

1 Kost~n- : Kürzungen 
Änt~genf Botschaft 

i "''TI';~ 1 LVI 14. 1. 61 l 1961 
1 Okt.11959 End: 1959 

1 3 4 

1 
1 
i 

480 + 35 515 

8 - 1 - 7 -

293 - 83 + 1 211 

,+ 20 20 

82 82 
174 - 36 - 138 -
40 - 10 - 30 -

1077 -130 - 119 ' 828 
1 

: 

43 4::1 
-----

11211) -130 - 119 871 
i 

Mehrkosten 
Botscbaft 1964 

Zwiscben-
Teuernng bericht KTA reine Mehr- Gesamt-

vom 16. 11. 61 1.1. 62 bis 
kosten 31. 12. 68 kosten 

5 6 7 8 

1 

+ 66,7 212 150 877 

; 

+ 28,6 71 50 332 

43 (j 49 
!lO 50 

14 !JG 
-
-

~ ---
-!- 95,3 + 356 

\ 
+ 220 ' 1404 

' 

43 
---- --~ ~- ~ 

+ 95,3 + 356 + 220 1447 
! 
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m. Die Kostenfrage in heutiger Sicht 

1. Die Gesamtkosten 

Die Arbeitsgemeinschaft hat zu Beginn der Untersuchungen die KTA er­
sucht, eine umfassende Kostenrechnung aufzustellen. In Erledigung dieses Auf­
trages entstand ein «Rotbuch», in dem die Ge„amtkosten für die Beschaffung 
von 100 Flugzeugen Mirage III S oder einer kleineren Serie und die Gesamt­
kosten bei Verzicht aui die Anschaffung von Mirage-Flugz~mgen enthalten sind. 
Im Begleitschreiben zum «Rotbuch)> machte die KTA verschiedene Vorbehalte, 
u. a. die Zahlen für die .Annullierung der Gesamtbeschaffung seien ohne Konsul­
tation der in ]'rage stehenden Firmen - also schätzungsweise - ermittelt worden. 
Das den Firmen im l!~alle einer Totalliquidation geschuldete Erfüllungsinteresse 
liesse sich ferner nur auf Grund der durch die Firmen substantiierten Forderun­
gen zuverlässig bestimmen. 

Die Ergebnisse, zu denen die KTA gekommen ist, finden sich in der neben­
stehenden Tabelk. 

Die Eidgenössische Pinanzkontrolle überprüfte im Auftrage der Arbeitsge­
meinschaft die von der KTA angestellten Berechnungen. In ihrem Bericht vom 
81. Juli 1964 betont sie, dass die Angaben so realistisch ermittelt worden seirn, 
als dies nach dem heutigen Überblick über den Stand der Mirage-Beschaffung 
überhaupt möglich sei. Sie erklärt ferner, der kaufmännischeDirektor der KTA 
habe die endgultige Festlegung der angegebenen Kosten persönlich überwacht. 

Um zuhanden der Eidgenössischen Räte mit grösstmöglicher Sicherheit aus­
sagefähige Zahlen vorlegen zu können, entschloss sich die Arbeitsgemeinschaft 
zum Beizug einer Gruppe von Industrie-Sachverständigen, der die Herren Max 
Baurner, Finanzdirektor einer Maschinenfabrik, Arbon; Dr. rer. pol. Alfred Bern­
hard, Betriebswirtschafter, Schaffhausen; Dr. iur. Alois Etter, Industriejurist, 
Zug, und Dr.sc. techn.H. U. Widmer, Betriebsingenieur, Uzwil, angehörten. 
Diese Experten erhielten folgenden Auftrag: 

- Beurteilung der dem «Rotbuch» vom 17. Juli 1964 zugrunde liegenden An­
nulla tionsprinzipien in der Sicht industrieller Bewertungsmethoden und Usanzen; 

- sofern zeitlich durchführbar und gestützt auf die in Ausfu.brung des Auf­
trages gewonnenen Erkenntnisse Stellungnahme zu den ausgewiesenen Kosten. 

Das Ergebnis der Expertise im Schlussbericht vom 19.August 1964 lautet: 
<<Mit den durch die KTA angewendeten Annullationsprinzipien gehen wir 

sowohl in rechtlicher wie in wirtschaftlicher Hinsicht einig. Wir haben jedoch den 
Betrag der Schadloshaltung der Vertragspartner für den Fall der totalen oder 
partiellen Annullierung im Gegensatz zur KTA, welche sich teilweise mit Schät­
zungen begnügte, soweit als möglich auf Grund einer Analyse berechnet. 

Die im «Rotbuch» angeführten Kosten der totalen oder partiellen Annullie­
rung erachten wir als zutreffende Richtwerte, welche unserer Auffassung nach 
aber eher an der untern Grenze liegen. Wie die KTA haben wir darauf verzich­
tet, irgendwelche Werte für einen allfälligen Liquidationserlös (bereits geliefertes 
Material etc.) einzusetzen.» 
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Die Kosten der Mirage-Beschaffung 
(Millionen Franken) 

1 
100 1 0 '. 70 1 50 1 30 1 ~:1:3~:.~=~ 

1 
schafften 

Berechnung Schätzung der Schätzung der Scha tzung der ' Schätzung der Materials 
Herbst 1963 Kosten beieiner Kosten ohne Kosten ohne / Krn,ten ohne X=Materlal, bei Kosten MIRAGE - Beschaffung 

in Millionen Franken gerechnet ohne I Be!!chaffung Teuerung J Teuerung Teuerung / dem im Falle 
Teuerung ,·onOFJugzeugen 70 Fn.Ill S/RS/ 50 FJz.IIIS/RS/ l 30 Flz. III 8/RS/ einer LiQuida-

100 Flugzeuge (Stand Ende BS/0 
1 

DS1c I BSIC tion ein Erlös 

/
III S/RS/BS/C ,September 19H)I {gemischt (gemhcht (nur l RS / ilberden 

1 
SIRS) :!,'RS} , Prototyp) Schrottwert hin-

1 

'

' e.us resultierl 
- - -- 1 2 ~ 3 ' 4 5 6 7 

1. Kosten des Flugzeugs 
(Zelle, Triebwerk, ßlektromk) 

2. Zubehör und Ersatzteile, 
Verschiedenes, Korpsmaterial 

1 74S 1 511 1 678 1 634 1 r.85 ! X')-

1
, 2:02 1 125 1 271 

1

1, 2~ II 218 X 
3. Unvorhergesehenes u 1 20 45 = 35 

4. Flugerprobung 1 4:l 20 43 / 43 42 2) 

5. Munition 86 / ,5B _ 1 _ ,~~ -~ BG 1 _ 8!, __ _) 
Kosten entsprechend Botschaft 19641 , 1 
inkl. Festpreisteuerung bis Ausliefe- 1 
rung, exkl. Gleitteuerung ab !ende 1 

1961 
0 

11214 734 1123 , l'.:49 
1 

9GG 
Gleitteuerung ab Ende 1961 0 Yo 15,5 10,0 15,0 / 14,a , 13,0 

190 73 / 168 151 1 126 
Total-Kosten inkl. Teuerung bis: 1 ,------------,------1 

Auslieferung,jedoch ohne Objektkre-1 , 1 1 ' 
dit 4 und ohne spätere Mehrkosten 1 1 1 
(Schätzung) , 1404(Eßdo 1968) 807(Eodo 1964) 1291(M,tto 196B)l l200{Anfang1968i, 1092(Eiide 1967) 

plus grobe Schatzung der späteren ' 
materiellen Mehrkosten uber die Bot- J J' , / 

schaft 1964 hinaus 100---300 - 100-250 / 100-200 ____1-_(J?--150 _____ _ 

ll 1500-1700 1 807 'i 1390-1540 1 1300-1400 1190-1240 '1 

1) Ohne Elektronik -----1 
2) Keine Flugversuche für den Aufklärer; daraus resultiert eine Reduktion von 1 :Million Franken. 

X 
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Aus der Begründung zu den einzelnen Positionen ergibt, sich, dass die Ex­
perten für den Fall dor Liquidation folgende Kostenerhöhungen ermittelten: 
Zelle 15 Millionen Franken, Triebwerk 20 ){illioncn Franken, Gleitteuerung 
8 Millionen Franken, total 43 Millionen Franken, denen eine Kostenverminderung 
bei der Position Uunition von 5 Millionen Franken gegenübersteht, so dass sich 
per Saldo eine Kostenerhöhung um 38 Millionen Franken auf total 845 Millionen 
Franken ergibt, gegemi.ber 807 Millionen Franken nach <<Rotbuch>>. 

Die bereits engagierten Mittel gehen aus nachstehender Aufätellung hervor: 

Kredit gemäss Bundesbeschluss vom 21. Juni 1961. 

Bis Mitte 1964 engagierte Mittel: 
Objektkredite 1-3 
Objektkredit 4 

Zusammen ... 

in Millionen 
Franken 

871,0 

755,5 
20,9 

776,4 

Bei der Berechnung der Gesamtkosten fur kleinere Serien sind - verglichen 
mit der Serie von 100 Mirage - grössere Ersatzteil- und Munitionsdotationen pro 
Flugzeug vorgesehen. Neben der Belastung aus den Festkosten von 845 Millionen 
Franken wirkt sich diese Tatsache finanziell so aus, dass die Gesamtkosten für 
70, 50 und 30 Flugzeuge relativ höher sind als für 100 Flugzeuge. Die Arbeits­
gemeinschaft kam in Übereinstimmung mit der kaufmännischen Direktion der 
KT A zu diesem Schlusse, weil sich auf Grund einlässlicher Untersuchungen er­
geben hatte, dass die Werte für die Ersatzteil- und Munitionsdotationen in der 
Botschaft 1961 unterschätzt worden waren. 

2. Die laufenikn Kosten 
als Folge der Anschaffung der Mirage-Flugzeuge 

Der Direktor der Militärflugplätze, Oberstbrigadier Gerber, beantwortete in 
einem ausführlichen Gutachten die im Zusammenhang mit der Wartung, dem 
Unterhalt und der Infrastruktur der Mirage-Flugzeuge gestellten Fragen. Die 
jährlichen Betriebskosten für 100 Mirage III S /R S belaufen sich nach dieser Unter­
suchung auf 30 Millionen Franken. In diesen Kosten sind - nach Aussagen 
Gerbers - auch die Unterhaltskosten für die Elektronik inbegriffen. Von den er­
wähnten 30 Millionen Franken entfallen 26,5 Millionen Franken auf das Betriebs­
budget der Direktion der Militärflugplätze, wäbrend die Kosten für die Betriebs­
stoffe mit 3,5 Millionen Franken den Voranschlag des Oberkriegskommissariates 
belasten. 

Die Eidgenössische Finanzkontrolle hat die Kostenrechnungen der Direktion 
der Militärflugplätze überprüft und als aussagefähige· Beurteilungsgrundlage 
for die Schlussnahmen der .Arbeitsgemeinschaft bewertet. 
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Was die Umschulung der Piloten und die Kosten für die laufende Ausbildung 
anbelangt, so sind diese - Sold und Reiseentschädigungen - gemessen an den mit 
der Mirage-Beschaffung zusammenhängenden Ausgaben unbedeutend. Müsste 
vollständig auf den Einsatz von Berufspiloten umgestellt werden -was allerdings 
vom Waffenchef der Flieger- und Fliegerabwehrtruppen verneint wird-, so er­
gäben sich - auf der Grundlage einer Hunderterserie - jährliche Mehrkosten für 
die Gehälter der Piloten von 2Yz Staffeln Yon rund 1,4 Millionen Franken. 

3. Die Kosten für die Infrastrnktnr 

Für den Betrieb, die Wartung und den Unterhalt der Mirage-Flugzeuge ent­
stehen zusätzliche Aufwandpositionen infolge der notwendigen Anpassung oder 
Neuerstellung von Hoch- und Tiefbauten. Direktor Gerber, der als Vertreter der 
Bauherrschaft die Pflichtenhefte zu erstellen hat, berechnet dio Totalkosten für die 
Mirage-Infrastruktur auf 80 Millionen Franken. Das Kreditbegehren müsste in 
einer spätenm Baubotschaft dem Parlament unterbreitet werden. Für die vor­
dringlichen Banvorhaben ist vorgesehen, je nach Termin der Flugzeugablieferung 
einen Vorschusskredit für Bauten bis zu 10 :Millionen Franken anzubegehren 
(Botschaft 1964, S. 924). 

Die Eidgenössische Finanzkontrolle hat im Auftrag der Arbeitsgemeinschaft 
auch diese Berechnungen geprüft und festgestellt, die Zahlen seien mit Gründ­
lichkeit und Sachkenntnis ermittelt worden. 

4. Die ziwätzlichen Kosten für Ersatzteile 

Der Direktor der Militärflugplätze schätzt den nicht gedeckten Ersatzteil­
bedarf auf 50 Millionen Franken (für 100 Flugzeuge). Direktor Hauser von der 
KTA erklärte auf Befragen, diese 50 Millionen Franken seien im Reservebetrag von 
100 bis 300 Millionen Franken für spätere Mehrkosten enthalten. 

5. Die Kosten für Kurzstart· und K urziande-Vorrichtungen 

Diese wurden im Schlussbericht der AGF auf 86 Millionen Franken geschätzt, 
fanden aber in der Botschaft 1961 und in der Botschaft 1964 keine Aufnahme. 
Die Flugzeugzelle ist für die Vorrichtungen umgebaut worden. Es dürfte daher 
früher oder später mit einem entsprechenden Kreditbegehren zu rechnen sein. 

6. Das halbautomatische Führungs- und Einsatz-Leitsystem 

Das Bodenleitsystem wird sowohl für den Einsatz der Mirage-Flugzeuge als 
auch für die Bloodhound-Raketen benötigt. Um Gewissh6it über die zu erwar­
tenden Kosten zu haben, wnrde die KTA beauftragt, eine Kostenzusammenstel­
lung vorzunehmen. Auf Grund der heute verfügbaren Angaben, die für die 
Hauptpositionen auf den Ergebnissen von Optionsverhandlungen beruhen, er· 
geben sich unter Einschluss der Teuerung bis 1. Juli 1965 Aufwendungen von 
200 Millionen Franken (Zusammenstellung KTA vom 81. Juli 1964). Nicht in-
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begriffen sind Bauten im geschätzten Umfang von 27 Millionen Franken. Die 
Eidgenössische Finanzkontrolle hat die Kostenzusammenstellung geprüft. Auf­
tragsgemäss befasste sie sieb auch mit den laufenden Betriebskosten, die von der 
Generalstabsabteilung auf Grund von Berechnungen der Direktion der Militär­
flugplätze mit 3 1Iillionen Franken jährlich beziffert werden. 

Inwieweit sich die getroffenen Schätzungen realisieren lassen, ist offen. An­
zuerkennen ist, dass sich die Verwaltung bemüht, durch eine abgewogene Re­
servestellung finanzielle Überraschungen auszuschalten. Trotzdem sind Vor­
behalte am Platze, die auch dadurch nicht zerstreut werden, dass die Landesver­
teidigungskommission und die Generalstabsabteilung erklären, die 200 Millionen 
Franken seien als Plafond festgesetzt und dürften nicht überschritten werden. 
Es ist Sache des Bundesrate!!, in der entsprechenden Botschaft zu den techni­
schen und finanziellen Fragen einlässlich Stellung zu beziehen. 

7. Einbau <kr Elektronik Cyrarw II? 
Die Arbeitsgemeinschaft hat auch die Frage geprüft, ob es heute noch mög­

lich wäre, Mirage-Flugzeuge des Typs III, ausgerüstet mit der Elektronik 
Cyrano II, zu beschaffen. Bei den in diesem Zusammenhang vorgenommenen Be­
rechnungen der KTA handelt es sich weitgehend um grobe Schätzungen, die je­
doch - nach Bewertung durch die Eidgenössische Finanzkontrolle - eine realisti­
sche Arbeitsunterlage darstellen. Die Ergebnisse liegen -wiederum nach der Eidge­
nössischen Finanzkontrolle - an der untern Grenze der zu erwartenden Kosten. 
Aus den vorliegenden Unterlagen darf geschlossen werden, dass eine Beschaffung 
des Mirage III, ausgerüstet mit der Elektronik Oyrano II, heute unter Inkaufnah­
me von Nach teilen bezüglich taktischem Einsatz und Terminen zwar noch mög­
lich wäre, aber - unter Berücksichtigung der Liquidationskosten - nicht billiger 
zu stehen käme als die Beschaffung der Mirage III S mit der Taran-Elektronik. 
Ein Ersatz der Taran- durch die Cyrano-Elektronik würde auch den Einbau der 
französischen Lenkwaffe anstelle der vorgesehenen amerikanischen bedingen, 
da einer Integration der amerikanischen Lenkwaffe mit der französischen Elek­
tronik ernsthafte Hindernisse entgegenstehen. Dem heutigen Projekt für das 
Bodenleitsystem liegt das System Taran/amerikanische Lenkwaffe zugrunde, so 
dass eine Änderung des flugzeugseitigen Waffensystems zugleich eine Neu­
bearbeitung des Einsatzleitsystems erfordern würde. 

Die Arbeitsgemeinschaft kann im heutigen fortgeschrittenen Stadium des 
Geschäftes ( vgl. Seite 824 f.) eine Liquidation der amerikanischen Elektronik und 
Lenkwaffen nicht empfehlen. 

IV. Die Massnahmen auf dem Gebiete der Kostenberechnung, Kreditbereit­
stellung und ·Überwachung 

1. Fest.stellungen 
Der Übergang von der Beschaffung eines - nach Botschaft 1961- fertig ent­

wickelten Flugzeuges zur Weiterentwicklung eines in Beschaffung befindlichen 
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Flugzeuges hatte auf dem Gebiete der Kostenrechnung und der finanziellen 
Ordnung (Finanzplanung, Kreditüberwachung) ganz einschneidende Folgen. 
Die verantwortlichen Stellen erkannten die finanzielle Tragweite der technischen 
Änderungen nicht oder zu spät, weshalb erst im Jahre 1964 ein Zusatzkredit an­
begehrt wurde. Bei der Behandlung der Verantwortlichkeits- sowie der Organisa­
tionsfragen werden die Ursachen untersucht, die zu dieser Fehlentwicklung ge­
führt haben. 

Die Erhebungen der Arbeitsgemeinschaft haben mit aller Deutlichkeit ge­
zeigt, dass in der Phase der Änderungen am Flugzeug das technische Ziel derart 
im Vordergrund der Bemühungen stand, dass die verschiedentlich geäusserten 
Warnungen vor den Kostenfolgen in den Wind geschlagen wurden. Damit stellt 
sich die Frage nach den in Zukunft zu ergreifenden Vorbeugemassnahmen. 

Die Arbeitsgemeinschaft geht in ihren Überlegungen davon aus, dass die 
von den Eidgenössis0hen Räten zu sprechenden Kredit,e sorgfältig auf die beson­
deren Verhältnisse derartiger Grossbeschaffungen auszurichten sind-gegebenen­
falls unter vorherigem Einsatz eines Projektierungskredites - und dass gleich­
zeitig mit der technischen Planung und Berechnung eine einwandfreie finanzielle 
Planung erfolgen muss. Nur so können die für ein Geschäft verantwortlichen 
Stellen jederzeit die finanziellen Konsequenzen des technischen Geschehens 
überblicken und Entscheide treffen. 

2. Dw Organisation der Kostnwerechnung 
für künftige Beschaffungsvorhaben 

a) Zentrale Stelle als Führungsinstrument 

Aus Ziffer 1 ergibt sich die Forderung nach einer zentralen Stabsstelle, die 
den verantwortlichen Instanzen alle Elemente für eine sorgfältige Beurteilung 
der Lage nach industriellen Gesichtspunkten zu vermitteln hat. Bezogen auf die 
Kostonrechnung ergeben sich nachstohende Hinweise: 
- Die Stelle hat die umfassende Ermittlung aller erkennbaren Kostenfaktoren 

zu gewährleisten. Änderungen dürfen nicht vorgenommen werden, ohne dass 
gleichzeitig die Frage der Kostenfolgen sorgfältig geprüft und das Ergebnis 
den entscheidenden Instanzen als wesentliches Element für die Entschluss­
fassung zur Kenntnis gebracht wird. 

- Die von den technischen Organen errechneten Kosten sind durch industriell 
erfahrene Fachleute - nötigenfalls unter Beizug aussenstehender Experten -
kritisch zu würdigen. 

- Es muss gesagt werden, auf welche Unterlagen sich die Kostenberechnungen 
stützen, insbesondere mit welchen Unsicherheitsfaktoren diese behaftet sind. 
Wo es sich lediglich um grobe Schätzungen handelt, müssen Grössenord­
nungen (mit oberen und unteren Grenzen) angegeben werden. Es darf nicht 
durch Nennung von Dezimalstellen der Schein von Genauigkeit erweckt 
werden. 
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- Grundsätzlich muss das Militärdepartement - nötigenfalls durch Zuteilung 
entsprechender Fachloute - selbst instand geseblt werden, die Zuverlässigkeit 
von Kostenberechnungen zu prüfen und zn gewährleisten (vgl. Kapitel 5 
S.887). 

b) Die Einfuhrung von Verpflichtungskontrollen 

Wie schon die Finanzkommission des Nationalrates in der Somrnorsession 
1964, so befürwortet auch die Arbeitsgemeinschaft die generelle Emführung von 
Verpflichtungskontrollen. Im Falle der Mirage-Beschaffung hat die KTA eine 
«Engagementskontroilo,> geführt, die von der Finanzkontroile im Auftrag der 
Arbeitsgemeinschaft uberprüft und im Bericht vom 81. Juli 1964 wie folgt be­
wertet wurde : 

<<Die KTA fuhrt seit jeher eine genaue Engagemontskontrolle. In dieser 
wird luckenlos für jeden Kredit eine Karte eröffnet, in welcher jedo ihn botref­
fende BestAllung eingetragen wird; dies, bevor der Bestellvertrag rechtskräftig 
ist. Zeigt sich eine Kreditüberschreitung, so wird der sie verursachende Vertrag 
an die besehaffende Stelle zur Abklärung zuruckgewiesen. In der Kontrolle der 
KTA figurieron somit nur die effektiv eingetragenen Verpflichtungen. Der Stand 
der Kontrolle wird ,-ierteljährlich in Aufstellungen zusammengefasst, welche den 
interessierten Bundesstellen zugestellt werden.,> 

<<Die von uns verlangten Erhebungen beziehen sieh darauf, ob und wie die 
aus dem Ablaut cles }lirage-Geschäftes durch Abänderungen sich ergebenden 
Kostenuberschreitungen laufend erfasst und überwacht, werden. Eine solche 
systematische Kontrolle existiert nieht und hätte auch, den erhaltenen Auskünf­
ten gemäss, nicht durehgeführt weiden können, weil die Kosten der vorge­
sehenen Abänderungen in den meisten Fallen nicht errechenbar gewesen seien. 
Unsere Erhebungen konnten sich demnach nur auf die vorhandenon Unter­
lagen stutzen.» 

Daraus folgt, dass wohl die effektiv eingegangenen Verpflichtungen in 
ihrem Verhältnis zum Gesamtkredit gewurdigt wurden, nicht aber die Auswir­
kungen einer bestimmten Verpflichtung auf allfällige Kostenilberschreitungen. 
So war es möglieh, dass im Rahmen der Mirage-Beschaffung durch eingegangone 
Verpflichtungen Ausgabon präjudiziert wurden, die weit über den durch den 
Bundesbesebluss aus dem Jahre 1961 gesteckten Rahmen hinausgingen. 

Bei der Beurteilung der Frage, ob ein Objektkredit ausreichen wird, müssen 
neben den bereits eingegangenen Verpflichhmgen unter allen Umständen aueh 
die zur Vollendung des Vorhabens noch entstehenden Kosten in Rechnung gestellt 
werden. Mit Kontrollen soll also nicht nur ein Überschreiten des bew:illigten Ob­
jektkredites durch konkrete Engagements verhindert, sondern auch erreicht wer­
den, dass die ausführenden Instanzen die vorgesetzten Stellen reehtzeitig orien­
tieren, wenn zu erkennen ist, dass das gesteckte Ziel mit dem bewilligten Objekt­
kredit nicht erreicht werden kann. 
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c) Die Mitarbeit der Finanzverwaltung 

Um den Mitberichten des Pinanz- und Zolldepartements mehr Gewicht zu 
geben, empfiehlt es sich, die Finanzverwaltung schon bei der Planung grösserer 
Kreditvorhaben beizuziehen. 

d) Die Verstärkung der Finanzkontrolle 

Es wurde bereits ausgeführt, dass die Arbeitsgemeinschaft die Einiührung 
von Verpflichtungskontrollen für Kredite von bestimmter Grösse für unerlässlich 
hält. Derartige Massnahmen auf departementaler Ebene bedingen auch einen 
entsprechenden Ausbau der finanziellen Oberaufsicht. Unabhängig von der zen­
tralen Stelle für Kostemiberwachung im Uilitärdepartement ist eine Verstärkung 
der Eidgenössischen Finanzkontrolle nötig. Das einschlägige Regulativ muss 
entsprechend revidiert werden. Die Arbeitsgemeinschaft ist der Auffassung, dass 
sich die Finanzdelegation der Eidgenössischen Räte dieser Frage annehmen und 
sich diesbezti.glich mit dem Bundesrat ins Benehmen setzen sollte, da die Finanz­
kontrolle oin Organ des Bundesrates und ein Instrument der parlamentarischen 
Kontrolle zugleich ist. 

3. Die Projektierungskredite 

Bei komplexen Entwicklungen oder Beschaffungen mi.t Entwicklungs­
charakter ist ein etappenweises Vorgehen angezeigt. In einer gründlichen Vor­
prüfung ist zunächst Klarheit zu schaffen über das Ausmass eines Vorhabens 
unter allen wesentlichen Aspekten, insbesondere über die finanziellen Auswir­
kungen. Für eine solche Vorabklärung müssen die nötigen Mittel in Form eines 
Projektierungskredites bereitgestellt werden (vgl. Kapitel 5, S.882ff.). 

4-. Die Objektkredite 

Im Zusammenhang mit dem Mirage-Geschäft ist angeregt worden, das 
geltende System der Objektkredite aufzugeben. Die Arbeitsgemeinschaft hat 
auch diese Frage einlässlich geprüft. 

Ein Objektkredit ist ein Engagernentkredit im Unterschied zu einem Zah­
lungskredit. Er stellt die Ermächtigung dar, innerhalb eines bestimmten Be­
trages Verpflichtungen für die Realisierung eines im Zweck umschriebenen Vor­
habens einzugehen. 

In zeitlicher Hinsicht ist er nicht wie der Zahlungskredit an ein bestimmtes 
Rechnungsjahr gebunden, sondern an den für die Verwirklichung des Vorhabens 
benötigten Zeitraum. Das System der Objektkredite ist nicht zuletzt eingeführt 
worden, weil sich komplizierte und grosse Beschaffungen sowie Entwicklungen 
regelmässig über Jahre erstrecken und somit den engen Rahmen eines Rech­
nungsjahres sprengen. In diesen Fällen gewährleistet einzig der Engagement­
kredit das Ausgabenbewilligungsrecht des Parlamentes, anderseits ermöglicht 
nur er den ausführenden Organen, langfristig zu disponieren. 
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Mit dem Objektkredit wird den Verwaltungsorganen nicht nur ein Aufüag 
erteilt, sie werden auch auf die Einhaltung einer bestimmten finanziellen Grenze 
verpflichtet. An der Respektierung diesfir mit der Krediterteilung verbundenfin 
Verpflichtung hat es im Mirage-Fall offensichtlich gefehlt. 

Die Arbeitsgemeinschaft ist zum Schluss gekommfin, dass das System der 
Objektkredite zweckmässig ist und beibehalten werden muss. Verbesserungen 
am System sind jedoch unumgänglich; insbesondfire drängen sich eine sorg­
fältigere Ermittlung der anzufordernden Kredite, 0ine eindeutige Kompetenz­
abgrenzung zwischen den beteiligten Instanzen sowie eine zuverlässigere Über­
wachung der einzelnen Objekt,kredite auf. 

5. Die Bcrüchsichtigung der Teuerung 
Es stellt sich dir Frage, ob die anzufordernden Kredite zum vornehcrein 

um den Betrag der zu erwartenden 'l'euerung erhöht werden sollen. Eine solche 
Praxis würde die Überwachung der einzelnen Kredite überaus erschweren. Die 
Arbeitsgemeinschaft neigt daher mit dem Finanz- und Zolldepartement zur 
Auffassung, dass sämtliche Kredite ohne BerücksicMigung der Teuerung anzu­
fordern seien. Für KostenüberAchreitungen, die mit der eingetretenen Teuerung 
begründet werden. wären Nachtragskrodite einzuholen. Eine endgültige Stel­
lungnahme z11 dieser Frage wird erst möglich sein, wenn das Finanz- und Zoll­
departement die zurzeit laufenden Abklärungen abgeschlossen hat. 

V. Die Auswirkungen der Mirage-Beschaffung 
auf die langfristige finanzielle Rüstungsplanung 

.l. Die Finanzplanung 
Gestutzt auf den Antrag des Militärdepartements vom 15. Juni 1964, den 

Mitbericht des Finanz- und Zolldepartemenl;s vom 4.August 1964, eine Notiz 
der Finanzverwaltung vom 7.August 1964 und don Zusatzbericht des Militär­
departements vorn 10.August 1964 nahm die Arbeitsgemeinschaft Kenntnis von 
der finanziellen Planung auf dem Gebiete der militärischen Ausgaben für die 
Jahre 1965 bis 1969. Sie stellte fest, dass der Bundesrat die Anträge der beteilig­
ten Departemente noch nicht gutgeheissen hat. Der Bundesrat hat für die Ver­
waltung der Finanzen zu sorgen (BV Art.102, Ziff.14). Dementsprechend ist es 
Sache des Bundesrates, den Finanzplan als ein Arbeitsinstrument aufzustellen. 
Weil jedoch in der vergangenen Junisession mehrmals auf den Zusammenhang 
zwischen den Beschaffungskosten für das Kampfflugzeug Mirage und den künf­
tigen Rüstungsausgaben hingewiesen worden war, erachtete es die Arbeits­
gemeinschaft als ihre Pflicht, den Entwurf für eine langfristige finanzielle 
Rüstungsplanung und seine Auswirkungen auf die Zukunft der Flugwaffe und 
der übrigen Waffengattungen zu überdenken. 

Das Militärdepartement ging bei der Abklärung der Frage, was im Rahmen 
der geltenden Finanzordnung an Ausgaben für die Landesverteidigung als trag­
bar gelten soll, von folgender Annahme aus: 
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<<Die trendmässige Beurteilung der Entwicklung des Nettosozialprodukts 
lässt im Mittel zwischen einer langfristigen Wirtschaftsentwicklung und dem 
Trendwert der Nachkriegszeit auf eine durchschnittliche Wachstumsrate von 
8,66/ 0 pro Jahr schfüissen, ein Wert, der unter den ausländischen Schätzungen 
liegt. überträgt man die vom Finanz- und Zolldepa,rtement als tragbar erachte­
ten Anteilprozente von 3,3 bis 3,770/o auf das so errechnete künftige Nettosozial­
produkt, so ergibt sich für die kommenden 5 Jahre eine Totalsummo von etwas 
über 8,2 Milliarden Franken oder von rund 8,3 Milliarden Franken boi Einbezug 
eines Teils des 1965 noch ansstehenden Teuerungsausgleiches der letzten Jahre. 
Von diesem Gesamtbetrag werden - unter Ausschluss dC>r geldwertmässigen 
Teuerung und unter dem Vorbehalt der im Zuge der Teuerungsbekämpfung vor­
zunehmenden Kürzungen - ca. 4420 )lillionen Franken fur laufende Ausgaben 
und ca. 1920 Millionen Franken als Zahlungsbedarf für heute bereits bewilligte 
Beschaffungen und Bauten beansprucht. Der verbleibende Betrag von rnnd 
1960 Millionen Franken bleibt für neue Beschaffungen und Bauten in der Zeit 
von 1965 bis 1969 verfügbar. 

Mit Rücksicht auf den dringenden ~achholbedarf an militärischen Bauten, 
vor allem im Dienste der Ausbildung, "ird dafür in der Plammg ein Anteil von 
ca. 830 Millionen ::Franken ausgeschieden, so dass bis 1969 nmd 1680 Millionen 
Franken für neue Materialbeschaffungen verfugbar bleiben, was gegenüber den 
Wünschen der Dienstabteilungen ein :Minimum bedeutet. 

Dieser Betrag ist um die Summe zu reduzieren, die allenfalls für Mehrkosten 
bereits bewilligter Beschaffungen aufgewendet werden müssen, soweit sie bis 
1964 auflaufen.>> 

Von den 1680 Millionen Franken können nach Auffassung des Militär­
departement,s höchstens 750 Millionen Franken für die Flieger- und Flieger­
abwehrtruppen ausgeschieden werden, was zur ]'olge hätte, dass für die übrigen 
Waffengattungen noch 880 Millionen Franken verblieben. 

2. Die Aufwendungen fur Flugwaffe und Fliegerabwehr 

Die geplante Verwendung <ler for die Bedürfnisse von l!'lugwaffe und Flieger­
abwehr vorgesehenen 750 Millionen Franken bietet folgendes Bild: 

Bisher fassbare Mehrkosten Mirage abzüglich eines auf 100 Milli­
onen Franken geschätzten Tenerungsanteils ab 1965 (die Teue­
rung soll ab 1965 aus dern finanziellon Rahmen von 8,3 Milli­
arden Franken für die Jahre 1965-1969 ausgeklammert werden, 
daher die Differenz zur Botschaft 1964) 
Bodenleitsystem (ohne Bauten) . . . . . . . . . . . 
Leichtfliegertransportstaffel . . . . . . . . . . . . 
Verschiedene kleinere Beschaffungen für die Flugwaffe . 
Teuerungsbedingte Mehrkosten Bloodhound bis 1964 (die ab 1965 
eintretende Teuerung wird ausgeklammert) . . . . . . . . . 

Zusammen 

in Millionen 
J,'rankcn 

47G 
200 
30 
24 

25 

755 
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Für die weiteren zu erwartenden Mehrkosten des }(irage sind im Fünfjahres­
plan 1965/69 keine Mittel eingesetzt. Ein unter diesem Titel auf 100 Millionen 
Franken geschätzter Betrag wurde in dio Rüstungsvorhaben nach 1969 auf­
genommen. 

Der nachstehende V ergleicb ist instruktiv; in l\Iillioncn 

Berwlmung 100 Mirage nach Botschaft 1961 . 
Zusatzkreditbegehren nach Botschaft 1964 . . 

Franken 

827,9 
576,0 

Totalkredit Bundesbeschluss vom 21. Juni 1961 und Kredit­
begehren vom 24.April 1964 . . . . . . . . . 1403,9 

Gesamtkosten nach <<Rotbuch1>: 

Zahl der in Millionen 
Kampfflugzeuge Franken 

100 1500-1700 
70 1890-1540 
50 1800-1400 
80 1190-1240 

Zusätzllcho Mehrkosten, 
nicht gedeckt durch bis· 

hcrige Kreditvorlagen 
nnd im langfristigen 
RU!ltungspl<1n nicht 

enthalten 
in Millionen Franken 

100-300 
-150 

Ebenfalls nicht erfasst ist im Rüstungsplan die Gleitteuerung ab 1. Januar 
1965 (rund 100 Millionen Franken für 100 Flugzeuge), die sowohl im Zusatz­
kreditbegehren als auch in den Berechnungen gemäss <<Rotbuch1> einbezogen 
sind. 

Auch wenn man berücksichtigt, dass die langfristige finanzielle Rüstungs­
planung zurzeit noch keinen verbindlichen Aussagewert hat, so ist doch fest­
zustellen, dass die Beschaffung von 100 Kampfflugzeugen infolge des niit 
Sicherheit zu erwartenden nächsten Nachtragskredites den Rahmen der in der 
Planung vorgesehenen Rüsttmgsausgaben sprengen würde. 

3. Das Verhältnis zu den übrigen Waffengattungen 

Ohne Brhöhung des Plafonds für die Rüstungsausgaben - 8,8 Milliarden 
Franken für die Jahre 1965-1969 - liessen sich diese Mehrkosten nicht unter· 
bringen, es sei denn auf Kosten der übrigen Waffengattungen. Die Arbeits· 
gemeinschaft ist überzeugt, dass zusätzliche Aufwendungen für die Flugwaffe _ 
angesichts der Bedürfnisse der übrigen Waffengattungen (z.B. Selbst:fahr-Artil­
lerie, wE:itere Modernisierung der Flab u.a.m.) nicht verantwortet werden 
können. Für rund 100 Millionen Franken lassen sich beispielsweise zwei Schwere 
Flabregimenter mit modernen Waffen ausrüsten. 

michael.tellenbach
Textfeld



319 

VI. Schlussfolgerungen 

1. a. Auf Grund der Untersuchung müssen folgende Gesamtkosten für die 
Mirage-Beschaffung in Rechnung gestellt werden; 

Zahl der 
Mirage-Flugzeuge 

100 
70 
50 
80 

M1!1ionen 
Franken 

1500-1700 
1890-1540 
1800-1400 
1190-1240 

b. Infolge ihres Zusammenhanges mit der Beschaffung von Kampfflugzeu­
gen sind sodann folgende bereits angekündigte Vorhaben zu berücksichtigen: 

Scha tzung in 
Millionen Franken 

Infrastruktur . . . . . . . . . . . . 30 
Kurzstart- und Kurzlandevorrichtungen 86 1) 

Führungs- und Einsatzleitsystem 2) 200 
Dazugehörige Bauten . . . . . . . . 27 

Zusammen rund 800 

Diese Beträge könnten bei der Bestellung von kleineren Serien gewisse Re­
duktionen erfahren. 

c. In Berücksichtigung von lit.a und b ergibt sich folgondor Gesamtauf­
wand: 

Zahl de1 
'.Inugzeuge 

100 
70 
50 
80 

Millionen 
Franken 

1800-2000 
1690-1840 
1600-1700 
1490-1540 

2. Anderseits würden die durch Expertise erhärteten Kosten für eine Liqui­
dation der Mirage-Beschaffung rund 850 :0Iillionen Franken ausmachen. 

8. Es darf als sicher angenommen werden, dass die Eidgenössischen Räte 
im Jahre 1961 der Anschaffung von 100 Kampfflugzeugen nicht zugestimmt 
hatten, wenn die Botschaft 1961 die Gesamtkosten der Beschaffung bekannt­
gegeben hätte. 

Sodann steht fest, dass der Abbruch der Mirnge-Beschaffung einen Verlust 
von rund 850 Millionen Franken bedeutet, der nur zu verantworten ist, wenn 
aus wirtschaftlichen und militärpolitischen Überlegungen keine bessere Lösung 
gefunden werden kann. 

1 ) Gemäss Schlussbericht AGF (Oktober 1959). 
2) Für die Luftraumverteidigung (Flieger und Fliegerabwehr) und die Koordina­

tion des militärischen mit dem zivilen Luftverkehr. 
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Auf die Stückkosten bezogen, würde die :Beschaffung von 100 Flugzeugen 
zu den tiefsten Kosten pro Einheit führen. Ausschliesslich wirtschaftliche Mass­
stäbe werden jedoch dem komplexen und vor allem staatspolitisch bedeutsamen 
Tatbestand nicht gerecht. 

Die für die Beschaffung von 100 Flugzeugen erforderlichen Mittel, die zu 
den bereits gebundenen rund 850 Millionen Franken zusätzlich aufgebracht 
werden müssten, wurdun den Rahmen unserer finanziellen Möglichkeiten spren­
gen. Selbst bei Bewilligung der im langfristigen Rustungsplan vorgesehenen 
militärischen Ausgaben von rund 1,6 Milliarden Frankfm jährlich könnte der 
Aufwand für die Beschaffung von 100, ja sogar 70 Flugzougen nicht gedeckt 
werden, es sei denn auf Kosten anderer Waffengattungen. 

Militärische Überlegungen führen dazu, die Anschaffung von Aufklä­
rungsflugzeugen und einer beschränkten Zahl von Kampfflugzeugen mit Hoch­
leistungseigenschaften als für die Landesverteidigung zweckmässig zu beurtei­
len. 

4. In sorgfältiger Abwägung aller Tatbestandselemente kam die Arbeits­
gemeinschaft zum Schluss, dass die Anschaffung einer Aufklärungssta-ffel Mi­
rage III RS und von zwei Staffeln Kampfflugzeugen 11.lirage III S das Maximum 
darstellt, das verantwortet werden kann. Dabei wurde besonders berücksichtigt, 
dass im Falle der Liquidation rund 850 Millionen Franken ohne jeden militäri-

chen Gegenwert verloren gingen. 

4. Kapitel 

Die militärische Problematik: 

I. zum gegenwärtigen Stand der Mirage-Entwicklung 
und -Beschaffung 

1. Ein Vergleich zwischen den Botschaff,en 1961 und 1964 

a. Am 21. Juni 1961 erteilten die Eidgenossischen Räte dem Bundesrat den 
Auftrag, 100 Kampfflugzeuge Mirage III S, basierend auf dem Typ III C, anzu­
schaffen. Nur <<einige geringe konstruktive Änderungen» seien nötig (Botschaft 
1961, S.811). 

b. Die folgende Gegenüberstellung zeigt, wie sehr in der Folge Änderungs­
wünsche zu einer Vermischung von Beschaffung und Entwicklung führten: 

1. Serienreife 
1961 

<< Der Mirage III S ist eines der 
schnellsten Hochleistungsflugzeuge, 
die gegenwärtig in Serie gebaut werden.~ 
Botschaft S.810 

1964 
<<Die Ergebnisso detaillierter Kon­

struktionsstudion und der Erprobung 
müssen zum Teil noch abgewartet 
werden.>> Botschaft S.915 
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1961 
<<Das Flugzeug :Mirage ist ein nach 

dem neuesten Stand der Technik kon­
zipiertes und erprobtes Fluggerät ... >> 
E S.125 

321 

1964 
<<Dank dem termingerechten Ab­

lauf der erwähnten Teilprogramme 
,rnr es möglich, dass bereits ani 8.Ja­
nuar 1964 . . . der Erstflug eines voll­
ständig ausgerüsteten Flugzeuges Mi­
rage III S erfolgen konnte . ... Damit ist 
nun der Weg für die Flugerprobung 
des Waffensystems Mirage III S frei­
gelegt.>> Botschaft S. 918 

<<Die Flugerprobung des Waffon­
systcms, die sich in einem urspning­
lich nicht vorgesehenen Umfange in 
Frankreich und insbesondere in den 
Vereinigten Staaten abwickelt, bean­
sprucht beträchtliche Betrage.» Bot­
schaft S. 919 

<< Unsicher sind namentlich die 
heute eingesetzten Kosten für die ge­
samte Flugerprobung. Der Umfang 
der Erprobung hängt wesentlich vom 
Erfolg der Versuche ab.>> Botschaft 
8.921 

2. Zelle 

<< Die Zelle ifit ... ausserordentlich 
fest, so dass sie allen Anforderungen im 
Einsatz entspricht.>> E S.125 

Brmdesblatt. 116. Jahrg. Bd. II. 

<<Es wurden deshalb als erster 
Schritt auf dieses Ziel hin Verstärkun­
gen der Flugzeugzelle vorgesehen . . . >> 
Botschaft S. 908 

<< Durch die fur unsere Bedürfnisse 
notwendigen Verstärkungen der Zelle ... 
ergab sich eine geänderte Gewichtsver­
teilung.» Botschaft S. 915 

« Unser Mehrzweckflugzeug Mi­
rage III S ist heute dem vielseitigeren, 
dafur aufwendigeren, französischen 
Jagdbomber Mirage III E zellenseitig 
näher verwandt als dem ausschliess­
lichen Jäger Mirage III C.» Botschaft 
8.915 

22 
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1961 1964 
8. Triebwerk 

<<Das Triebwerk ist einfach und 
robust, es ist in allen Teilen fertig ent­
wickelt und steht in Serieproduktion.>> 
ES. 125 

<<Das Triebwerk ATAR 9 C des 
Mirage III S . . . ist das Resultat 
einer 15jährigen Entwicklung 
zeichnet sich durch Einfachheit in der 
Konstruktion aus. Dieser Umstand 
erleichtert den Nachbau und später. die 
Unterhaltsarbeiten in der Schweiz be­
deutend.>> Botschaft S. 811 f. 

«Eine der bedeutungsvolleren Än­
derungen betrifft das Triebwerk, das mit 
einer eigenen Anlass-Gasturbine ver­
sehen wurde.>> Botschaft S. 916 

«Noch mehr als bei der Flugzeug­
zelle überraschte beim Triebwerk die 
unerwartet hohe Zahl der aus der aus­
ländischen Betriebserfahrung anfal­
lenden .Änderungen. Diese wirken sich 
auf eine Lizenzfabrikation terminlich 
und finanziell erheblich stärker aus als 
bei einer Produktion im Stammhaus.» 
Botschaft S.916 

4. Lizenzfabrikation 

«Hierauf werden uns sofort die 
Lizenzunterlagen für Zelle und Trieb­
werk ausgeliefert. Wir haben uns an 
Ort und Stelle überzeugt, dass diese Do­
kumente unseren Bedürfnissen entspre­
chend vorliegen.>> Botschaft S.819 

<<Die Lizenzfabrikation ist einfach, 
vor allem in ihrer Vorbereitung. Der 
V er kehr mit den Herstellerwerken ist 
bezüglich Sprache und Distanzen aus­
nehmend günstig.» E S.125 

<< Dio Mirage-Bt~schaffungs bot-
schaft stützte sich im wesentlichen auf 
die Beurteilung der hiefür in den J ah­
ren 1959 und 1960 gesammelten Unter­
lagen. Diese waren nicht in jeder Bezie­
hung vollständig.>> Botschaft S. 909 

<<Infolge der Tatsache, dass wir 
für Zelle und Triebwerk des Mirage III 
die ersten Lizenznehmer waren, zeigen 
sich bei der Erstellung der Lizenzunter­
lagen, der Bearbeitung des Änderungs­
wesens und der Administration derbe­
treffenden Firmep SchwiR,rigkeiten. >> 
Botschaft S. 917 

<<Die geographischen Distanzen so­
wie die Unterschiedlichkeit der techni­
schen Normen wirken sich störender aus 
a.Zs ursprünglich in Rechnung gestellt 
wurde.>> Botschaft S. 917 

<<Wenn in der damaligen Bot­
schaft auf die bereits in zweckdienli­
cher Ausführung vorhandenen Lizenz­
dokumente hingewiesen wurde, so wa­
ren es die damals allein verfügbaren 
Unterlagen für das Flugzeug Mirage 
III C. Für den Mirage 111 S sind diese 
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1964 
in einem Ausma.sse, das beträchtlich 
unterschätzt worden war, nicht mehr gül­
tig. Sie müssen unter Berücksichtigung 
der Änderungen neu erstellt werden. Die­
ser Prozess ist noch nicht ganz abge­
schlossen.•> Botschaft S. 915 

5. Kavernentauglichkeit 

<<Die Raumansprüche an die be­
stehenden Flugzeugstollen sind sehr 
günstig und der Einsatz ab unsern Ge­
"birgsflugplätzen ist gewährlei.~tet. )) 
E S.126 

<<Der Mirage, der ebensowenig 
wie die andern seinerzeit geprüften 
Flugzeugtypen für diese Art der Un­
terbringung (seil. in Kavernen) vorge­
sehen war, musste in verschiedener Hin­
sicht der Unterbringung in unseren Ka­
vernen angepasst werden.•> Botschaft 
S.908 

«Mit der Wahl der Elektronik und 
der Lenkwaffen waren die Betriebsbe­
dingungen beim Alarrnstart ... derart 
erschwert worden, dass auf den einge­
bauten Triebwerk-Starter nicht mehr 
verzichtet werden konnte.)) Botschaft 
S.916 

6. Ersatzmaterial 

« Verzicht auf 1/8 des Ersatzmate­
rials, um dadurch eine «Ersparnisi> von 
ca. 70 Millionen Franken zu erzielem 
(vgl.Beilage zum 8. Zusatzbericht des 
EMD vom 19.12.1960, S.6). 

« Der Betrag von 144 Millionen 
Franken dient im wosentlichen zur 
Deckung von Mehrkosten . . . der Er­
satzteile.)> Botschaft S. 919 

7. Aufklärerversion 

<<Anstelle von Erdkampfwaffen wer­
den diese Aufklärer Geräte für Bildauf­
klärung bei Tag und Nacht mitführen.)) 
Botschaft, S. 806f. 

<< Ursprünglich war vorgesehen, 
für Aufklärungszwecke das gleiche 
Flugzeug zu verwenden, wie für die 
Kampfaufgaben. Die besondornPhoto­
ausrüstung sollte je nach Aufgabe in 
1-2 Behältern unter Rumpf oder Flü­
gel mitgeführt werden. . . . Nach der 
Genehmigung der Beschaffungsbot­
schaft durch die eidgenössischen 
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1961 1964 
Rate erwiesen Detailstudien die Un­
zweckmässigkeit dieser Lösung ... 
Die neue Flugzeugvariante erforderte 
ebenfalls eine besondere Anpassung 
des Navigationssystems.>> Botschaft 
S.916f. 

8. Ablieferung 

<<Bei einer Beschlussfassung der 
Räte in der Junisession 1961 wird also 
gegen Ende 1964 das erste Flugzeug 
aus der Lizenzfabrikation fertiggestellt 
sein ... Nach diesem Plan wird das 
letzte Flugzeug im Herbst 1967 ausge­
liefert werden.>> Botschaft S.816 

<<Die in der Schweiz hergestellten 
94 Mirage JII·S/RS werden zwischen 
Herbst 1965 u,nd Herbst 1968 zur Aus­
lieferung an die Truppe gelangen, vor­
ausgesetzt, dass die Erprobung des 
Waffensystems und die Lieferungen 
aus dem Ausland planmässig erfolgen 
und die Lizenzfabrikation in der 
Schweiz ungestört auf die vorgesehene 
Kadenz anlaufen kann.>> Botschaft S. 
928 

E = Geheime Ergänzungen zur Botschaft 1961 

2. Der Stand der Entwicklung und Beschaffung 

a) Allgemeines 

Die Arbeitsgemeinschaft kam nach Prufung zahlreicher geheimer Doku­
mente und auf Grund der Einvernahmen der für die Beschaffung Verantwort­
lichen, vor allem der technischen Direktion der KTA, des Projektleiters Mi.rage 
und weiterer Fachleute zum Schluss, dass ein Abbruch der Mirage-Entwicklung 
und -Beschaffung aus technischen Grlinden nicht gerechtfertigt wäre. 

b) Aufgaben und technische Risiken der Flugversuche 
in den USA 

Der Mirage III S wurde flugtechnisch in Frankreich erprobt. Die gegen­
wärtigen Versuche in den USA dienen vor allem dazu, die garantierten Leistungs­
grenzen der Elektronik zu erreichen und Schiessversuche mit Lenkwaffen durch­
zuführen. Die KTA betrachtet die Gefahr eines Misserfolges als äusserst gering. 

Das grösste Risiko liegt in der schmalen Erprobungsbasis, steht doch für 
die Versuche in den USA vorläufig nur ein einziger vollausgerüsteter Mirage III S 
- der 02 - zur Verfügung. Sollte dieses Flugzeug bei der Erprobung erheblich 
beschädigt werden oder gar verlorengohen, so ergäbe sich eine Verzögerung in der 
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Abwicklung des Versuchsprogramms in der Grössenordnung eines halben Jahres. 
Es müsste dann in erster Linie auf den Mirage III S 03 gegriffen werden, der 
gegenwärtig im Flugzeugwerk Emmen zusammengesetzt wird. 

c) Die Fabrikation 

Die Feststellungen uber den technischen Stand des Mirage gelten sinngemäss 
auch für die industrielle Seite. Über den gegenwärtigen Stand der Fabrikation, 
besonders der Lizenzfabrikation, wurde die Arbeitsgemeinschaft, durch den Vor­
steher des Militärdepartements und die fur die Beschaffung verantwortlichen 
Instanzen der KTA einlässlich orientiert. 

d) Der Zeitbedarf 

Gemäss Botschaft 1964 (S. 923) sollen die in der Schweiz herzustefüinden 
Mirage III S/RS <<zwischen Herbst 1965 und Herbst 1968 zur Ablieferung an die 
Truppe gelangen, vorausgesetzt, dass die Erprobung des Waffensystems und die 
Lieferungen aus dem Ausland planmässig erfolgen und die Lizenzfabrikation in 
der Schweiz ungestört auf die vorgesehene Kadenz anlaufen kanm>. Auf Grund 
der heutigen Gegebenheiten rechnet die KTA. fur eine Serie von 100 Flugzeugen 
mit einer Hinausschiebung des Endtermins um ein bis zwei Jahre, also auf den 
Herbst 1969 oder 1970. Die ungünstigere Variante wird seitens der KTA als pessi­
mistische Schätzung bezeichnet. 

e) Geheimhaltung 

Der Bekanntgabe technischer und wirtschaftlicher Einzelheiten stehen ver­
tragliche Geheimhaltungsverpflichtungen gegenüber den Lieferfirmen im Wege. 

n. Die Konzeption unserer Luftverteidigung 

1. Die Botschaft 1961 

In der Botschaft 1961 erklärte der Bundesrat auf S. 798- in Bestätigung 
seiner Aussage gemäss Botschaft vom 80. Juni 1960 über die Organisation des 
Heeres-, die Flugwaffe habe weiterhin «in erster Linie die Erdtruppen zu unter­
stützen. Diese allgemeine Aufgabe kann durch Einsatz gegen Erdziele, durch den 
Schutz unserer Truppen vor gegnerischen Fliegerangriffen oder durch Aufklärung 
erfolgen.>> Zu den einzelnen Einsatzarten führte er unter anderem aus (S. 798 ff.): 

Einsatz gegen Erdziele 

a. «Der Hauptzweck des Einsatzes gegen Erdziele wird vor allem darin be­
stehen, zu verhindern, dass der Gegner eine Übermacht an Erdkampfmitteln ins 
Gefecht zu bringen vermag. Die Flugwaffe erlaubt im besonderen, bedrohliche 
Ereignisse und Entwicklungen unverzuglich zu überblicken und, als beweglichstes 
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und schnellstes Kampfmittel, durch ein rasches Eingreifen einen geordneten, 
schnellen und stosskräftigen Ablauf feindlicher Operationen zu durchkreuzen. 
Die Flugwaffe zerstört hierzu die Vormarsch- und Anmarschwege an empfind­
lichen Stellen und bekämpft den Zustrom von Truppen aus der Tiefe. Eine weitere 
Aufgabe, die bei uns in der Regel nur von der Flugwaffe erfüllt werden kann, ist 
die Vernichtung oder mindestens Schwächung der gegnerischen Artillerie und 
anderer weitreichender Erdwaffen. Besonders die Bekämpfung von grossen Trup­
penbewegungen wird normalerweise den Einsatz zahlreicher Fliegerverbände 
erforderlich machen, wenn sich eine bestimmende Wirkung auf den allgemeinen 
Schlachtverlauf einstellen soll.>> 

b. <iDer Einsatz von Erdkampfflugzeugen unmittelbar vor unseren 'frupperi 
... wird dagegen die Ausnahme bilden. Er ist nur dann berechtigt, wenn wich­
tige Ziele mit den Feuermitteln der Erdtruppen nicht wirkungsvoll bekämpft 
werden können. Zur Schwierigkeit, den auf dem Gefechtsfeld zerstreuten, ge­
tarnten und eventuell eingegrabenen Gegner bei derartigen Aufträgen aus der 
Luft zu erkennen, gesollt sich die Unsicherheit, Freund und Feind am Boden 
zu uutsrschoiden. » 

c. << Die Verwendung unserer Flugwaffe zur Bekämpfung von Fernerdzielen­
insbesondere weitreichender Nuklearwaffenträger und Radaranlagen - wird 
nach Massgabe der Dringlichkeit und der dannzumaligen Einsatzerfahrungen 
erfolgen. Ein Teil unserer Flugzeuge muss technisch imstande sein, solche Auf­
gaben nötigenfalls zu lösen. Es sind Kriegslagen denkbar, in denen der Bekämp­
fung von Fernzielen die grösste Wichtigkeit zukommt.>> 

Bedeutsam in dieser Darstellung war die Priorität, die dem Einsatz der Flug­
waffe zugunsten der Erdtruppe - im Einklang mit den geltenden Vorschriften 
des Reglementes <<Truppenführung» (vor allem Ziff.148) - gegeben wurde. Die 
Bekämpfung von Fernerdzielen wurde zwar erwä,hnt, trat aber als eine der ver­
schiedenen Möglichkeit,en von Einsätzen <mach Massgabe der Dringlichkeit und 
der dannzumaligen Einsatzerfahrungen>> richtigerweise gegenüber der Bekämp­
fung frontnäherer Ziele in den Hintergrund. 

Die Aufklärung 
An zweiter Stelle nannte die Botschaft 1961 den Einsatz der Flugzeuge als 

wertvollstes Aufklärungsinstrument der Armeeführung. Zwingend wurde nach­
gewiesen, dass die Führung der Armee infolge der neuzeitlichen Kampfhand­
lungen, die beweglich und über weite Räume verteilt geführt werden, der Luftauf­
klärung bedürfe, um in kürzester Zeit den Überblick über das Kampfgeschehen zu 
erhalten und zu bewahren. Zu diesem Zweck müssten die Aufklärungsflugzeuge 
technisch so ausgerüstet sein, dass sie möglichst bei jeder Wetterlage und auch 
nachts verwendet werden können. 

Der Raumschutz 
Als weitere Einsatzart wurde der Raumschutz zugunsten eigener Erdtruppen 

oder eigener Jagdbomberoperationen umschrieben. 
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Die Jagd 

Als letzte Einsatzart - <<je nach den Angriffsmitteln und -verfahren des 
Gegners sowie dem Zustand und der Beanspruchung unserer Flugwaffe ... durch 
Aufgaben dringlicherer Art>> (S.800) - kam der Jagdeinsatz für die allgemeine 
Luftverteidigung zur Darstellung. Bezeichnend für die sachkundige Bewertung 
der Schwierigkeiten dieses Einsatzes in unserm kleinen Territorium ist der Satz 
(S. 800): « Verhältnismässig einfache Abwehraufgaben, wie die Bekämpfung von 
Flugzeugen, die sich frühzeitig mit weitreichenden Radaranlagen erfassen und 
als feindliche Flugzeuge identifizieren lassen, werden allerdings mit modern aus­
gerüsteten und bewaffneten Jägern auch unter den zukünftigen Verhältnissen 
noch lös bar sein.>> 

Offon wurde die zurzeit fehlende Abwehrmöglichkeit gegen Boden-Boden­
Lenkwaffen und gegen weitreichende Luft-Boden-Lenkwaffen zugegeben. 

Der Neutralitätsschutz 

Abschliessend nannte die Botschaft 1961 den Einsatz der Flugwaffe im Zu­
stand der bewaffneten Neutralität, <mm fremde Flugzeuge zu stellen, zu identifi­
zieren und ihre Internierung zu erzwingen» (S.800). 

Schlussfolgerungen 

In den Schlussfolgerungen (S. 828) führte der Bundesrat aus: 
«Nur mit einem Hochleistungsflugzeug sind wir imstande, das sich ab­

zeichnende Ungenügen unseres Neutralitätsschutzes in der Luft und unserer 
Luftauf.klärong zu beheben sowie den Schutz der älteren Erdkampfflugzeuge 
sicherzustellen. Gleichzeitig erhalten wir damit eine wesentliche Verstärkung des 
Raumschutzes über eigenen Erdoperationen sowie ein Kampfmittel, das für 
besonders anspruchsvolle Aufgaben der Erdzielbekämpfung die nötigen Eigen­
schaften aufweist. Diese verschiedenen Aufgaben können nur mit einem Flugzeug, 
dem die entsprechende Mehrzweckeignung innewohnt, gelöst werden.» 

2. Die Bot,schaft 1964 

Über die Aufgaben der Flugwaffe im Rahmen unserer Landesverteidigung 
enthält die Botschaft 1964 auf S.906 folgende zusammenfassende Darstellung: 

«- Bekämpfung wichtiger Erdziele in der Tiefe des feindlichen Kampfraumes; 
hierfür sind die Mirage III S infolge ihrer hohen Fluggeschwindigkeit, der 
Navigationsmittel und der weitreichenden Waffen besonders geeignet. Der 
Einsatz von Flugzeugen ältem Typs bleibt auf einfacher zu bekämpfende 
Ziele im nähern Frontbereich beschränkt. 

- Zeitlich und räumlich auf die Erdoperationen abgestimmter Raumschutz, um 
unsern Erdtruppen auch bei Tag ein Maximum an Beweglichkeit zu ermög-
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liehen; hieför sind angesichts der Leistungsfähigkeit der zu erwartenden feind­
lichen Kampfmittel in erster Linie die Mirage III S geeignet. 

- Aufklärung in die Tiefe des gegnerischen Kampfraum.es; hiefür sind in Zu­
kunft nur noch besonders ausgerüstete Flugzeuge mit der Leistungsfähigkeit 
des l\Jirage III B S geeignet. Für Aufklärungsaufgaben im nähern Frontbereich 
können nach wie vor die Aufklärer des ältern ~-'yps verwendet werden. 

FLlr die Direktunterstützung der Erdtruppen im Frontbereich sind auch alle 
Flugzeuge älterer Provenienz gut geeignet. Die Hochleistungsflugzeuge sind mit 
den andern Aufgaben voll ausgelastet, schaffen aber durch die Gewährung des 
Raumschutzes die Vorausset7,ung für die Direktunterstützung der Erdtruppen.,> 

Die Mirage-Flugzeuge werden für die Erfüllung dieser Aufgaben als Haupt­
waffe bezeichnet. Erforderlich sei die «Mehrzweckverwendung im Sinne einer 
kurzfristig möglichen Umrüstung,>, weil die kleine Zahl Hochleistungsflugzeuge 
eine Unterteilung nach Aufgaben mit entsprechender permanenter Sonder­
ausrüstung und Spezialisierung der Piloten - mit Ausnahme der Aufklärer -
nicht zulasse. 

In der näheren Umschreibung dieser Aufgaben wurde im allgemeinen die 
Darstellung von 1961 wiederholt, wenn auch Nuancen erkennbar sir1d, die sich 
auf S. 904 in einer optimistischeren Beurteilung des Jagdeinsafaes, auf S. 905 in 
einer stärkeren Betonung der in der.Tiefe des feindlichen Kampfraumes erfolgen­
den Bekämpfung wichtiger Erdziele äussern. 

3. Der Vergleich beiikr Botschaften 

Hauptunterschied zur Botschaft 1961 ist die reduzierte Polyvalenz. Während 
die Botschaft 1961 dem Kampfflugzeug Mirage III S die Erfüllung aller Einsät,ze 
zuwies, tritt in der Botschaft 1964 das Aufklärungsflugzeug Mirage III RS neben 
das Kampfflugzeug 1Iirage III S. Anstelle von 100 vom Parlament bewilligten 
polyvalenten Kampfflugzeugen Mirage III S wurden 18 Aufklärungsflugzeuge 
lVIirage III RS, 2 Doppelsitzer Mirage III BS (für die Schulung von Piloten), 
1 Mirage III C (Jäger der französischen Version zur Erprobung von Komponen­
ten des Waffensystems) und 79 Kampfflugzeuge Mirage III S in Auftrag gegeben. 
Daraus folgt, dass der in Artikel 1 des Bundesbeschlusses vom 21. Juni 1961 ent­
haltene Auftrag an den Bundesrat zur Beschaffung von 100 polyvalenten Kampf­
flugzeugen vom Typ Mirage III S nicht erfüllt wurde. Der Versuch zu einer Be­
gründung für dieses Abweichen vom Auftrag findet sich auf Seite 916 der Bot­
schaft 1964: 

<i Ursprünglich war vorgesehen, für Aufklärungszwecke das gleiche Flugzeug 
zu verwenden wie für die Kampfaufgaben ... Nach der Genehmigung der Be­
schaffungsbotschaft durch die eidgenössischen Räte erwiesen Detailstudien die 
Unzweckmässigkeit dieser Lösung.1> 

Es versteht sich von selbst, dass der Verstoss gegen den Bundesbeschluss 
vom 21. Juni l.961 mit solchen Worten nicht entschuldigt werden kann. 
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a) Allgemeines und Erdeinsatz 
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Die Beschaffung zweier verschiedener Typen von Hochleistungsflugzeugen 
deckt sich nicht mit der in beiden Botschaften mehrfach erwähnten Forderung 
nach echter Polyvalenz. Durch diese Tatsache werden bestimmte Überlegungen 
fragwürdig, die bei der Liquidation des P-16 und dem Antrag auf Beschaffung des 
Mirage III S bedauerlicherweise entscheidende Bedeutung hatten. Damals war 
die Landesverteidigungskommission der Auffassung, <<die Politik des armen 
Mannes>> zwinge uns dazu, inskünftig nicht mehr verschiedene Typen von Flug­
zeugen, also Erdkampfflugzeuge einerseits und Hochleistungsflugzeuge anderseits 
zu beschaffen. Die Idee erwies sich in der Praxis mindestens bezüglich Aufklärung 
als nicht durchfuhrbar. 

Gemäss Prof. Ackeret, ETH Zürich, (ProL II/A/4, S. 41) ist der l\lirage für 
den 01gentlichen Luftkampf das richtige Flugzeug, während für den Erdeinsatz 
der P-] 6 vorzuziehen wäre.Nach seiner Auffassung ist die Polyvalenz ein Wunsch­
traum. Jedes t,echnische Gerät diene einem bestimmten Zweck und nicht ohne 
weiteres auch ganz verschiedenen. Wörtlich erklärte er: <<Die Entwicklung geht 
6ndeutig in Richtung einer Spezialisierung der Flugzeugtypen und nicht der 
Polyvalenz>> (Prot. II/A/4, S. 41). 

In einer hervorragenden Studie über die <<Möglichkeiten und Grenzen der 
indirekten Unterstützung durch unsere Flugwaffe unter Berücksichtigung der 
Fernzielbekämpfung>> (ausgezeichnet im Preisausschreiben 1963 der Sehweizen­
sehen Offiziersgesellschaft) stellte Hptm. Isler fest: 

<<- Die Grenzen des indirekten Einsatzes sind nicht nur durch die Reichweite 
der Flugzeuge, sondern meistens durch das starke Absinken des militärischen 
Wirkungsgrades mit der Distanz gegeb0n, indem: 
- an der ,Reichweitenschwelle' die Kampfzuladung sinkt, resp. der Aufwand 

steigt, 
- der Aufklärungsaufwand mit der Distanz im Quadrat steigt, 
- das Auffinden des Zieles erschwert wird, 
- das Einsatzrisiko weit mehr als linear mit der Einsatzdistanz steigt. 

Die Fernziele werden in der Regel jenseits der durch diesen Wirkungsgrad 
gegebenen Grenze liegen. Wohl ist es möglich, solche fernliegenden Objekte von 
hohem militärischem Wert zu bekämpfen (in Ausnahmefällen kann es sich auch 
aufdrängen). Im Kriegsfall jedoch wird es an frontnäheren, militärisch gleich­
wertigen Zielen nicht mangeln, und diesen muss der Vorzug gegeben werden.>> 

Die Arbeitsgemeinschaft konnte sich dieser Auffassung nicht verschliessen, 
nachdem feststeht, dass 
- während der Beschaffung des polyvalenten Kampfflugzeuges Mirage III S -

ohne Ermächtigung durch die Bundesversammlung- eine Staffel Aufklärungs­
flugzeuge dem Mehrzweckeinsatz entzogen wurde; 

- die technische Entwicklung die Polyvalenz als fragwürdig erscheinen lässt; 
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- die Verwendbarkeit der gleichen Flugzeuge für mehrere Zwecke aus zeitlichen 
Gründen (Umtüsten) ,1u Schwierigkeiten führt; 

- die Ausbildung der :Milizpiloten für alle Einsatzarten wesentlich erschwert 
wird, weshalb im Ausland - selbst fur Berufspiloten - eine Spezialisierung vor­
gezogen wird ; 

- die typischen Gegebenheiten unserer Landesverteidigung vor allem zwei Ein­
satzarten erfordern: die Aufklärung und den Erdeinsatr,; 

- der Angriff auf Erdziele - auch in einer erweiterten Kampfzone - typische 
Erdkampfflugzeuge verlangt, die von den Piloten knapp über dem Boden, 
ausserhalb des feindlichen Radarschirmes, geflogen werden und deren Zu­
ladung eine grosse Wirkung am Einsatzort verspricht; 

- die Hochleistungsflugzeuge im Erdeinsatz ihrer besonderen Stärke (Über­
schallgeschwindigkeit) beraubt werden, weil sie aerodynamisch nicht speziell 
für solche Einsätze konzipiert sind; 

- der Einsatz auf Fernerdziele («Interdictiom) als fragwürdig bewertet werden 
muss. 

b) Der Neutralitätsschutz 

In der Phase der Polizeimassnahmen handelt es sich darum, fremde Flugzeuge 
zu identifizieren, zu warnen und zur Landung zu zwingen. Voraussetzungen 
dafür sind Sichtflugverhältnisse im Bereiche des fremden Flugzeuges sowie 
dessen Verweilen in unserem Luftraum mindestens während einiger Minuten. In 
Übereinstimmung mit einer Studie der Abteilung für Flugwesen und Fliegerab­
wehr erscheinen der Arbeitsgemeinschaft Polizeiaktionen dieser Art problema­
tisch, weil das Luftgefecht auf Distanzen und unter Verhältnissen geführt werden 
muss, bei denen sich die beiden gegnerischen Flugzeuge meist nicht sehen oder 
nicht mit Sicherheit identifizieren können. 

In diesem Zusammenhang müssen auch die völkerrechtlichen Verpflioh­
tungen der Schweiz zur Wahrung ihrer Neutralität überprüft werden. Die II. Haa­
ger Friedenskonferenz von 1907 hat die Verpflichtung der neutralen Staaten, 
Verletzungen des neutralen Gebietes zu verhindern, eingeschränkt, indem solchen 
Staaten nur noch zugemutet wird, <dm Rahmen der ihnen zur Verfugung stehen­
den Mittel>> zu handeln. Als Voraussetzung gilt, dass sich der neutrale Staat die 
zumutbaren Mittel verschafft hat. Professor R.L. Bindschedler schreibt in seiner 
Abhandlung «Die Schweiz und die Ferngeschosse - völkerrechtliche und aussen­
politische Probleme>> (Allgemeine Schweizerische Militärzeitschrift, 1958, Heft 6): 

<<Der Neutrale hat Einflüge in soin Hoheitsgebiet mit allen ihm zur Verfügung 
stehenden Mitteln und daher auch mit Gewalt abzuwehren. Sofern er aber diese 
Mittel angewendet hat, wenn auch ohne Erfolg, kann er nach dem allgemeinen 
Rechtsgrundsatz „ ultra posse nemo tenetur'' völkerrechtlich nicht verantwort­
lich gemacht werden. Der Einsatz der Abwehrmittel wird sich nach den Umstän­
den des einzelnen Falles und nach der Schwere der Verletzung zu richten haben. 
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So mag bei unbedeutenden Verletzungen vielleicht ein diplomatischer Protest 
und ein Begehren auf Schadenersatz genügen. Als Minimum gilt, dass die Neu­
tralitätsverletzung nicht geduldet, nicht widfirspruchslos hingenommen werden 
darf. 

Ferner ergibt sich ... , dass die Verteidigung der Neutralität nicht so weit 
gehen kann, dass sie zur Aufopferung der eigenen Mittel (z.B. der eigenen Luft­
waffe) führt, mit der Folge, dass der Neutrale gegenüber einem Angriff auf ihn 
selbst wehrlos würde.>> · 

Beizufügen ist, dass es keine Rechtspflicht gibt, die etwas sachlich Unmögli­
ches verlangt. (Vgl. in grundsätdicher Hinsicht auch D. Schindler, Neutralität 
und neue Entwicklungen der Kriegstechnik, in der Festschrift, <<Die Rechtsord­
nung im technischen Zeitalten>, Zürich 1961, sowie R. Probst, Rechtliche Pro­
bleme des Raumflugs unter besonderer Berücksichtigung ihrer Bedeutung für den 
dauernd neutralen Staat, in Zeitschrift für ausländisches öffentliches Recht und 
Völkerrecht, Bd. 19, 1958.) 

Die Arbeitsgemeinschaft kommt aus diesen Überlegungen zum Schluss, 
dass zur Erfüllung des Neutralitätsschutzes nur der Einsatz einer beschränkten 
Zahl von Hochleistungsflugzeugen verantwortet werden kann. 

c) Die Aufklarung 

Die Arbeitsgemeinschaft anerkennt einstimmig die Bedeutung dieser Ein­
satzart für die Armeeleitung. 

d} Die Interzeption und der Raumschutz 

·Die Interzeption (geführte Jagd) ist theoretisch im ganzen Luftraum über 
unserem Gebiet denkbar, doch ergeben sich Beschränkungen durch die geringe 
Zahl von Flugzeugen und die Abhängigkeit von der Einsatzführung. Die Jagd 
verlangt eine erfolgreiche Kombination der Komponenten Frühwarnradar, 
Einsatzführung, Interzeptionsflug und Luft-Lnft-Lenkwaffe. Angreifer im Ra­
darschatten können in der Regel mit geführter Jagd nicht bekämpft werden. 

Wenn aus technischen Gründen die geführte Jagd örtlich, zeitweise oder 
dauernd nicht mehr in Frage kommt, so besteht noch die Möglichkeit, einen von 
Auge überblickbaren Raum durch patrouillierende Flugzeuge zu schützen 
(Raumschutz oder nicht geführte Jagd). Nach Ansicht von Fachleuten ist ein 
derartiger Raumschutz praktisch begrenzt auf Sichtflugbedingungen, boden­
nahe und mittlere Flughöhen, Flugzeuge mit Unterschallgeschwindigkeit und 
eine kurze Einsatzdauer. 

Die Arbeitsgemeinschaft anerkennt durchaus, dass es unter militärischen 
Gesichtspunkten an sich wünschbar wäre, möglichst viele Flugzeuge auch für 
Jagd- und Raumschutzaufgaben zur Verfügung zu haben. 
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e) Schlussfolgerungen 

Die im Kapitel <<DiE' finanzielle Situation,> geschilderten Bedenken und der 
daraus folgende Zwang, auf Wünschbares zugunsten des Unerlässlichen ganz 
oder teilweise zu verzichten, führten zum Schluss, dass nur drei Staffeln Hoch­
leistungsflugze~ge, im ganzen somit 54 Flugzeuge, wovon 18 Aufklärer, be­
schafft werden sollen. 

Der Eimatz gegen frontnahe Ziele verlangt auch in Zukunft typische Erd­
kampi'flugzeuge. Hochleistungsflugzeuge können bei dieser Einsa,tzform ihre 
wertvollsten Eigenschaften nur beschränkt zur Geltung bringen. Der als frag­
würdig geschilderte Einsatz gegen Fernerdziele kann nur in Ausnahmefällen 
durchgeführt werden. 

Der Einsatz fi.u· den Neutralitätsschutz ist mit angemessenen Mitteln eben­
falls gewährleistet. 

Der fur die Armeeleitung besonders bedeutsame Aufklärungseinsatz kann 
ohne Abstriche am ursprünglichen Programm geflogen werden. 

Jagd- lllld Raumschutz erfahren die grösste Beschränkung, sind aber im­
merhin zu Beginn eines Krieges möglich. 

5. Die Integration von Flugwaffe und Fliegerabwehr 

Die Arbeitsgemeinschaft ist überzeugt, dass die im Interesse der bestmög­
lichen Luftraumverteidigung seit langem geforderte und der geltenden Kom­
mandoordnung zugrunde liegende Integration di0ser beiden Waffengattungen 
in der Praxis zu wünschen übrig lässt. 

Die Bedeutung der Fliegerabwehr für unsere Armee verlangt deren sofor­
tigen Ausbau. Wenn in der Botschaft 1964 von der Notwendigkeit zu Kürzungen 
nnd Aufscbiebungen im Beteich von Flugwaffe und Fliegerabwehr die Rede ist, 
so wird diese Meinung mit Bezug auf die Fliegerabwehr nicht geteilt. Die Arbeits­
gemeinschaft erachtet die Modernisierung der noch mit veraltetem Material aus­
gerüsteten Schweren Flabregimenter und die Zuteilung von geeigneten Flieger­
abwehrmitteln an die Mechanisierten Divisionen als dringend. 

5. Kapitel 

Die Organisation der Rüstungsbeschaffung 

I. Feststellungen im Zusammenhang mit der Mirage.ßeschaffung1) 

1. Allgemeines 
Als es 1958 galt, die Vorarbeiten für die Beschaffung eines neuen Kampf­

flugzeuges an die Hand zu nehmen, war noch die Verfügung des Eidgenössischen 
Militärdepartements betreffend die Entwicklung und Beschaffung von Kriegs-

1) Als Erleichterung für den Leser finden sich in diesem Abschnitt Hinweise auf 
bestimmte Tatbestände, die unter dem Gesichtspunkt der Verantwortlichkeit bereits 
im 2. Kapitel (S. 283 ff.) gewürdigt wurden. 
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material vom 10. März 1954 in Kraft, die inzwischen durch eine entsprechende 
Verfugung vom 12. November 1963 ersetzt worden ist. Gemass Artikel l der 
Verfugung von 1954 war es Aufgabe des Gmernlstabschefs, die Anträge für die 
Entwicklung neuer Waffen und Geräte zu prufen. :B'ur dio Abklärung der tak­
tischen Notwendigkeiten stauden ihm die Dienstabteilungen des Militärdeparte­
ments zur Verfügung. Die technische Ausfuhrbarkeit liess er durch die KTA 
abklären. 

Erwies die Vorprüfung, dass die Entwicklung einer Waffe oder eines Ge­
rätes taktisch notwendig und technisch möglich war, so erliess der Generalstabs­
chef ein PflichtenhGft, das die vom taktischen Standpunkt aus an die neue Waffe 
oder das neue Gerät zu stellenden Anforderungen enthielt. Gestützt auf das vom 
Generalstabschef erlassene taktische Pflichtenheft, verfasste die KT A das tech.­
nische Pflichtenheft. Im Falle dor Mirage-Beschaffung wurde am 10. August 1958 
eine Arbeitsgruppe fur militärische Flugzeugbeschaffung (AGF) ernannt, die 
in den Woisungon des Generalstabschefs vom 12.August 1958 Aufgaben über­
tragen erhielt, die nach der eingangs erwahnten Verfügung 1954 an sich von der 
KTA auszuführen gewesen wären (vgl. 2.Kapitel, S. 285). Nach Artikel 7 der Wei­
sungen hatte die KTA - unter Beizug der Direktion der Militärflugzeugplätze -
zuhanden der AGF die Frago der Termine, die }föglichkeit der Lizenzfabrikation 
und die Beschaffungskosten für Kauf und Fabrikation abzuklären. 

Die Abweichung von der nach der damals geltenrlen Kompetenzordnung ub­
lichen Art der Prüfung von Entwicklungsfragen für neue Waffen führte vor der 
Reorganisation der KTA zu dauernden Spannungen zwischen der AGF nnd der 
K'rA. Das Fehlen einer industriellen Stelle, die in der Lage gewesen wäre, die 
Kostenermittlung sachgerecht zu besorgen, wirkte sich besonders nachto1lig aus. 

Nach Beginn der Beschaffung, die im Swne vonArtikel9 der erwähnten Ver­
fügung vom 10. März 1954 weitgehend in die Kompetenz der KTA fiel, musste die 
AGF im Zusammenhang mit der Wahl der Taran-Elektronik immer noch tätig 
sein, was für die im ganzen Geschäft wahrnehmbare Vormischung von Entwick­
lung und Beschaffung bezeichnend ist. ""ährend der Beschaffungsphase begün­
stigte das Fehlen einer unabhängigen Stelle für die industrielle Kostenüber­
wachung das unbemerkte Anwachsen der Kostenüberschreitungen. 

2. Die Überlastung der Generalstab8abteil,ung 

Der Generalstabschef ist fur die operative Kriegsvorbereitung und die ge­
r;amte materielle Kriegsbereitschaft verantwortlich. Dier;er Aufgabenbereich 1st 
mit der technischen Entwicklung enorm gewachsen. Dio Arbeitsilberlastung, die 
sich aus der Truppenordnung 1961 und der damit zusammenhängenden Revision 
der Militärorganisation fm dio Generalstabsabteilung und vor allem für deren 
Chef ergab, musste sieb bei der zu geringen Dotation an personellen und anderen 
Mitteln nachteilig fur die Mirage-Beschaffungsvorlage auswirken. Die rapide 
technische Entwicklung, der wir in allen Gebieten des öffentlichon und privaten 
Lebens beiwohnen, hat tiefgreifende Auswirkungen auf die Armee. Die Beschaf­
fung modernster. Waffensysteme auf dem Gebieto der Flugwaffe und Flieger-
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abwehr und anderer moderner Waffen und Geräte verlangt in der Rüstungs­
beschaffung Reorganisationsmassnahmen. Neueste Forschungsmethoden sowie 
die besten und zweckmässigsten Hilfsmittel mussen eingesetzt werden, um die 
Strukturprobleme zu lösen. 

3. Die Überführung iles Beschaffungsauftrages 
in einen Entwicklungs- und Beschaffungsauftrag 

Als im Gegensatz zur Botschaft 1961 festgestellt wurde, dass viele, zum 
grössten Teil schwerwiegende Änderungen am Flugzeug nötig werden, hätte das 
Militärdepartement prlifrn müssen, ob die Beschaffung zu sistieren und ein 
neuer Entwicklungsauftrag einzuleiten sei. Im Falle Mirage hätte ein zusätz­
lich angeforderter Entwicklungskredit bei Anwendung industriell vertretbarer 
Methoden ermöglicht, abzuklären, ob der Beschaffungskredit den tatsächlichen 
Verhältnissen anzupassen oder aber die Beschaffung einzustellen sei. 

Die Abklärung des Tatbestandes hat ergeben, dass der Mirage III S für 
eine Serienfabrikation nicht reif war. Die Arbeitsgemeinschaft ist sich bewusst, 
dass kleinere Änderungen während der Fabrikation von Kampfflugzeugen in 
Kauf genommen werden müssen. Dagegen lassen sich wesentliche zusätzliche 
Entwicklungsarbeiten nicht als <<geringe Änderungem, wie sie die Botschaft 1961 
in Aussicht stellte, qualifizieren. Die Arbeib,gemeinschaft verweist insbesonderf' 
auf die Definitionsänderungen gegenüber der Botschaft 1961, wie z.B. auf die 
Schaffung einer speziellen Aufklärer-Variante )lirage III RS, die am 7. Juli 1961 
erfolgte, also unmittelbar nach dem Entscheid der Eidgenössischen Räte auf Be­
schaffung von 100 polyvalenten Kampfflugzeugen Mirage III 8-. 

In diesem Moment hätte das Parlament orientiert werden müssen, um dar­
über zu befinden, ob der Beschaffungsauftrag zu sistieren oder ein Projektie­
rungskredit zu gewähren sei, der die Voraussetzungen für die Revision des Be­
schaffungsbeschlusses ergeben hätte. Diese l\fassnahme unterblieb. Ein kompli­
zierter Entwicklungs- und Beschaffungsvorgang setzte ein, der zwangsläufig zu 
verheerenden Kompetenz- und Verantwortlichkeitsüberschneidungen führte. 
Die industrielle Fuhrung bestand phasenweise überhaupt nicht mehr. Negative 
Folgen - wie Kostenänderungen und Terminverzögerungen - mussten sich er­
geben. 

4. Die rnangelhafte Planung und Überwachung von Terminen und Kosten 

Beim Mirage-Geschäft lagen Planung und Überwachung- soweit überhaupt 
durchgeführt - in den Händen der mit der Beschaffung beauftragten Stellen. 
Eine Kontrolle durch oine neutrale Instanz fehlte weitgehend. 

Bereits im Zeitpunkt der Beschaffungsvorlage hätte eine unabhängige 
kaufmällllische Dienststelle mindestens darüber Auskunft geben müssen, dass 
die Projektkosten zum Teil grobe Schätzungen waren und die Kostenangaben 
mit Dezimalstellen Genauigkeit vortäuschten. 

In der Beschaffungsphase führte das Fehlen einer von der Beschaffungs­
stelle wiabhängig funktionierenden Verpflichtungskontrolle dazu, dass Projekt-
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änderungen termin- und kostenmässig nicht, zu spät oder zu ungenau festgestellt 
wurden. 

Warnungen des damaligen Chefs der KTA wurden zu wenig beachtet. Der 
Grund liegt im Fehlen von zuverlässigen Planungsunterlagen, deren Sicher­
stellung Sache der KTA gewesen wäre. 

5. Die fehlende Zusammenarbeit mittler Wissenschaft, Industrie 
und übrigen Wirtschaft 

Bis 1958 bestand ein dauernder Kontakt zwischen Militärdepartement und 
Kreisen der Wissenschaft und Industrie in der Kommission für militärische 
Flugzeugbeschaffung (KMF). Im Zusammenhang mit dem Verzicht auf die 
Beschaffung des P-16, dessen hervorragende Eigenschaften als Erdkampfflug­
zeug im Laufe dieser Untersuchung von zahlreichen Instanzen bestätigt wurden, 
erfolgte leider die Auflösung dieser wertvollen Institution. 

Die im August 1958 eingesetzte AGF hatte gemäss Artikel 4 der Weisungen 
des Genoralstabschefs vom 12.August, 1958 das Recht, Experten aus Industrie 
und Wissenschaft beizuziehen. Bedauerlicherweise machte sie von diesem Recht 
keinen Gebrauch (vgl. 2.Kapitel, S. 285). 

Bei den beschränkten personellen und finanziellen Mitteln, die uns im Rü­
stungswesen zur Verfügung stehen, müssen alle Kräfte aus Wissenschaft, Indu­
strie und der übrigen Wirtschaft bei der Planung, Entwicklung und Beschaffung 
von Rüstungsmaterial im Interesse einer wirksamen Landesverteidigung einge­
setzt werden. 

n. Die organisatorischen Änderungen 

1. Allgerneines 
Damit die technische Entwicklung überhaupt aufgefangen und die in Ent­

wicklungs- und Beschaffungsfragen unentbehrliche straffe Führung geschaffen 
werden kann, muss inskünftig neben der bestehenden Organisationsform für die 
militärische Vorbereitung der Kriegsbereitschaft im engeren Sinne (Organisation 
des Heeres, Ausbildung, Einsatzplanung) eine neuo Organisationsform für die 
Entwicklung und Beschaffung von Kriegsmaterial gefunden werden. Diese muss 
Gewähr bieten, dass die neuesten wissenschaftlichen und technischen Erkennt­
nisse der Landesverteidigung dienstbar gemacht werden. Sie muss eine kompe­
tente industrielle Stelle enthalten, die anspruchsvolle Entwicklungs- und Be­
schaffungsprojekte bewältigen kann. Im Sinne dieser Überlegungen schlägt die 
Arbeitsgemeinschaft vor: 
- die Schaffung einer Gruppe für Rüstungsdienste (vgl. Ziff. 2); 
- die Trennung zwischen Entwicklung und Beschaffung (vgl. Ziff. 8); 
- die Sicherstellung der industriellen Planung und Überwachung der Auftrags-

abwicklung (vgl. Ziff.4); 
- die Zusammenarbeit mit der Wissenschaft, Industrie und übrigen Wirt,sohaft 

(vgl. Ziff. 5). 
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Die Arbeitsgemeinschaft übernimmt in ihren Anträgen einzelne wichtige 
Punkte der Reorganisationsvorschläge, die am 15.Dezember 1960 von einer 
Fachgruppe der Schweizerischen Kriegstechnischen Gesellschaft dem Militär­
departement unterbreitet worden sind. 

2. Die Schaffung einer Gruppe fur Rüstungsdienste 

Die Schafftmg einer Gruppe für Rüstungsdienste und die Ernennung eines 
Rüstungschefs führen zu einer neuen Regelung der Gruppe für Generalstabs­
dienste. Sofort erkennbar ist die Entlastung des Generalstabschefs von der ihm 
bis heute übertragenen umfassenden Verantwortung fur die materielle Kriegs­
bereitschaft. Er kann sich inskünftig auf die Bereithaltung der materiellen Mit­
tel beschränken und den zweckmässigen Einsatz im Kriegsfalle vorbereiten. 

Der Rüstungschef hat die Planung und Forschung, Entwicklung und Be­
schaffung des Kriegsmaterials zu übernehmen. Er verfugt über Stellen, die ins­
besondere die Planung und Überwachung der Kosten und Termine gewährlei­
sten. Der Rüstungschef und seine Mitarbeiter sind zivile Organe. Sie werden 
einzig und allein auf Grund ihrer beruflichen Fähigkeiten nnd Erfahrungen ge­
wählt, nicht aber in Beziehung zu ihrer militärischen Karriere. Auf diese Weise 
kann die nötige personelle Kontinuität geschaffen werden. 

Mit dem Eintritt des Rüstungschefs in die Landesverteidigungskommission 
wird die Beleuchtung aller Probleme unter den taktisch-militärischen und tech­
nisch-wissenschaftlichen Gesichtspunkten möglich. Die Arbeitsgemeinschaft ist 
mit dem Vorsteher des :Militärdepartements in seiner Antwort vorn 25. Septem­
ber 1961 an die Schweizerische Kriegstechnischo Gesellschaft der Auffassung, 
dass Technik und Taktik Komponenten sind, die - sich gegenseitig befruchtend 
- dazu dienen müssen, die operative Zielsetzung der Armee unter don bestmög­
lichen Gegebenheiten zu erreichen. Diese Synthese von Technik und '1'aktik 
kann durch die geforderte Reform verwirklicht werden. 

Das Eidgenössische Militärdepattement wäre inskünftig in je eine Gruppe 
für Generalstabsdienste, Ausbildung und Rustungsdionste sowie die Direktion 
der Eidgenössischen ~filitärverwaltung gegliedert. 

3. Die Trennung zwischen Entwicklung und Beschaffung 

Die Schaffung einer Gruppe für Rüstungsdienste erleichtert die Trennung 
zwischen Entwicklung und Beschaffung (Fabrikation) innerhalb der Gruppe für 
Rüstungsdienste. 

Über die bereits verwirklichte Reorganisation der KTA hinaus sollte nach 
Auffassung der Arbeitsgemeinschaft der Stelle für Planung und Forschung ein 
der Stelle für Entwicklung gleichwertiger Rang zugewiesen werden. Bezüglich 
Forschung soll die Stelle für Planung und Forschung den Stand der wissenschaft­
lichen und industriellen Forschung laufend verfolgen und gegebenfalls zuhanden 
des Rüstungschefs Beschaffungs- und - dort wo die schweizerischen Möglichkei­
ten es gestatten - Entwicklungsprojekte unterbreiten. 
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Die zu errichtende Stelle für Planung und Forschung darf nicht verwechselt 
werden mit der bestehenden Untergruppe Planung der Generalstabsabteilung. 
Die,ie bleibt planendes und koordinierendes Organ des Generalstabschefs fur 
Fragen der Heeresorganisation, der Zuteilung von }faterial und Ausrüstung und 
der militarischen Bauten. 

Die Entwicklungsstelle muss sich auf die technischen Pflichtenhefte und die 
Überwachung der Durchführung von Entwicklungsaufträgen konzentrieren. Die 
gleichzeitig laufende Forschung würde von einer unabhängigen, mit der Über­
wachung von Entwicklungsaufträgen nicht belasteten Dienststelle betreut. 

Es ist dafür zu sorgen, dass vor Erteilung eines Beschaffungskredites die 
Entwicklung des zu beschaffenden Materials abgeschlossen ist. In der Phase der 
Beschaffung liegt die Federfuhrung bei der fur die Beschaffung zuständigen 
Stelle. Die Entwicklungsstelle wird beigezogen, wenn bei der Abwicklung der 
Beschaffung technische Änderungen vorgeschlagen werden. Stellt dabei die 
Entwicklungsabteilung fest, dass der Umfang der Änderungen einer neuen Ent­
wicklung gleichkommt bzw. dem Beschaffungsauftrag nicht mehr entspricht, 
so hat sie durch Orientierung der vorgesetzten Stelle dafür zu sorgen, dass über 
Sistierung oder Weiterführung der Beschaffung entschieden wird. 

4. Die Sicherstellung der industriellen Planung 
und die Überwachung der Auftragsabwicklung 

Die Sicherstellung der industriellen Planung geschieht durch die Abteilung 
Planung und Forschung. Diese hat für die Entwicklungs- und Beschaffungs­
projekte die 'l'ermin- und Kostenermittlung vorzunehmen. Fur diese Ermittlung 
werden unter Umständen auch die ubrigen Organe der Gruppe für Rüstungs­
dienste beigezogen. 

Eine unabhängige kaufmännische Abteilung als Stabsorgan des Büstungs­
chefs hat die Abwicklung aller Aufträge der Entwicklungs- m1d der Beschaf­
fungsabteilung zu überwachen. Sie prüft, ob zwischen Projekt und Durchfuh­
rung des Projektes Übereinsti=ung besteht. Unstimmigkeiten werden dem 
Rüstungschef gemeldet und fuhren zur -Cberprufung des Projektes in kommer­
zieller und eventuell auch technischer Hinsicht. Diese Überwachungstätigkeit 
ist nach Auffassung dor Arbeitsgemeinschaft eine der bedeutsamsten Aufgaben 
des kaufmännischen Dienstes. Sie darf bei der Reorganisation der Rilstungs­
beschaffung nicht vernachlässigt werden. 

5. Die Zuswmmenarbeit rnit der Wissenschaft, Industrie 
und 11hrigen Wirtschaft 

Dem Rüstungschef ist ein hauptsächlich aus Vertretern der Wissenschaft, 
Industrie und übrigen Wirtschaft zusammengesetzter Fachausschuss für Rü­
stungsfragen als beratendes Organ beizugeben. Dieses vom Rustungschef präsi­
dierte Gremium bearbeitet Fragen der Forschung, Entwicklung und Beschaf-
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fung von Rüstungsmaterial. Die personelle Zusammensetzung des Fachaus­
schusses muss Gewähr bieten, dass je nach Gegenstand Expertengruppen zur 
Beratung einzelner Stellen der Abteilung für Rüstungsdienste gebildet werden 
können. 

III. Antrag 

Dio Räte werden eingeladen, folgende Motion erheblich zu erklären: 

Motion 

Der Bundesrat wird beauftragt, die Reorganisation des Eidgenössischen 
Militärdepartements innerhalb zweier Jahre im Sinne der Anträge der Arbeits­
gemeinschaft <<Mirage>> vorzubereiten und den Eidgenössischen Räten die erfor­
derliche Revision der Militärorganisation der Schweizerischen Eidgenossenschaft 
vorzulegen. 

Die Reorganisation hat folgende Punkte zu umfassen: 
- Ernennung eines Rustungschefs, der stimmberechtigtes Mitglied der Landes­

verteidigungskommission ist; 
- Bildung eines hauptsächlich aus Vertretern der WissAnschaft, Industrie und 

übrigen Wirtschaft zusammengesetzten beratendon Fachausschusses fur Rü­
stungsfragen; 

- klare Grenzziehung zwischen Entwicklung und Beschaffung von Rüstungs­
material; 

- Sicherstellung der Termin- und Kostennmittlung sowie der technischen und 
kaufmännischen Auftragsuberwachung. 

6. Kapitel 

Die parlamentarische Kontrolle der Verwaltung 

I. Allgemeines 

Das Begehren des Bundesrates vom 24. April 1964 um einen ersten Zusatz­
kredit von 576 Millionen Franken für die Beschaffung der 100 Kampfflugzeuge 
Mirage hat in de:r Öffentlichkeit und im Parlament vor allem deshalb Erbitterung 
und Empörung ausgelöst, weil der Eindruck vorherrschte, die Verwaltung habe 
die politische Oberaufsichtsbehörde überspielt und dio Verpflichtung zum gesetz­
mässigen Handeln verletzt. 

Die Arbeitsgemeinschaft schenkte dahe:r diesem staatspolitischen Problem 
ihre besondere Aufmerksamkeit. Das Parlament wurde in der Tat irregeführt. Es 
ist im Interesse des Staates verpflichtet, dafür zu sorgen, dass sich ein solcher Vor­
gang nicht wiederholt. Die Glaubwürdigkeit bundesrätlioher Botschaften muss 
von der Exekutive gewährleistet werden. Das Verhältnis von Parlament und 
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Exekutivgewalt bedarf der Überprüfung; vor allem sind Mittel und Wege zu 
suchen, um das in BV Artikel 85, Ziffer 11, verankerte Oberaufsichtsrecht der 
Bundesversa~ung wirksamer zu gestalten. 

II. Die heutige Rechtslage 

BV Artikel 71 bezeichnet die Bundesversammlung als oberste Gewalt des 
Bundes, unter Vorbehalt der Rechte des Volkes und der Kantone. Daraus ergibt 
sich für das Parlament Befugnis und Verpflichtung, die Oberaufsicht über die 
eidgenössische Verwaltung und Rechtspflege auszuüben (BV Art. 85, Ziff. 11). 

Um die Erfüllung dieser Aufgabe zu ermöglichen, ist der Bundesrat gehalten, 
der Bundesversammlung alljährlich einen Geschäftsbericht und darüber hinaus 
<< besondere Berichte zu erstatten, wenn die Bundesversammlung oder eine Ab­
teilung derselben es verlangt>> (BV Art. 102, Ziff. Hi). In diesen Zusammenhang 
gehört auch das Interpellationsrecht, das den Parlamentariern die Möglichkeit 
verschafft, Auskunft über jede die Verwaltung betreffende Frage zu verlangen. 
Ihre nähere Ausgestaltung hat die parlamentarische Oberaufsicht durch das Ge­
schäftsverkehrsgesetz und die Geschäftsreglemente der beiden Räte erfahren. 

m. Der Ausbau der parlamentarischen Kontrolle 

1. Allgemeines 

Die Art, wie bisher das Oberaufsichtsrecht ausgeübt wurde, kann nicht als 
grundsätzlich falsch bezeichnet werden. 

Es empfiehlt sich daher, das Bestehende organisch auszubauen und den ver­
änderten Verhältnissen anzupassen, wie es dem Wesen und der Tradition unseres 
Staates entspricht. 

2. Der Ausbau der Geschäft,sprufungskommissionen 

a. Die Organisation der Finanzkoillillissionen, wie sie das Geschäftsver­
kehrsgesetz festlegt, hat sich im allgemeinen bewährt. Es empfiehlt sich, die 
Geschäftsprüfungskoillillissionen in ähnlicher Weise zu organisieren. Insbeson­
dere soll die Amtszeit ihrer Mitglieder sechs Jahre dauern, weil eine grössere perso­
nelle Konstanz die Kontrollarbeit der Koillillission wirksamer und für die Mit­
glieder leichter gestaltet. Innerhalb der Geschäftsprüfungskommission sollen 
die Mitglieder mindestens zwei, wenn möglich drei Jahre der gleichen Subkom­
mission oder Delegation angehören, um einen umfassenden Einblick in den Tätig­
keitsbereich des ihnen zugeteilten Departements zu erlangen. 

b. Die in der Geschäftsprüfungskoillillission für die Überprüfung der ein­
zelnen Departemente gebildeten Subkommissionen .sind zu institutionalisieren 
und ihr Tätigkeitsbereich ist zu erweitern. Dabei soll ihre Aufgabe auf die Vor­
prüfung der Probleme zuhanden der Gesamtkommission beschränkt bleiben„ 
Beschlüsse können nur in der Gesamtkoillillission gefasst werden. 
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c. Die Kontrolltätigkeit der Kommission hat sich über das ganze Jahr zu 
erstrecken. Zwischen den Sessionen sollen regelmässig Arbeitssitzungen statt­
finden. Soforn nötig, muss die Kommission die Möglichkeit haben, Hearings 
durchzuführen und Experten beizuziehen. Beamte, die im Rahmen von Hearings 
durch die Geschäfü,prüfungskommission befragt werden, dürfen nicht an das 
Amtsgeheimnis gebunden sein; selbstverständlich muss auch eine Pflicht zur 
wahrheitsgemässen Aussage bestehen. 

d. Die parlamentarischen Kontrollorgane müssen organisatorisch von der 
Verwaltung unabhängig sein. Zn diesem Zweck soll das hauptamtliche Sekre­
tariat der Geschäftsprüfurigskommissionen dem Parlament unterstellt werden, 
ähnlich der Lösung, die im neuen GE1schäftsverkehrsgesetz für den General­
sekretär der Bundesversammlung getroffen wurde. 

Das neu zu schaffende hauptamtliche und gemeinsame Sekretariat der 
beiden Geschäftsprüfungskommissionen muss neben dem Sekretär die erforder­
lichen Ililfssekretäre umfassen, um die Aufträge zeitgerecht ausführen zu können. 
Auf diese Weise soll eine laufende Geschäftskontrolle durch die Kommissionen 
gewährleistet werden. 

e. Die Aibeiten der beiden Geschäft!lprüfungskommissionen sollen durch eine 
« Geschäftsdelegation» koordiniert werden. 

f. Die Geschä,ftspriifungskommissionen müssen auch ausserhalb der Behand­
lung des Geschäftsberichtes an die Räte gelangen können. 

3. Die Koordination zwischen den Geschäftsprüfungskornrnissionen und den 
Finanzkornrnissiorwn 

Um die zum Teil ähnliche Ziele verfolgende Tätigkeit der beiden Kommis­
sionen zu koordinieren, ist ein Präsidialausschuss zu schaffen. Dieser soll aus den 
Präsidenten der Geschäftsprüfungskommissionen nnd der Finanzkommissionen 
des Nationalrates und des Ständerates bestehen. Das Sekretariat dieses Gremiums 
soll dem Generalsekretär der Bundesversammlung übertragen werden. 

4. Parlarnentarische Hilfsinstitutiorwn 

a) Allgemeines 

Namentlich als Folge der ständigen Vermehrung der Staatsaufgaben, der 
stürmischen technischen Entwicklung, der Komplizierung und Differenzierung 
der wirtschaftlichen und sozialen Verhältnisse aowie der rasch fortschreitenden 
Internationalisierung des öffentlichen Lebens fehlt den Mitgliedern des Parla­
ments in vielen Bereichen die nötige Sachkunde zu einer gründlichen selbständi­
gen Beurteilung der ihnen vom Bundesrat unterbreiteten Vorlagen. Die Parla­
mentarier sind daher bei ihrer Meinungsbildung weitgehend auf die Argumente 
angewiesen, die sich in den Botschaften des Bundesrates finden. Aus den gleichen 
Gründen wird es für die Mitglieder des National- und Ständerates immer schwie­
riger, von ihrem verfassungsmässigen Vorschlagsrecht (BV Art. 93) tatsächlich 
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Gebrauch zu machen; das Initiativrecht wird heute beinahe ausschliesslich vom 
Bundesrat auRgeubt. Diese Gegebenheiten verstärken die Verlagerung des poli­
tischen Schwergewichts vom Parlament auf die Exekutive und ihren Verwal­
tungsapparat, eine Erscheinung, die auf die Dauer unsere demokratische Staats­
ordnung zu beeinträchtigen droht. 

Selbständigkeit und vVirkungskraft des Parlaments lassen sich erhöhen, wenn 
es dem einzelnen Mitglied möglich gemacht wird, sich ohne grosse Mühe Zugang 
zu den tatsächlichen und gegebenenfalls auch den wissenschaftlichen und tech­
nischen Unterlagen für die Beurteilung wichtiger Probleme de~ öffentlichen 
Lebens zu verschaffen. 

b) Parlamontseigener Dokumentations- und Rechtsdienst 

Vor allem in den V er einigten Staaten von Amerika wurden zu diesem Zwecke 
in der Union wie in den Einzelstaaten eigene parlamentarische Hilfsinstitutionen 
entwickelt, die zum Teil in Verbindung mit "Cniversitäten stehen; ähnliche Ein­
richtm1gen kennt u.a. die Bundesrepublik Deutschland. In seinem Referat über 
1,Recbtssetzungsverfahren und Rechtssotzungsformen in der Schweiz>> fur den 
Schweizerischen Juristentag 1954 führte Dr. Kurt Eichenberger, nunmehr 
Professor des Staats- und Verwaltungsrechts an der Universität Basel, zu diesem 
Thema folgendes aus (Zeitschrift für Schweizerisches Recht 1954, S.101 a/102 a): 

<<Ein parlamentseigener Dokumentations- und Rechtsdienst wird im Bund 
unumgänglich sein, wenn mit einer Regeneration des Parlaments Ernst gemacht 
werden will. Die Ausgestaltung braucht sich keineswegs an die Beispiele der 
Vereinigten Staaten anzulehnen; sie wird spezifisch schweizerisch gehalten wer­
den können und organisationstechnisch keine unüberwindlichen Schwierigkeiten 
bieten. Wesentlich ist einzig, dass der Dienst erstens von tüchtigen, optimal lill­
abhängigen Persönlichkeiten versehen wird, zweitens einzig nnd direkt dem Par­
lamente untersteJit ist, drittens nicht vorerst zu knapp ausgestattet wird. Der 
Dienst hätte die ... sachlichen Grundlagen im weitesten Sinne zu liefern, vor al­
lem aber auch für die Formulierung des Gesetzes sowie die Fragen der Verfassungs­
mässigkeit und der Einordnung in dio ubrige Rechtsordnung dem einzelnen Ab­
geordneten, den Kommissionen und dem Plenum zur Verfügung zu stehen.>> 

Organisatorisch liesse sich ein solcher Doknmentations- und Rechtsdienst 
ohne Schwierigkeit dem Sekretariat der Bundesversammlung angliedern. 

c) Sekretariate flir ständige Kommissionen 

Die Zeit ist noch nicht reif, um für alle ständigen Kommissionen beider Räte 
eigene Sekretariate zu schaffen. Organisatorische Unzulänglichkeiten, welche eine 
wirksame und rationelle Arbeit der Kommissionen erschweren, sollen durch 
klare Weisungen an die Verwaltung beseitigt werden. 
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d) Hearings 
Es stellt sich die Frage, ob die Einfühnmg von Hearings, wie sie namentlich 

im amerikanischen Kongress üblich sind, den parlamentarischen Kommissionen 
die Arbeit erleichtern könnte. 

Die soziologische ZuRammensetzung der Eidgenössischen Räte lässt die mei­
sten sozialen, wirtschaftlichen und weltanschaulichen Gruppierungen des Volkes 
durch ihre Vertrauensleute direkt zu Wort kommen. überdies greift schon vor der 
Erstellung der wichtigsten Botschaften regelmässig ein Konsultationsverfahren 
Platz, in dem die Kantone und interessierten Kreise gehört werden. Die Ein· 
setzung von Expertenkommissionen ist ein weiteres Mittel, um die wesentlichen 
Voraussetzungen für die Gesetzgebung abzuklären. Ein allgemeines Bedürfnis 
nach der Veranstaltung von Hearings besteht daher nicht. Bei besonders schwie­
rigen Fragenkomplexen können dagegen Hearings geeignet sein, wichtige :m­
sätzliche Gesichtspunkte zutage zu fördern. 

An sich würde die Autonomie des Parlaments schon heute die Befragung von 
Sachverständigen gestatten, die ausserhalb der Verwaltung stehen. Für die Be­
fragung von Bundesbediensteten muss dagegen die rechtliche Grundlage erst noch 
geschaffen werden. 

5. Parlamentarische Untersuchungskornmtisswnen 

Parlamentarische Untersuchungskommissionen zur Abklärung schwer. 
wiegender Vorgänge in der öffentlichen Verwaltung sind namentlich in den Ver­
einigten Staaten von Amerika und in England - beides Staaten mit gefestigter 
demokratischer Tradition - wirksame Institutionen dor politischen Kontrollo 
des Parlaments über die Regierung. Durch Artikel 44 des Grundgesetzes hat diese 
Institution auch in das Staatsrecht dar Bundesrepublik Deutschland Eingang 
gefunden. _ 

In der Geschichte des schweizerischen Bundesstaates haben sich parlamen­
tarische Untersuchungskommissionen erstmals zur Abklärung der Mirage­
Angelegenheit für nötig erwiesen. BV Artikel 85, Ziffer 11, bot hiefür den beiden 
Räten eine einwandfreie verfassungsmässige Grundlage. Rechtliche Schwierig­
keiten hätten sich insofern ergeben können, als Artikel 47 des Geschäftsverkehrs­
gesetzes die Kommissionen beider Räte lediglich dazu ermächtigt, Mitglieder des 
Bundesrates zur Erteilung von Aufschlüssen in ihre Sitzungen einzuladen. Ferner 
können die Kommissionen vom Bundesrat ergänzende Berichte zu Vorlagen ver­
langen, mit deren Prlifung sie beauftragt sind. Die parlamentarischen Korn· 
missionen sind somit nach der geltenden Gesetzgebung nicht ohne weiteres befugt, 
Bedienstete des Bundes zu befragen oder unmittelbar Einsicht in die Akten zu 
nehmen; eine Ausnahme besteht einzig für die aus der Mitte der beiden Finanz­
konnnissionen gewählte Finanzdelegation (Geschäftsverkehrsgesetz Art.50). In 
der Mirage-Angelegenheit wurde eine mögliche Komplikation durch den (unver­
öffentlichten) fümdesratsbeschluss vom S. Juli 1964 vermieden. Ziffer 1 dieses 
Erlasses lautet: 
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<,Bedienstete des Bundes, welche vor die mit der Untersuchung des Mirage­
Geschäftes beauftragten Kommissionen des Xational- und Ständerates vorgela­
den werden, sind gehalten, vor diesen Kommissionen jede gewünschte Auskunft 
zu erteilen, und zwar auch über Tatsachen, Yorkehren, Verfahren oder Gegen­
stände, die der Amtsverschwiegenheit oder der militärischen Geheimhaltungs­
pflicht unterworfen sind. Den Bediensteten des Bundes soll aus ihrer Auskunfts­
erteilung keinerlei Nachteil erwachsen.>> 

Damit parlamentarische Untersuchungen künftighin einen festen Platz 
unter den Institutionen der parlamentarischen Oberaufsicht über die Verwaltung 
einnehmen, ist das Geschäftsverkehrsgesetz zu ergänzen. Die Untersuchungs­
kommissionen müssen das Recht erhalten, unmittelbar in alle einschlägigen Akten 
Einsicht zu nehmen und von allen Bediensteten des Bundes die zweckdienlichen 
Auskünfte zu verlangen. 

Im einzelnen müssen die Untersuchungskommissionen selbstverständlich 
eine spezifisch schweizerische Ausprägung erfahren; es kann sich niemals darum 
handeln, eine der ausländischen Lösungen, die auf andern politischen Grundvor­
aussetzungen beruhen, einfach zu übernehmen. 

IV. Die Realisierung der Vorschläge 
Die Arbeitsgemeinschaft beantragt den Eidgenössischen Räten, zur Ver­

stärkung der parlamentarischen Oberaufsicht über die Verwaltung die Initiative 
im Sinne von BV Artikel 98 zu ergreifen. 

Die geeignetsten Organe für die Vorbereitung entsprechender Vorschläge 
sind die beiden Geschäftsprüfungsko=issionen. Im Sinne der vorstehenden 
Überlegungen sollen sie daher den Auftrag erhalten, Bericht zu erstatten und 
Antrag zu stellen über den Ausbau der Geschäftsprüfungskommissionen und 
die Koordination ihrer Tätigkeit mit den Finanzkommissionon sowie über die 
Schaffung parlamentarischer Hilfsinstitutionen und die gesetzliche Regelung 
parlamentarischer Untersuchungskommissionen. Selbstverständlich steht den 
Geschäftsprüfungskommissionen das Recht zu, für die Bewältigung ihrer Auf­
gabe Experten beizuziehen. 

Fest steht schon heute, dass die Verwirklichung der. erwähnten Postulate 
eine Änderung des Geschäftsverkehrsgesetzes und der Geschäftsreglemente der 
beiden Räte bedingt. Ob auch andere Erlasse revidiert werden müssen, bleibt 
abzuklären. 

Die Räte werden eingeladen, den folgenden Antrag zum Beschluss zu er­
heben: 

Antrag 

Die Geschäftsprüfungskommission wird beauftragt, dem Rat im Sinne des 
Berichtes der Arbeitsgemeinschaft <<Mirage» vom 1. September 1964 über den 
Ausbau der parlamentarischen Kontrolle der Verwaltung Bericht zu erstatten 
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und Anträge zu stellen. Sie wird sich zu diesem Zwecke mit der Gescbäftsprufungs­
kommission r1es andern Rates sowie mit den Finanzkommissionen ins Benehmen 
setzen. 

7. Kapitel 

Der Ausbau der Verwaltungsgerichtsbarkeit 

Die parlamentari~cbe Oberaufsicht uber den Bundesrat und die Verwaltung 
soll mithelfen, folgende Hauptziele zu erreichen: 
- die sachgernässe, zeitgerechte und wirtschaftliche Erfüllung der dem Bunde 

gestellton Verwaltungsaufgaben; 
- die Sichenmg der verfassungsmassigen Kompetenzordnung, namentlich im 

Verhältnis der Exekutive und Verwaltung zur Bundesversammlung, zu den 
Organen der Rocbtspflego sowie gegeni.tber den Kantonen; 

- eine wirksame, einfache, die Zusammenarbeit erleichternde Verwaltungs­
organisation; 

- ein gutes Arbeitsklima innerhalb der Verwaltung; 
- die Durcbsotzung des rechtsstaatlichen Gnmdsatzes der Gesetzmäss1gkeit der 

Verwaltung, vor allem im VerhaltniA dor Yerwaltung zum Burger. 

Die Tätigkeit der Verwaltung hat einerseits einen staatspolitiscbon Aspekt, 
indom sie der Förderung des Gesamtinteresses dient. Sie beruhrt anderseits die 
Spbare des Burgers, der ihr als Träger von Rechten oder Pflichten gegenliber­
tritt. Sowohl in bezng auf die Wahrung der Gemeinschaftsinteressen als auch in 
den Bezielumgen zum Einzelnen kann das Tun oder Lassen der Verwaltung un­
vollkommen o'der gar fehlerhaft sein. Eine Beaufsichtigung der Verwaltung durch 
von ihr unabhJngige Faktoren ist daher unerlasslich. 

. Was die Rechtsstellung des ßurgers gegenlibor der Vorwaltung angeht, ist 
dw Wissenschaft seit langem der Meimmg, dass - mindestens in letzter Instanz -
nur eine jushzmassige Kontrolle der Yerwaltung dem legitimen Rechtsscbutz­
bedurfnis des Einze1nenzu entsprechen vermag. DieserechtsstaathcheAuffa&sung 
vermochte sieb m der Organisation der Y erwaltungsrechtspflege unseres Landes 
erst toilweise durchzusetzen. Im Bunde liegt heute die Verwaltungsrechtspflege 
noch in erheblichem Umfango bei der Verwaltung selbst, in lotzter Instanz beim 
Bundesrat. Die Arbeitsgemeinschaft ist zwar nicht der Meinung, bei einer voll 
ausgebauten Verwaltungsgerichtsbarkeit hatten die Schwierigkeiten irn Zu­
sammonhang mit der Mirage-Beschaffung vermieden werden können. Sie bekennt 
sich jedoch zm Auffassung, dass dio Einrichtung der Verwaltungsgerichtsbarkeit 
ein besonders wirksames Mittel ist, um die Gesetzmassigkeit des Verwaltungs­
handelns, im besondern auch die pflicbtgebundene Ermessensausübung, zu ge­
wahrleisten. Flir den Bereich der rechtlichen Beziehungen zwischen Verwaltung 
und Burger dient somit die Verwaltungsgerichtsbarkeit dem gleichen Ziele wie 
die parlamentarische OLeraufsicht uber die Verwaltung. Allerdmgs vormag das 
Parlament - im Gegensatz zur Justiz - stets nur an der allgememen Linie der 
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Verwaltungsführm1g Kritik zu üben; der Grnndsatz der Gewaltenteilung ver­
bietet ihm, autoritativ in bestimmte Yerwaltungsgeschäfte einzugreifen. 

Der Ausbau der Verwaltungsgerichtsbarkeit entlastet das Parlament nnd 
gibt ihm die Möglichkoit, sich vorwiegend jenen Kontrollaufgaben zu widmen, 
für die es wesensgemäss besonders gut geeignet ist. Die Erweiterung der ,-er­
waltungsgerichtsbarkeit entlastet aber auch den Bundesrat als letzte Instanz der 
verwaltungsinternen Verwaltungsrechtspflege. Der Bundesrat als Behörde und 
seine Mitglieder gewinnen dadurch Zeit für die eigentliche Staatsführung: Die 
Regierungsgoschäfte können grundlicher uberlegt und das Kollegialsystem kann 
wieder wirksamer gestaltet werden. 

Aus diesen Überlegnngen kommt die Arbeitsgemeinschaft zum Schluss, dass 
im Zuge der Vorstärkung der Kontrolle über die Bundesverwaltung auch die Ver­
waltungsgerichtsbarkeit ausgebaut werden muss. Damit wird dor justizmässigen 
Verwaltungskontrolle einerseits, der parlamentarischen Oberaufsicht über die 
Verwaltung anderseits je ein klar umschriebener Aufgabenkreis zugewiesen. Die 
beiden Formen der Verwaltungskontrolle werden sich wegen ihrer verschiedenen 
Ansatzpunkte vorteilhaft ergänzen. 

Der Arbeitsgemeinschaft ist bekannt, dass die Frage eines Ausbauos der 
Verwaltungsgerichtsbarkeit im Bunde seit langem geprüft wird. Dieses rechts­
staatliche Postulat ist nun endlich zu verwirklichen. Die Arbeitsgemeinschaft 
beantragt den Eidgenössischen Räten daher, die folgende Motion erheblich zu er­
klären: 

Motion 

Der Bnndesrat wird beauftragt, den Raten binnen Jahresfrist eine Vorlage 
über den Ausbau der Yerwaltungsgerichtsbarkeit im Bunde zu unterbreiten. 
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Anträge 

In Wurdigu.ng der Ergebnisse, die am Ende der einzelnen Kapitel dargestellt 
sind, haben die Kommissionen des Nationalrates und des Ständerates, die vom 
19. Juni bis 1. September 1964 als Arbeitsgemeinschaft die Untersuchung durch­
führten, ohne Gegenstimme beschlossen, den Eidgenössischen Raten den nach­
folgenden Entwurf zu einem Bundesbeschluss, zwei Motionen und weitere .An­
träge zu unterbreiten. 

Wir ersuchen Sie, unsern Anträgen zuzustimmen. 

GenPhmigen Sie, sehr geehrte Herren Präsidenten, sehr geehrte Herren Kol­
legen, die Versicherung unserer vorzilglichen Hochschätzung. 

Bern, den 1. September 1964. 

Namens der Kommission 
des Ständerates 

Der Präsident: 
GionDarms 

Namens der Kommission 
des Nationalrates 

Der Präsident: 
Kurt Furgler 
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über 
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Bei'lage 1 

die Beschaffung von Kampfflugzeugen Mirage m 

Die Bundesversammlung 
der Schweizerischen Eidgenossenschaft, 

nach Einsicht in den Bericht der Kommissionen des Nationalrates und des 
Ständerates zur Untersuchung der Mirage-Angelegenheit vom 1. September 1964, 

beschliesst: 

Art.1 
Die vom Bundesrat mit Botschaft vom 24.April 1964 angeforderten Zusatz­

kredite von 856 und 220 Millionen Franken werden abgelehnt. 

Art. 2 

Der Beschaffung von 18 Aufklärungsflugzeugen vom Typ Mirage III RS, 
86 Kampfflugzeugen vom Typ Mirage III S, 2 Doppelsitzern Mirage III BS, 
1 Jagdflugzeug Mirage III C einschliesslich Zubehör, Ersatzteilen und Muni­
tionsausrüstung wird zugestimmt. 

Art. 8 
1 Der mit Bundesbeschluss vom 21. Juni 1961, Artikel 1, Absatz 2, Ziffer 1-8, 

für die Beschaffung von 100 Kampfflugzeugen :Mirage III S bewilligte Kredit 
von 827,9 Millionen Franken steht für die Beschaffung der in Artikel 2 bezeich­
neten Flugzeuge zur Verfügung. 

2 Der Bundesrat wird beauftragt, den Eidgenössischen Räten so bald als 
möglich Bericht und Antrag über die Gewährung des erforderlichen Zusatz­
kredites zu dem im Bundesbeschluss vom 21. Juni 1961, Artikel 1, Absatz 2, 
Ziffer 1-8, bewilligten Kredit von 827,9 :Millionen Franken zu unterbreiten. 

8 Um einen Unterbruch in der Beschaffung zu vermeiden, wird ein Über­
brückungskredit von 200 Millionen Franken bewilligt. 

'Der jährliche Zahlungsbodarf ist im Voranschlag einzustellen. 

Art. 4 
Der Bundesrat wird beauftragt, den Eidgenössischen Räten bis zur Abliefe­

rung der in Artikel 2 genannten Flugzeuge je auf die Frühjahrs- und Herbst­
session über den Stand der Beschaffung zu berichten. 

Art. 5 
1 Dieser Beschluss ist nicht allgemein verbindlich und tritt sofort in Kraft. 
2 Der Bundesrat wird mit dem Vollzug beauftragt. 
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Beilage 2 

Motion 

Der Bundesrat wird beauftragt, die Reorganisation des Eidgendssischen 
Militärdepartements innerhalb zweier Jahre im Sinne der Anträge der Arbeits­
gemeinschaft <<Mirage>> vorzubereiten und den Eidgenössischen RMen die erfor­
derliche Revision der }filitärorganisation der Schweizerischen Eidgenossenschaft 
vorzulegen. 

Die Reorganisation bat folgende Punkte zu umfassen: 
- Ernennung eines Rüstungschefs, der Btimmberechtigtes Mitglied der Landes­

verteidigungskommission ist; 
- Bildung eines hauptsächlich aus Vertretern der Wissenschaft, Industrie und 

übrigen Wirtschaft zusammengeset,zten beratenden Fachausschusses für 
Rüstungsfragen; 

- klare Grenzziehung zwischen Entwicklung und Beschaffung von Rüstungs­
material; 

- Sicherstellung der Termin- und Kostenermittlung sowie der technischen und 
kaufmännischen Auftragsüberwachung. 

Beilage 3 

Motion 

Der Bundesrat wird beauftragt, den Räten binnen ,Jahresfrist eme Vorlage 
über den Ausbau der Verwaltungsgerichtsbarkeit im Bunde zu unterbreiten. 

Beilage 4 

Antrag 

Die Geschäftsprüfungskommission wird beauftragt, dem Rat im Sinne des 
Berichtes der Arbeitsgemeinschaft «Mirage>> vom 1. September 1964 über den 
Ausbau der parlamentarischen Kontrolle der Verwaltung Bericht zu erstatten 
und Anträge ·,m stellen. Sie wird sich zu diesem Zwecke mit der Geschäfts­
prüfungskommission des andern Rates sowie mit den Finanzkommissionen ins 
Benehmen setzen. 
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